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Vorwort. 



Die Geschichte des Rechtes ist auch eine Geschichte der Macht. 
Neues Recht wird häufig nur durch Unrecht am alten geschaffen. 
Die Veränderung der Machtverhältnisse hat oft die des Rechts- 
zustandes zur Folge. In neuester Zeit ist dies für das ständisch- 
monarchische Recht zugegeben worden.^) 

Die Entwicklung zum modernen Staat ist nur durch Aufgeben 
alten Rechtes möglich geworden, was nicht immer aus freiem Willen 
geschah. Einen Teil dieser Entwicklung hatte ich darzustellen. 

Die Geschichte der Annahme der pragmatischen Sanktion soll 
meine künftige Aufgabe sein. Diesmal begnügte ich mich, eine Art 
Vorgeschichte dieses Staatsgrundgesetzes zu bieten. 

Dies wäre mir mit den bisher benutzten Quellen schwer möglich 
gewesen. Über die vielen Lücken hätten einander entgegengesetzte 
Hypothesen und Interpretationen nicht hinweghelfen können. Einer 
bloßen Auswahl zwischen denselben wollte ich aber ausweichen und 
die Entscheidung auch auf Neues oder bisher Unbeachtetes gründen. 
Viele neue Akten, die sich in verschiedenen Archiven finden ließen 
i^etzten mich in der Tat in den Stand, manche früher ungeahnte Zu- 
sammenhänge festzustellen. 

In der Regel ließ ich zuerst die Quellen, neue wie alte, auf 
mich wii'ken, ehe ich auf bisherige Interpretationen oder Meinungen 
einging. Überhaupt suchte ich vornehmlich das Tatsächliche festzu- 
stellen und bloßes Theoretisieren oder Politisieren zu vermeiden. 

Innere Gründe bestimmten dieses mein Vorgehen: Das Thema 
war in solchem Umfange und Zusammenhange bisher noch gar nicht 
bearbeitet worden. Dann herrschten in einer und derselben Frage zu 



1) Tezner, Technik und Geist des ständisch-monarchischen Staatsrechtes, 
Leipzig 1901, in Schmollers Staats- und sozialwissenschaftlichen Forschungen, 
XIX, Heft 3. 
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verschiedenen Zeiten oft ganz verschiedene Ansichten. Gerade die 
für die Entstehung der habsburgischen Ländervereinigungen und für 
die Erbfolge denkwürdigsten Aktionen sind von den jeweiligen Kron- 
juristen mit Gründen verfochten worden, die gänzlich oder teilweise 
unzutreffend waren. Noch mehr: Nicht bloß zu verschiedenen Zeiten^ 
selbst in einem bestimmten Jahr bestanden sogar innerhalb der 
Herrscherfamilie über gewisse Fragen voneinander abweichende Auf- 
fassungen. Kein Wunder: Die Geschichte war noch keine exakte 
Wissenschaft, sie hatte noch nicht die große Summe geistiger Arbeit 
geleistet, die heute vor uns liegt; die urkundlichen Zeugnisse Avaren 
auch in verschiedenen Archiven zerstreut, ohne sachliche Ordnung 
aufbewahrt, selbst für die geheimsten Berater der Habsburger schwer 
zugänglich. Eifersüchtig und ängstlich wachte ein ganz kleiner Kreis 
von Höflingen darüber, daß diese urkundlichen Beweise öffentlicher 
Diskussion möglichst entzogen und nur ihm selbst zugänglich bliebe. 
Ei-teilte ja Bartenstein 1756 seiner Kaiserin den Bat: 

„Derley Gattung Leuten (er meint Jakob Lambacher)*), die 
einige Wissenschaft besitzen, aber mit der behörigen Beurtheilungs- 
kraft und Einsicht nicht versehen, noch in Weltsachen erfahren 
seind, gibt es mehrere, wie anderer Orthen, also auch allhier. Man 
kann sie nuczlich gebrauchen, es muss ihnen aber nicht der freie 
Zaum gelassen, sondern selbe an eine höhere Anleitung und Vor- 
schrifft gebunden werden, wann änderst verhütet werden will, das& 
von ihrer eygensinnigen Einbildung dem Staat nicht weit mehr 
Schaden als Nuczen zugehen soll. Daher anderwärts keinem privato 
gestattet wird, von des Staats Gerechtsahmen, weniger von des 
Souverainen Erbfolgsbefugnis ohne des Hoffs Vorwissen und Erlaubnis 
etwas zum Druck zu befördern, am aller wenigsten aber dasjenige 
öffentlich anzufechten, Avas darvon auf Befehl des Hoffs geschrieben 
und in mehreren Sprachen der Welt kundgemacht w^orden."*) 

Auch ein Wort an meine künftigen Kritiker sei gestattet! Für 
Belehrungen, für Ergänzungen und Verbesserungen wird niemand 
dankbarer sein als ich. Aber sie mögen bedenken: es galt, eine fünf 
bis sechs Jahrhunderte umfassende historische Entwicklung zu ver- 
folgen und darzustellen. An einer Arbeit von solchem Umfange wird 
der Spezialforscher immer ergänzen und verbessern können. Von 
kleineren Hilfsschriften, namentlich interpretierenden Inhalts, mag 
einiges übersehen worden sein. EtAvaige Mängel dieser Art sind aber 
hoffentlich wettgemacht durch reichlichste Quellenbenützung und 



1) Dessen .Demonstratio iuris . . . Leipzig 1754" ihm mißfaUen hatte. 
-) Mss. 693 des AViener Staatsarchivs. 



— 3 — 

namentlich durch Heranziehung eines umfangreichen, neuen und oft 
entscheidenden Materials. Tadellose Vollständigkeit auf einem so 
großen Gebiete ist ein Ideal, das nur durch planmäßige Aufteilung 
des ganzen Gebietes unter mehi^ere Arbeiter erreichbar wäre. An 
einer solchen Arbeitsteilung auf dem Gebiete der gesamt-österreichi- 
schen Geschichte fehlt es leider noch. 

Im Anhang sind mit Absicht nur wenige Proben der vielen 
bisher unedierten Quellen geboten, die ich zu Eate ziehen konnte. 
Es sollte bloß gezeigt werden, was es noch zu tun gibt. Vielleicht 
liegt in diesen Proben ein neuer Anreiz, das Versäumte nachzuholen. 

Zum Schlüsse erfülle ich eine angenehme Pflicht, indem 
ich Sr. Exzellenz dem Herrn Minister für Kultus und Unter- 
richt Dr. Wilhelm Eitter v. Hartel für die außerordentliche 
Förderung meiner Studien meinen ehrerbietigen Dank auch 
öffentlich zum Ausdruck bringe. 

Meine Arbeiten wurden femer in den Archiven, die ich benützen 
durfte, durch allerlei Begünstigungen erleichtert. Es war dies wie in 
Wien, so in Prag, Graz und in Innsbruck der Fall. Ich sage darum 
auch allen Herren Archivbeamten, die mich so unterstützt haben, für 
ihr Entgegenkommen meinen aufrichtigsten Dank. 



A. 

Die österreichischen Erbländer. 



I. 



Vorhabsburgisehe Zeit 



Gliederung des Stoffes. 

Die folgenden Darlegungen sind auf das Gebiet der später 
habsburgischen Alpenländer und eines kleinen Teiles des Karstes be- 
schränkt, schon aus einem methodischen Grunde. Denn es geht in 
historischer Forschung wie in naturwissenschaftlicher: um einiger- 
maßen sichere Schlüsse zu ziehen, muß das Beobachtungsgebiet ein- 
geschränkt, scheinbar Zusammengehöriges sorgfaltig auseinander ge- 
halten, dafür aber die Zahl der Beobachtungen möglichst vermehrt 
werden. Dann wird uns auch die sukzessionsrechtliche Geschichte 
dieser Gebiete beweisen, daß sie von derjenigen Böhmens und Ungarns 
getrennt werden muß. 

Die Grundsätze und Gewohnheiten für die Vererbung von Lehen 
einer bestimmten Gegend des ehemaligen Deutschen Reiches waren 
manchmal denen des Nachbarlandes entgegengesetzt und auch zu 
verschiedenen Zeiten verschieden. 

Um die Sukzessionsfragen, mit denen sich die Hauspolitik der 
Habsburger von König Rudolf bis zu Herzog Rudolf IV. beschäftigtie, 
lichtig zu deuten, hätte man schon lange die Lehenspraxis in den ge- 
nannten Gebieten genauer untersuchen und im Zusammenhang darstellen 
sollen. Denn dies ist bisher in ganz unzureichendem Maße geschehen. 

Im Folgenden konnte nur ein Anfang gemacht werden. Das 
Vergleichsmaterial möge in Zukunft durch andere vermehrt werden. 

Nach drei Richtungen soll Ausschau gehalten, und nachein- 
ander sollen betrachtet werden: 

a) Die Lehen auf landesfürstlichem Boden; 

b) die „Lehen vom Krummstabe." Nachdem 

c) die Resultate der vorangehenden Kapitel geboten worden 
sind, werden 

dj die Reichslehen behandelt werden. 
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a) Lehen auf landesfurstlichem Boden, 

Die mit den rechten Lehen ^) verbundene Kriegsdienstpflicht 
war wohl die Hauptursache, daß diese Lehen dem weiblichen Ge- 
schlecht lange Zeit unzugänglich blieben. Je kräftiger ferner die 
landesfiirstliche Gewalt entwickelt war, desto strenger und desta 
länger wurde wolil an diesem Grundsatze festgehalten. Wurden ja 
auf diese Weise die Lehen eher frei und der Landesherr konnte 
darüber in Form einer Neubelehnung verfugen. In dem 

Österreich 

der spätbabenbergischen Zeit ist dieser Grundsatz nur zum Teil 
durchbrochen worden. Auskunft hierüber gibt uns die erste Fassung 
des österreichischen Landesrechtes, die in den Zeiten des letzten 
Babenbergerherzogs Friedrich des Streitbaren entstanden zu sein 
scheint, vielleicht wirklich im Winter 1236 auf 1237, wohl eher in 
Opposition gegen den Landesherm als unter seiner Mitwirkung. 2) 

Aus dieser Fassung») ergibt sich, daß in den rechten Lehen, 
wenn der letzte Besitzer nur weibliche Nachkommenschaft hinterließ^ 
der Erbgang (successio mortis causa) in absteigender Linie ^) unter- 
brochen wurde, indem die Tochter vom Lehensherm noch belehnt 
werden konnte, aber nicht belehnt werden mußte. Hierbei geseliah 



1) Im Gegensatze z. B. zu Burglehen. Siehe Hasenöhrl, Das österreichische 
Landrecht im 13. und 14. Jahrh., Wien 1867, S. 131. 

2) Die Vermutung ein vernehmlicher Durchberatulig bei Juri t seh, Gesch.. 
der Babenberger, Innsbruck 1894, 586 Anm. 2, gestützt auf den Wortlaut des 
Artikels 29, ist nicht überzeugend. Wenn man Art. 2, 5 und 17 in Betracht zieht, 
wo es ebenfalls heißt: ,,nach Gewohnheit des Landes als recht ist/' braucht 
man im Art. 53 keinen Gegensatz zwischen Recht und Gewohnheit zu sehen. Über 
die Entstehungszeit siehe Dop seh, Entstehung und Charakter des österr. Land- 
rechtes, Arch. f. öst. G. 1893, LXXIX, 94 bis 99. Bisher ist nur ein kleiner Teil 
des Rechtsstoffes beider Landesrechtsaufzeichnungen kritisch untersucht worden. 
Erst wenn der ganze Stoff untersucht ist, wird die Datierung vollkommen sicher 
bestimmt werden können. 

3) [§ 41]: „Es en sol niemand dhain volg haben nach rechtem lehen, nur 
ein sentmessig man ynd ein erbburger ... [§ 42] : So sol auch dhain Frau dhain 
volg nicht haben — nur zu ainer haut — nach rechtem leben. Welichs aber 
abstirbt: die Frau, die das lehen empfangen hat, oder der Man, der das leben 
gelihen hat: so ist das lehen ledig, man ding ir es dann [<» denn] aus gen dem 
herren mit lebentigen zeugen oder mit hantvesten . [§ 43]: Es hat dhain Fratii 
lehenshant [hier: Lehen verleihende Hand]. Wenn sie abstirbt, so ist das lehen 
ledig den erben, die ander ir aigens [= Eigengutes] recht'' erben sind. Schwind- 
Dopsch, Ausgewählte Urkunden zur Verfassungsgeschichte der deutsch-Osterr. 
Erbländer, Innsbruck 1895, S. 64. 

4) Vgl. Schröder. Lehrbuch der deutschen Rechtsgesch., Leipzig 1898, 411 f. 



— 9 — 

dies dann nur für ihre eigene Person: „nur zu einer Hand". Dadurch 
erwarb sie für ihre Nachkommen kein Nachfolgerecht. Das Lehens- 
verhältnis hörte nämlich auf: Wenn die BeKehene ihren Lehens- 
herrn überlebte, schon mit dessen Tode; im andern Falle schon mit 
ihrem eigenen Tode. Auch ist ihr Verfügungsrecht über Lehen 
überhaupt eingeschränkt, denn sie darf sie nicht weiter verleihen. 
Dies hängt wohl auch damit zusammen, daß sie volle Handlungs- 
fähigkeit wie der kriegsdienstfähige Mann in Österreich nicht oder 
noch nicht besitzt. 

Die zweifache Zeitgrenze für das Verhältnis zwischen dem Herrn 
eines rechten Lehens und der Trägerin desselben bedeutet in gewissem 
Sinne eine dritte Phase in der Entwicklung der Lehensvererbung, 
indem sich dasselbe wiederholte, was während der ersten Phase für 
männliche Vasallen gegolten hatte; denn auch deren Verhältnis zum 
Lehensheri'n war ursprünglich nur temporär. 

Bezeichnet die Vererblichkeit in männlicher Linie die zweite 
Entwicklungsstufe, so könnte man als vierte Stufe diejenige bezeichnen, 
wo eine Tochter des letzten Lehensbesitzers alle Lehen ohne Unter- 
schied auf ihre Nachkommen vererben darf:^) sei es auf Grund 
eigener Lehensfähigkeit, sei es infolge der Mitbelehnung ihres Ge- 
mahls. 

Erhielt dann der Gemahl einer Erbtochter zugleich mit dieser 
ein Lehen, einerlei ob ein rechtes oder ein anderes, so war es für 
die Frau ein altes Lehen, für den Mann ein neues. 

War aber der Gemahl nicht mitbelehnt worden, und blieb 
die Ehe kinderlos, so erbte in Österreich nach Lehensrecht nie- 
mals der Mann. 

Noch in Kaiser Maximilians IL Zeiten, wahrscheinlich auch 
später, galt als strenger Grundsatz: Soll der Witwer seine kinderlos 
verstorbene Gattin als Lehensträgerin beerben und dann das Lehen 
eventuell Kindern einer zweiten Gattin hinterlassen können, so muß 
er seine einstige Mitbelehnung beweisen. 2) 

In der spätbabenbergischen Zeit wurde also zwischen rechten 
und andern Lehen unterschieden. Die Nachkommen einer Tochter 
konnten rechte Lehen nur dann erben, wenn gleichzeitig auch ihi- 
Gemahl (das geschah vielleicht seltener), oder wenn dieser eventuell 
ganz allein belehnt wurde. In dieser Zeit leiteten sich also die Erb- 



1) Hasenöhrl a. a. 0. verwechselt wohl den Inhalt der §§ 42 und 48, wenn 
er schreibt: „Das Landesrecht erklärte ausdrücklich, daß sie (die Frauen) sowohl 
als Lehensherren (§ 42) als auch als Vasallen (§ 43) lehensunfähig sind." 

2) „Lehensrecht und Ordnung" aus der Zeit nach 1563 im Mss. 8037, Fol. 69 
der Wiener Hof bibl. 
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anspräche der Kinder in beiden Fällen nicht von der Mutter, 
sondern von dem neubelehnten Vater ab, der für sie der erste Er- 
werber (primus acquirens) wurde. 

Aber die Worte: „es sei denn, daß man es ihr gegenüber dem 
Lehensherrn ausbedungen", beweisen, daß es zur Zeit der Erstauf- 
zeichnung des österreichischen Landesrechtes zugunsten weiblicher 
Lehenssukzession auch in rechten Lehen entweder schon Ausnahmen 
gab, die vielleicht Herzog Friedrich IT. nicht mehr dulden wollte, 
oder daß der Adel Österreichs sich die Möglichkeit hierzu durch be- 
sondere Investiturverträge eröffnen wollte. Es würden dann die Worte 
des sächsischen Lehensrechtes gelten: ^Er hat die Belehnung und 
den Heerschild, sie dieselbe Belehnung und die volle Herrschaft dar- 
über (gewere).'*^) 

Aber in der zweiten Fassung des Landesrechtes, die von König 
Ottokar vermutlich doch 1266 als Gesetz erlassen wurde*) und bis 
zum Jahre 1276 in Geltung war, sind die Rechte des Adels wie 
überhaupt,*) so auch in diesem Punkte eingeschränkt worden. 

Die Einschränkungen, unter welchen Frauen rechte Lehen 
innehaben durften und die im ganzen § 42 enthalten waren, sind 
nämlich, gewiß nicht ohne Absicht, gänzlich weggelassen. 

An die Spitze ist dagegen der Satz gestellt: «Es hat kein Fraw 
lehenshant. Wann sie abstirbt, so ist auch das Lehen ledig den 
erben [frei für die Erben], die ander irs aigens [Eigengutes] recht' 
erben sind."*) Sie hat nicht volles Verfügungsrecht darüber, kann 
aber im Lehen beerbt werden. Welche Lehen können nun gemeint 
sein? Schwerlich , rechte" Lehen. Denn sonst wäre der unmittelbar 
folgende Satz ein Widerspruch: „Es sol auch niemand dhein volg 
haben nach rechtem Lehen, dann ain sentmessig mann und ain erb- 
burger . . .". Davon werden keine Ausnahmen gemacht. Weibliche 
Sukzession in rechten Lehen ist also nun durchaus ausgeschlossen. 

Freilich scheint dem der nächste Satz der zweiten Fassung des 
Landesrechtes zu widersprechen: „Es sei Mann oder Weib, der ein 
recht Lehen hat, und hat er das in stiller gewer [voller Verfügung] 



») He hevet die ienungc unde den berscbilt, unde sie hevet die selve lenunge 
nnde die gewere. Schröder, Lehrbuch, S. 403. 

3) Dopsch, Entstehung, 51 bis 63, 92 f.; die Literatur ebendas. 3 bis 16. 
Redlich, König Eudolf von Uabsburg, Wien 1902, 339 Anm. 1, nimmt dasselbe an. 
Ich durfte von diesem Werk noch vor dem Erscheinen desselben eine Anzahl von 
Aushängebogen einsehen, wofür ich dem Herrn Verfasser meinen besten Dank sage. 

3) Dopsch, Entstehung, 42 if., 50 f., 57 f., 92. 

*) Schwind-Dopsch, 102 und Senckenberg, Visiones diversae de col- 
lectionibus legum germanicorum, Lipsiae 1765, 231. 
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uiiversprochen zwelif iar und ainen Tag . . ." so soll er, wenn er 
den Zeugenbeweis hiefür erbringt, es ruhig weiter inne haben. 

Bedenken wir aber, daß uns das Landesrecht von 1266 nur in 
Abschriften des 15. Jahrhunderts^) erhalten ist, und bringen ^ar da- 
mit in Zusammenhang, daß in der ersten Fassung an dieser Stelle 
nur die Worte stehen: „Wer ain recht lehen in stiller gewer 2) 
hat . . ." so werden wir die Möglichkeit einer viel späteren Inter- 
polation in der zweiten Fassung nicht von der Hand weisen 
können. 

Das Wer wurde durch „es sei Mann oder Weib" ersetzt und 
erläutert, was umso gefahrloser schien, als es auch in anderen Artikeln 
der ersten Fassung vorkam. 

Wir besitzen nun einen neuen Beleg für die schon an anderen 
Beispielen erkannte Tendenz König Ottokars, die Rechte des Adels 
in Österreich zu schmälern. 

Viel günstiger für weibliche Lehenssukzession lagen die Ver- 
hältnisse in 

Steiermark. 

Hier wurde den Töchtern des letzten Inhabei^s in Ermanglung 
von Söhnen die Lehenssukzession schon 1186 zugestanden, ohne daß 
hierbei eine Einschränkung oder Bedingung erwähnt wurde. Als der 
letzte Traungauer-Herzog Ottokar von Steieimark den Herzog Leo- 
pold V. von Osterreich, angeblich Vater seiner Verlobten, der nicht 
erweislichen Agnes, «) zu seinem »Naclifolger" einsetzte, wenn er 
selbst unbeerbt stürbe, mußte er, um die Beistimmung seiner Land- 
stände zu dieser Verfügung zu erlangen, unter anderen Zugeständ- 
nissen auch das weiblicher Lehenssukzession machen.^) Der ganze 
Wortlaut des Vertrages spricht dagegen, daß es sich nur um Eigen- 
güter und Vogteirecht über Klöster gehandelt habe.'^) Auch die volle 



1) Dopsch, Entstehung, 91. 

2) Die bezügliche Stelle in der Handschrift der Wiener Hofbibliothek (saec. 
XV.) 12.688, Fol. 261, weist an dieser Stelle weder eine Korrektur, noch eine Ein- 
schaltung auf. 

3) Krones, Die Markgrafen von Steier, Arch. f. österr. Gesch. 1898, 
LXXXIV, 271. 

*) In beneficiis . . . etiam qui filios non habuerint, filiabus beneficium di- 
mittere non prohibeantur. Schwind-Dopsch, 21. 

5) Juritsch, Gesch. der Babenberger, 298 if. Man beachte: «Successorem 
nobis designavimus (ohne Einschränkung) . . . ducatum quoque regat Styrie . . . 
qui rerum summam post nos habuerit. Schwind-Dopsch, 20. Die Wirksamkeit 
des Vertrages konnte erst nach dem Tode des Traungauers eintreten; erst dann 
war die Reichsbelehnung nötig, die 24. Mai 1192 in Worms erfolgte. Juritsch 
a. a. 0. 317. 
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landesfürstliche Gewalt war gemeint und die Lehen, die vom Landes- 
fürsten verliehen wurden. Diesen Freiheitsbrief von 1186 hat dann 
Kaiser Friedrich ü. am 20. April 1249 bestätigt.*) Auch in 

Kärnten 

und in den Teilen von Krain, welche zum Herrschaftsgebiete des 
Herzogs von Kärnten gehörten, dürfte in vorhabsburgischer Zeit 
weibliche Sukzession von der landesherrlichen Gewalt wiederholt und 
bedingungslos zugestanden worden sein, obwohl hiezu vielleicht fast 
immer ein besonderer Lehensvertrag nötig war. So gab der letzte 
Sponheimer Herzog Ulrich in den Jahren 1265 und 1267 seine Zu- 
stimmung, als sein Bruder Philipp drei „Auersperge" belehnte. Ein- 
geschlossen in die Belehnung waren ausdrücklich ihre „erben beiderlei 
Geschlechtes, die männlichen wie die weiblichen."^) 

Daran wurde auch in habsburgischer Zeit festgehalten. So wurde 
in dem habsburgischen Teile von Kärnten 1315 eine Burg „Gurnitz'' 
dem Konrad von Aufenstein und ganz allgemein zugleich dessen 
„Erben" als Lehen verliehen. 3) 

Dies hängt aber zusammen mit der Übung, die sich für die 

b) „Lehen vom Krummstabe" 

ausgebildet hatte. Die Babenberger und die Sponheimer Herzoge, so- 
wie die Grafen von Görz und Tirol hatten sehr viel geistliche Lehen 
inne. Besonders kamen in Betracht der Erzbischof von Salzburg und 
der Patriarch von Aquileja, dann die Bischöfe von Passau, Bamberg, 
Freising und Regensburg, sowie die Bischöfe von Chur, Trient und 
von Brixen. Die drei letzten Hochstifter waren vorwiegend im Ge- 
biete des heutigen Tirol Lehensherren, die anderen in Osterreich, 
Steieimark, Kärnten und Krain. 

Ein Bischof von Passau erklärte in einer Urkunde vom Jahre 
1254 fiist dasselbe, was die erste Fassung des österreichischen Landes- 
rechtes in Bezug auf weibliche Sukzession in rechten Lehen bestimmte : 
Das Lehensverhältnis bei Weibern kann sich nur auf ihre eigene 
Person und auf die des Lehensherrn erstrecken.*) 



1) Winkelmaniif Acta imperii . . . inedita. Innsbruck 1880^ I, S. 362. 

2) Schumi, Urkunden- und Regestenbuch des Herzogtums Krain. Laibach 
1882 bis 1887, S. 265, 288. 

3) Lindau, 5. Mai 1315. Wiener Staatsarchiv, Urkunden-Repertorium I. 

*) Quod femine successionem ad feodale ins non habeant, nisi quautum 
ad unam — sive suam, vel conferentis — personam. Monumenta Boica, XXXIX, 
U, S. 403. 
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Diese Äußerung fiel aber in einem Lehensprozeß von Seite einer 
Partei, nämlich des Bischofs von Passau. Dieser hatte nach dem 
Tode eines Vasallen, der ohne Kinder gestorben war, dessen Lehen 
für heimgefallen erklärt, während es dessen Witwe als „anerstorben" 
ihrem zweiten Gemahl in die Ehe bringen wollte. Sie bestritt das 
Eecht zur Einziehung, trotzdem nur ihr erster Gemalil, nicht aber 
sie damals belehnt worden war. Der Bischof berief sich auch darauf, 
daß die einjährige Frist für die Lehenserneuerung („Mutung") schon 
versäumt sei. Schließlich sollte eine Appellation an das Reich die 
Entscheidung bringen. 

Aber auch die Anschauung der Gegenpartei ist lehrreich, denn 
sie läßt vermuten, daß neben dem Mann oft die Frau belehnt wurde,*) 
so daß sie selbst, wenn sie aus ihrer ersten Ehe keine Kinder hatte, 
Erbin des Lehens wurde. Freilich mußte diese Mitbelehnung urkund- 
lich erweislich sein, was bei diesem Prozeß nicht der Fall gewesen 
zu sein scheint. Die Erklärung des Bischofs vom Jahre 1254 hinderte 
aber einen späteren Bischof von Passau 1286 nicht, bestimmte Lehen 
einer Frau und ihren zwei Töchtern zu verleihen, obwohl, wie er 
sagt, Lehen auf Weiber nicht übergehen könnten.«) 

So bestimmt auch dieser Ausspruch ^lautet, hatte man im Bis- 
tum doch schon drei Generationen vorher das Gegenteil getan. Denn 
schon 1198 hatte z. B. ein Bischof von Passau einen Lehensbrief für 
Gundakar von Steyer ausgestellt, worin auch Weibern seines Stammes 
(propaginis) Sukzession gewährleistet wird, aber erst, „wenn auch 
nicht eine einzige männliche Person" dieses Stammes mehr am Leben 
ist.^) Auch aus den Jahren 1249 und 1250 sind uns gemeinsame Be- 
lehnungen von Eheleuten der Passauer Diözese bezeugt.^) Die Zahl 
dieser Beispiele würde sich wohl bedeutend vermehren lassen, wenn 
uns das Material erhalten wäre. 

Einen Kampf zwischen älterer und neuerer Lehenspraxis kann 
man auch im Bistum Regensburg beobachten. 

Hier ist 1157 der Fall bezeugt, daß die Tochter eines Lehens- 
mannes, der keine Söhne hinterlassen hatte, das Lehen des Vaters 



1) Dies hätte Schröder, Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte, 395 vor 
Generalisiei-ung abhalten sollen. 

2) Auch Waitz, Deutsch'e Verfassungsgesch., 2. Aufl. 1896, S. 83, schreibt: 
„In mehr als einem Fall ist auch der Versuch gemacht worden, mit der Hand der 
Witwe die Lehen des ersten Gemahls zu erlangen, doch das nicht immer mit Er- 
folg''; die urkundlichen Beweise dafür sind aber ungenügend. 

3) Non tamquam masculis heredibus, sed tanquam feminis, in quas successorie 
non derivantur feuda. Hasenöhrl, Das österr. Landrecht, S. 124. 

*) Lünig, Corpus iuris feudalis, Frankfurt am Main 1727, I, p. 1710. 
^) Monum. Boica XXIX, II, S. 367, 869. 
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beanspruchte. Damals entschied Kaiser Friedrich I., das Bistum liabe 
in seinen Besitzungen das Vorrecht (hanc meruit prerogativam), daß 
die Lelien „niemals iij den Besitz von Weibern gelangen" diirften. 
Wenn diese Urkunde nicht etwa eine Fälschung ist,*) so ist also in 
einer Zeit, wo den Babenbergern das Privilegium Minus erteilt war, 
auch im bischöflichen Gebiet^ von ßegensburg versucht worden, weib- 
liche Sukzession durchzusetzen. 

Aber dieses „Vorrecht" gab man in wahrscheinlich nicht allzu 
langer Zeit wieder auf. 1272 erhielt z. B. eine Tochter des Burg- 
grafen Friedrich von Nürnberg, Maria, vom Bischof von Regensburg 
ein einzelnes Lehen, und zwei Jahre später stimmte der Bischof zu, 
daß eine andere Tochter Adelheid zugleich (et) mit ihrem Gemahl 
und den Kindern ihrer Ehe nach Erbrecht folgen sollte, wenn ihr 
Vater ohne eheliche Söhne stürbe ; ja noch mehr, der Bischof gestattete, 
wenn auch dieses Ehepaar keine „Kinder" hinterließe (ein Unterschied 
bezüglich des Geschlechtes wird also nicht gemacht), daß Lehen an 
die nächsten Erben des Burggrafen (heredes proximiores) gelangen 
sollten. 1278 beurkundete schließlich der Bischof, daß der Burggraf 
Friedrich die gleichen Lehen des Bistums einer Tochter, welcher er 
wolle, testamentarisch vermachen dürfe. 2) 

Noch interessanter ist die Urkunde vom 28. März 1280, worin 
bestätigt wird, daß Friedrichs Töchter ihrem Vater in allen Lehen 
des Regensburger Bistums bedingungslos folgen sollten, wenn dieser 
und sein einziger Sohn Johann „ohne andere männliche Erben 
verstürbe".») 

Bemerkenswert ist hier der Vorzug, der den Töchtern des Vaters 
vor etwaigen Töchtern des Sohnes eingeräumt wird. 

Januar 1277 werden die Töchter eines früheren bischöflichen 
Lehensmannes, die damals mit zw^ei Kuenringern und mit Ulrich von 
KUichsdorf verheiratet waren, zugleich mit ihren Männern im Lehens- 
besitz ihres Vaters bestätigt.*) 

Zum Schluß noch ein anderes merkwürdiges Beispiel: 1281 ge- 
stattete das Hochstift Regensburg, alle Lehen Ulrichs von Kapellen 
auf die Kinder aus seiner zweiten Ehe: eine Tochter und etwa später 



») Ried, Codex chronologico-diplomaticiis episcopatus Ratisbonensis, Ratis- 

bonae 1816, I, p. 227. 

'-') Ebendas. I, p. 525, 531, 555. 

») Quod si predicti: Fridericus ... et Johannes, filius suus unigenitus sine 
heredibus aliis masculis ab hac vita decederent, filie predicti domini Friderici 
. . . omnia feoda, que idem e t filius eins a nobis . . . tenent, possideant nomine sive 
titulo feodali et patri suo, videlicet domino Friderico Burgravio, succedant libere 
in eisdem. Ried. Codex . . . Ratisb. I, p. 566. 

^) Jibendas. I, p. bi-k. 
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folgende Knaben zu vererben. Stürbe aber diese Tochter und erhielte 
Ulrich von seiner zweiten Frau gar keine anderen Kinder mehr, so 
sollte die Tochter aus der ersten Ehe Lehenserbin sein. Ferner 
sollte dieser Ulrich, wenn er seinen Verwandten Otto de Scala über- 
lebte, und wenn dieser keine Kinder (heredes) hinterließe, auch dessen 
Lehensgüter erben. ^) 

In welcher Reihenfolge weibliche Anwärter zu folgen hatten, 
scheint demnach allgemein noch nicht bestimmt gewesen zu sein. 

Aus einem Lehensprozeß im Bistum Freising vom Jahre 1280 
erfahren wir, daß eine Frau von zwei verschiedenen Bischöfen eine 
Anzahl Lehen erhalten hatte, beidemale aber nur auf die Zeit ihres 
Lebens. *) 

Auch 1257 wird einmal darauf hingewiesen, daß eine Frau schon 
seit langem ein freisingisches Lehen inne hatte.») Ebenso ist das 
Beispiel einer Lehenserneuerung aus dem Jahre 1280 lehrreich. Sie 
wurde einer Frau zuteil, die mit ihrem ersten Ehemann gemeinsam 
belehnt worden war. Das zweitemal wurde sie allein belehnt, nicht 
aber ihr zweiter Gemahl, und gleichzeitig wurde bestimmt, daß die 
Lehenserbfolge nur für Söhne der zweiten Ehe gelten sollte; aus der 
ersten Ehe hatte sie vielleicht keine. ^) 

Es scheint, daß man es nicht in allen Gebieten des Bistums 
Freising in diesen Fragen gleich gehalten habe. Das Hochstift hatte 
viele Güter in Krain. 1215 gab ein Bischof von Freising 30 Hüben 
früheren Eigenbesitzes des Herzogs Bernhard von Kärnten in Krain 
demselben als Lehen, wobei bedungen wurde, daß die „Erben dieses 
Herzogs, einerlei ob es Söhne oder Töchter seien, ihm darin nach 
Lehenserbrecht folgen sollten."^) 1229 bekam Herzog Leopold VI 
von Osterreich von dem genannten Bistum in der windischen Mark 
Lehen, die dem Bistum durch den Tod Markgraf Heinrichs von 
Istrien^) heimgefallen seien, weil dieser ohne Kinder (sine liberis) 



1) Chmel, Urkunden zur Gesch. von Österreich, Steiermark . . . Fontes rerum 
Austr. Wien 1849, n. Abth. I, p. 207. 

2) Meichelbeck, Histor. Frisingensis, Augsburg 1729, II ii, p. 107, lOd. 
Strittig war nur ein Lehen, das bei beiden Belehnungen wirklich ausgenommen 
worden zu sein scheint. 

3) Que domina Leugardis, mater dicte Chunigundis, a Frisiügensi ecclesia 
in feodum tenuit. Zahn, Codex diplom. Austriaco— Frisingensis. Fontes rer. Austr. 
U. Abt. 1870, XXXI, p. 195. 

^) Zahn a. a. 0., p. 391 sq. 

^) Pacto quod haeredes ipsius Ducis, sive sint filii, sive filiae, sibi in 
hoc feodali iure haereditario succedant. Zahn a. a. 0., p. 127 und Schumi, II, 21. 

G) Vgl. Hubers Beiträge in den Mitteil. d. Instit. für österr. Gesch. 1885, 
VI, 393 f. 
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gestorben sei.^ Der Heimfall der Lehen geschah also nicht des- 
wegen, weil der letzte Besitzer keine Söhne, sondern weil er auch 
keine Töchter hatte. 

Bei solcher Lehenspraxis begreift man, warum in andern Ur- 
kunden der Rückfall freisingischer Lehen nach dem Aussterben des 
Mannsstammes in unzweifelhafter Weise ausbedungen werden« mußte. 
Dies geschah in der Weise, daß nur von männlichen Erben oder 
yon Söhnen oder von dem Aussterben des Mannsstammes ausdrück- 
lich die Rede war.*) 

Wenn darum am 29. Dezember 1240 Herzog Friedrich der 
Streitbare die freisingische Vogtei Enzersdorf unter der Bedingung 
bekommt, daß dieselbe in Ewigkeit ihm und seinen Erben«) verbleibe, 
und wenn dann dieser Ausdruck auch 1263 wiederkehrt, als König 
Ottokar dieselbe Vogtei empfing, so wurden darunter bei der Lehens- 
praxis gerade dieses Hochstiftes auch weibliche Nachkommen ver- 
standen. 

Zu demselben Zwecke erlangte König Ottokar auch 1270 für 
sich und seine Erben (heredibus) alle freisingischen Stiftslehen, die 
durch den Tod Herzog Ulrichs von Kärnten frei geworden seien, 
zu ewigem Besitz.*) 

Die Möglichkeit weiblicher Lehensfolge ist auch im Bistum 
Gurk und im Patriarchat von Aquilela oder Aglei zu erweisen. So 
wurde am 3. November 1228 dem Herzog Bernhard von Kärnten 
ein Gurker Stiftslehen erteilt, zugleich auch seinen Söhnen und 
Töchtern. 5) Ferner wurde am 20. Februar 1238 den Töchtern Ulrichs 
von Liebenberg gestattet, auch Gurker Stiftslehen ihren künftigen 



1) Die Begründung nicht in dieser Urkunde bei Schumi n, 50, sondern in 
der Urkunde des Bischofs von Gurk für Bernhard Yon Kärnten vom 3. Nov. 12*28, 
ebendas. p. 46, ebenso in den Monum. historica ducatus Carinthiae, Klagenfurt 
1896, I, p. 403, und bei Ankershofen, Urkundenregesten zur Geschichte Kärntens, 
Archiv f. österr. Gesch., Wien 1861, XXVII, p. 178. 

2) So 1261 bei einem Paduaner Tyso: „in se etsuos filios masculos"; 1277 
bei einem Burggrafen von Nürnberg: ^sibi suisque heredibus masculis^', und 
beim Pfalzgrafen Ludwig : ,.Pro nobis, nostrisque legittimis heredibus masculis''; 
dagegen 1267 und 1263: „Heredibus meis utriusque sexus'^ und: „Si me 
absque berede decedere contigerif' bei Zahn a. a. 0., p. 211, 362, 364, 215, 
293, 243. 

3) Nec non heredum nostrorum. Zahn a. a. 0. 136, 165 und Meichelbeck 
Hist. Frising. II, Text p. 39. 

*) Zahn 309; Meichelbeck 11, Text p. 71; Chmel, Urkunden Font. rer. 
Austr. U. Abt. I, p. 105; ähnliche Beispiele aus dem Jahre 1277 bei Zahn a. a. 0., 
p. 345, 347. 

^) Duci, filii» et filiabus. Vgl. oben Anm. 1. 
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Gatten in die Ehe zu bringen. Auch für 1250 ist die Belehnung einer 
Frau durch dieses Bistum bezeugt. 

1264 erhielt Heinrich von Pisino zusammen mit seiner da- 
maligen Gemahlin eine Anzahl von Lehen Aquileias in Innerkrain 
und in der windischen Mark. 2) Wichtig ist auch ein Vertrag aus 
dem Jahre 1261 zwischen dem Kärntner Herzog Ulrich und dem 
Patriarchen bezüglich des Gebietes von Laibach, das Ukich ihm als 
Kriegsschadenersatz überlassen hatte. Der Patriarch gab dieses Ge- 
biet als neues Lehen zurück, wobei vereinbart wurde, daß es Ulrich 
und sein Bruder Philipp, erwählter Erzbischof von Salzburg, ebenso 
wie ihre eigenen ^ehelichen Erben'', also ohne Unterschied des Ge- 
schlechtes, besitzen sollten, nicht aber Seitenverwandte. 3) 

Als daher Ottokar von Böhmen noch bei Lebzeiten Philii)ps 
(t 1279) die Belehnung mit dem Agleier (Aquileia'schen) Kirchengut 
Ulrichs auf Grund des Testamentes dieses letzten Sponheimischen 
Herzogs von Kärnten verlangte, wurde er 1274 mit Recht abgewiesen. 
Man' sagte nämlich, Ulrich sei ohne ^ Erben" gestorben, Philipp 
könnte zwar nachfolgen, sei aber als Geistlicher lehensunfähig. Daher 
sei das Lehen an die Kirche zurückgefallen.*) 

Philipp erkannte dieses Verhältnis in seinem Testamente (Juli 
1279) an, indem er über die Kirchenlehen seiner Länder, so nannte 
er Kärnten und Krain, nicht mehr verfügte.^) 

Das Gleiche scheint für das Salzburger Erzstift zu gelten. 1276 
erscheinen dort mit Sukzessionsrecht in Stiftslehen ausgestattet: Drei 
Brüder und deren Söhne und Töchter.*) 

Das Bistum Bamberg war besondere in Kärnten reich begütert. 
1216 erhielt dort eine »Frau samt ihren Erben und ihrem zweiten 
Gemahl ein Gut als Lehen, von dem es heißt, daß es von ihrem ver- 
storbenen Gemahl an sie gefallen sei.^) Diese Worte kann man 
wohl nicht anders als dahin verstehen, daß ihr früherer Gemahl zu- 



') Karlmaim Taugl, Die Grafen von Ortenburg. Archiv f. osterr. Gesch. 
1863, XXX, S. 290, 311. 

2) Schumi, II, p. 260. 

3) Dominus Dux et he red es sui legitime ab eo descendentes et Philippus 
frater eins, et heredes sui legitimi et ex legitime matrimonio ex eo geniti. Schumi, 
II, S. 225; Zahn, Austriaco-Friulana, Fontes rer. Austr., 1877, IL Abt., XL, S. 13. 

^) Zahn, Austro-Friulana, S. 14. 

•'•) Non de feudis scilicet terrarum nostrarum Karinthie et Carniole. 
Chmel in den Jahrbüchern der Literatur, Wien 1844, CVIII, S. 183. Vgl. Dopsch. 
Die Kärnten-Krain-Frage, Arch. f. österr. Gesch., LXXXVII, 15 f. 

6) ileiller, Regosta archiepiscoporum Salisburgensium. Wien 1866, p. 30O. 

') Qnod devoiutum fnir ad eam amarito suo defuncto. Wien, Staats- 
archiv, Mss. 1049, Fol. 16 imd Mss. 1050, Fol. 10. 

T u r b a , Tbronf olge. 2 
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sammen mit ihr belehnt war, und daß es sich bei ihr nur um eine 
Lehenserneuerung, bei ihrem zweiten Gemahl aber um eine Neu- 
belehnung handelte, wobei die Kinder beiderlei Geschlechtes Nach- 
folgerechte erhielten. 

1227 bekam der Herzog Bemliard von Kärnten eine Bui-g als 
bambergisches Stiftslehen. Dabei wird ausdrücklich bemerkt, daß 
ihm sowohl Söhne als Töchter >) folgen können. 

Nach einer Urkunde von 1281 erhielt ein Kienburger Ulrich 
ein bambergisches Lehen (Rieneck) mit der Bedingung: wenn er 
nicht heiraten sollte oder ohne männliche und (et) weibliche Erben 
stürbe, sollte es ein Brudersohn erben. 2) 

Wann nur männliche Nachfolge gemeint ist, wird dies auch 
bei Belehnungen durch das bambergische Bistum ausdrücklich her- 
vorgehoben, z. B. 1248 bei der Investitur eines Kienburgers, ^) oder 
1281, wo die Burg Gutenstein Ulrich von Heunburg zwar zugleich 
mit seiner Gemahlin Agnes und den Kindern beider, aber ^nur männ- 
lichen Geschlechtes", überlassen wird.*) 

Daß die Möglichkeit weiblicher Sukzession bei den Trägem 
großer wie kleiner Lehen, auch wenn jene Herzoge des Landes 
waren, durchaus nicht außergewöhnlich war, erkennt man auch aus 
einer schiedsrichterlichen Äußerung, die gelegentlich eines Lehen- 
streites auch über Bambergische Stiftslehen 1260 aufgezeichnet 
wurde. Es heißt dort: Wo mehrere Biiider oder Schwestern vor- 
handen sind, darf von dem allen unteilbar gemeinsamen Eigen- 
oder Lehensgut ohne die Zustimmung der anderen durch niemand 
etwas weitergegeben werden, wenn es rechtskräftig sein soU.^) 

Das Salzburger, Bamberger, Freisinger, Gurker, Agleier und 
das Brixener Edrchengut in Kärnten bildet „gegenüber dem Landes- 
herzogtum'' gewissermaßen „exterritoriale Bezirke," weil es im Laufe 
der Zeiten von der Reichsgewalt mit besonderen Immunitäten landes- 
herrlicher Art ausgestattet worden war. Gegenüber diesem Kirche n- 



*) Ankershofe n, ürkundenregesten zur Gesch. Käiiitens. Arch. f. österr. 
Gesch., 1861, XXVII, p. 174, aus dem in der Anm. 7 zitierten Mss. 1049, Fol. 2 
und 73 f. 

2) Mss. 1049, Fol. 202. 

3) Nohis et heredibus nostris in feudum concessit exclusis solis feminis. 
Ebendas. Fol. 3. 

*) Nobis et dilecte uxori nostre Agneti liberisque nostris, masculis tantum. 
Ebendas. Fol. 17 sq. 

6) Quod, ubi sunt plures fratres vel sorores, unus ex ipsis non possit aliquid 
de proprietate vel feodo communibus indivisis infeodare vel dare cuiquam sine 
con sensu aliorum, ita quod possit habere aliquam tirmitatem. Germania sacra 
tom. IL Usscrmann, Episcopatus Bambergensis, typis San Blasianis 1802, p. 166. 
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gut kam Reichs lehensgut kaum mehr in Betracht, vermutlich, weil 
der ^Unterschied zwischen Reichslehen und Eigengut . in manchen 
Fällen schon verwischt war." ^) Die Beschränkung der Herzogsgewalt 
wurde aber durch das viele Kirchengut, das der Landesfurst selbst 
zu Lehen trug, einigermaßen gemildert. Dieses Kirchengut war neben 
dem Eigengut fast wichtiger als die herzogliche Gewalt selbst. Da- 
mit mag es zusammenhängen, daß sowohl Herzog Ulrich als sein 
Bruder Philipp in ihren Testamenten vom Dezember 1268 und vom 
Juli 1279 von ganz Kärnten und Krain als „terrae nostrae"*) 
sprachen, und daß sich Philipp noch bei Lebzeiten seines Bruders 
^haeres Karinthiae et Carniolae" nannte. 

Nach der Lehenspraxis dieser Gebiete konnten Töchter wie 
Sühne auch des Landesherzogs diese Kirchenlehen erben. ^) Die Mög- 
lichkeit weiblicher Sukzession kommt auch in Ulrichs Testament von 
1268 zum Ausdruck. Denn es heißt dort: Daß er für seine „Länder: 
Eigengut und Lehen und anderes Gut," wenn er ohne Söhne und 
Töchter, die von ihm selbst legitim stammten, verschiede, seinen 
Verwandten König Ottokar zum Erben einsetze.-*) 

Da bei den Investituren ganz allgemein „Erben" oder „Söhne 
und Töchter'' zugleich mit dem ersten Erwerber genannt werden, 
so durfte Herzog Ulrich als Nachkomme eines solchen seinen Bruder 
Philipp schon 1256 für den Fall eigener Kinderlosigkeit in allen 
seinen Lehen einsetzen.") Handelte es sich aber um ein Neulehen, und 
sollten eventuell Geschwister einander folgen dürfen, so mußte ihre 
Belehnung gemeinsam erfolgen. Dieser Anschauung scheint man auch 
1261 in dem Vertrag Herzog Ulrichs mit dem Patriarchen von Aglei 

^) Dopsch, Die Kärnten-Krain-Frage, 8, 9, 14. Vgl. Tangl, Handbuch des 
Herzogtums Kärnten, Klagenfurt 1864, IV, 673, und den Teilungs vertrag zwischen 
den Töchtern des letzten Grafen von Tirol vom 10. Nov. 1254, bei Hormayr, 
Kritisch-diplom. Beiträge zur Gesch. Tirols, W^ien 1804, II, S. 231. 

2) Terras nostras . . . proprietates ac fenda seu alia bona nostra quaecun- 
que nos possidemus. Lambacher, Österr. Interregnum, Wien 1773, Anhang 50. 
Erben— Emier, Regesta Bohemiae, Prag 1882, II, S. 246. Vgl. oben S. 17, 
Anm. 5. 

3) Vgl. oben S. 15. Anm. 5. 

*) Eine derartige Verfügung war nichts Ungewöhnliches. Auch Konradin 
vermachte 1266 uni versa bona nostra, sive patrimonalia sive feudalia, wenn er 
ohne „Kinder" sterben sollte, seinen zwei Oheimen Ludwig und Heinrich von 
Bayern; und König Rudolf und der Bischof von Bamberg ließen es dabei. Lam- 
bacher 100 und Anhang 66 f. 

^) Omnia feuda nostra sibi Philippo fratri stabilimus omni studio, quo vale- 
mus, si sine berede legitimo decedere nos cojitinget. Schumi II, S. 283 und die 
bei Hub er, Geschichte Österreichs, I, 547, Anm. 1, zitierten Bemerkungen zu 
dieser Urkunde. 

2* 
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Ausdruck verliehen zu haben,*) wobei der lehensunfähige geistliche 
Stand des mitbelehnten Philipp für diese Verfügung ausnahmsweise 
kein Hindernis bildete. 

Zum Schluß einiges über die Lehenspraxis in den Hochstiftern 
von Chur, Trient und Brixen. 

Unter Zustimmung der Beisitzer des bischöflichen Lehens- 
(gerichts)hofes von Trient ward schon 5. August 1222 anläßlich eines 
besonderen Falles ganz allgemein zu Recht erkannt: Solange (vom 
ersten Lehensbesitzer) männliche Nachkommen existieren, dürfen keine 
Weiber im Lehen folgen noch es innehaben. 2) 

Diesen Anschauungen trug ein Trienter Bischof schon 1183 
Rechnung, indem er es damals für nötig fand, in einer Belehnungs- 
urkunde für Brüder hinzuzufügen: „und für ihre von ihnen ab- 
stammenden Erben, aber nur männlichen Geschlechtes." 1217 
wird indessen anläßlich einer anderen Investitur erklärt, sie gelte 
für die Erben des Belehnten, Töchter wie Söhne; erst wenn der 
Mannsstamm erlösche, dürften Weiber folgen. In welcher Reihenfolge 
ihre Anwartschaften föUig werden, wird nicht gesagt. 3) Ganz so 
lauteten auch andere Belehnungen durch das Trienter Hochstift vom 
Jahre 1220.'*) 1225 werden zwei Brüder belehnt, der eine allein, der 
andere zugleich mit seiner Frau/') 

Die rechtlichen Folgen der Mitbelehnung des Ehemannes einer 
Lehenserbin galten auch für die mitbelehnte Gemahlin eines Lehens- 
erben: Sie erwirbt dadurch ein eigenes Naclifolgerecht, das nach 
dem Tode ihres Mannes, wenn sie ein zweitesmal heiratet, auf die 
Nachkommen einer zweiten Ehe vererblich ist. Das schien so selbst- 
verständlich zu sein, daß man Ausnahmen davon urkundlich zu 
fixieren für nötig hielt. Es geschah dies z. B. 1257, als die Belehnung 
mit Schloß Greifenstein erteilt wurde: „Konrad von Greifenstein und 
seiner Gemahlin und deren Erben, gegenwärtigen, wie künftigen- 
die dieser Konrad von dieser oder einer anderen Gemahlin besitzt 
oder erlangen wird, und welche sie selbst von ihm, nicht aber von 
einem anderen, besitzt oder erlangen wird."*^) 



») Siehe oben S. 17. 

2) Donec masculi durabuut. femine non debent feodum »uccedere neciue ju»- 
sidere durantibus masculis. Dur ig, Rechtssprüche des Trienter Lehenshofes aus 
dem 18. Jahrhundort. Mitteil, des Inst. f. österr. G., Wien 1893, Ergänzungs- 
band IV, S. 440. 

•») Kink, Codex Wangianus, Wien 1852, Font. rer. Austr. V, p. 62. 315. 

Ebendas. 327. 

') Ebendas. 339. 

") Hormayr, Gesch. der gefürsteten Grafschaft Tirol, Tübingen 1808, 
In, S. 30'). 
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Galten derlei Grundsätze in Bezug auf weibliche Sukzession fiir 
kleinere Leliensbesitzer, warum sollte bei den größeren, wie bei 
den Gmfen von Eppan, den Grafen von Tii'ol, dann den Grafen von 
A ndechs-Meran und bei denen von Görz eine Ausnahme gemacht 
werden? Es gab freilich Kämpfe um die Anerkennung dieser Grund- 
sätze; Recht ist ja häufig nur das Resultat eines Kampfes. 

Schon 1185 werden zwei Grafen von Eppan, Ulrich und Arnold, 
zugleich mit ihren Erben (et eorum haeredibus) von dem Bischof 
von Trient belehnt J) Die vorher erwähnte Urkunde von 1183 zeigt, 
wie das Wort Erben gedeutet wurde. 

1228 versprach der Bischof von Chur in einem Friedensvertrag, 
daß dereinst auch die Töchter des Grafen Albrecht von Tirol (des 
letzten aus dem Mannsstamrae dieses Geschlechtes, f ^2. Juli 1253)^) 
alle die Lehen, welche ihr Vater von dem Hochstifte innehatte, erben 
sollten.») Diese Töchter hießen xALdelheid und Elisabeth. Die jüngere, 
Elisabeth, war Gemahlin Ottos von Andechs-Meran, des letzten 
männlichen Sprossen dieses Geschlechtes. Er starb vor ihr 19. Juni*) 
1248, worauf sie eine zweite Ehe mit dem baverischen Grafen Geb- 
liard von Hirschberg einging. Ihr zweiter Gemahl überlebte sie 
aber; sie starb in den ersten Monaten des Jahres 1256.^) Adelheid, 
die ältere Tochter des Grafen Albrecht von Tirol, heiratete etwa 
1236^) den Grafen Mainhard von Görz (f 1258), den Vater des gleich- 
namigen ersten Kärntnerherzogs aus diesem Gesclilecht. ") 

Was die Lehen des Trienter Hochstiftes betrifft, so war damit 
der letzte Graf von Tirol, sowie seine männlichen und weiblichen 
Erben 1240, wenn nicht schon früher, belehnt worden.^) 



Kink, Codex Wangiauus, 61: Hormayr, Geschichte, Xu, S. 106 f. 

2) Ladurner, Alh recht . . . von Tirol, Zeitschrift des Ferdinandeums für 
Tirol und Vorarlberg 1869, HL Folge, 14. Heft, 130 ff. 

3) Jäger, Regesten und urkundliche Daten über das Verhältnis Tirols zu 
den Bischöfen von Chur, Arch. f. öst. G., Wien 1856, XV, S. 344; Mohr, Codex 
diplom., Chur 1848 bis 1852, I, 309 f. 

*) öfele, Gesch. der Grafen von Andechs, Innsbruck 1877, S. 10, 47; über 
sein Testament, S. 42, 246. 

•*•) Nicht erst vor dem 21. August (Ladurner a. a. 0. 136), sondern schon 
vor dem 29. April 1256, weil an diesem Tag Mainhard von Görz im Namen seiner 
Gemahlin um die Belehnung mit allen Trienter Kirchenlehen nachsucht, die 
sein verstorbener Schwiegervater, Graf Albert von Tirol, erhalten hatte. Siehe 
Dur ig, Beiträge zur Gesch. Tirols, Innsbruck 1860, Zeitschr. des Ferdinandeums, 
IX. Heft, S. 62. 

6) Ladurner a. a. 0., 84, 86, 90. 

•) VgL Huber, Gesch. Österr., I, 502 ff. 

'^) Durig a. a. 0., 30 f.; Ladurner 82, 93. 
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Am 20. März 1241 wurden dann die Brixener Bischofslehen, 
welclie der Vater Graf Albert und der Schwiegersohn Herzog Otto 
von Meranien bisher getrennt inne gehabt hatten, von diesen beiden 
gemeinsam und ungeteilt empfangen, ausgenommen die Stifts- 
vogtei, die aber auch der eine mit Zustimmung des anderen auf 
Lebenszeit und vererblich behalten sollte.*) 

Vater und Schwiegersohn bilden also dem Lehensherrn gegen- 
über eine Lehensgemeinschaft, gleichsam eine einzige Person. Ob 
und wie sie sich in die Verwaltung teilten, war dann wohl Familien- 
sache. In diesen Lehen konnten in erster Linie die Kinder xALlbrechts, 
voraussichtlich allein die beiden Töchter, folgen und, wenn diese ohne 
jede Nachkommenschaft verstarben, die Kinder des Schwiegersohne» 
Otto. In dieser Behauptung liegt gar kein Widerspruch. Denn der 
Schwiegersohn Otto hatte ja mit Kücksicht auf mögliche Kinder- 
losigkeit seiner ersten Ehe ein Interesse, eine Anwartschaft für seine 
eigene Person zu gewinnen, um sie auf Kinder aus einer etwaigen 
zweiten Ehe vererben zu können. Ottos persönliche Erbanwartschaft 
auf Brixener Stiftslehen wurde allerdings nicht fitUig, da er vor 
seiner Gemahlin starb, vielmehr ging seine Anwartschaft auf seinen 
Schwiegervater, den Grafen Albrecht von Tirol, über. 2) Ottos Witwe 
Elisabeth brachte ihre Erbanwartschaft auf alle Lehen der Hoeh- 
stifter von Chur, Trient und Brixen, die sie für den Fall des Todes 
ihres Vaters gemeinsam mit ihrer älteren Schwester Adelheid besaß, 
dem Graf Gebhard von Hirschberg in ihre zweite Ehe. Dieser gewann 
aber dadurch gar keinen persönlichen Anspruch, da er nicht mitbelehnt 
wurde. 

15. Juli 1553, eine Woche vor dem Tode ihres Vaters (22. Juli), 
des Grafen Albrecht von Tirol, war Elisabeths Anwartschaft ver- 
mehrt worden, indem ihr Vater von dem Hochstift von Trient auch 
die Lehen der in den weltlichen Mitgliedern ausgestorbenen Grafen 
von Eppan-Ulten erhalten hatte. Damals wurden, was sehr bezeichnend 
ist, auf dem Schloß Tirol persönlich belehnt: Albert, seine Gemahlin 
Uta, die Töchter Adelheid und Elisabeth. =») Die drei Frauen und 
Graf Albert gaben dem Bischof den bei der Belehnung üblichen 



Durig 32; Ladurner 96. 

^) Ladurner 109. 

3) „Quae per mortem ipsius domini cumitis L'lrici de Ultimis ecclesiae Tri- 
dentinae . . . vacaverunt ... ad rectum et honorabile feudiun investivit Alb er tum 
. . . et dominam comitissam ütam, uxorem suam, et dominas Adelaidam et Ostecam 
[Elisabeth], lilias eins, . — Comes, dominae et eorum haeredes." Hormayr, 
Gesch.. In. S. 845. 
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Handkuß. ^) Sie erschienen hier gleich Männern mit voller Handlungs- 
fähigkeit. 

Die Mitbelehnung der Gräfin Uta, die damals schwerlich melir 
auf Nachkommenschaft, selbst in einer zweiten Ehe, hoffen durfte, 
legt die Annahme nahe, daß sie vielleicht der letzte weibliche Sproß 
des Hauses Eppan-Ulten und nicht eine Tochter des Grafen Konrad 
zu Hall und Wasserburg gewesen sei, wie man bisher gemutmaßt 
hat/jä) Wenn diese Annahme richtig ist, würde man es besser als bis- 
her verstehen, warum sich ihr Schwiegersohn Graf Mainhard von 
Görz mit den Lehen der Eppaner Grafen Ulrich, Georg und Friedrich 
erst 28. Juli 1254 von dem Trienter Bischof belehnen ließ. 3) Sie 
müßte also damals schon tot gewesen sein, Avas sehr möglich ist, da 
ihr Ableben sicher in die Zeit zwischen Neujahr und 10. November 

1254 fällt. 

Die Gräfin Elisabeth hinterließ 1256 keine Kinder. Wer erbte 
ihre Anwartschaft auf die Lehen der Hochstifter von Brixen, Chur 
und Trient? Ihr zweiter Gemahl konnte diese Ansprüche nur dann 
erben, wenn er mitbelehnt gewesen wäre. Das war aber durchaus 
nicht der Fall. 

Daß die Söhne ihrer älteren Schwester Adelheid Anspruch auf 
diese Anwartschaften erhoben und schließlich 1263'') mit kleinen 
Ausnahmen, die auch 1284 gänzlich beseitigt wurden,«) durchsetzten, 
entsprach den lehensrechtlichen Anschauungen dieser Gebiete. 

Schon 29. April 1256^) verlangte darum der Graf Mainhard von 
Görz nicht im eigenen Namen, sondern im Namen seiner Gemahlin 



1) Ladurner 127; Durig 60. 

2) Ladurner 21, 29, 73; vieUeicht ist sie eine Tochter Graf Ulrichs von 
Ulten, der etwa um 1200 als Mitvormund des letzten Grafen von Tirol erscheint, 
wie er denn auch sonst urkundlich in engster Verbindung mit diesem steht. 
Vgl. Ladurner 14, 64, 68,103; Hormayr, Beiträgeil, 345, enthält einen Erb- 
verzicht der Grafen Georg und Friedrich von Eppan vom 14. Mai 1248. Die Be- 
weise für meine Vermutung sind allerdings unzureichend. 

») Durig 61. 

*) Zu schließen aus dem Befehl Papst Innocenz' IV. an den Propst von Wilteu 
vom 13. Januar 1254, sie samt allen Besitzungen drei Jahre lang zu schützen, 
femer aus dem Teilungsvertrag ihrer Tochter und Schwiegersöhne vom 10. Nov. 
1254, wo ihre Mitgift und ihr Eigentum als an den Grafen von Görz gefallen er- 
klärt wird. Ladurner 39. 131, 134, 136; Dur ig 102, Anm. 2. 

^) Der Schiedsspruch vom 1. Februar 1263 bei Hormayr, Gesch., In, 
S. 381 f. 

♦■') Huber, Gesch. Osterr., I, 511; vgl. Ladurner 136 f. 

") Ich vermute, daß Elisabeth damals schon tot war. Siehe oben S. 2L 
Anm. 5. 
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AdelheirP) von dem Trienter ßiscbof abermals die Belebuung mit 
allen Lehen dieses Horhstiftes. 

Oie Belehnung imrde in der Tat, wenn auch unter Piotest de^ 
Kapitels vom 2. Mai,*-i für männliche, wie auch für weibliche Nach- 
kommenschaft eiTieuert. 

Ebenso konsequent bandelte der Bischof von Chur, als er nach 
dem Tode des Grafen Meinhard von Görz Juli 1258^} am 12. Sep- 
tHml>er alle Lehen, welche (ji-af Albeil von Tirol von dem Hochstifte 
besessen hatte, der nunmehr allein lebenden Tochter desselben .Adel- 
heid als < Gräfin von Tirol und deren Erben beiderlei Geschlechtes. 
Söhnen wie Töchtern", verlieh.*) 

Trotz anlänglichen Widei-standes ') erfolgte <lann aucli am 
19. Februar 1259 durcli den Bischof von Trient eine Lehenserneuerung. 
Es empfingen (jraf Mainhards Söhne, Mainliard und Albert und 
äderen Erben beiderlei Geschlechtes" alle Trienter Lehen des letzten 
Grafen von IMrol und gleichzeitig auch die der letzten Grafen von 
Eppan-Ulten. 

Nur ganz allgemein wird gesagt, beim Abgang männbcher Nacli- 
kommen sollen Weilier folgen.''» 

Wieder wird unentschieden gelassen, in welcher Keihenfol-re 
deren Anwartscliaften fallig werden sollten. Adelheid ist in dieser 
Belehnungsurkunde nicht mehr erwähnt, während sie in früheren 
l'rkunden, so 1255 und 1256, zusammen mit ihrem (4emahl Herrschafts- 
reclit ausübte, somit ebenso wie ihre Mutter bei der Belehnung von 
1253 mit voller Handlungsfähigkeit und als Miti-egeutin Tirols er- 
scheint.") 

Seit dieser Belehnung ihrer Söhne und schon früher finden wir 
keine urkundlichen Beweise ihrer Mitregierung mehr.**) Es scheint, 
(laß sie ihren Söhnen die Regierung ganz überlassen habe. Aus diesem 
Grunde dürften eben nur diese Söhne 1259 belehnt worden sein. 

Dieselben Lehensgrundsätze wie die Bischöfe wandten übrigens 
auch deren große Vasallen an: So erteilte Graf Ulrich von Ei)i>an- 



») Rationo siie uxoris — vice t*t nomino Adcleite. uate coudam Alberri. 
HorinajT. Gesch., Iir, 859. 363. 

2) Hormayr, GoKch., In, S. 359: I)uri^^62: Kink. Codex Wangiauus, 386 1. 

3) Ladurner 139. 

*) Mohr, Codex diplom., 1. S. 234. 

■•) Ilormayr, Gesch., In, S. 372. 

«) UtriUÄquo sexus. vid<4icet deticieutihiis masculis, qiiod femiiie snccedant 
et succodere debeaut. Horiiiayr, Gesch., In, S. 374 f.; vj,d. auch Kink, Codex 
Wangianns, »S. 388 Anm., und Ladurner 141. 

-) Ladurner 133 f. 

*») Kbondas. 141 f. 
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Ulten 1234 eiuem Vasallen ein Lehen, wobei er dessen ^ Erben beiderlei 
(reschlechtes" und, wenn solche nicht vorhanden wären, dessen Bruder, 
oder wen immer der Vasall wolle, als Nachfolger anerkannte.^) 

c) Vergleiche mit der gesamten Entwicklung und 

Folgerungen. 

Wir sind soweit gelangt, daß wir aus den vielen angeführten 
Beispielen nunmehr die Sclilüsse ziehen können, die uns den 
künftigen "Weg weisen werden: Vor Beginn der Habsburgerherr- 
schaft war in den Gebieten der Alpen und in einem Teil des Karstes 
die Übung schon sehr weit, wenn auch nocli nicht ganz allgemein, 
verbreitet, daß, wo männliche Lehenserben fehlten, auch weibliche 
zugelassen wurden. Es gilt dies sowohl für die Lehen, welche von 
Laienfürsten, als für solche, die von geistlichen Fürsten erteilt wurden. 

Auch die größten Lehensbesitzer der Hochstifter, die Landes- 
herren selbst, machten schließlich von dieser Zulassung keine Aus- 
nahme mehr. 

Der Kampf zwischen alter und neuer Lehenspraxis hat in ver- 
schiedenen Gegenden verschieden lange gedauert und nicht überall 
mit dem gleichen Erfolg der neuen Eichtung geendet. In Osterreich 
scheint sich diese nur in Bezug auf Lehen, die nicht mit Kriegs- 
dieustpflicht gegenüber den Landesherren verbunden waren, teilweise 
Geltung vei^chafft zu haben, wie denn überhaupt hier die landes- 
fürstliche Gewalt noch im 16. Jahrhundert an dem Recht der Lehens- 
einziehung beim Aussterben des Mannesstammes am zähesten festhielt. 
1509, 1518, 1528 und 1568 sind diejenigen Jahre, wo den Ständen 
sogenannte „Lehensgnaden" gewährt wurden, indem zuerst für ein 
Vit^rtel, dann für die Hälfte, schließlich für drei Viertel eines fällig 
gewordenen rechten Lehens weibliche Folge unentgeltlich zuge- 
lassen wurde, wälirend für den Rest des Lehens eine Ablösung ge- 
zahlt werden mußte, die erst 1585 gänzlich nachgesehen wurde.-} 
Aber im 16. Jahrhundert wurde bei Neubelehnungen solcher „ritter- 
mäßiger" Lehen die Lehensgnade zu gunsten gänzlichen Heimfalles 
ausdrücklich ausgeschlossen. •*) 

In den anderen österreichischen Erbländern scheint aber weib- 
liche Sukzession auf weltlichem wie auf geistlichem Grund weit ver- 

1) Hormayr. Gesch., In, S. 307. 

2) Codex Austriacus, 1704, I, 761 f., 762 f., 765 f., 767 f. 

3j Mss. 7710, Fol.l%r aus dem Jalire 1558. Äußerung des Dr. Bernhard Walter, 
„Kiinzlers der niedorösterreichischen Lande**. Wiener Hofbibliothek. 
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breiteter gewesen, i) am stärksten im heutigen Tirol, Kärnten und 
Krain, besonders unter schwachen Regierungen von Kirchenfürsteu 
fortgeschritten zu sein. 

So sehr hatte sich diese neue Lehensanschauung eingelebt, daß 
man es für nötig hielt, Ausnahmen davon urkundlich festzusetzen. 
Denn der ui'sprünglich vielleicht wirklich nur auf Männer bezogene 
Ausdruck Erben („haeredes") schloß bewußt oder stillschweigend 
auch weibliche Nachfolge ein. 

In dem Kampfe zwischen neuer und älterer Lehensübung ist 
die Eeichsgewalt, sofern sie selbst Ansehen genug hatte, der landes- 
fürstlichen Gewalt manchmal beigesprungen. 

So rief 1299 der Kölner Erzbischof den Schiedsspruch König 
Albrechts bezüglich einer weiblichen Lehensfolge an. Aber der Schieds- 
spruch Sagt vorsichtig doch nur: Kein Weib könne in Lehen folgen, 
außer mit Willen und Zustimmung des Lehensherr n. 2) Ein Schieds- 
spruch Kaiser Karls IV. (wieder zum Schutz des Kölner Erzbistums) 
vom Jahre 1372, der nur den leiblichen Söhnen des letzten Leheus- 
besitzers Nachfolgerecht zuerkennt, erklärt, daß die gegenteilige Ge- 
wohnheit jener Gegend eher die Bezeichnung verderblichen Miß- 
brauches verdiene.'*) 

Wir können uns kein besseres Zeugnis für die Existenz dieser 
Gewohnheit auch im Kurkölnischen wünschen. Dagegen scheint im 
A\'ürzburgischen, vielleicht weil es ein geschlosseneres Gebiet war. 
die Anschauung zu gunsten weiblicher Lehensfolge geringere Fort- 
schritte gemacht zu haben. 

Denn unter den etwa 1100 Lehenserneuerungen des Jahres 1303 
werden nur vier bis fünf weibliche Inhaberinnen oder Lehens- 
anwärterinnen ausdrücklich genannt.*) 

Als König Albrecht in den Neunzigerjahren des 13. Jahrhunderts 
einem Vasallen seines Hauses in Schwaben (in Memgen) gestattete, 
daß auch dessen eheliche Töchter zusammen (una cum) mit den 
Söhnen in den Mannslehen „zu gleichen Teilen" folgen dürften, ge- 



1) Berchtold, Landeshoheit Österreichs, München 1862, 46, hat darum mit 
seiner ganz allgemeinen Behauptung, die Nachfolge der weihlichen Deszendenz 
gelte nur als Ausnahme, Unrecht. 

2) Senckenberg, Corpus iuris feudalis Germanici, herausgegeben von 
Eisenhart, Halle 1772, S. 801. 

3) Absque . . . terrarum cousuetudine, quae in hac parte censenda est 
potius corruptela. Ebendas. 811. 

*) Schäffler und Brandel, Archiv des histor. Vereines für UnterfranktMi 
und Aschafifenburg, Würzburg 1880, XXIV (worauf Herr Dr. W. Erben mich 
gütigst aufmerksam machte), S. 55, 64, 88, 147, 151. 
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stand er, daß die Gewohnheit dieser Gegend einer solchen Verfügung 
entgegengesetzt sei.^ 

Wo Mädchen, Frauen und Witwen für sich aUein belehnt wurden 
oder belehnt werden konnten und dadurch persönliches Vererbungs- 
recht fär ihre eigenen Nachkommen erlangten, verlor der Grundsatz, 
daß die Frau lebensunfähig sei, seine Wirkung. Ebensowenig konnten 
sich dort Lehensgrundsätze anderer Gebiete des deutschen Reiches 
halten, die da lauteten: Das Weib besitze nicht volle Handlungs- 
fähigkeit und bedürfe daher eines besonderen Lehensträgers, der für 
sie die Lehen empfange, den Eid leiste und die mit dem Lehen ver- 
bundenen Pflichten erfülle; oder: Das Erbrecht bezüglich des Lehens 
gehe von selbst auf den Mann über; 2) ebensowenig der in vielen 
Gegenden herrschende Grundsatz, ») daß die Frau mit der T)auung 
samt Eigengut und Lehen unter die „eheherrliche Vogtei" und Vor- 
mundschaft des Mannes oder dessen freies Verfügungsrecht gelange. 

Dieser letzte Grundsatz ist zwar auch im österreichischen Landes- 
recht zur Geltung gekommen,*) die „eheherrliche Vogtei" führt trotz- 
dem nirgend zur Gütergemeinschaft: Die Vermögensrechte, das Eigen- 
timisrecht über Eigengut bleibt der Frau gewahrt: Der Mann ist 
nur Besitzer, aber nur vom Tage des Vollzuges der Ehe und für 
die Dauer derselben.'') 

Dagegen erwächst dem Manne ein vererbliches Recht auf das 
Lehen seiner „Ehewirtin" erst aus seiner Mitbelehnung, nicht aber 
aus der Stellvertretung bei der Belehnung. Diese Stellvertretung war 
in gewissen Gegenden überflüssig geworden. 

Auch die Ehefrau eines Lehenserben erwarb, wenn sie zugleich 
mit diesem belehnt wurde, für sich und ihre Nachkommen, auch aus 
späteren Ehen, ein eigenes Sukzessionsrecht. 

Während nach dem in Italien herrschenden Grundsatze die 
gesamte lehensfähige Nachkommenschaft des ersten Erwerbers (prinius 
acquirens) eine Anwartschaft auf Nachfolge hatte, wenn der letzte 



1) Voleutes, ut ad virilem seu aequalem cuni inaribus adinittantur portionem 
. . . consuetudiue regionis contraria uon obstante. Climel,.Das Pormelbuch Köniy: 
Albrechts L, Arch. f. österr. G,, 1849, II, S. 300. 

2) Stobbe, Handbuch des deutschen Privatrechtes, Berlin 1885, 1. u. 2. Aufl., 
V, 302 f., 380, Anm. 21; 3. Aufl., 1893, IIii, 375, 889 f.; Schröder, Lehrbuch 403. 

3) Stobbe, IV, 92 und Schröder 411, 697, 721. 

^) Will die junkfrau icht [= etwas] bestetten ires aigens, das hat nicht 
kraft uncz [= bisj daz si ainen konnian [Ehemann] nipipt. Leget si aber aineu 
man zu ir, was sie dann lobet, das hat kraft. Seh wind -Dopsch 67, S 52 der 
ersten Fassung. 

5) Hermann Schulze, Das Erb- und Familienrecht der deutschen Dynastien, 
Halle 1871, 83, 85, 86, 87. 
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Leheusinliaber keine lebensfähigen Erben hinterließ, ^) so war die Ver- 
erbung in deutschen Gebieten nur auf Nachkommen des letzten Lehens- 
besitzers möglich (Deszendentensukzession). 

Das Erbrecht der Seitenverwandten des Erblassers kam aber 
auf zweierlei Wegen zustande: 

1. Nach dem langobardischen Grundsatz, daß alle lehensfähigen 
Deszendenten des ersten Erwerbei's nachfolgeberechtigt seien; 

2. durch das in Deutschland sich ausbildende Prinzip der Ge* 
samtbelehnung mehrerer Pereonen oder durch die sogenannte Be- 
lehnung zu gesamter Hand. Dadurch bilden diese Personen dem 
Lehensherm gegenüber gleichsam eine Einheit. Den neubelehnten 
Personen und ihren Nachkommen ist dadurch untereinander ein Erb- 
reclit gesichert.-) 

Eheleute, Brüder, Schwestern, Eltern samt Kindern, ganze Far 
milien, ja Körperechaften wurden so belehnt.'*) 

Ob und wie Herrschafts-, Verwaltungs- oder Nutzungsteilungen 
unter den „Gesamthändern" geregelt waren, hatte für den Lehens- 
herrn ein geringes Interesse, solange die Pflichten gegen ihn erfüllt 
wurden. 

Die lehensrechtliche Emanzipation des Weibes liat sich viel- 
leicht von Norditalien in die Gebiete der österreichischen Erbländer 
verbreitet. Wenn Mann und Weib bei den germanischen Völkern 
ursprünglich in Bezug auf Erbschaft, Vormundschaft und Volljährig- 
keit gleichberechtigt waren, wie Julius Ficker glaubhaft macht,^) 
so würde diese Emanzipation nur eine teilweise Restitution bedeuten. 

Schwer ist zu bestünmen, ob bei den (resamt- oder Mit- 
belehnungen, wo das Weib in Gesellschaft des Mannes als gleich- 
berechtigte Person auftritt, deutscher oder norditalienischer Einfluß 
zu erblicken ist. Bei reiner Männererbfolge war die Feststellung der 
Reihenfolge der Anwartschaftsfalligkeiten der einzelnen Personen 
leichter, dagegen schwieriger, wenn es sich um solche aller weib- 
lichen Nachkommen des ersten Erwerbers oder gar mehrerer Erwerber 
handelte: ob z. B. die Tochter des letzten Besitzers vor dessen 
Schwester Vorrecht hatte. Man denke an die i)ragmatische Sanktion 
Kaiser Karls VLI Die Frage wird noch komplizierter, wenn der über- 
lebende Teil eines Ehepaares eine durch Mitbelehnung erwoi-bene 
Erbanwartschaft in zweiter Ehe weiter vererbt, und wenn dadurch 



1) Schröder 409. 

2) Stobbe, Uli, 407 (3. Aufl.), V, 320 f. (2. Aufl.). 

3) Beispi(»le bei Winkel mann, Acta imperii, I, S. 50, 106, 171. 

^) Uutersuchung:en zur Kechtsgeschichte. Innsbruck 1891, 1, p. XXIU, sq.; 
(1898) irr, 327 ; IV, 1 bis 20. 
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zu den Erbanwärteru der eigenen Familie Erbanwärter einer fremden 
Familie gelangen. 

Man kann aber doch zu einem wenigstens einigermaßen positiven 
Ergebnis gelangen, wenn man den Weg einschlägt, den uns andere 
Beispiele gezeigt haben. 

Dreimap) fanden wir nämlich den Grundsatz ausgesprochen^ 
daß Erbanwärterinnen in Lehen solange ausgeschlossen bleiben sollen, 
als auch nur ein einziger männlicher Nachkomme der zuerst belehnten 
Person vorhanden sei. Hieß das auch, daß der männliche Nach- 
komme einer Anwärterin aus einer älteren Generation den weih- 
lichen Nachkommen des letzten Lehensinhabers voranzugehen habe? 
Um ein Beispiel zu nennen: darnach wäre die Anwartschaft der 
Habsburger auf Lehen vom Krummstabe in Kärnten, Krain und 
Tirol früher fallig gewesen, als diejenige der Margaretha „Maul- 
tasch."*^) 

Widersprach dieser Anschauung aber nicht die Tatsache, daß 
im Regensburger Bistum einmal^) den Schwestern des letzten Lehens- 
besitzers vor seinen eigenen Töchtern Vorzug gegeben wurde? Ganz 
und gar nicht. Denn die Absicht war hierbei: Die Zeit, während 
welcher die Lehen in weiblichen Händen liegen mußten, zu verkürzen. 
War ja von der Schwester des Erblassers wenigstens in der Regel 
zu erwarten, daß sie früher als seine Tochter ihr eigenes Recht wieder 
auf einen männlichen Sprossen des Geschlechtes vererbte. Unter be- 
sonders günstigen Umständen konnte auf diese Weise weibliches 
Regiment vermieden werden. Ähnliches wird uns auch bei Reichs- 
lehen begegnen. 

Vermeidung oder Verkürzung weiblicher Regierung war also 
der Zweck scheinbar entgegengesetzter Verfügungen. Aber an dieser 
logischen Auffassung wurde nicht immer und nicht überall fest- 
gehalten. Denn die Logik in der Rechtsentwicklung hört dort auf, 
wo die Macht es will. 

Ein Element beständiger Unsicherheit lag vielmehr gerade darin, 
daß die Frage noch nicht allgemein entschieden war, ob die Töchter 
vor den Schwestern des letzten Lehensbesitzers Vorrang hatten, oder 
ob nur die einen oder die anderen oder vielleicht beide Teile folgen 

durften. 

Wenn nun keine Tochter des Lehensinhabers mehr vorhanden 
war, und wenn die Seitenverwandten desselben keine Macht über die 



1) Siehe oben S. 13, Anm. 4, 20, Anm. 2 und S. 24, Anm. 6. 

2) Näheres siehe unten! 

3) Siehe oben S. 14, Anm. 3. 



— 30 — 

Lehensherren hatten, konnte allgemeines Reichslehensrecht angerufen 
werden, wonach Geschwisterfolge wenigstens in der Regel aus- 
geschlossen war, wenn nicht besondere Mitbelehnungsakte dagegen 
sprachen. Es focht Ansprecher aber nicht an, daß das territoriale 
Lehensrecht mit der Entwicklung des Reichslehensrechtes nicht immer 
gleichen Schritt gehalten hatte. 

Als der letzte Babenberger zwar eine Schwester und Kinder 
von Geschwistern, aber gar keine eigenen Kinder hinterließ, erklärten 
die bischöflichen Lehensherren, dieses Geschlecht sei ausgestorben, der 
letzte Herzog habe keine Erben hinterlassen ; i) die Lehen seien darum 
heimgefaUen. 

d) Reichslehen. 

a) Einleitendes. 

Zur Zeit als König Rudolf von Habsburg den Thron bestieg, gab 
es kein Erbfolgegesetz, das in allen Reichslehen gleichmäßig gegolten 
hätte. 

Die Entwicklung von Mannslehen zu Manns- und „Weiberlehen" 
oder „subsidiären Weiberlehen" hatte bei den Reichslehen nicht 
Halt gemacht. Privatrechtliche Anschauungen rangen nun auch um 
die Anerkennung als öffentliches Recht. Die damaligen Zeiten sind 
voll von Ansprüchen der Tochtermänner auf Reichslehen der Schwieger- 
väter. 2) 

Es gab schon manche Reichslehen, in denen weibliche Folge in 
Ermanglung von Söhnen gestattet war. So seit 1247 und 1248 in 
Geldern und in Zütphen, wo auch die Nachfolge der ältesten Tochter 
des Grafen Otto von König Wilhelm bewilligt war. Um diese Zeit 
regierte in Flandern Gräfin Margarethe als Reichsvasallin.^^) Rudolf 
von Habsburg belehnte 18. Juni 1282 Ermengarde mit dem Herzog- 
tum Limburg, allerdings zugleich mit ihrem Gemahl.'*) In Luxemburg 



1) Extincta babenbergica stirpe — non haerede relicto aut aliquo suc- 
cessore — ducis absque haerede legitimo decedentis. Monum. Boica XXVIII, 
S. 378, XXIXii, 443 f., 515; Urkundenbuch des Landes ob der Enns, III, S. 201: 
Kleimayern, Nachricht . . . Juvavia, Salzburg 1784, S. H82; Chinel, Habsburg. 
Excurse, Sitzungsber. der kaiserl. Akad. der Wissensch., XI, 195 f., Anm. 1 ; dessen 
Rezension über jjichnowskys Gesch. des Hauses Habsburg in den Jahrbüchern 
der Literatur, Wien 1844, CVIII, S. 18S; Zahn, Austro-Friulana a. a. 0., S. 13. 

2) Hermann Schulze, Das Erb- und Farailienrecht 37. 

3) Winkelmann, Acta imperii, I, S. 442, und Böhmers Regesta imperii. 
herausgegeben von F ick er, Innsbruck 1882, Vii, S. 922, 926, 927, 931. 

*) Schütter, Johann, Graf von Luxemburg und König von Böhmen, Luxem- 
burg 1865, 12, Anm. 2. 
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wurde 1136 und 1196, zuerst nach dem Aussterben des ^ardenniscli- 
luxemburgischen/' dann nach dem Erlöschen des luxemburgisch- 
namurschen Grafengeschlechtes in männlicher Linie Erbrecht der 
Weiber und weibliche Regierung jedesmal anerkannt.^) 1196 bis 1247 
regierte dort Gräfin Ermensinde, 1288 bis 1292 Beatrix von Avesnes, 
diese zusammen mit ihrem Sohne dem Grafen Heinrich. 2) 1262 wurde 
die Witwe Johanns von Avesnes mit der vormundschaftlichen Regie- 
rung von Holland und Seeland von dem König Richard belehnt. ») 

In der Grafschaft Burgund galt weibliches Erbrecht seit vielen 
Generationen vor Rudolf von Habsburg, wobei vielleicht der Einfluß 
französischer Nachbarschaft mitgewirkt hat.*) 

Auch der Graf Thomas von Savojen erhielt 1252 von König 
Wilhelm für mehrere Reichslehen, die ihm schon Kaiser Friedrich II. 
gegeben hatte, das Recht, sie eventuell auch auf weibliche Nach- 
kommen vererben zu dürfen.^) Dasselbe war für die Stadt und Graf- 
schaft lATca schon 1220 bewilligt worden.«) Noch auffälliger ist, daß 
schon 30. Dezember 1159 einem Cremoneser eine Belehnung von 
reichswefgen erteilt wurde, zugleich auch für seine männlichen und 
weiblichen Erben; seine Gemahlin wird nicht belehnt. In diesen 
Gebieten mögen Privilegierungen dieser Art häufiger vorgekom- 
men sein. 

Nicht bloß in den westlichen und nordwestlichen Gebieten des 
römischen Reiches deutscher Nation und in Italien, sondern auch auf 
rein deutschem Boden begann die veränderte Anschauung Aner- 
kennung zu finden. So gestattete 13. Mai 1235 der Sohn Kaiser 
Friedrichs II., König Heini'ich (VII.), dem Philipp Virneburg, seine 
Reichslehen allen Erben, Weibern wie Männern, zu hinterlassen. 
25. September 1257 wurde von König Richard den Töchtern des 
Grafen von Leiningen Sukzession in allen Reichslehen bewilligt.^) 

Wichtiger war die Erhebung von Braunschweig und Lüneburg 
zum Herzogtum im Jahre 1235. Der neue Herzog Otto hatte bisher 



1) Ebendas. 1, 2, 31, und Schotter, Einige kritische Erörterungen über die 
frühere Gesch. der Grafschaft L., L. 1859, 51, 59. 

2) Schotter, Johann . . . von Böhmen, 31. 

3) H. Schulze a. a. 0. 121. 

*) Ficker, Vom Reichsfürstenstande, Innsbruck 1861, 242 f.; Werunski, 
Oeschichte des Kaisers Karl IV., Prag 1892, III, 316 f. 

^) Winkelmann, Acta imperii, I, S. 438 ff.; Böhmers Regesten, Vi, S. 671, 
Vn. S. 954. 

«) Winkelmann, Acta imp., I, S. 154. 

"^ Böhmer, Acta imperii selecta, Innsbruck 1870, unter den genannten Daten 
und H. Schulze a. a. 0. 39. 
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nur Eigen- und Kircliengut innegehabt, niclit aber das reiclislelin- 
bare Fürstenamt J) 

Dieses wurde ihm nun „zu fortlaufendem Erbanfall auf 
seine Erben, Söhne und Töchter'' übertragen.'-) Dieser Eigen- 
besitz war heiTorgegangen aus einer allmählichen Vereinigung des 
Eigengutes „von vier norddeutschen oder sächsischen dynastisclien 
Geschlechtern", und zwar „dadurch, daß die Erbtöchter der im Manns- 
stamm erloschenen Geschlechter ihr väterliches Erbe ihren Gatten 
zubrachten, und auf ihre Deszendenz vererbten". All dieses Eigengut 
übernahm nun Otto freiwillig vom Reiche. Konnte es aber seine Ab- 
sicht sein, durch Lehensauftragung solchen Eigenbesitzes seinen Nach- 
kommen beiderlei Geschlechtes das bislier unbeschränkte Vererbungs- 
recht zu verkürzen und dadurch den Rückfall des Lehens an das 
Reich zu beschleunigen? Sollte die Vergünstigung des Jahres 1235 
nur darin bestanden haben, daß nun auch die Töchter des jeweilig 
letzten Inhabei-s das nunmehrige Reichslehen erben durften?») Das 
Reichsoberhaupt verzichtete auf nichts, da es bisher auf die Nach- 
folge in diesem weifischen Eigenbesitz überhaupt keinen Einfluß ge- 
habt hatte. ^) Noch eine andere Erwägung! Wurde Otto allein be- 
lehnt? Trotz des in dieser Hinsicht vielleicht doppeldeutigen 
Wortlautes scheint mir in diesem Privileg die gleichzeitige Mit- 
belehnung aller Nachkommen Ottos enthalten zu sein. Dann tnit 
aber für sie die Folge wie für ausdrücklich bezeichnete „Gesamt- 
händer" ein: Solange nur ein einziges Glied des Weifenhauses am 
Leben war, hatte es Erbanwartschaft. 

An dem bisherigen Verfügungsrecht über Eigengut wurde also 
nichts geändert. Es war nur das Reichsfürstenamt als Lehen hinzu- 
gekommen. 

ß) Das Privilegium von 1156 (Minus) und die Vereinigung Öster- 
reichs mit Steiermark. 

Unzweideutig spricht jenes unbeschränkte Vererbungsrecht das 
Privilegium aus, das Kaiser Friedrich L dem Urgroßvater des letzten 
Babenbergerherzogs Friedrich II., nämlich Heinrich Jasomirgott 



1) J. Pickcr, Vom Heerschilde. Innsbruck 1862, 8. 122. 

■^) In feodum ei concessimus ad haeredes suos: filios et filias haev«- 
(litarie devolvendum. Vgl. Zacliariae, Das Sukzessionsrecht im Gesamthau.« 
Braunschwei^-Lüneburg: und der ausschließliche Anspruch Hannovers auf das zur 
Erledigung kommende Herzogtum Braunschweig, Leipzig 1862, 203 f. 

3) Dies glaubt J. Ficker für Reichsweiberlehen annehmen zu sollen, wo- 
gegen Berchtold, Die Landeshoheit, 44, mit Recht widerspricht. 

*) Ähnlich Zachariae 19 ff. 
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(t 1177), und zugleich dessen Gemahlin Theodora Komnena der byzan- 
tinischen Kaisertochter (f 1184), erteilte.^) Es ist vielleicht das 
älteste unter den bisher bekannten Beispielen einer Verbriefung weib- 
licher Erbfolge in größeren Reichslehen. Es bildet die Entschädigung 
für des Markgrafen Heinrich Verzicht auf das Herzogtum Bayern, 
^ damit hiedurch nicht in Irgend einer Weise die Ehre und der Euhm" 
Heinrichs „geschmälert zu sein scheine". Deswegen und weil der 
Markgraf schon Herzog war, erhob der Kaiser die „Mark Oster- 
reich" zu einem selbständigen Herzogtum, setzte ferner fest, daß 
keine hohe oder niedere Person (magna vel parva persona), im Bereiche 
dieses Herzogtums ohne des Herzogs Zustimmung oder Erlaubnis 
irgendwelche Justiz auszuüben sich erlauben dürfe (presumat), und 
daß der Herzog von Osterreich für sein Herzogtum dem Eeiche 
keine anderen Dienste schuldig sei, als (wenn er hierzu aufgefordert 
werde) zu den in Bayern gehaltenen Hoftagen des Kaisers zu ei;- 
scheinen und nur dann Heeresfolge zu leisten, wenn der Kaiser eine 
solche in die Osterreich benachbarten Gebiete etwa anbefehlen sollte. 

Diese Selbständigkeit als Reichsterritorium, die Ausgestaltung 
zum Herzogtum, die eigene Gerichtsbarkeit und die geringeren 
Leistungen gegenüber dem Reiche hafteten hinfort an dem Lande 
Osterreich. 

Die anderen Bestimmungen des Privilegiums beziehen sich aber 
nur auf das babenbergische Haus. Einem späteren Herrscher- 
geschlecht dieses Gebietes war aber mit folgenden Bestimmungen 
nichts gewährt: „Dieses Herzogtum mit jedem Recht," sagt der Kaiser, 
„haben wir unserem vorgenannten Oheim Heinrich" (dessen Mutter 
Agnes war die Großmutter des Kaisers) ^und seiner hochedelsten 
Gemahlin als Lehen gegeben.''*) Dieses Privilegium bietet auch das 
erste Beispiel einer Gesamtbelehnung mit einem großen Reichslehen. 

Warum wurde nicht ein anderer Babenberger mitbelehnt? Die 
ganze Sukzessionshotfnung des babenbergischen Hauses ruhte nur auf 
diesen beiden Persönlichkeiten, es kam keine andere mehr in Betracht. 
Denn die lebenden Brüder Heinrichs waren damals geistliche Würden- 
träger: der berühmte Otto war Bischof von Freising (f 1158), der 
andere, Konrad, Bischof von Passau und starb als Erzbischof von 
Salzburg 1168. 

Warum wurde Theodora mitbelehnt? Bloß um dieser Kaiser- 
tochter besondere Ehre zu erweisen? Man hat die Frage bisher gar 



1) Schwind-Dopsch, S. 8 f. 

2) Et eondem ducatum cum omni iure praefato patruo nostro Heinrico et 
prenobilissime uxorl sne Theodore In beneficiam concessimus. 

Turb», Thronfolge. *^ 
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nicht gestellt; wir wissen aber aus den vorstehenden Erörtenmgen, 
was Theodoras Mitbelehnung bedeutete: Sie konnte Rechtswirkangen 
erlangen, an die man bisher freilich nicht gedacht hat. ^) Nehmen wir 
an, die Ehe der beiden wäre kinderlos geblieben, und Theodora wäre 
Witwe geworden, so würde sie die alleinige Herzogin des Landes 
gewesen sein, mit derselben Gewalt von reichswegen ausgestattet 
wie früher ihr Gemahl und sie mit ihm vereint. Sie hätte sich zwar 
dann wieder verheiraten können, aber ihr zweiter Gemahl hätte for 
sich selbst aus einer solchen Ehe kein Recht ableiten können. Nor 
eine Neubelehnung seiner eigenen Person durch das Reichshaupt 
hätte ihm ein solches verliehen. Eine zweite Ehe entweder Herzog 
Heinrichs oder Theodoras hätte den Kindern dieser zweiten Ehe 
jedesmal Sukzessionsrecht im Reichslehen Osterreich verschaflPL 

Die Gesamtbelehnung der fürstlichen Eheleute von 1156 sicherte 
also den Nachkommen beider, sei es aus ihrer eigenen ersten, sei es 
aus einer zweiten Ehe, jedesmal Sukzession. Die Sukzessionshofihung 
sollte nicht auf eine einzige Person gestellt sein und der Heim&ll 
an das Reich verzögert werden. 

Noch in anderer Hinsicht ging man von einem bei deutschen 
Reichslehen wenigstens im allgemeinen giltigen Brauch ab. Kaiser 
Friedrich traf in diesem Privilegium, das er eine für alle Zeiten gültige 
und unerschütterliche kaiserliche Constitutio nennt, ^) die Bestimmung, 
die als Gesetz ebenfalls für ewige Zeiten gelten sollte: 

Heinrich und Theodora und nach ihnen dann deren Kinder, 
ohne Unterschied, ob Söhne oder Töchter, sollen dieses Herzogtum 
mit und nach dem Rechte der Vererbung vom Reiche inne haben und 
besitzen dürfen.») 

Das ius hereditarium, die A\'eitervererbung, kommt nicht bloß 
den Eltern, sondern, was schon die Stilisierung andeutet, nach dem 
Tode der Eltern auch allen Kindern dei-selben zu. Ausdrücklich heißt 
es, daß zwischen Söhnen und Töchtern kein Unterschied gemacht 
werden soll. Solange auch nur ein Glied der babeubergischen Familie 
lebt, hat es also Erbrecht.*) 



1) Dies wurde auch von Berchtold, Die Landeshoheit, 43 f., 50, übersehen, 
obwohl er sich sonst der richtigen Auslegung des Minus am meisten genähert hat. 

'^) Vt hec nostra imperialis constitutio omni evo rata et inconvulsa per- 
maneat. 

3) Perpetuali lege sanctientes, ut ipsi et liberi eorum post eos — indif- 
ferenter tilii sive iilie — iam dictum ducatum haereditario iure a regne tene- 
ant et possideant. 

*) Berchtold, 43 ff., bekämpft die Anschauung Fickers, dafi sich die 
Privilegierung der Erbfolge nur auf die erste Generation: auf den Familienkreis 
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Die Lehenspi*axis auf geistlichem wie weltlichem Boden in den 
alpenländischen Gebieten schon im 12. Jahrhundert stimmte mit diesen 
Bestimmungen vollkommen überein. 

Sollte man trotz des klaren Wortlautes daran glauben, daß sich 
das Erbvorrecht nur auf die erste Generation Heinrichs und Theodoras 
beziehe, während schon für die zweite Generation der ältere Grund- 
satz gelte, daß nur der Sohn des letzten Besitzers oder doch auch 
eine Tochter desselben zu folgen hätte,*) dann übersieht man Fol- 
gendes: Herzog Heinrichs unvermählter Enkel, Herzog Friedrich I., 
hätte von seinem Bruder, Herzog Leopold VI., in Österreich gar nicht 
beerbt werden können. Leopold VI hätte dem Bruder gar nicht folgen 
dürfen, Österreich wäre an das Reich zurückgefallen, und dennoch 
sprach Leopold VL von seiner eigenen Nachfolge in der Regierung 
als einer „paterna successio".*) 

Nun zu denjenigen Worten des Privilegiums von 1156, bei denen 
die Foi^chung am wenigsten Anlaß zu Mißdeutungen hätte finden 
sollen! Es heißt nämlich im Privilegium: „Si autem praedictus Dux 
Austrie, patruus noster [demnach nur: Heinrich], et uxor eius [Theodora] 
absque liberis decesserint, libertatem habeant, eundem ducatum af- 
fectandi«) cuicunque voluerint." 

Dies kann nach dem klaren Wortlaute nui' heißen : Wenn Heinrich 
und seine Gemahlin, ohne Kinder hinterlassen zu können, sterben 
müßten, sollen sie (beide) das Vorrecht besitzen, das Herzogtum zu- 
zuwenden, wem sie wollen. 

Sie beide allein haben also das Recht, einen Nachfolger zu 
bestimmen, vjon einem Recht ihrer Nachkommen, dasselbe zu tun, ist 
mit keinem Worte die Rede. Es ist daher ganz unbegreiflich, wie 
man bisher immer*) von einem Recht des letzten Inhabers, seinen 



des Herzogspaares beschränke. Er tut dies aber weniger durch eine genaue Analyse 
des Textes dieser Urkunde, als auf Grund von Fickers Beispielen und in theoreti- 
sierender Weise, meint aber Gertrudes Ansprüche seien „gegen den wahren Sinn 
des Minus" gewesen (S. 57). Juritsch a. a. 0. 213, Anm. 2 glaubt, die ganze 
Familie der Babenberger, nicht bloß die damals lebenden Glieder derselben, seien 
in den Besitz des Herzogtums gekommen, begründet dies aber nicht näher. Von 
den damals lebenden sind aber sicher die genannten Bischöfe auszunehmen. S. 677 
scheint er aber nicht zu glauben, daß der Böhmenkönig Wenzel von Gertrudens 
Erbrecht überzeugt war. 

1) So Huber, Gesch. österr., I, 515, 518 und Ad. Ficker, Herzog Fried- 
rich U., Innsbruck 1884, 130. 

2) Berchtold, 48 f. 

3) Luschin von Ebengreuth, österr. Reichsgesch. Bamberg 1896, 153. 
faßt dieses Wort nur im Sinne von „in Vorschlag bringen'* auf. 

*) Huber, I, 477, 518 f.j Juritsch, 213, A. Ficker, 130. Siehe Nachträge. 

3* 
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Nachfolger zu bestimmen, reden konnte, i) Herzog Friedrich II. der 
Streitbare hatte dazu nach dem Wortlaute des Privilegiums gar 
kein Recht. 

Das unschembare Wörtchen und gewinnt hier für das Ver- 
ständnis große Bedeutung: Es bestätigt nämlich, was früher von 
einem gemeinsamen und dann wieder von einem nach Personen ge- 
trennten besonderen Vererbungsrecht der beiden Ehegatten gesagt 
worden ist. Erst wenn weder Heinrich, sei es in dieser oder in 
späterer Ehe, noch Theodora in ihrer damaligen oder in anderer 
Ehe Kinder erzielt haben, wenn also das Vererbungsrecht jedes ein- 
zelnen von ihnen auf keine Kinder übergehen kann, und wenn der 
überlebende Teil sicher ist, keine Kinder mehr zu bekommen, erst 
dann soll er eine Bestimmung über die Nachfolge treffen dürfen. 

So kann man nur über Eigengut verfügen. 

In der Tat blieb nach dem ganzen Wortlaute des Privilegiums 
von den Rechten des Reiches in Bezug auf Heimfall des Lehens fast 
nichts mehr übrig. Denn dieser Heimfall schien in die weiteste Feme 
gerückt. Eine solche Stellung hatte kein einziger Reichsfürst, auch 
der Braunschweiger Herzog nicht. 

Konnte die Reichsgewalt ein Interesse daran haben, einen 
eigenen, wenn auch kleinen Staat im Staate weiter zu dulden? Nur 
in einem Falle: wenn der österreichische Landesherr den Interessen 
des Reichshauptes diente, oder wenn König und Kaiser sich sogar 
Hoffnung machten, ihrer eigenen Familie Lehensanwartschaft für 
künftige Erwerbung zu verschaffen. 

Derartige Vorrechte des Herzogs von Österreich jnußten ferner 
den Neid der anderen Reichsflirsten erregen, besonders wenn der 
letzte Babenberger, Herzog Friedrich der Streitbare, daran dachte, 
„König von Osterreich und Steiermark" zu werden. 2) 

Noch eine andere Macht hatte ein eigenes Interesse daran, eine 
günstige Zeit wie die nach dem Tode des letzten Babenberger Herzogs 
zu benützen, um die Vorrechte dieses Hauses zu schmälern. Es waren 
dies alle die Bischöfe, von denen die Babenberger Lehen trugen. An 
vielen Beispielen konnten wir feststellen, daß die Übung weiblicher 
Sukzession im lehnbaren Kirchengute schon sehr weit fortgeschritten. 



*) Dieser Irrtum, welcher Berchtold zu den absonderlichsten Auskünften 
und Widersprüchen geführt hat (S. 57, 59, 60), geht vermutlich auf eine Inter- 
pretation der Bahenbergerin Gertrude zurück (siehe unten I), vielleicht auch auf 
die Passauer Lehensurkunde von 1253, wo es heißt: ,,Non haerede relicto aut 
all quo successore" seien Herzog Friedrichs Lehen an das Bistum gefallen. 
Urkundenbuch des Landes ob der Enns III, S. 201. 

2) Huber, Gesch. Österr. I, 420, 476. 
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in vielen Fällen auch von dem Landesherrn bereits urkundlich 
garantiert war. Diese Entwicklung war im allgemeinen schon weiter 
als in den ßeichslehen gediehen. Gab es also einmal eine baben- 
bergische Prinzessin, die das Reichslehen erhielt, so war es selbst- 
verständlich, daß sie auch das lehnbare Kirchengut ihrer Vorgänger 
erben durfte. Wurde aber weibliche Sukzession im Herzogtum Öster- 
reich durch irgendwelche Mittel verhindert, so waren nicht bloß die 
Eeichsgewalt, sondern auch die geistlichen Fürsten, welche Lehens- 
herren der Babenberger waren, die Gewinnenden. Denn sie konnten 
die Lehen der Babenberger für erledigt erklären.^) 

Das Eeichshaupt, die weltlichen Reichsfürsten und die Kirchen- 
fürsten: alle diese drei Mächte hatten also bestimmte Motive, den 
Fortbestand der privilegierten Stellung der Babenberger bei günstiger 
Gelegenheit zu verhindern. 

Gegenüber territorialen Lehensübungen konnte dann Reichs- 
lehensrecht angerufen werden, wonach Geschwisterfolge, wenn nicht 
besondere Belehnungen dafür sprachen, für ausgeschlossen galt. 
Eine solche Aktion wurde dadurch erleichtert, daß das Privilegium 
von 1156, wie wir wissen, nur in einem Teil seiner Bestimmungen 
<lem Lande selbst erteilt war, während das VoiTCcht schrankenloser 
Vererblichung sich nur auf die von den ersten Erwerbern abstammen- 
den Nachkommen bezog. Eine weitere Einschränkung kam liinzu: 
Dieses Sukzessionsvorrecht galt nicht für neu zu erwerbende 
Reichslehen derselben Familie. Erst ein so klar denkender Kopf 
wie Herzog Rudolf IV. hat hier durch eine Fälschung (das soge- 
nannte Privilegium Mains) ergänzend eingegriffen ^) und die genannte 
zweifache Beschränkung beseitigt. Schon seine habsburgischen Vor- 
gänger dürften sie unangenehm empfunden haben. Ob sie aber An- 
läufe zu ihrer Beseitigung im Sinne Herzog Rudolfs gemacht haben, 
ist uns unbekannt. 

Das Sukzessions Vorrecht galt also nicht für Steiermark, das 
Leopold V. durch den Vertrag von St. -Georgenberg (bei Enns) mit 
dem Herzog dieses Landes, dem letzten Traungauer Grafen Ottokar, 
im Jahre 1186 und dann durch die Reichsbelehnung vom Jahre 1192 
erwarb. 

Allerdings sollte nach diesem Vertrage, wer Osterreich inne 
habe, zugleich auch das Herzogtum Steier regieren und die Ver- 



1) Diese Behauptung der Bischöfe hat Hub er I, 515, wiederholt. Sie ist 
aber auch deswegen unrichtig, weil weibliche Nachfolge, "wie wir gesehen haben, 
auch ohne das Privileg von 1156 möglich und gesichert war. Vgl. oben S. 30, 
Anm. 1. 

2) Siehe unten Rudolf IV. 
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bindung bleibend sein.^) Wohl nur aus diesem Grunde ist der zweit- 
geborene Sohn Leopolds V. gleichen Namens im Vertrage nicht 
genannt und wird bestimmt, daß der für beide Länder gemeinsame 
Regent in dieser Hinsicht von seinen Brüdern keine Anfechtung er- 
fahren dürfe. Das letzte scheint nämlich darauf hinzudeuten, daß die 
Erbanwartschaften der Brüder auf die Regierung Österreichs seit 
1156 als gleichberechtigt anerkannt waren, und daß man eben darum 
Leopold V. und seinen ältesten Sohn Friedrich und nur diesen in 
den Vertrag aufzunehmen für nötig fand, um die Personalunion beider 
Gebiete zu sichern. Es sei hierbei daran erinnert, daß vor 1156 der 
deutsche König auf die Besetzung der Markgrafschaft Osterreich 
noch Einfluß hatte, und daß aus diesem Grunde das Nachfolgerecht 
des ältesten Sohnes in Österreich noch nicht feststand: Nach Leo- 
pold ni. kam sein dritter Sohn Leopold IV. zur Regierung, während 
diesem dann der zweite Sohn Leopolds IIL, Heinrich Jasomirgott, 
folgte.^) Erst das Erbsukzessionsvoirecht von 1156 schuf hier 
Wandel. 

Ganz nach dem Wortlaute des Vertrages von 1186 erfolgte in 
Worms 24. Mai 1292 die Belehnung Leopolds V. und zugleich seines 
ältesten Sohnes Friedrich. ») Damit scheint wenigstens für Steiermark 
die Primogenitur eingeführt zu sein. Sonst hätte wohl Leopolds 
gleichnamiger Sohn mitbelehnt werden müssen (eine Tochter hatte 
er nicht). Von nun an haben also in Steiermark die Mitglieder des 
babenbergischen Hauses nicht wie in Osterreich seit 1156 gleiche 
Erbanwartschaften. Hatte der jeweilig letzte Besitzer keine Söhne, 
so trat das volle Verfügungsrecht des deutschen Königs über jenes 
Reichslehen wieder in Kraft Er konnte das Herzogtum weiter ver- 
leihen, eventuell allerdings auch, dann aber nur aus Gnade, derselben 
Familie weiter belassen. Dies ist jedoch nur unter der Voraussetzung 
gesagt, daß nicht etwa entgegengesetzte Verfügungen getroffen wurden, 
die uns nicht tiberliefert wären. 



1) üt si idem Dax [Leopoldus] et filius eins Fridericus . . . nos supervixerint, 
qui dncatum tenuerit Anstrie, du ca tarn quoque regat Styrie, ceteris fratribus 
Hupor hoc nullo modo litigantibns . . . quisquis ergo ille fnerit, qui rerum summam 
post nos habuerit. Schwind-Dopscb, 20, 21. Juritsch, 302 f., ist daher im 
Unrecht, wenn er schreibt, ob diese Personalunion „für immer oder nur auf die 
Lebenszeit Leopolds V. gelten sollte, könnte etwa noch fraglich sein". 

2) Hub er, Beiträge zur älteren Geschichte Österreichs, Mitteil. d. Instit. f. 
österr. G., 1881, II, 385 und Juritsch 15'\ Der eine nimmt die Reichsbelehnung 
vor, der andere nach dem Tode des Vaters (f 1136) an. 

•>) Die Urkunde fehlt uns. Juritsch, 318. In welcher Weise schon 1187 
die kaiserliche Genehmigung des Vertrages erfolgte, wissen wir ebensowenig. 
Juritsch, 308. 
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Die Dauer der Personalunion hing also lehensreclit- 
lich davon ab, ob der jeweilig regierende Babenberger- 
herzog einen Sohn hatte, weil das ganz unbeschränkte Ver- 
erbungsvorrecht von 1156 nur für Osterreich galt. 

Die 1186 für immer beabsichtigte Verbindung der beiden Länder 
wurde aber schon nach dem Tode Leopolds V. 31. Dezember 1194 
gelöst. Durch mehr als 3 Jahre wurde die Steiermark von Leopold VI., 
dem Bruder Herzog Friedrichs L, allein und von Osterreich getrennt 
regiert. Ob hierbei eine reichslehensrechtliche Verfügung stattfand, 
oder ob möglicherweise eine persönliche Zession des 1192 von reichs- 
wegen erworbenen Rechtes vorliegt, ist uns unbekannt. 

Personalunion trat aber wieder ein, als Friedrich I. unvermählt 
starb und ihm sein Bruder Leopold VI. in der Regierung Österreichs 
folgte. Die Pe'rsonalunion wurde unter Friedrich IL vielleicht 
nur deswegen fortgesetzt, weil dieser keinen Bruder hatte, der An- 
spräche geltend gemacht hätte. 

Ebensowenig brachte die einfache Bestätigung des Privilegiums 
von 1156 durch den Kaiser Friedrich IL Juni 1245 in dieser Hin- 
sicht eine Garantie. Hierbei erscheint Graf Rudolf von Habsburg als 
Zeuge. Die erwähnte Bestätigung erfolgte erst, als Verhandlungen 
wegen der Erhebung Österreichs und Steiermarks zu einem König- 
reiche ergebnislos verlaufen waren. Diese Verhandlungen waren ver- 
quickt mit der Frage der Vermählung des damals verwitweten 
51jährigen Kaisers, der die etwa 19jährige Gertrude, die Schwester 
Herzog Friedrichs 11., heimführen wollte. Für Gertrude war die 
Heirat nicht begehrenswert: Der Kaiser war zu alt; dann mußte sie 
furchten, daß auch ihr, wie früheren Gemahlinen desselben, nur die 
Stellung von sekludierten Haremsdamen 2) zuteil würde; vielleicht 
nahm sie auch Anstoß, einen im Kirchenbann stehenden Mann zu 
heiraten. Tatsächlich ist des Kaisers Absetzung schon 17. Juli 1245 
auf dem Lyoner Konzil feierlich beschlossen worden. Dies bmchte 
des Herzogs Entwürfe erst recht zum Scheitern. ») 

April 1237 hatte Kaiser Friedrich den Steirern versprochen, die 
Personalunion zwischen Osterreich und Steiermark zu lösen, wenn 
er dem nun reichsunmittelbar gewordenen Lande an Stelle des ge- 
ächteten Herzogs Friedrich II. auf etwaige Bitten der Landschaft 
einen neuen Herzog gäbe.*) 

1) W^attenbach, Die österr. Freiheitsbriefe, Archiv f. österr. G., Vm, S. 116 

2) Ficker-Winkelmann in der Einleitung zu Böhmers Kegesten, V, 
p. XLV. 

3) Juritsch, 641 ff.; Ad. Ficker, Herzog Friedrich IL, 123, 130. 
*) Schwind-Dopsch, 78. 
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Wie wertvoll mußte es daher für den Babenbergerlierzog sein, 
wenn er dieser Gefahr künftig vorbeugen konnte! In diesem Sinne 
liätte man den Plan, Osterreich und Steieimark zu einem Königreich 
zu erlieben, prüfen sollen. Denn durch diese Erhebung wäre es mög- 
lich geworden, eine einheitliche, beide Länder umfassende Sukzessions- 
ordnung zu schaffen. Tatsächlich enthielt der uns erhaltene Entwurf^) 
Bestimmungen, die uns nur in diesem Zusammenliang verständlich werden. 

Da 1245 nur Herzog Friedrich als letzter des Babenberger 
Maunstammes am Leben war, konnten nur seine Deszendenten in 
J^otraclit kommen. Das Kiinigtum Friedrichs sollte nicht durch Wahl 
der Stände zustande kommen und weiter bestehen, sondern durch 
jedesmalige Krönung und Weihe-) von Seiten des jeweiligen Eeichs- 
hauptes oder seiner dazu besonders Bevollmächtigten. Der Entwurf 
sagt: „Immer der ältere oder der Senior aus deiner Generation (und 
zwar) deine und deiner Nachfolger legitimen Deszendenten sollen in 
diesem Königreich folgen." ^^ ^^^^ jüngeren Erben (minores heredes) 
sollten nichts anderes besitzen, als was sie durch königliche Gnade 
erlangen. 

Wie sind die Worte „Immer der Altere oder der Senior (semper 
major natu seu senior ex generatione tuaj" zu verstehen? Solange 
nur eine einzige Linie besteht, das ist in der ersten Generation, 
folgt der Alteste dieser Linie. Haben sich aber mehrere Linien ge- 
bildet was schon in der zweiten Generation UKiglich ist, dann folgt 
der Senior des gesamten Hauses. Die Jüngeren werden irgendwie 
abgefunden und sind Erbanwärter, wodurch der Ausdruck haeredes 
verständlich wird. 

Bei der Behandlung der böhmischen Thronfolgeverhältnisse 
wei'den wir erkennen, daß es sich bei diesem Projekt trotz allen 
(Gegensatzes zu dieser Thronfolge (Wegfall der Wahl und Wegfall 
der Krönung durch die Stände) um eine genaue Nachbildung des 
Sukzessionsrechtes in der Familie des Przemysliden handelt. Man 
kannte die Verhältnisse in Böhmen am Kaiserhofe sein- gut. 

Zu diesem österreichisch-steierischen Königreich sollte auch 
Krain gehören. Als König soUte der Babenberger daraus ein Herzog- 
tum bilden dürfen,^) das unmittelbar zu seinem Königreich gehören 

V) Ziiliii, L'rkundeubucli des ilorzogtuins Steiermark, Graz 1879, p. 588 f. 

2) Coronam aut coiisi'rratinueni . .. coronationis et coiisecratioiiis. 

••) Semper maior natu seu senior e\ fj:cnerationo tua: exte et ex suc- 
cessoribus tili lej^itim«^ desccndentcs in reg:no siiccedant. «Immer der älteste de» 
Stammos" trifft nicht j^anz den Sinn. Ficker in Böhmers ReiJi^esten. Vi, S. 620. 

^) Daß Friedricli V(dlmacht erhielt, einen noch nicht sicher gedeuteten 
..Anselinum, cognatum tuum", zu dieser Herzogswürde zu erheben, ist für uns 
Nebensache. 
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nnd durch dieses im Lehensverband mit dem Deutschen Reiche stehen 
sollte. Friedrich nannte sich „Herr von Kmin", und es handelte sich 
dort nicht um Reichslehen, sondern um erheiratetes Eigengut seiner 
Gemahlin Agnes (dominium Carniolae) und um wenige Quadratmeilen 
freisingisches Kirchengut (feudum in Marchia), vielleicht auch um 
das Sanntal mit der Gegend von Windisch-Feistritz, dessen Zuge- 
hörigkeit zur windischen Mark mindestens für später erwiesen ist.*) 

y) Wirkungen des „Minus" bis zur Habsburgerherrschaft. 

1, Die Ei^hanwärtei\ 

Der Sankt Veitstag (15. Juni) des Jahres 1246, an welchem der 
letzte Babenberger, Herzog Friedrich II., während des Kampfes gegen 
die Ungarn sein Leben verlor,-) ist nicht nur für die Geschichte 
Österreichs, sondern f ui' die Geschichte des Sukzessionsrechtes denk- 
würdig. Denn die darauffolgende Zeit lieferte den Beweis, wie wenig 
Recht ohne Macht wert ist, wie neue Macht sich neues Recht schafft, 
und wie daraus entstehende Kämpfe sogar das Bewußtsein guten 
Rechtes auszulöschen vermögen. Wir Menschen sind nämlich nur zu 
sehr geneigt, den Sieg einer Macht auch ihrem besseren Recht zu- 
zuschreiben. So kommt es, daß die Geschichtschreibung, wenn auch 
ohne böse Absicht, häufig für eine Partei streitet, bei der das Un- 
recht ist. 

An wen fielen nun die beiden Reichslehen Osterreich und Steier- 
mark und an w^en das Eigengut samt dem lehenbaren Kirchengut im 
heutigen Krain und in Kärnten, darunter das Sanntal, ^) dann das von 
Leopold VI. gekaufte Pordenone (Portenau) samt dem umliegenden 
Kirchengut Aquileias?^) 



*) Das feudum iu Marchia hatte Leopold VI. 1229 erhalten. Das Dominium 
Carniolae kam durch die Wiedervermählung der Agnes (Domina Carniolae) an den 
Herzog Ulrich von Kärnten und dann, nicht wie Agnes in ihrem Testamente 
wünschte, an ihren Vetter König Bela IV. von Ungarn, sondern an König Ottokar 
zugleich mit dem Herzogtum. Vgl. Fejer, Codex diplom. Hung. Budae 1829, IViii, 
p. 101 sq.; Ad. Ficker, Herzog Friedrich IL, S. 169 ff.; Dopsch, Die Kärnten- 
Krain-Frage 10 f., und Dopsch, Ein Verzeichnis des Besitzes der Herzoge von 
Kärnten, Mitteil, des Inst. f. österr. G., 1901, XXII, S. 460. 

2) ühlirz, Das Lokal der Leithaschlacht und das Testament Herzog Fried- 
richs des Streitbaren. Mitteil. d. Instit. f. österr. G., XXI, 155, 162. 

3) Dopsch, Ein Verzeichnis des Besitzes der Herzoge von Kärnten in Krain 
und der Mark, a. a. 0. 458 f. 

*) Zahn, Austro-Friulana, S. 12 f., und Zahn, Friaulische Studien. Arch. 
f. österr. G., LVn, 804 f. 
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Was die Gebiete in Erain und in Kärnten betrifft, so kamen 
sie wohl zum größten Teil in die Hände der Kärntner Herzoge, der 
beiden Sponheiraer Bernhard (j 1256) und seines Sohnes Ulrich (f 1269),. 
teils durch Gewalt, teils durch Heiraten.*) Herzog Ulrich vermählte 
sich nämlich mit der in Krain reichbegüterten Witwe Herzog Fried- 
richs IL, Agnes (j 1262), und nach deren Tode mit einer anderen 
Agnes, einem Sprossen des Babenberger Geschlechtes, 2) einer Enkelia 
von Herzog Friedrichs verstorbenem Bruder Heinrich. 

Was femer die großen Reichslehen Osterreich und Steiermark 
betrifft, so muß zwischen beiden unterschieden werden, was bisher 
nicht geschehen ist Für Steiermark galt der Gebrauch für Reichs- 
lehen, wonach nur der Sohn des letzten Inhabers erblich folgen konnte; 
aber das Privileg von 1156 bezog sich nur auf Osterreich. Nach 
der Lehensübung für große Reichslehen hätte also Steiermark nach 
Friedrichs II. Tode an das Reich zurückfallen sollen. 

Anders stand es mit Österreich. Das genannte Privileg garan- 
tierte nämlich allen Nachkommen der beiden ersten Erwerber, männ- 
lichen wie weiblichen, Erbanwartschaft. Solange auch nur ein 
Mitglied des Hauses am Leben war, konnte ein Heimfall an das Reich 
nicht stattfinden. 

Die Sprossen des babenbergischen Geschlechtes, welche den Her- 
zog Friedrich II. überlebten, weist die Stammtafel auf S. 43 aus. 

Herzog Friedrich der Streitbare hinterließ keine Kinder, auch 
keine Brüder, wohl aber eine Schwester Margaretha, die älteste, 
die poetisch verklärte „Königin der Tränen", die damals als Witwe 
König Heinrichs (VII.), des treulosen Sohnes Kaiser Friedrichs IL, 
lebte, damals mehr Gott als den Menschen zugewandt: 3) Sie war 
seit 1243 Dominikaner-Ordensschwester. Ein Sohn aus ihrer Ehe mit 
König Heinrich, wie der kaiserliche Großvater Friedrich genannt, 
war 1246 ebenfalls noch am Leben. Von anderen Venvandten über- 
lebten den Herzog Friedrich IL: seine Nichte Gertrude, die Tochter 
seines verstorbenen Bruders Heinrich und zwei im Knabenalter 
stehende Neffen seiner ebenfalls vorverstorbenen jüngsten Schwester 
Konstanze, Albert und Dietrich von Meißen.*) Außerdem lebten noch 
Urenkel Herzog Heinrichs Jasomirgott: der Kärntner Herzog Ulrich 
und sein Bruder Philipp. Aber nach der bisherigen Übung hatten die 



Dopsch, Die Kämten-Krain-Frage, 10 ff. 

2) Sie war aber nicht, wie man gemeint hat, „der einzig überlebende Sproft 
dieses Geschlechtes". 

•'») Sie hatte filr den Dominikanerorden das Gelübde der Keuschheit abgelegt. 
Juritsch, 677 f. 

*) Diese beiden übersieht Ad. Ficker, Herzog Friedrich 11., 130, gänzlich. 
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iiäliereii Verwandten des Erblassers (nach der Deszendenz gerechnet) 
gegenüber so entfernt Verwandten (der Aszendenz) ein unbedingtes 
Von-echt. 

Wer hatte die besten Ansprüche: Margaretha oder Gertrude 
oder Konstanzens Nachkommen? Das oft zitierte Privileg gibt uns 
hierüber keine Auskunft. Besonders seit weibliche Sukzession in Lehen 
überhaupt möglich Avar, gab es, wie wir schon Avissen, keine allgemein 
gültige Norm für die Reihenfolge, in der die Erbanwartschaften fällig 
wurden. Da man aber in großen Reichslehen in der Regel doch nur 
an Männerfolge gewöhnt war, so lag es nahe, hier denselben Grund- 
satz anzuwenden, den wir auf geistlichem Grunde gelegentlich betont 
gefunden haben: Solange auch nur ein männlicher Sprosse, der vom 
ersten Erwerber abstammt, übrig ist, dürfen keine Weiber sukzedieren. 

Danach hatte Friedrich, der Enkel des Kaisers und Sohn der 
Margaretha, Vorzug vor seiner eigenen Mutter und, als Sohn der 
ältesten Schwester des Erblassers, Vorzug vor den Söhnen der Kon- 
stanze. 

So mag es mitzuerklären sein, daß wir von Ansprüchen im 
Namen von Konstanzens Nachkommen nichts erfahren, daneben mag 
vielleicht auch päpstliche Einwirkung oder die Parteinahme der 
Meißner P^amilie für die Staufer in Betracht gekommen sein. ^) Schon 
1245 wurde eine Tochter des Kaisers, Margaretha, mit dem älteren 
Sohn dieser Konstanze verlobt, vor 1254 vermählt; das Blut des feier- 
lich gebannten und verfluchten Staufergesclilechtes durfte nicht zur 
Herrschaft gelangen. 

Zu einer gültigen Entscheidung über zeitlich zweifelhafte An- 
wartschaften wäre vermutlich die Mitwirkung oder Zustimmung aller 
Anwärter nötig gewesen. Die Frage hätte darum wohl schwerlich 
<iurch einseitige Verfügungen des letzten Heri-sohers geregelt w-erden 
können. Sonst wäre die Existenz einer testamentarischen Verfügung 
Herzog Friedrichs II. vom Gesichtspunkt der Unsicherheit der An- 
wartschaften und aus dem Bestreben, sie zu ordnen, wohl verständ- 
lich.^) Gertrude hat sich auf ein angeblich geheimes Testament, das 



1250 war sie noch auf der Seite Kaiser Friedrichs 11. l'ber die Abwendung 
zum Papste 1253 54 Ficker-Winkelmaun in IJöhuiers Heißesten, Viii, S. 1355 
und 1388. 

'•') „Nee eiiini valet aliciua ultime vohmtatis ordinacio in rebus feudalibus 
emanata'' lautet die Instruktion eines Lehensrechtskuudi|cen, die er „Vladislao 
Hun^arie Hoemieque Regi" schrieb, um ihn in das Lehensrecht einzuführen. Sic; 
kam abschriftlich in König Ferdinands 1. Besitz. Mss. 3485 der Wiener Hofbiblio- 
thek. Die 3Iarginalnote ,,obiit Viadislaus anno 1458" scheint mir nicht ein ab- 
soluter Beweis dafür zu sein, daß Ladislaus Posthumus gemeint war. Ähnlich wie 
euer Unbekannte urteilt Hermann Schulze a. a. 0., 65, 67. 
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einen Tag vor der Schlacht an der Leitha verfaßt worden sein soll, 
zu ihren Gunsten berufen.^) Die Form, in der aber diese Nachricht 
erhalten ist,-) ist nur geeignet, Zweifel an der Wahrheit dieser Be- 
hauptung für vollkommen berechtigt zu halten.') Erst eine Miß- 
deutung, welcher ursprünglich vielleicht gar nicht böse Absicht zu- 
grunde lag: als hätte auch der letzte Herzog, weil er kinderlos war, 
über sein Land persönlich verfügen können,^) mag Anlaß zu solchen 
Behauptungen gegeben haben oder das Motiv einer Fälschung ge- 
wesen sein. Von einem solchen Testament scheint überhaupt nur 
vorübergehend die Rede gewesen zu sein. Wenn auch Papst Inno- 
cenz IV. eine angeblich testamentarische Verfügung Herzog Fried- 
richs IL zugunsten Gertrudens am 28. Januar 1248 vermöge seiner 
apostolischen Gewalt bestätigte und etwaige Mängel (!) derselben aus 
der Fülle seiner Macht ergänzte,'*) so führte er am 13. Februar 1249 
dieses Testament nicht mehr als Beweis für Gertrudens Rechte an. 
Denn als solche Beweise nennt er in einem Brief, worin er König 
Wilhelm von Holland um die Reichsbelehnung ihres Gemahls, des Mark- 
grafen Hermann von Baden, ersucht, nur die nahe Blutsverwandt- 
schaft Gertrudens mit dem Erblasser und das Privileg selbst.^) Er 
scheint also, wenn zwar noch von der Existenz, so mindestens nicht 
mehr von der Rechtsverbindlichkeit des Testaments überzeugt ge- 
wesen zu sein. Denn damals hätte er es aussprechen müssen. 

Da eine Entscheidung der Erbfrage durch einseitige Willens- 
erklärung Herzog Friedrichs IL nicht möglich war, so fragt es sich, ob 

2. Der Kaiser 

die Entscheidung herbeiführen wollte und konnte. Schon lange hatte 
er danach gestrebt, sich die Möglichkeit solcher Mitwirkung zu 
sichern. Es geschah, indem er sich gleich anderen um die Hand 



1) Siehe oben S. 34. 

2) In einem angeblichen Schreiben Herzog Friedrichs an Herrn von Pollen- 
heim aus dem Lager bei Nenstadt am Tage vor der Schlacht, aber bedenklichen 
Inhalts. Fejer, Codex diplom. Hung., Budae 1835, VIII v, p. 29, und Monum. Boica. 
XXVm, S. 154, XXIX, II, S. 360 f. 

3) Berchtold, 53 ff., der geradezu behauptet (S. 57), Gertrude habe der 
gesetzlichen Erbin Margaretha durch ein Testament den Vorrang ablaufen 
woUen. Es gab aber keine bestimmte gesetzliche Erbin, wie wir beobachten 
konnten, sondern mehrere Erbanwärter. 

<) Siehe oben S. 34, Anm. 4. 

*) Ficker-Winkelmann in Böhmers Kegesten, Viii, S. 1318. 

^ Eiusdem Ducis [Friedrich], cui ea [Gertrud], ut dicitur, debet tarn 
propinquitate sanguinis, quam dicti privilegii ratione succedere. Lambacher, 
österr. Interregnum, Anhang 24 f. 
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Gertrudens bewarb. Schon 1241 und 1242^) hatte der Böhmenkönig 
Wenzel (f 22. September 1253) deren Hand für seinen ältesten Sohn 
Wladislaw Heinrich (f 3. Jänner 1247) zugesagt erhalten, und dieser 
führte sie auch schließlich, vermutlich erst nach dem Tode Herzog 
Friedrichs, heim. 2) Hätte aber der Kaiser, der seit Dezember 1241 
Witwer war, seinen Willen durchgesetzt, so würde er seinem Hause 
zwei Anwartschaften auf Österreich gesichert haben: die seines 
Enkels Friedrich und die der Gertrude. Wenn dann auch seine Ehe 
mit dieser Gertrude kinderlos geblieben wäre, so hätte des Kaisers 
Enkel Friedrich durch etwaige Zession von Gertrudens Erbansprüchen 
eine zweite Anwartschaft erlangen können. 

Trotzdem Juni 1245 die Eheschließung zugleich mit der Ver- 
tagung von des Babenbergers Königtum vorläufig aufgeschoben 
wurde, bestätigte der Kaiser das Privilegium von 1156. Hätte man 
derartige Erwägungen früher angestellt, so würde man dies begreif- 
lich gefunden haben. Denn der Kaiser handelte dadurch zugleich im 
Interesse seines eigenen Hauses: Er bekräftigte damit auch seines 
Enkels Mitanspruch auf Österreich. 

Derjenige Gertrudens ging ihm allerdings bald nach dem Tode 
des Babenbergerherzogs unwiederbringlich verloren. Warum er- 
kannte er nicht gleich das Recht seiner Schwiegertochter Margarethe 
und seines Enkels Friedrich an, trotzdem die kaiserliche Partei in 
Osterreich und Steiermark zunächst stärker als die päpstliche ge- 
wesen zu sein scheint? Warum bestellte er Verweser für Österreich 
und Steiermark, im Frühling 1247 einen und im nächsten Jahr zwei, 
einen für Osterreich, den anderen für Steiermark, statt, wie es der 
österreichische Adel ausdrücklich verlangte, seinen Enkel Friedrich 
einzusetzen? 3) 

Wir können nur Vermutungen zur Antwort geben: Schuld daran 
war entweder Margarethens Verhalten oder der Wunsch, mit Öster- 
reich zugleich auch Steiermark seinem Hause zuzuwenden, oder beides. 

Sollte er ihr persönliches Erbrecht anerkennen auf die Gefahr 
hin, daß sie unter päpstlichem Einfluß ihre Ansprüche einem zweiten 
Gemahl übertrug?*) Ihre Frömmigkeit mahnte den Kaiser zu politi- 
scher Vorsicht. Anderseits scheint sie auch nicht entschlossen 
Partei ergriflen zu haben. Ihre Stellung war schwierig. An den Kaiser 



Huber, Gesch. Österr., I, 422, 475, 477. 

2) Nicht vorher. Vgl. ebeudas. I, 517, Anm. 2. 

3) Vgl. ebendas. 517 f., Anm. 4, 520, Aum. 3 und die Urkunde vom 22. Au- 
gust 1249 bei Karlmann Tangl, Die Grafen von Ortenburg, Arch. f. österr. G., 
1863, XXX, S. 326. 

*) Auch von Berchtold, 53, vermutet. 
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wies sie die Sorge um die Zukunft ihres Kindes, an den Papst ihre 
Frömmigkeit. Wenn nur der Vater und Großvater dieses Kindes dem 
gebannten Geschlecht der Staufer nicht angehört hätten! Gerade da- 
mals führte es den heftigsten Kampf gegen das Papsttum. Konnte 
Innozenz IV. zugeben, daß die Hausmacht dieses Geschlechtes ver- 
mehrt werde? 

Margarethe nannte sich am 13. Okt. 1246 Dei gratia Eomanorum 
Regina, aber nicht Herzogin von Österreich.^) Diesen Titel führte 
sie auch nicht am 27. März 1248 und am 6. September 1249. Am 
ersten dieser Tage bestätigt sie dem Propst von St. Polten eine Ur- 
kunde in Gegenwart des Giafen Otto von Eberstein, des kaiserlichen 
Eeichskapitains in Österreich. Man muß vermuten, daß sie eher im 
Einverständnis mit dem Kaiser als mit dem Papst 2) war, oder aber, 
was noch wahi-scheinlicher ist, daß dem Propste die Verfügung der 
Reichsgewalt nicht genügte, weil er Margarethe als legitime Erbin 
des Landes ansah, die als älteste Schwester des letzten Babenbergers 
bessere Ansprüche als Gertrude habe.») Dies war umso auffälliger, 
-als am 13. April 1247 der Papst von ihr verlangt hatte, daß sie bei 
einer Dispens von ihrem Keuschheitsgelübde den Reichsangelegenheiten 
zu Liebe eine Ehe mit Hermann von Henneberg, einem Schwester- 
sohn des verstorbenen Gegenkönigs Heinrich Raspe, eingehen solle.*) 
Sie war nicht darauf eingegangen. Indessen scheint sie dem Kaiser 
infolge ihrer mehr passiven als aktiven Haltung keine Schwierig- 
keiten bereitet zu haben. 

Wegen der Verschiedenheit der Sukzession in Österreich und 
Steiermark, die schon der letzte Babenbergerherzog im Interesse 
seines Hauses zu beseitigen gewünscht hatte, scheint der Kaiser eine 
Neubelehnung mit den beiden so definitiv zu vereinigenden 
Gebieten mehr im Interesse seines Hauses gehalten zu haben als 
eine Bestätigung in den Lehen. Vielleicht gedachte er, außer seinem 
Enkel Friedrich noch andere Glieder seines eigenen Hauses einzu- 
schließen. ^) Wenn er nur Mittel und Zeit zu persönlicher Intervention 
in Osterreich und Steiermark gefunden hätte! Denn eine solche Be- 
lehnung hätte mit dem Schwerte gegen die päpstliche Partei dieser 



1) Winkelmann, Acta imperii, I, S. 398. 

2) Urkundenbuch von Niederösterreich, Wien 1891, Ii, S. 59. Daratw einen 
^anz bestimmten Schluß auf dieses Einverständnis zu ziehen, ist doch nicht 
zulässig. Böhmers Regesta, Vn, S. 1044. 

3) Welche ihre Ansprüche zediert hatte. Siehe weiter unten! 

*) Beide Urkunden in Böhmers Regesta, Vii, S. 1044, 1055, Vra, S. 1302. 
^) Der letzte Gedanke ähnlich ausgeführt bei Krones, Handbuch der Ge- 
schichte Österreichs, Berlin 1880, I, 684 f. 



«i*rhi#-te and ge^*-ii den Landhnn^er der Xachbarlürsten verteidigt 
w»irden müssen: tr»-gen den König von Böhmen und den König von 
rnirani. 

Als t-r auf dem .Sterbel>ette lag «i 13. I)ezeml>er 1250\ kam 
^r auf diesen «jedanken zurück, beschränkte ihn aber, um ihm eher 
einen Erfolg zu sichern: In seinem Testament' erklärte er nämlich 
seinen Enkel Friedrich zum Erben von Osterreich und Steiermark. 
Margarethas persönliche Rechte sind also üliergangen. Aber die Aus- 
füiirung dieses Planes hing doch davon ab. ob sein Sohn Konrad IV. 
die Heichsgewalt Ijehaupten und einer künftigen Belehnung dieser 
Art Wirkung verschaflen konnte. 

Dieser Friedrich betrat al)er das ihm zugedachte I^nd nichts 
sondeni starb schon im Januar 1251. 

3. Der Papst, 

Damit fiel für den Papst das Hindernis für tlie Anerkennung 
von Margarethas persönlichem Erbrecht hinweg. 

Als Innozenz lY. in den Erbstreit eingi-itf, war er über das 
Privileg von 1156 zuerst gar nicht und später nur schlecht unter- 
richtet. Die Nachrichten, die er empfing, gingen von Personen aus. 
die aus der Auslegung pei-sönliche Vorteile zogen, also Richter in 
eigener Sache waren. Es war dies der erwählte Erzbischof von Salz- 
burg, Philipp, der Bruder des letzten sponheimisclien Känitnerherzogs. 
Die Lehen des verstorbenen Babenbergers, behauptete er, seien dem 
Erzbistum heimgefallen, weil der letzte Herzog keine eigenen legi- 
timen Leibeserben hinterlassen habe. Ein Unterschied zwischen Söhnen 
und Töchtern wird dadurch zwar nicht gemacht, aber das Sukzessions- 
recht auf die Nachkommenschaft des letzten Herzogs beschränkt.'*) 
Diese Auslegung machten sich dem Papst gegenüber wohl auch die 
anderen Bischöfe zu eigen, da ihre Kirchen hierdurch nur gewinnen 
konnten. Von dem Bischof von Freising wissen wir es bestimmt.') 
Denselben Standpunkt nahmen sie auch viel später bei der Belehnung 
König Ottokars und König Rudolfs ein. Zwar verfügte der Papst am 
3. September 1247,») daß die Privilegien von 1156 und 1245 der 

1) ]Wi Jul. Firkrr iu Bülimers Uej^rsta. I. S. 691, «lic Grttndo für die 
Kchtheit. 

^) Nullo ex eo lo^itiiiio haerede rtiiperntite, ([ui succedere in feudum .... 
<h;l)CJit, rtMiianente. Iniioceiiz IV. an Philipp, 24. »September 1248, b<'i Lambacher, 
Onterr. Interregnum, Anhang 18. 

') Aus il«m Brief des Papstes an den Bisrliot" von Sockau vom 12. Januar 
1249. Kbcndas. Anlutng li). 

*) Böhmers I^egestji, Vii, S. 1044. 
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Margaretha und der Gertrude von deutschen Ordensrittern in Öster- 
reich aasgeliefert werden müßten. Aber eine authentische Abschrift 
des Privilegs von 11&6 scheint er persönlich nie gelesen zu haben. 

Als er nämlich Gertrudens förmliche Schenkung der Reichs- 
ftrsten- und Herzogsgewalt in Osterreich und des Landes selbst 
(principatus Austri^ dueatus Austri§)^) an ihren zweiten Gemahl, 
den Markgrafen Hermann yon Baden, im September 1248 kraft päpst- 
licher Gewalt bestätigte, hatte er eine nur nebelhafte Vorstellung 
von dem wirklichen Inhalt des Privilegs. Er bezeichnete dem Mark- 
grafen gegenüber diese Schenkung als eine zwischen Lebenden und 
f&gte hinzu: i,An Gertrude ist dieses Herzogtum vermöge erblicher 
Siüczession und nach dieses Landes alter und gebilligter Gewohnheit, 
wie man sagt, nach Recht ge&Uen: eine Gewohnheit, die auch, 
wie du anführst, durch Päpste sowie römische Kaiser und Könige 
bestätigt worden ist."*) ^Wie du anfährst": also die Information 
einer Partei an ihren Advokaten, den denkbar besten, weil er zu- 
gleich ihr Richter ist! 

Warum ist Osterreich nur an Gertrude gefallen? 
Ein Jahr vorher hatte Innocenz IV., als er zur Ausfolgung 
^gewisser Privilegien*' (wohl nur der von 1156 und 1245, wenn nicht 
auch etwa uns unbekannte Bestätigungen darunter gemeint sind) an 
die Babenbergerinnen Margaretha und Gertrude aufforderte, ge- 
schrieben: „Nach diesen Privilegien haben beide im Herzogtum Öster- 
reich nach Erbrecht zu folgen."») Er hätte also im September 
1247 auch sagen können: „Nach diesen Privilegien haben beide so- 
wie die Nachkommen der Konstanze nach Erbrecht zu folgen." Aber 
nur diese beiden Frauen verlangten damals die Ausfolgung der Pri- 
vilegien und, wenn die ältere Margaretha vor ihrer jüngeren Schwester 
Konstanze Vorzug hatte, so war Margaretha gegenüber den Nach- 
kommen ihrer schon vorverstorbenen jüngeren Schwester die besser 
berechtigte Erbanwärterin. Was hätte es aber dem Papste genützt, 
wenn er im Kampfe gegen den Kaiser die Erbanwartschaft unmün- 
diger Knaben begünstigt hätte? Übrigens war ihr Vater damals auf 
der Seite des Kaisers. 



Wohl znm Unterschied von den großen Eigengütern der Babenherger. 

2) Principatnm Austrie, donatnm tibi rite et liberaliter inter vivos a 
nobili rouliere Gertmde, Dncissa Anstriae, nxore tna, ad qnam idem ducatns 
per gnccessionem haereditariam, secandnm antiquam et approbatam ipsius terrae 
consnetndinem, nee non per summos pontifices, imperatores et reges Eomanomm, 
ut asseris, confirmatam, dicitur legitime devolutus. Lambacher, Inter*. 
Tegnom, 28 f. 

3) Qnaedam privilegia, per quae ipsae [31argaretha and Gertrud] in ducatu 
Anstriae haereditario iure succedere debent. 

Turbft, Thronfolge. 4 
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An und für sich betrachtet, wurde die Mitanwartschaft von 
Konstanzens Kindern auch vom Papste nicht geleugnet. Denn er 
schrieb am 13. Februar 1249 dem deutschen Gegenkönig Wilhelm 
von Holland, als er ihn um die Belehnung des Markgrafen von Baden 
von reichswegen ersuchte: „^on dem Markgrafen Heimann ist uns 
vorgestellt worden, den Herzogen von Osterreich sei es gestattet, 
daß ihnen, wenn sie ohne männliche Kinder stürben, Weiber 
sowohl in der Herzogsgewalt als in den Lehen und in allen 
anderen Gütern mit dem Rechte der Männer folgen können.**^) 

Die Auffassung der Bischöfe war also beim Papst 
schließlich doch nicht durchgedrungen. Denn es wurde nicht 
gesagt, daß auch Töchter des Herzogs mit Männerrecht folgen dürfen, 
sondern in ganz richtiger Fassung Weiber überhaupt (foeminae), 
sofern sie nur aus dem Geschlechte der Herzoge von Osterreicli seien 
und vom ersten Erwerber dieses besonderen Vorrechtes abstammten. 
Was also die Erbauwartschaften aller noch lebenden 
Sprossen der Babenberger betrifft, so hat sie der Papst 
niemals prinzipiell geleugnet. 

Da Margarethas Sohn Friedrich ebensowenig wie Koustanzeus 
Nachkommenschaft aus politischen Gründen gefördert werden durfte, 
so konnten für die Kombinationen des Papstes nur noch Margaretfaa 
und Gertrude selbst als Sprossen der Babenbei^er in Betracht 
kommen. 

Man hat das Verhalten des Papstes den Babenbergerinnen gegen- 
über bisher nicht erklären können. So parteiisch auch die Infor- 
mationen waren, die der Papst empfing, er erkannte doch besser als 
die Geschichtschreiber, daß Österreich und Steiermark in der Suk- 
zessionsfrage auseinandergehalten werden müßten. Als er von den 
Anwartschaften der Babenbergerin sprach, als er die Schenkung 
der Gertrude an ihren zweiten Gemahl bestätigte, immer war nur von 
Österreich,^) nie aber von Steiermark die Rede. Wenn er eine Zeit- 
lang bei der einen, später ])ei der anderen den Herzogstitel anwendet, 



J) l't duciburi AuHtrie sit permissum, ut, si iidnu Duces aWquc liberis 
masculis morerentur, foenlnae tarn iu Ducatii quam feuditj aliisque bonis omni- 
buHpossint iure succedcre masculorum. Lambacher, Anh. 24. Naoh Berchtold 
(60) hätte die Information nicht für .,füeininar**, sondern für „filiae" lauten sollen. 
Kr führt ^foeminae" auf die mala fides der Gertrud und ihre« Gemahls zurfick. 
„Filiae' «ei aber vermieden worden, weil es nur für Mar^aretha gepaltt hätte. 
Denn Gertrud sei Nichte jjewesen. Diese Ansicht ist aber nur eine Folge A'on 
Berchtoids zu en^^cr Auslegung des Privilegs von 1156. Siehe oben S. 34, 
Anm. 4, 86, Anm. 1, 45, Anm. 3. 

-') .Si«-he obrn S. 49, Anm. 2 und 3. 



— 51 — 

sei es, daß er an eine der beiden oder von ihnen schreibt/) immer 
gebraucht er nur den Herzogstitel von Österreich. Auch König Ottokar 
gegenüber gebrauchte der Papst, soviel wir wissen, in den Jahren 
1252 und 1253 nur den Titel eines Herzogs von Österreich. 2) Den 
Babenbergerinnen gibt er jenen Titel erst, nachdem sie nach seinem 
Wunsch verheiratet sind.*^) Davon machte er nur bei Gertrude eine 
Ausnahme. 

Diese war am 3. Januar 1247 das erste Mal Witwe geworden. 
Am 3. September 1247*) nennt er sie noch nicht „Herzogin". Da 
war jemand so freundlich, ein Testament Herzog Friedrichs zu ent- 
decken. Das half. Der Papst bestätigte es am 28. Januar 1248, und 
da sie sich inzwischen dem Papste gänzlich angeschlossen hatte und 
ihre Wiedervei-mählung (sie erfolgte im Mai 1248) wohl keine 
Schwierigkeiten mehr bereitete, gab ihr der Papst schon damals den 
Herzogstitel; ob auch in den nächsten Monaten ihrer Witwenschaft^ 
wissen wir nicht. 

Trotzdem der Papst die Erbanwartschaften beider Baben- 
bergerinnen nicht leugnete,'^) so war es natürlich, daß für ihn nur 
diejenige wertvoll war, die ihm durch eine politische Heirat zur Be- 
kämpfung des Kaisers und seiner starken Partei in Österreich und 
Steiermark dienen wollte. Margaretha wollte aber damals nicht 
heiraten. Unter diesem Gesichtspunkt versteht man, warum sie selbst 
bis zu ihrer Vermählung mit Ottokar, soviel wii* sehen, nie den 
Titel einer Hei'zogin fährte. Sie hat aber schwerlich verzichtet. Sie 
hätte das übrigens nur für ihre eigene Person in gültiger Weise tun 
können. 

Andere stand es mit Gertrude.*) Sie fägte sich den Wünschen 
des Papstes und heiratete sehr bald nach dem Tode des letzten 



1) So am 23. nnd in mehreren Briefen vom 28. Jannar, 2. September 1248, 
18. Februar 1251, 1. und 5. Juli 1253. Fejer, Codex dipl. Hung. IV 11, S. 28; Ficker 
in Böhmers Regesta, Vm, S. 1317, 1318, 1354 und oben S. 49, Anm. 2; Lam- 
b acher, Anhang 28. Aus dem Auszug und aus der Form der Überlieferung eines 
Stückes vom 1. Juni 1253 bei Erben, Reg. Boh., I, S. 614, ist nicht völlig sicher, daß 
der Papst Margaretha damals wirklich „Ducissa Austriae et Stirie^^ genannt habe. 

2) Ficker in Böhmers Regesta, Vm, S. 1383; Lambacher, Anhang 28. 
VgL Huber, Die steirischo Reimchronik und das österr. Interregnum. Mitteil, des 
Institut, f. österr. G., 1883, IV, 48, Anm. 1; Erben, Regesta Boh., I, S. 614. 

3) Am 13. April und am 3. September 1247. Böhmers Regesta, Vii, S. 1044 
mid Vm, S. 1032. 

*) Er nennt sie nur Witwe des Sohnes des Königs von Böhmen. Böhmers 
Regeste, Vii, S. 1044. 

5) Der kundige Leser wird bemerken, daß die Tatsachengruppierung und 
-Erklärung neu ist. 

«J) Vgl. Hub er, Gesch. Österr., I, 319, Anm. 3. 

4* 
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Babenbergerherzogs den Markgrafen von Mähren Wladislaw Heinrich, 
den glücklichen Rivalen des Kaisers. Weil der Vater des Markgrafen, 
der Böhmenkönig Wenzel, zum Papste hielt, schien der Schachzag 
des Papstes Erfolg zu versprechen. Aber der frühe Tod des Mark- 
grafen (am 3. Januar 1247) bedeutete für Innocenz IV. eine neue 
Verlegenheit 

Sei es nun, daß sich der Papst eine Weile auf das vielleicht 
bessere Recht der älteren Babenbergerin besann, sei es, daß Gertrade 
persönlich sich neuen Heiratsplänen gegenüber nicht rasch genug 
willfährig zeigte oder nach den Eifahrungen mit ihrer ersten Ehe 
weniger Aussicht auf Nachkommenschaft zu bieten schien: um keine 
Zeit zu verlieren, forderte nun der Papst am 13. April 1247 Mar- 
garetha auf, ihr Keuschheitsgelübde den Reichsangelegenheiten za 
opfern und den Grafen Hermann von Henneberg zu heiraten.^) Unter 
dieser Voraussetzung hätte er also ihr persönliches Erbrecht in 
Wirkung gesetzt, ihr voraussichtlich auch gleich den Herzogstitel von 
Österreich gegeben. 

Margaretha war aber nicht zu diesem Schritt zu bewegen: aas 
Treue, sei es zu ihrem Gelübde, sei es zu ilirem Sohn. So blieb dem 
Papste denn doch nichts anderes übiig, als es wieder mit Gertruds 
zu versuchen. Die Nachricht von dem Testamente Herzog Friedrichs 
beseitigte momentane Rechtsskrupeln, wenn solche überhaupt bestanden. 
Diesesmal fand sich Markgraf Hermann von Baden bereit, die Erbin 
zu heiraten. Es folgte die schon erwähnte Schenkung der Gertrude 
an ihren neuen Gemahl, sowohl was die Herzogsgewalt in Osten*eich, 
als was „die Lehen und alle anderen Güter", d. i. Eigenbesitz, be- 
triflft: ein schönes Hochzeitsgeschenk an den Gemahl. Einen Teil 
dieses Eigenbesitzes hatte schon Margaietha bekommen. 2) Der Papst 
bestätigte die Schenkung am 14. September 1248. 

So war denn Hermann von Baden von des Papstes und seiner 
Gemahlin Gnaden Herzog von Osterreich. Es fehlte nocli ein Lehens- 
akt des Reiches. Bei Hermann konnte es sich nur um eine neue 
Belehnung handeln. Um diese bat daher der Papst den Gegenkönig 
Wilhelm am 13. Februar 1249. Ob die Bitte gewährt wurde, wissen 
wir nicht. Zwar nannte sich Markgraf Hermann von Baden 1249 
,Dux Austri§"«) und sogar „et Stirie". Daraus aber auf eine Reichs- 
belehnung zu schließen, wäre für die Zeit des Kampfes um die 
Reichs- und um die Herzogsgewalt sehr voreilig. Denn dasselbe tat 

1) Böhmers Regesta, Vii, S. 1044. 

2) Vgl. eine Verfügung über Allode vom Jahre 1249 bei Lambacher, An- 
hang 21. 

3) Lambacher, Anhang 25. 
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anch Ottokar von Böhmen, ohne eine Beichsbelehnung empfangen zu 
haben. Markgraf und Herzog Hermann staib aber am 4. Oktober 1250 
und hinterließ einen Sohn, der kurz vor seinem Tode geboren wurde, 
Friedrich, den Schicksalsgenossen des letzten Staufei*s, Konradin, 
(f beide 29. Oktober 1268) und eine Tochter Agnes. 

Der Papst war wieder in Verlegenheit. Er bat die Witwe, ihm 
den Gefallen zu erweisen, ein drittesmal zu heiraten. Er empfahl 
ihr zu diesem Zwecke schon 18. Februar 1251 Florens, den Bruder 
des „römischen Königs" Wilhelm.^) Diesmal ging es doch nicht 
mehr. 

Da traf es sich gerade glücklich, daß Margarethas einziger Sohn 
vielleicht nur wenige Wochen oder gar nur Tage vorher gestorben 
war. Wenn dies nur früher geschehen wäre, hätte der Papst der 
Gertrude vielleicht gar nicht bedurft. Es gab jetzt nur noch ein 
Hindernis: Margarethas Keuschheitsgelübde. Wie und wann sie um- 
gestimmt wurde, wissen wir nicht genau, sicher aber noch im 
.Fahre 1251. Man kann nach dem Vorausgegangenen nicht zweifeln: 
Der Papst wußte davon, wenn er vielleicht auch nicht selbst direkt 
die Befehle dazu gab. Der Papst und die Bischöfe, welche in den 
babenbergischen Ländern begütert waren, auch sicherlich ein großer 
Teil des österreichischen Adels, sind, wie schon für Gertrudens beide 
erste Gatten, so 1251 für Margarethas zweiten Gemahl, die „Herzogs- 
macher" gewesen. 2) Für die mehr als 40jährige Fürstin«) wurde 
der ungefähr 22jährige Königssohn als Gemalil ausersehen. Da seine 
Heirat sicherlich vor seinem Zuge nach Osterreich in Aussicht ge- 
nommen war,^) so bedeutet dieser nur eine Brautfahrt (November 1251). 
11. Februar 1252 feierte er in Hainburg seine Hochzeit. Damals 
tibergab ihm Margaretha in Gegenwart der Bischöfe von Passau, 
Regensburg und Freising das kostbare Gut^) des babenbergischen 
Hauses, das Privileg von 1156, die Handfeste mit goldener Bulle, die 
darum die „goldene Handfeste" genannt wird, und die Bestätigung 
vom Jahre 1245. Damit war ein Becht auf Übergabe der Herzogs- 



Böhmers Kegesta, Viii, S. 1354. 

■-«) Der Vergleich wurde nur für 1251 gebraucht von Ottokar Lorenz, Otto- 
kar von Böhmen und das Erzbistum Salzburg. Sitzungsber. der philos.-histor. Klatuso 
der Wiener Akad., 1860, XXXIH, 498 f. 

••) Hub er, Gesch. Österr., I, 628, Anm. 1. 

-•) Domino Ottacharo ... in ducatnm [Austriae] . . . subintrante occasione 
matrimonii. Urkunde des Bischofs von Passau vom 20. April 1253. Urkunden- 
bucb des Landes ob der Enns, Wien 1862, III, S. 201; Thmel, Habsbnrg. Excurse. 
Sitzungsber. d. Wiener Akad., XI, 195 f., Anm. 1. 

^) Böhmer, Regesta, Stuttgart 1857, Addit. II, S. 428. 
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gewalt nicht abzuleiten, aber wie 1248 erfolgte, was urkundlich be- 
zeugt ist, auch eine „donacio propter nuptias".*) 

Es sieht fast so aus, als wollte Margaretha beweisen, daß nur 
sie die wahre Landesherrin von Osterreich sei, und daß ihr junger 
Gemahl nur durch ihre Hand und durch ihr Erbrecht Herzog ge- 
worden sei. Papst Innocenz IV. schrieb nämlich in Perugia 6. Mai 1252 
an die Bischöfe von Freising und Seckau:^) Da, wie Margaretha bei 
ihm habe vorstellen lassen, ihrenAhnen durch Reichsprivilegien zu 
(Tunsten des Herzogtums Osterreich das Recht eingeräumt 
worden sei, daß einem jeweiligen Herzog (gemeint war wohl Herzog 
Leopold VI., Friedrichs IL Vater,) beim Mangel eines männlichen 
Sprossen auch eine Tochter in diesem Herzogtum folgen dürfe, und 
da Margaretha kraft dieses (alten) Privilegs rechtmäßig darin suk- 
zediert sei, so habe er fär gut befunden, Margarethas Bitten zu will- 
fahren und dieses Vorrecht für gültig und gut zu halten und zu be- 
stätigen. Er trug den Bischöfen au^ für die Anerkennung dieser 
seiner Verfügungen Sorge zu tragen. ») 

Nach diesen Äußerungen scheint der Papst noch immer nicht 
den Wortlaut des Privilegiums gesehen zu haben. Trotzdem bestätigt 
er aber auf Wunsch der Margaretha dieser in einer Urkunde, die 
uns nicht erhalten ist, dieses Privilegium und erklärte, daß sie selbst 
rechtmäßig im Herzogtum Osterreich gefolgt sei. 

Aus den Worten des Papstes ist ferner zu einsehen, daß er der 
Meinung war, das Sukzessions Vorrecht von 1156 gelte für das Land, 
das Herzogtum Osterreich, während es doch der Familie der Baben- 
berger allein gewährt worden war. Wenn auch der Papst in dieser 
Hinsicht Unrecht hatte, so legte er, allerdings nur nach den An- 
gaben Margarethas, das Privileg von 1156 doch richtig aus, da er 
erklärte, daß Margaretha nach diesem Privileg im Herzogtum Oster- 



1) Zahn, Cod. Diplom. 169; vgl. Huber, Gesch. Österr., I, 528. 

^) Der Brief fehlt in der Neubearbeitung der Böhmer sehen Kegesten, V, 
S. 1369, ebenfalls in den Nachträgen, obwohl er schon bei Rauch, Österr. Gesch., 
Wien 1781, m, Anhang, Beilage X, gedruckt ist. 

3) Exigentibus devotionjs meritis dilecte in Christo filif, nobilis mulieris M., 
Ducissae Austriae votis suis libenter annuimus . . . C-um igitur, sicut ex parte ipsias 
nobilis fuit propositum coram nobis, progenitoribus suis per imperialia 
privilegia in favorem ducatus Austriae sit concessum, ut Duci Austriae. 
qni pro tempore fuerit, filia, non superstite masculo, in ducatu ipso succedat. 
ipsaque per huiusmodi Privilegium legitime successerit in eodem,* Nos. 
supplicationibus inclinati, concessionem huiusmodi ratam habentes et gratam, eam 
sibi per nostras litteras duximus confirmandam . . . Original, Pergament, Bleisiegel. 
Wiener Staatsarchiv, Urkundenrepertorium I. Qui pro tempore fuerit folgt oft 
auf Worte wie: successor, theloneariuä. Zahn, a. a. 0. 213, 244. 
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rlBich folgen dürfe; denn in diesem Privileg stand, daß nach Herzog 
Heinrich und nach seiner Gemahlin Theodora „Söhne wie Töchter" 
unterschiedslos nach Erbrecht, womit zunächst nur Deszendenz ge- 
meint war, sukzedieren sollten. 

Die Tatsache, daß Margaretha die älteste Tochter eines Herzogs 
von Österreich war und die Ansicht des Papstes, daß das Sukzessions- 
vorrecht nicht bloß der Familie, sondern dem Lande erteilt sei, sind, 
wie ich glaube, für die Fassung der Sukzessionsbestimmungen des 
Mains durch Herzog Rudolf IV. von Habsburg, mitbestimmend ge- 
wesen. 

4. Ottokar 8 Haltung im Widerstreite der Rechteanschauungen. 

Wenn irgend etwas, 30 lieferten die Heiratspolitik und die 
Äußerung des Papstes vom Jahre 1252 den Beweis, daß er die Erb- 
anwartschaft aller Babenbergerinnen anerkannte. Die Heiraten sind 
eine Konzession, an die, wie wir sahen, wohl begründete Rechts- 
überzeugung des Volkes und nicht, wie man gemeint hat, an dessen 
, Aberglauben". M Zu dieser Konzession mußte sich auch Ottokar 
trotz des großen Altersunterschiedes zwischen ihm und Margaretha 
bequemen. Diese Überzeugung ist beispielsweise besser begründet, 
als die der Schwaben, welche nach dem Tode der Hohenstauferin 
Beatrix deren Gemahl, König Otto IV., nicht mehr als ihren Herrn 
ansehen wollten.*) 

An urkundlichen Beweisen für diese Rechtsüberzeugung haben 
wir keinen Überfluß. Aber das wenige, was wir besitzen, ist über- 
zeugend genug. Hierher gehört die schon erwähnte ») Bestätigung 
Margarethas für den Propst von St. Polten aus dem Jahre 1248, die 
sie in Gegenwart des kaiserlichen Reichskommissärs ausgestellt hat. 
Denn diese Konfirmation zeigt, daß die Partei das Erbrecht der 
Babenbergerin nicht umgehen wollte. Darum betrachtete man Her- 
mann von Baden als Usurpator.*) Wenige Wochen vor der Hochzeit, 
Ende 1251, mußte Ottokar der Stadt Wr. -Neustadt einen Revers aus- 
stellen, daß er durch Übernahme der Regierung in Österreich und 
Steiermark die Rechte des Reiches und der Erben nicht habe beein- 
trächtigen wollen, ö) Am 16. Juni 1252 gebot Margaretha „als 
Herzogin von Osterrefch und Steiermark'' allen Mautbeamten, die 



1) Lorenz, Ottokar von Böhmen und das Erzbistum Salzbarg, 510. 
') H. Schulze, Das Erb- und Familienrecht der deutschen Dynastien, 36. 
3) Siehe oben S. 47. 

*) Hub er, Qesch. österr., I, 519 f.; vgL ebendas. 527, Anm. 2. 
*) Auch von Hub er, I, 527, der von diesem Erbrechte nicht überzeugt war, 
hervorgehoben. 
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Rechte einer Kirche zu achten. Hier übte sie Herrscherrechte allein 
aus. 23. November 1252 machte sie dem Kloster zu Altenburg eine 
Schenkung, vermutlich von Eigengut. M 17. Mai 1253 nahm sie ge- 
meinsam mit ihrem Gemahl eine Belehnung vor.«) Diese gemein- 
same Belehnung war wohl nicht die einzige. Sie erinnert an die Ge- 
meinsamkeit der Regierung Adelheids, der Erbgräfin von Tirol, und 
ihres Gemahls, des Grafen Meinhard von Görz.*) Juli 1260 verleiht 
Margaretha als Herzogin von Osterreich und Steiermark dem Wok 
von Rosenberg die Grafschaft Retz als erbliches Lehen, wie sie sagt, 
mit Zustimmung und ausdrücklichem Willen ihres Gemahls. Eine 
gleichlautende zweite Urkunde stellte Ottokar aus und sprach darin 
wieder von Margarethas ausdrücklicher Zustimmung.*) Auch als 
Margaretha von ihrem Gemahl entlassen wurde (18. August 1261),*) 
erscheint sie einmal, nämlich 1264, als Ducissa Austrie et Stinq und 
bestätigt gewisse Exemptionen, die ihr Bruder (Friedrich II.) und 
ihr Vater (Leopold VI.) dem Stifte Zwettl erteilt hatten. Die Aus- 
übung dieses Herrscherrechtes geschah damals wohl nur ausnahms- 
weise auf Verlangen der Partei. Denn 1262 und 1266 urkundet sie 
ohne diesen Titel. 

Die Zahl der Regierungsakte, die von Ottokar allein ausgingen, 
scheint aber größer gewesen zu sein«) als derjenigen, die von ihr 
allein oder in Gemeinschaft mit ihrem Gemahl ausgingen. 

Eine Urkunde vom 28. April 1261, die Ottokar allein ausstellte, 
ehe er seine Gemahlin Margaretha entließ, scheint die Rechtsgewohn- 
heit zu enthüllen, auf Grund welcher er während dieser Ehe die 
Allein regierung über Eigen- und Lehensgut beanspruchte. Es handelte 
sich um die Bestätigung einer schon durch Herzog Friedrich II. er- 
folgten Schenkung eines Hauses an einen Wiener und dessen Ehe- 
frau. In dieser Urkunde sagt Ottokar: „Wir, die wir vermöge unserer 
geliebtesten (lemahlin, der Frau Margaretha, der Tochter des Heim 



1) Böhmer, Regesta, Vii, S. 1045 f. 

2) Böhmer, Regesta, 1246 his 1313, Stuttgart 1857, Add. II, S. 428. 

3) Siehe oben S. 24. 

*) De cousensu et expresBa voluntate mariti nostri. Kurz, Österr. unter 
den Königen üttokar und Albrecht, Linz 1816, II, S. 175. Siehe Nachträge. 

^) F ick er in Böhmers Regesta, Viif, S. 1444. Ottokar ging mit nachträg- 
licher Zustimmung des Papstes eine zweite Ehe mit Kunigunde, der Nichte des 
Königs von Ungarn, ein. Die Hochzeit wurde am 25. Oktober 1261 gefeiert. Hub er, 
Gesch. Österr, I, 540 f. 

«') Vgl. z. B. die Urkunden im Urkundenbuche des Landes ob der Enns, III, 
S. 177, 179, 181 f., 183, 184, 187, 189, 195, 205, 206, 219, 240, 247; femer im 
niederösterr Urkundenbuch (Wien 1891), I, S. 45; Lambacher. Anhang 30, und 
Zahn, Cod. dipl. Austriaco-Frisingensis, S. 164, 168, 170. 
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Leopold (VI.), des verstorbenen, erlauchten Herzogs von Österreich, 
dieses Hanses legitimer Erbe sind:"*) also durch das Recht seiner 
Frau. Der hierbei gebrauchte Ausdruck ^ratione uxoris"^) kommt 
bei Anlässen, wo der Mann einer Erbin Herrschaftsrechte ausübt, in 
deutschen Gebieten auch außerhalb Österreichs vor. Das würde eine 
eheherrliche Vormundschaft des Mannes über die Frau, über all ihr 
Vermögen und ihre Erbrechte bedeuten: eine Rechtsauffassung, die 
in vielen Gegenden Deutschlands wenigstens für Eigengut gang und 
gäbe war, und an die sich nun auch Ottokar hielt. Dieser Auffassung 
würde auch nicht^ die Nachricht widersprechen, er habe Österreich 
und Steiermark nomine dotis») empfangen. 

Konsequenterweise mußte man dann auch das Weib für persön- 
lich lehensunfähig halten. Darum also die von dem Papste begünstigten 
Heiraten der Babenbergerinnen, darum die Zession Österreichs an 
den Markgrafen Hermann von Baden! Nach dieser Auffassung hätten 
die Babenbergerinnen zwar Erbrecht gehabt, es aber nicht selbst, 
sondern nur durch ihre belehnten Männer und Kinder in Rechtskraft 
erwachsen lassen können. Der Prozeß der Verweiblichung der Reichs- 
lehen, wenn dieser Ausdruck gestattet ist, ist also in Osterreich auf- 
gehalten worden. Wir haben dies unter König Ottokar auch für 
„rittermäßige", vom Landesfürsten erteilte Lehen beobachten können.*) 

Auch bei einem kleineren Reichslehen zeigt sich dieses Be- 
streben, Frauenfolge, wenn es ging, zu vermeiden. Der schon oft 
genannte letzte Graf von Tirol bat nämlich den deutschen König 
Konrad IV. 1253 um die Reichslehen, die durch das Aussterben der 
Ultener Grafen hauptsächlich zwischen Fernpaß und Scharnitzklause 
in Tirol dem Reiche heimgefallen waren. Man hätte meinen sollen, 
daß der deutsche König auch Töchtern, deren Sukzession in Kirchen- 
gut gestattet war, die gleichen Rechte in diesem Reichslehen sichern 
würde. Das war aber nicht der Fall. Denn der König belehnte im 
Lager vor Neapel nur den Grafen und die Enkel desselben aus der 
S2ie der älteren Tochter, nicht aber diese selbst.*) 

In diesem Kampf zweier Rechtsanschauungen sind die bischöf- 
lichen Lehensherren, die „Herzogsmacher", vielleicht alle auf der Seite 
Ottokars. Beide fanden sich in ihren Interessen zusammen. In den 



1) No8, qui ratione uxoris nostre carissiine, domine Margarethe, filie do- 
mini Leopoldi, illustris quondam Ducis, dicte domns haeredes sumns legitimi. 
Böhmer, Regesta, 1246 bis 1313, Addit. II, S. 437. 

2) Vgl. oben S. 24, Anm. 1. 
•») Berchtold, 62. 

^) Vgl. oben S. 10 f. 

5) Die Urkunde ist uns nicht erhalten. Böhmer, ßegesta, Vii, S. 840. 
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Akten über Ottokars Belehnung mit babenbergischem Kirchengut von 
Passau, Salzburg und Aquileia (1253, 1262, 1270 und 1274) ist nirgend 
Margaretha mitgenannt. Dagegen kehrt der Gedanke wieder, die 
Lehen seien frei geworden, das babenbergische Geschlecht sei aus- 
gestorben; der letzte Besitzer habe keine eigenen „Erben'* hinter- 
lassen:^) eine Auffassung also, die weibliches Geschlecht nicht un- 
bedingt ausschloß, sondern seine Sukzession nur auf die Nachkommen 
des letzten Besitzers beschränkt. 

Aber die Rechtsauffassung Ottokars und der Bischöfe wurde 
vielfach bestritten. Man ersieht dies nicht nur aus den erwähnten 
einseitigen Rechtsakten Margarethens und aus den gemeinsamen Be- 
lehnungsakten des Ehepaares, sondern auch aus den wenigen Ur- 
kunden, die uns von Gertrudens persönlicher Tätigkeit Aufschluß 
geben. 

Gertrude betrachtete sich als mitberechtigte Erbin, auf die das 
Recht, das sie ihrem Mann schenkungsweise übertragen hatte, durch 
dessen Tod zurückgefallen sei, was auch der Fall gewesen wäre, 
wenn dieser die Regierung nur kraft ehemännlicher Vogtei ausgeübt 
hätte. Denn eine solche eheherrliche Vormundschaft dauerte nicht 
länger als die Ehe selbst.^) Darum nannte sich Gertrude in Urkunden 
der Jahre 1251,^) 1253 und 1260,*) worin sie Heri-scherrechte aus- 
übte, Ducissa Austri§ et Stiri§, 1263^) nur Herzogin von Steiermark. 
Die wichtigste ihrer Urkunden ist aber eine vom Jahre 1260. Denn 
sie bestätigt darin als „Herzogin von Osterreich und Steier" Woks 
von Rosenberg Belehnung mit der Grafschaft Retz, obwohl auch 
Ottokar und Margaretha darüber getrennte Urkunden gleichen In- 
halts ausgestellt hatten. Sie gibt bezeichnenderweise ihre Zu- 
stimmung zugleich mit „Willen ihres Sohnes Friedrich"."») Dieser 
war damals erst 10 Jahre alt. Sie betrachtete sich aber als dessen 
Vormünderin und wollte als eine mit voller Handlungsfähigkeit für 
sich und für ihren Sohn ausgestattete Pei-sönlichkeit erscheinen. 

19. April 1259 erscheint dieser Friedrich sogar persönlich als 
Aussteller einer Urkunde, in der er sich so wie 1266 und 1267 als 



1) Vgl. obeu S. 30, Anm. 1 und 36. Anm. 1. 

2) H. Schulze a. a. U. 87. 

3) In der Schenkungsurkunde für das Stift Altenburg bei Bürger, Urkunden 
der . . . Abtei ... in Altenburg. Fontes rerum Austr. 1865, IL Abt. XXI, S. 10. 

*) Chmel, Notizenblatt tiir österr. Gesch. u. Literatur, 1843, S. 71; H. v. d. 
Hagen, Minnesänger, Leipzig 1838. IV, 389, Note 6. 

^) Lambacher, 3ö, Anhang 27, 43. 

«) Admittimus bencvolc et de voluntate dilecti filii nostri Friderici oonfir- 
mamus firraiter. Kurz, Österreich unter . . . Ottokar und Albrecht, II, S. 177. 
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Urkundenzeuge „Herzog von Österreich und Steier** nennt, i) Ein 
seltsames Geschick befreite zwar Ottokar von diesem Friedrich: er 
endete mit dem letzten Staufer Konradin auf dem Blutgerüste. Ein 
Wiederaufleben der staufischen Macht wäre vielleicht auch diesem 
Friedrich zu statten gekommen. 

Unsicher ist, ob und wann Gertrude von König Ottokar (etwa 
nach 1263} verbannt worden sei. 2) 

Ihre Tochter Agnes wurde von Ottokar 1263 zunächst durch 
deren Ehe mit seinem kinderlosen Verwandten Herzog Ulrich von 
Kärnten unschädlich gemacht. Ulrich stammte nämlich aus der Ehe 
Herzog Bernhards mit Jutta (f 1256), einer Schwester von Ottokars 
Vater Wenzel. Nachdem Ottokar diesen Herzog Ulrich 1269 beerbt 
hatte, wurde Agnes durch ihn in anderer Weise wehrlos gemacht. 
Es geschah 1270 durch eine Mißheirat») mit Graf Ulrich von 
Heunburg, der nicht einmal reichsunmittelbarer Graf war. Trotz 
dieser bezeugten Absicht Ottokars scheinen die Eheleute aneinander 
Gefallen gefunden zu haben. Ottokar sicherte sich so vor eventuellen 
Ansprüchen ihrer Nachkommen. Denn Agnes war in Osterreich nicht 
mehr sukzessionsfahig. ^) Selbst nach österreichischem Landesrecht 
hatte eines „Edelmannes" unebenbärtige Heirat, durch die den Vasallen 
die Lehen , gemindert" wurden, zur Folge, daß die Mannen „ihrer 
Treue gegen ihn und seine Kinder ledig" waren, und daß das Lehen 
an dieses Edelmannes Miterben, sonst aber an den höheren Lehens- 
herm fallen mußten.^) Überdies wurde Agnes (f 2. Januar 1295) bei 
dieser zweiten Heirat von König Ottokar zum Verzicht auf alle ihre 
Erbrechte gezwungen, vielleicht nicht aUein auf alle babenbergischen 
Allode,*) auf die sie seit Margarethas Tode und als künftige Erbin 
ihrer Mutter Gertrude (f 1288) Anspruch hatte, sondern auch zum 
Verzicht auf Osterreich. 

Das Bewußtsein alten Rechtes ließ sich nicht so schnell aus- 
tilgen, wie Ottokar meinte. Schon lange war an SteUe seiner Herr- 
schaft die habsburgische getreten und reichsgesetzlich gesichert, als 
sich im Winter 1291/92 eine große Koalition aller Gegner der Herzoge 



1) Lambacher, 85, Anhang 44, 45. 

2) Rauch, Österr. Gesch., Wien 1781, III, S. 260. 

3) Über Unebenbtirtigkeit bei Ehen, vgl. H. Schulze a. a. 0. 81. 

*) Karlmann Tan gl, Die Grafen von Hennburg. Arch. f. österr. G., 1860, 
XXV, n. Abt., 168, 175 f. 

*) Schwind-Dopsch, S. 64 f. 

6) In ihrem Vertrag mit König Kudolf von Habsburg vom Jahre 1279 sagt 
«ie : „Quidquid cum Rege [Ottacaro] tractavimus et contraximus . . . hoc totum a 
nobis extorsit." Dopsch, Die Kärnten-Krain-Frage, S. 101. 
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Albrecht ron Österreich nnd Steiermark and Meinbard tod Kl&mten 
zu deren Depossediernng bildete. I^mals spielte aoch der Name dieser 
Agnes znm letzten Mal als Spross des bahenbergischen Hanses eine 
Rolle. Um ihrer Abknnft willen wollte nämlich mindestens ein Teil 
des aafstandischen steierischen Adels ihrem Gemahl die Herrschaft 
zuwenden.*» Von einem Ert»anspmch der Agnes anf Steiei'mark konnte 
indes keine Rede sein. Denn einen solchen hätte sie vermilge des 
PriTilegs von 1156 nicht erhel»en können. 

Wenn man auch in Rom den Erbansprüchen der Babenbergerinnen 
Gertrude und Margaretha durch allerlei Kompn>mißversuche zwiscbeii 
den widerstreitenden Rechtsanschauan^en «Heiraten und Zessionen! 
entsreffenzukommen bereit war. so war >teiermark bei diesen Eom- 
binationen ausgeschlossen. 

Bis 12*54) gaben die Päpste weder »ien Babenbergerinnen, noch 
deren Ehemännern den Titel ron ^^teie^nark.-• Pap>t Innocenz TV. 
scheint «von allem Antan^"**^ an wirklich eine Trennung beider Lander 
in Aussicht genommen zu haben. 

Ende Januar 1247 kam der Papst darum irgend einem persön- 
lichen Wunsch Belas von Ungarn gern entgegen und suchte ihn für 
ein»* Koopt'ration mit Böhmen gegen die kaiserlichen Ansprüche auf 
das l abenbergische Gesamterbe zu gewinnen. IVnn er sagte: ,^Vor- 
l»ehaltlich der Rechte des Königs von Böhmen und seines Sohnes." 
Es war nämlich der böhmische Prinz Wladislaw Heinrich gemeint» 
d»-ssen To*l der Papst damals noch nicht erfahren hatte.*» 

Tatsächlich unternahm Bela 1250 und 1252 kriegerische Ein- 
falle in dieses Erbe, das zweite Mal als Rivale Ottokars. Hatte sich 
Mttokar in den letzten Monaten des .Fahres 1251 anfänglich nnr 
-Herzog von «Österreich'' genannt, ''» so l>egann er sich gegen Ende 
1251 aach Herz».»g von Steiermark zn nennen. Bek rechnete mit dem 
-dvnastischen" Gefühl der Österreicher, und es bedeutete eine An- 
erkennung des Erbrechtes der Bal>enbergerinnen. als er. vermutlich 
Sommer 1252, während seiner Anwesenheit in «Österreich Gertmde 
bewog, seinen Verwandten. Roman von Haiitsch, zu heiraten. Er soll 
eidlich gelobt haben, dem Ehepaar «Österreich zu überlassen, wenn er 



l'opsch. Ein aDtihjib<barsri?ch*rr För-tenbnnd 1292. Mitt iL last. f. r^iterr. 

i^uoh.. 1901. XXn. 610 f.. nn.l Karlmdim TAnarl. l»ie Graten v.»n H»?nnbnTir. 217. 

21«. X2S. 

') Siehe oben S. .» f.. ."»;. 

^) Ohne die Gründe zu kennen. vermnt»»Tir di^:? Hnher. Ge*oh. •».. I. 582- 

«> BShser. Regesra. Vm. S. I2ys f.: Haber. Ges*:h. »\. l. 516. 

>) l'riEudevbwch des Landen ob d^-r Knn«. III. S. 177 f.. 565: Krben. Ke- 

Boh.. L S. 59i, 593: virl. die oben >. ."16. .\nm. 6 xitierten Irkiinden. 
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es erobere.^) Vielleicht gedachte er selbst, Steiermark für sich, zu 
gewinnen. König BeU von Ungarn konnte keines der beiden Länder 
erobern, höchstens einen kleinen Teil von Steiermark. Die Kombina- 
tion scheiterte gänzlich: Gertrud e wurde dadurch wertlos; so wurde 
sie von ihrem dritten Gemahl 1253 verstoßen. 

Sollten auf Grund des verschiedenen Sukzessionsrechtes in 
Österreich und Steiermark nicht beide kämpfende Parteien zufrieden- 
gestellt werden? In der Tat wurde der Krieg durch ein Machtgebot 
des Papstes abgebrochen, worauf nach vielmonatlicheu Verhandlungen 
zu Ofen (Buda) 3. April 12542) ein Friede geschlossen wurde, der 
auch den Sonderbestrebungen ^) der Steierer entgegenkam. Österreich 
und Steieimark wurden unter zwei verschiedene Herren gestellt, wobei 
der größte Teil des Pittener Landes an Österreich*) und an Ottokar 
fiel, der seit 22. September 1253 durch den Tod seines Vaters auch 
König von Böhmen geworden war. 

Ohne daß die Eeichsgewalt gefragt worden wäre, wurde so über 
zwei Reichslehen verfügt. Die Mitwirkung des Papstes schien zu ge- 
nügen. Daß die wahre Bedeutung des Ofener Friedens aber noch in 
zwei anderen Richtungen liegt, ist bisher übersehen worden. Ottokar 
bekam nämlich seinen Anteil für sich und seine Erben zu ewigem 
Recht, ebenso König Bela von Ungarn den seinigen für sich und 
seine Erben. ß) 

Dieser so allgemein gehaltene Ausdruck ist \YOhl nur mit Ab- 
sicht gesetzt. Es ist eine Wirkung der Anschauungen von der Mög- 
lichkeit weiblicher Lehenssukzession. Es gab ja keine Reichsgewalt, 
die diesen Prozeß aufhalten konnte. 

Der Friede ist aber auch eine gegenseitige Versicherung gegen 
die Ansprüche der Babenbergerinnen Gertrude und Margaretha. Ottokar 
sollte es nämlich übernehmen, Gertrude in seinem Gebiet abzufinden. 

Auf&Uend ist aber: König Ottokar soll seine Gemahlin in Öster- 
reich so zufrieden stellen, daß weder sie, noch „ihre" Erben an Bela 
Ansprüche stellen könnten, wenn Ottokar vor ihr stürbe.®) Warum 



1) Hub er, Die steirische Reimchronik, 48, 51, Anm. 3. 

2) Urkundenb. d. L. ob der Enns, EU, S. 205 f., oder Fejer, Cod. diplom. 
Hung., VII, 1, S. 300. 

») Huber, Gesch. Ö., I, S. 532 f. 

*) Lampel, Die Landesgrenzc von 1254. Archiv f. österr. G., 1877. 

5) Cum suis heredibus iure perpetuo — Eex Hungarie et sui heredes. 

6) Et dominus P[rzemysll de illa parte, quam ipse tenebit [Österreich], 
satisfaciet domine preclare uxori sue — si ipsum praemori contingat — et 
heredibus ipsius, ita, ut nuliam contra dominum nostrum Regem [Bela] ipsa 
vel ipsius heredes in parte illa, quam Rex [Bela] tenebit, possit habere quae- 
stionem. 
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gerade für einen solchen Fall? Wäre sie, was ilue eigene Person 
betrifft, nach dem Tode ihres Gemahls unangefochten Herrin auf 
Lebenszeit geworden, auch wenn sie von ihm Kinder gehabt hätte? 
Oder dachte Ottokar schon damals an eine Scheidung? Damals schwer- 
lich. Dagegen war es möglich, daß sie, wann Ottokar bald und vor 
ihr starb, zum dritten Male heiratete. Dann konnte von ihren Erben 
und nicht von denen Ottokars die Rede sein. Wenn auch beide Könige 
das Herrscherrecht der Babenbergerinnen sich selbst angeeignet und: 
diese Frauen vermutlich auf Allod beschränkt hatten, so mußte doch 
mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß deren persönliches Erb- 
und Herrscherrecht wieder auflebe. Nur solange Ottokar lebte und- 
eine strittige eheherrliche Vormundschaft über Margaretha ausQbte, 
war Margarethas Erbrecht gleichsam gefesselt. Es wurde aber in dem 
Momente, wo Ottokar starb, wieder frei: das Heiratsspiel konnte von 
neuem beginnen. 

Der Ofener Friede stellt sich demnach als ein notwendiges 
Bündnis der Könige gegen die Ausübung von Herrschaffcsrechten von 
Seiten der Babenbergerinnen dar. 

Es ist bekannt, daß Osterreich und Steiermark schließlich 1260 
durch Waffengewalt (Schlacht bei Kroißenbrunn-Marchegg) wieder 
vereinigt wurden. Zugleich verlangte und erhielt Ottokar bei diesem 
Friedensschluß die Hand der Kunigunde, einer Enkelin König Belas.- 

Von Margaretha hatte er keine Kinder erhalten. Was nützte 
ihm aber das babenbergische Erbe, wenn er es nicht auf eigene Nach- 
kommen vererben konnte? Noch lebten babenbergische Sprossen. Gegen 
sie suchte er nun reichsrechtlichen Schutz, zugleich auch eine Garantie 
für die Vererbung auf die Nachkommen der zweiten Ehe. Endlich 
suchte er nach einem Mittel, die Personalunion Österreichs und Steier- 
marks dauernd zu machen. 

Zu diesen drei Zielen sollte die Belehnung von reichswegen 
fiiliren, die er in Aachen 9. August 1262 von König Richard erhielt. 
Sie erfolgte aber in einer formell unzureichenden Weise: nur brief- 
lich, ohne Zeugen und ohne Zustimmung von Füi-sten. Das letztere 
war damals vielleicht noch nicht durchaus unentbehrlich. Es heißt 
in dieser Urkunde, daß die beiden Herzogtümer Osterreich und 
Steiermark dem Reiche und König Richard von rechtswegen frei 
heimgefallen seien, ^) und daß sie der König unverkürzt und be- 
dingungslos verleihe: Ottokar selbst und seinen legitimen Erben, die 



«) ürkundenbuch des L. ob der Enns, III, S. 290: Erben-Emler. Hej^est» 
Boh., n, S. 147. 

^ De iure libere dcvolatos. 
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ihm in den Lehen nach Recht und Gewohnheit des heiligen römischen 
Reiches rechtlich folgen können und sollen, i) 

Die Herzogtümer sind also nach Auffassung König Richards^ 
dem Reiche von rechtswegen heimgefallen. Wodurch? Durch den Tod 
Herzog Friedrichs II. oder durch einen Verzicht der babenbergischen 
Sprossen? Die Antwort mußte die Urkunde schuldig bleiben, weil 
nach dem Privilegium von 1156 für Osterreich und für Steiermark ver- 

• 

schiedene Zeiten des Heimfalls anzunehmen sind. Mit ein paar Worten 
sollten die Erbanwartschaften der damals noch lebenden Kinder der 
Gertrude und ihrer Verwandten in Meißen bezüglich Österreichs be- 
seitigt werden. König Richard stellte sich nicht auf den Standpunkt, 
daß weibliche Sukzession in Osterreich und Steiermark überhaupt 
auszuschließen sei,, sondern scheint sie, wie es die Bischöfe für 
babenbetgische Lehen getan hatten, in Anlehnung an das Herkommen 
anderer Reichsgebiete wenigstens für die eigenen Nachkommen des 
letzten Besitzers gelten zu lassen. Denn es heißt in der Urkunde^ 
daß et die genannten Gebiete 2) nicht bloß dem König, sondern im 
allgemeinen zugleich (et) dessen legitimen Erben verleihe. Es ist in 
gewissem Sinne eine Belehnung zu gesamter Hand und erinnert 
wenigstens in diesem Punkt an das Privileg von 1156. Denn der 
allgemeine Ausdruck ^ Erben" schließt in dieser Zeit schon auch 
weibliche Erben ein. Merkw^ürdig ist aber der Zusatz: „Die Erben^ 
die ihm in den Lehen nach Recht und Gewohnheit des heiligen 
Reiches folgen können und soUen." Sollte also gemeint sein, daß 
immer nur das Kind des letzten Lehensbesitzers folgen dürfe? Denn 
dies war, im allgemeinen wenigstens, Recht und Gewohnheit des 
Deutschen Reiches. Überall galt aber diese Gewohnheit nicht. Nicht 
bloß zwischen romanischen und deutschen Gebieten des römischen 
Reiches bestanden Unterschiede, auch innerhalb reindeutscher Gebiete. 
Dieser sonderbare Zusatz sieht darum fast wie ein Kompromiß aus^ 
verrät aber wohl Ottokars Absicht, das Sukzessionsrecht von Oster- 



i) Tibi et tuis legittimis haeredibus, qui tibi in bonis feodalibus secundum 
ins et consuetudinem sacri Komani imperii de iure poteront et habebunt suc- 
cedere . . . inte^raliter et simpliciter in feodum concessimus. Vgl. hierüber Ficker 
in Böhmers Kegesta, V, S. 1010 und die größtenteils berechtigte, aber ermüdende 
Verteidigung der Echtheit durch Gebauer, Leben . . . Richards . . . Leipzig 1744, 
8. 426 und 448. Bei den Worten „integraliter et simpliciter" vermutet Gebauer 
(447), daß der König diesen Besitz als recht erkennen und aus königlicher Macht 
genehm halten wolle. Das hieße aber wohl zuviel hineinlegen. Die V^orte „legittimis 
haeredibus" hat Bothe, Die Kejektion Ferdinands U. von Böhmen 1619, Halle 1898, 
S. 8 f., für Böhmen zitiert, was unrichtig ist, weil dies ein zweiter Belehnungs- 
akt war, bei dem von heredes keine Rede war. 

2) Siehe oben Anm. 1. 
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reich und Steiermark zu unifizieren^ wenigstens einigermaßen 
Sinne des Freiheitsbriefes von 1156, ähnlich wie dies Herzog Fried- 
rich IL 1245 yersneht hatte. 

Wie wichtig in der Urkunde das Wort «legitime £rben" iat^ 
hätte man anch ans dem ersten Teil der Urkunde ersehen können, 
wo von Böhmen und Mähren, und dem, was dazu gehörte, die Bede 
ist. Denn diese Länder werden nur Ottokar persönlich von reicha- 
wegen verliehen, „soü^ie sie sein Vater und seine Ahnen (proge- 
nitores) innehatten." Von Erben ist hier kein Wort zu finden. Im 
Abschnitt Böhmen wird noch davon die Rede sein. 

Wie dem Reiche, so suchte Ottokar auch den Bischöfen gege»- 
über, welche seine Lehensherren waren, weibliche Sukzession mindestens 
in der engen Auslegung der Bischöfe zu sichern. Gewiß gelang ea 
ihm 1270 nur bei freisingischen Stiftslehen^ die durch den Tod des 
Herzogs Ulrich von Kärnten fi*ei geworden waren. ^ j vermutlich auch 
für Eirchengut von Aquileia, das der letzte Babenbergerherzog in 
Steiermark innegehabt hatte. ^) vielleicht auch bei anderem Kirchen- 
gut der Babenberger, obwohl in demjenigen Teil der Belehnnngs- 
akten, der uns darüber erhalten ist, davon nicht ausdrucklich die 
Rede ist.') Bei anderen Uochstillsgntem des letzten Sponheimerherzogs 
gelang ihm die lehensrechtliche Sicherung fär seine Nachkommen 
nur zum Teil, bei den Gütern Aquileias gar nicht Er begnügte sieh 
aber vorläufig damit, sie mit Gewalt und gegen die Erbansprüche 
Philipps, des Bruders Herzog Ulrichs, in Besitz zu nehmen (No- 
vember 1270).*) Philipps Ansprüche waren berechtigt. Denn schon 
1249 war er trotz seines geistlichen Berufes zugleich mit seinem 
Bruder mit dem Herzogtum belehnt worden.^) Eigen- und Ijehengnt 
in Kärnten und Krain war so groß, daß es bei reeller Macht auch 
die Belehnung des Reiches mit der Herzc^gewalt in Kärnten ent^ 
behrlich machte. 

Die geistigen und physischen Kämpfe des österreichischen Inter- 
regnums sind auch für den Rechtshistoriker denkwürdig. Denn sie ge- 
währen ihm einen Einblick in den Widerstreit zweier Rechtsanschau- 
ungen für oder gegen die lehensrechtliche Emanzipation des Weibes. 



<) Siehe oben S. 16 und Kleinmayern, Nachrichten . . . Jnvavia, 3S2. 

>) Zahn, Anstro-Friolana, l'^. 

^ Aach bei Salzborger Lehensgütem steht nichts von Kindern Onokars. 
YgL oVea S. 90, Anm. 1 und 5\ Anm. 1. 

^ Huber, Gesch. Ö., I, fioJ f.; vgl oben S. 17, nnd Zahn, Anstro-Frinlaaa 
fHx 1874, S. 9 IL; fiber Bamberg siehe unten S. IIb. „Rivalitäten". 

*) Chmel, Jahrbücher der Literatur, Wien 1844, 158; vgl. die bei Huber, 
Ofterr., I, 547, Anm. 1, zitierte Literatur über diese Urkunde. 
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Schon seit einer Reihe von Generationen war diese Emanzipation 
im Gange, hatte sich in gewissen Gegenden schon Anerkennung er- 
kämpft. Diese Bewegung hatte auch schon die ßeichslehen ergriffen. 

Es mußte sich nun zeigen, ob die neue Zentralgewalt des 
Reiches, die durch die Wahl König Rudolfs von Habsburg (1273) ge- 
schaffen wurde, dem Laufe der Dinge Halt gebieten wollte, einerlei, 
ob römische Pläne zur Schaffung eines auf Deutschland beschränkten 
Erbreiches ernst gemeint waren, ob sie gelangen oder mißlangen. 

Es handelte sich ja um des Königs eigene lehensherrliche Gewalt. 
Sollte er die Bewegung, die nur eine neue Form territorialherrlicher 
Bestrebungen war, hemmen oder fördern und wie lange? 



1) Herzberg-Fränkel, Mitteil. d. Inst. f. Ost. G., XII, 647; ßodenberg, 
Zur Vorgeschichte der Idee eines deutschen Erbreiches im 13. Jahrb., ebendas. XIV, 
25 ff., 36; Breslau, Zur Vorgeschichte der Wahl Rudolfs, ebendas. XV, 67; 
Dopsch. Zur deutschen Verfassungsgeschichte unter König Rudolf von Habsburg, 
Pestgaben zu Ehren Büdingers, Innsbruck 1898, 210 ff. 



Tnrbft, Thronfolge. 



II. 

Von König Rudolf I. bis zu Herzog 

Rudolf IV. 

ä) Vereinigung des babenbergischen und spon- 

heimischen Erbes. 

Als König Rudolf die Rechte des Reiches gegen König Ottokar 
geltend machte, erkannte er auch des letzten Sponheimers Philipp 
Ansprüche gegenüber Ottokar an. 

Diese Ansprüche flössen aus der tiesamtbelehnung Ulrichs und 
Philipps mit dem Herzogtum Kärnten vom Jahre 1249, wenn diese 
Belehnung auch nur von einem Gegenkönig, von Wilhelm von Hol- 
land, ausgegangen war.') Darum wurde Philipp von König Rudolf 
Februar 1275 von reichswegen mit der Herzogsgewalt in Kärnten 
belehnt, und Rudolf erklärte Januar 1276 alle Verträge und Gelöb- 
nisse, welche Ottokar von dem Herzog Philipp erpreßt habe, für null 
und nichtig. '-) König Rudolf stellte damit nur den Zustand her, wie 
er vor dem Podiebrader Testament Herzog Ulrichs vom Dezember 1268 
bestanden hatte. Es fand nur eine Lehenserneuerung statt, zu der 
die Zustimmung der Kurfürsten wohl nicht unbedingt nötig war.») 
Nicht bloß Philipp selbst nannte sich Herzog,*) auch der König 



1) Ducatuiu Kariutliie ciiiii suis i»ertinoiitiis. ( Wi«?ner ) Jahrbücher der Literatur 
(Till, 158. Siehe oben S. 17, 19 1'. 

n Oswald Redlich, König: ßudolf von Habsbnrjjr, 263. 

3) Wie Zeißberg (Das Verfahren Rudolfs von Habsbur^^ gegen Ottokar, 
Arch. f. ö. G., 1887, LXIX, 44 ff.) glaubt, wobei übersehen ist, daß auch der 
König Rudolf Philipp Herzog nennt. Wenn Chmel (Das Recht des Hausrs 
Habsburg auf Kärnten, Sitzungsber. d. kais. Akad. d. W., 1856, XX, S. 174) ganz 
allgemein sagt, Willebriefe seien zur Gültigkeit einer Reichsbelehnung nicht uner- 
läßlich, so mag dies doch nur für die Zeit vor Rudolf von Habsburg gelten. 

^) DopscU, Die Kärnten-Kraiu-Frage, 23 f. 
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nannte ihn wiederholt so in einer Aufforderung zum Gehorsam gegen 
Philipp, ^) welche er an die Bewohner Kärntens und Krains und der 
windischen Mark richtete. Es scheint mir aber fraglich, ob das Reich 
als solches in Krain und der Mark, als deren Herrn (dominus Car- 
niolae et Marchiae) sich Philipp bezeichnete, damals überhaupt noch 
in Betracht kommende Rechte hatte.'-) 

Da Philipp keine Kinder hatte, konnte er in seinem Testamente 
weder über Reichslehen noch auch als Geistlicher nach der Auf- 
fassung seiner kirchlichen Lehensherren über Kirchengut verfügen; 
darum ist in diesem Testamente vom 19. Juli 1279 nur von Eigen- 
gut die Rede. 

Nachdem infolge des ersten Feldzuges König Rudolfs nach Oster- 
reich dem Könige Ottokar in einem Schiedssprüche von Fürsten alle 
Rechte oder Ansprüche auf oder in (Jsterreich, Steiermark, Kärnten, 
Krain, der windischen Mark und Portenau (Pordenone) in Friaul ab- 
erkannt worden waren (21. November 1276^),) wurde Philipp gegen 
Ende des Jahres 1276 bewogen, auf die Ausübung seiner Herr- 
schaftsrechte in Kärnten, Krain und der windischen Mark zu ver- 
zichten. 

Während die früher babenbergischen Reichslehen Osterreich und 
Steiermark infolge des Schiedsspruches an das Reich zurückfielen, 
scheint der Vertrag mit Philipp Rudolfs ganz persönliches Ver- 
fügungsrecht über das, was Philipp beanspruchen konnte, begründet 
zu haben. Demnach wären Herzogsgewalt und Reichsgut Philipps 
dem Reiche >5war erst durch dessen Tod 1279 ledig geworden; Rudolf 
konnte aber anstatt und im Namen Philipps wenigstens bis dahin 
persönlich dessen Rechte ausüben. Wenn auch Rudolf durch Philipps 
Verzicht noch nicht eigenes Recht auf sponheimisches Kirchengut 
gewann, so bekam er doch freie Hand in Bezug auf Eigengut der 
Sponheimer und in Bezug auf denjenigen Teil der babenbergischen 
Allode, die nach dem Tode Herzog Friedrichs von den Sponheimern 
besetzt worden waren. 

Die Folge dieses seltsamen Verhältnisses war, daß Rudolf in 
Geldnot auch berechtigt war, einen Teil des heutigen Krain an 
seinen treuen Helfer Meinhard zu verpfänden, vermutlich doch erst 



1) Vom 27. II. 1275 bei Bölimer, Acta iinporii, unter diesem Datum. 

2) In diesem Ausschreiben vom Februar 1275 beißt es: ^Omnes terras, pos- 
sessiones, homines, praedia, iura et fcoda, (luae praedictus Dux de iure debet ab 
imperio possidere . . . ipsumquo solemniter investiviraus de eisdem." 

3) Der Friedensvortraf? auch bei Sybel-Sickel, Kaiserurkunden in Ab- 
bildungen S. 175; die übrige Literatur bei O. Redlich in Böhmers Hegesta VL 
zu den entsprechenden Daten, und bei Huber. Gesch. Ö.. I, 602 f. 



5* 



— 68 — 

nach dem ersten Feldzug gegen Ottokar.*) Eine weitere Folge war, 
daß er diesen Meinhard nur im eigenen Namen als Hauptmann in 
Kärnten, Krain und der Mark einsetzte. So mag es sich erklären, 
daß dieser als Executivorgan des Königs und nur in dessen Namen 
verscliiedene Herrschaftsrechte ausübte.*) 

Nach dem Tode Philipps (22. Juli 1279) mußte König Rudolf 
daran gelegen sein, etwaige Anspräche auch jener schon genannten 
babenbergischen Agnes, die damals Gemahlin des Grafen Ulrich von 
Heunburg war, bezüglich babenbergischen Eigengutes zu beseitigen. 
•Sie war, als sie diese unebenbürtige Ehe einging, von Ottokar zum 
Verzicht auf alle ihre Ansprüche genötigt worden. 

Rudolfs Verhandlungen führten rasch zum Ziel. Schon 22. Ok- 
tober 1279 verzichtete Agnes zu Gunsten Rudolfs auf alle „ihre 
Rechte in Österreich, Steier, Kärnten, Krain und der Mark,** die ihr 
als Nachfolgerin der Babenberger zustanden.») 

So war durch ihren Verzicht und durch Philipps Tod von Rudolf 
gesichertes Verfügungsrecht über babenbergisches Eigengut gewonnen; 
gelang es dann auch das einst babenbergische und sponheimische 
Kirchengut in allen diesen Ländern in die Hand zu bekommen, so 
war das letzte Ziel, die Herzogsgewalt in Osterreich und Steiermark, 
von reichswegen nicht mehr so schwer zu erreichen. 

Das Kirchengut erreichte Rudolf schon nach dem ersten Feld- 
zug gegen Ottokar im Laufe des Jahres 1277. Damals wurden ihm 
sowohl die babenbergischen als auch die sponheimisehen Kirchen- 
güter aller dieser Länder von den meisten Kirchenfürsten über- 
tragen: zuerst von dem Freisinger (15. und 19. Mai) und dem Regens- 
burger Bischof (16. Juni), dann von dem Salzburger Erzbischof 
(21. Juli), schließlich von dem Bischöfe von Passau (24. November) 
und vielleicht noch in demselben Jahre von dem Bischöfe von Gui*k.*) 
Mit dem Bamberger Bischof wurde er erst nach dem zweiten Feld- 
zuge (1278) gegen Ottokar und nach dem Tode Herzog Philipps 
einig (17. September und 25. Oktober 1279). Lange bevor die Ober- 
acht (24. Juni 1276) gegen Ottokar ausgesprochen war, hatte König 
Rudolf in Hagenau 4. August 1274 in einem Privilegien- und Schutz- 

1) Die Verpfändung war, wie Dopsch, Die Kärnten-Krain-Frage, S. 95, 
beweist, 1281 sicher vollzogen. Er neigt dazu, sie vor dem ersten Feldzuge von 
1276 anzusetzen (S. 100). 

2) Dopsch a. a. 0., 26 f. 

3; Ex successione progenitorum meorum, maxime hone memorie quondam 
Friderici, Ducis Austrie, propatmi mei. Dopsch a. a. ()., 101 f. 

*) Über diese uns nicht erhaltene Trknnde siehe Dopsch a. a. 0. Die 
Texte aller anderen genannten Urkunden zitiert bei Bedlich in Bi^hmers 
Regesta VJ, S. 198, 199, 208, 218, 228, 283, 285 f. 
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brief für die aus Lyon kommenden Kirclienfürsten von Salzburg, 
Passau und Regensburg unter anderem „die volle Anerkennung ihrer 
Rechte und Besitzungen in Österreich, Steiermark, Kärnten und 
Bayern gewährt und versprochen, ihnen solche baldmöglichst zu unter- 
werfen, unangesehen, was ihnen Übermacht in ungiltiger Weise abge- 
drungen habe."^) 

Denn wie während des Interregnums, so hatten auch jetzt 
wieder die Bischöfe eine entscheidende Mitwirkung. Lange bevor die 
erste militärische Aktion gegen Ottokar beginnen konnte, hatte der 
Erzbischof von Salzburg Oktober 1274 mit den bei ihm versammelten 
Bischöfen von Regensburg, Freising, Passau, Brixen, Chiemsee und 
Seckau über das Vorgehen gegen Ottokar beraten und sich mit Rudolf 
in Verbindung gesetzt. 2) 

Nach dem Grundsatze „do, ut des'' wußte sie nun der König 
Rudolf durcli verschiedene Verzichte materieller Art, besonders aber 
durch zwei Konzessionen prinzipieller Art zu gewinnen, auf die man 
bisher nicht aufmerksam geworden ist. Bald nach dem Frieden mit 
Ottokar vom 2L November 1276 3) und nach der Belehnung des 
Königs mit Böhmen und Mähren {2b. November 1276) fällte nämlich 
Rudolf,' vermutlich im Beisein anderer Füreten, einen Rechtsspruch, 
der erst den Lehensprozeß •gegen den geächteten Ottokar*) definitiv 
erledigte. Den Inhalt dieses Rechtsspruches erkennen wir aus der 
Passauer Belehnungsurkunde.-'») Er lautete etwa so: »Da Ottokar auf 
genannte Länder verzichtet hat, so sind alle Kirchenlehen der 
Babenberger und Sponheimer in diesem Lande fi'ei geworden." 

Es lebte aber noch ein Sponheimer. War denn Philipp von 
König Rudolf nicht als Herzog von Kärnten anerkannt worden? 

Auf kirchlicher Seite hatte man aber schon früher hervorge- 
hoben,«) als Geistlicher sei Philipp nicht lehensfähig. Diesem Ein- 
w^ande scheint Rudolf jetzt erst nachgegeben zu haben: Philipp war 
erst jetzt politisch wertlos. So wird es besser verständlich, weshalb 
sich Philipp zu einer Abfindung Ende 1276 bequemen mußte. 

Chmel, Habsbnrgische Excurse II. Sitzungsber. der philos -bist. Cl d. 
kais. Akad. d. W., 1851, S. 38. 

2) Bussen, Salzburg und Böhmen vor 1276. Archiv f. österr. Gesch., Bd. L VI, 
260; O. Kedlich, Rudolf von Habsburg, 261. 

5) Redlich a. a. 0., 2S3, 284. 

*)Zeißberg, Über das Rechts verfahren Rudolfs I. 9, 20. 

5) Cum . . . post . . . Otakari . . . voluntariam concessionem de terris: 
Austrie, Styrie, Karinthie, Carniole et Marchie fuerit declaratum, quod fenda, 
que principes praedictarum terrarum a nobis et Pataviensi ecclesia possi- 
debant, vacarent nobis. Schwind-Dopsch, S. 117, 119. 

«) 1274 von Seite Aquileias. Zahn, Austro-Friulana, S. 14. 
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Dieses prinzipielle Zugeständnis Rudolts an die Kirchenfürsten 
war in seinem und ihrem Interesse gelegen: Die Bischöfe bekamen 
das Lehen frei und konnten bei der Neubelehnung einiges für sich 
behalten, was auch geschehen ist, während König Rudolf die Mög- 
lichkeit geboten ward, davon überhaupt etwas zu erhalten. 

Das zweite Zugeständnis betmf die Frage der Sukzession in 
diesen Lehen. In diesen Lehen wurde der Erbgang auf „Kinder und 
Erben nur männlichen Geschlechtes" beschränkt, und fiir den Abgang 
des Mannsstammes wurde Heimfall der Lehen ausdrücklich ausbe- 
dungen. \) 

Wenn König Rudolf dieses im Vergleiche zur bisherigen Lehens- 
entwicklung große Zugeständnis machte, so wollte er wenigstens auf 
andere Weise Sicherheit gewinnen. 

Es wäre seltsam zugegangen, wenn die Erb- und Interpreta- 
tionsstreitigkeiten aus der Zeit des Interregnums König Rudolf nicht 
zur Vorsicht veranlaßt hätten. Er wählte darum für die Belehnung 
seines Hauses 1277 — 1279 eine schon lange übliche Form, welche 
eine Auslegung, als habe wie nach dem bisherigen Gebrauch in 
Reichslehen nur der Sohn des jeweils letzten Besitzers nachzu- 
folgen, ein für allemal ausschloß: Er ließ nämlich alle seine Söhne 
Albert, Hartmann (ertrunken Dezember 1281) und Rudolf gleichzeitig, 
zu gesamter und ungeteilter Hand (pro indiviso)*-) belehnen, wo- 
durcli nicht bloß jedem einzelnen, sondern zugleich dem ganzen 
Mannsstamm jedes einzelnen Sukzessionsanwartschaft garantiert war. 
Der König behielt sich persönliches Verfügungsrecht über die Lehen 
auf Lebenszeit vor. 

Denselben Weg schlug er ein, als er nach langen Verliandlungen 
mit den Kurfürsten Dezember 1282 seine Söhne in Augsburg von 
reichswegen belehnte. 

1) Hoc pacto adiecto (ßegeiisburger Bistum). Es wechselu in diesen Urkanden 
die Ausdrücke: ac eorum liberis et heredibus tan tum masculis — et eoram 
haeredibus masculis — et ipsorum liberis masculini sexus —-pro se liberisque 
suis futuris masculini sexus — ac eonim liberis et heredibus masculis — ac 
eorum haeredibus masculis ac haeredum haeredibus — et ipsorum legittimos sexns 
masculini. Zahn, Cod. Austro-Frising., S. 348 f., 334; Schwind -Dop seh, 117, 
119: Monum. Boica XXVIII, S. 4<i9: (nimel, Jahrbücher der Literatur. Wien 1845, 
S. 255 f.: Lichnowsky , Gesell, des Hauses Habsburg. Regesteu, p. CLXII; Lünig. 
Oorims iuris fcudalis, I, S. 1714 f.: Urkundenbuch des Landes ob der Enns, IIl, 
502 f.; 505 f.: Uss ermann, Episcopatus Bambergensis (St. Blasien 1802). p. 177. 
Die Gurker Belehnung erfolgte Ende 1277 oder Anfang 1278. Kedlich, König 
Rudolf, 344. 

-) So in der Kheinfelder Urkunde von 1283 bei Schwind- Dop seh, S. 184; 
vgl. Schrott er, Y. Abhandlung aus dem österr. Staatsrecht, Wien 1766, 106 f. 
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Da es damals niclit mehr wie früher üblich war, Angehörige 
der königlichen Familie als solcher schon als Reichsfürsten zu be- 
trachten,^) erhob er seine Söhne Albrecht und Rudolf zu Reichsfürsten 
und belehnte sie infolge Zustimmung der Kurfürsten zu gesamter 
Hand „mit den reichsfürstlichen Gebieten oder den Herzogtümern 
von Osterreich, Steiermark, Krain und der Mark mit allen ihren 
Ehren, Rechten, Freiheiten und dem, was dazu gehört, wie sie die 
verstorbenen Herzoge Leopold und Friedrich von Osten^eich und 
Steiermark besaßen und innehatten, und mit anderen, welche in diesen 
Ländern der verstorbene Ottokar, König von Böhmen, unter Avelchem 
gesetzlichen Titel immer, erworben hatte." 2) 

Trotz dieses Wortlautes der uns erhaltenen Belehnungsurkunde 
vom Dezember 1282 wurden damals die Söhne Rudolfs zugleich auch 
mit der „reichsfürstlichen oder herzoglichen Gewalt des Landes 
Kärnten*' 2) belehnt. Es bezeugt dies die Urkunde über die Belehnung 
des Gi-afen Mainhard von Görz-Tirol, der damals Schwiegervater 
Herzog Albrechts war.^) Mainhaixl wurde nämlich 1. Februar 1286 
zugleich mit seinen Erben (pro se et heredibus) belehnt, weil, wie 
die Urkunde sagt, die Herzoge Albrecht und Rudolf zu guusten 
Mainhards und seiner Erben (et heredibus suis) dem König Rudolf 
Verzicht geleistet hatten. 

Ansprüche des Königs von B()hmen auf Kärnten scheinen diese 
Verständigung der Habsburger mit Mainhard beschleunigt zuhaben.^) 

Nach einem Vorvertrage vom 22. Januar 1286 <^) und nach der 
Belehnungsurkunde vom 1, Februar 1286 erhielt aber Mainhard für 



1) F ick er, Vom Reichsfürstenstand, S. 113. 

2) Principatus sive ducatus: Austrie, Styrie, Carniole et Marchie cum uni- 
versis suis honoribus, iuribus, libertatlbus et pertinenciis, sicut eos clare memorie 
Liupoldas et Fridericus, Duccs Austrie et Stirie tenuerunt ac possiderunt, et aliis, 
que in terris eisdem quondam Otacharus, Kex Boemie, quocunque legitimo titulo 
conquisierat. 

3) So übersetze ich mit Benützung von Fi ck er s Forschungen „Vom Reichs- 
fürstenstand", S. 54, 57, den Ausdruck „principatum sive ducatum terre Karinthie" 
in der Urkunde von 1286, weil sich die Herzogsgewalt eigentlich nur über einen 
kleinen Teil des Landes erstreckte. 

*) Darum ist es für das Tatsächliche gleichgültig, ob über Kärnten 1282 eine 
eigene Urkunde ausgestellt wurde oder gar keine, oder ob eine erste weitere 
Fassung nach der Belehnung von 1286 durch die uns erhaltene, in der Kärnten 
fehlt, ersetzt wurde. Vgl. Redlich, Zur Geschichte der österr. Frage unter König 
Rudolf! Mitteil. d. Inst. f. ö. G., Ergänzungsband IV, 145; ebenso Redlich, König 
Rudolf von Habsburg, 380 f., und Huber, Gesch. ö., ü, S. 6 f. 

*) Redlich, Zur Gesch. d. österr. Frage, 13B. 

ß) Stögmann, Sitzungsber. d. philos.-histor. Cl. d. kais. Akad. d. W. in 
Wien 1856, XIX, 198 f. 
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la^tr ttttd nar Äovirrl Bj^f^ir roz^wieseiL wie sk Ektu^ Llrkli IL 
f 12»>2j imii 4e:i^ä#;& .>>hn Benkfaari r ISö Tor dem Tode der 
Babenr>rr?er Eerz^t l/^jf^ild VL : f lä*> and Frietiri*!{i IL f 1246 1 
inn^ebabc haUriL lieziXL vas diese beiden BAfa«ri&i:>enrer la , Menschen 
nnd Orebieten" um in höminibas quam in Uj^ . wohl häi^rCsachlieh 
aoii der £ri/3^faaft der steieriacfaen ^«ttokaxe. in Kärnten ^ese&sen 
hatten, .sollte den Habsborzem verMeiben. 

Was femer das Lan«! Krain an*i die windbciie Mark betrifi. 
wcrZQ da.^ .Sanntal ond die Gegend von Win«ii2«:h-Fei5mtz zielidrte,*) 
9iO .sollten Mainhani nnd $eine Erben dort ^ar kein Beckt ond gar 
keinen Besitz haben. an#i die^ beiden «jrebiete a*jlhen AIt>recht ond 
^inen Nachkommen ganz nnd frei äreh«>ren mit aller MachtToD- 
kommenheit. wie sie ihm 1282 von reichs wegen verlieben wor- 
den seL^) 

Davon blieb das Ptandschaftsverfaältnis Erains nnberührt, ond es 
abte also Mainhard dort nnr soviel Bechte als P£ftndherr aos^ als 
die vom Beiche anch mit diesem ^i^ebiete belehnten Habsburger 
temporär abgetreten hatten« während die Habsburger besonders die 
militärischen Hilfsquellen des Landes in ihrer Gewah zn halten 
wünschten.^» Übrigens verfugten die Hal:»sbnrger in diesem Gelnete 
auch über anderes. Darauf weist wohl die Tatsache hin, daß der 
Gemahlin Albrechts L, Elisabeth, dort bestimmte Einkünfte an- 
gewiesen waren.*» 

Erst in solchem Zusammenhang begreift man völlig die ent- 
scheidende V^rändf-runir, die mit Krdin seit den Zeilen des Baben- 
^>enrerherzogs Friedrich IL stattgefunden hatte. Babenbergisches und 
vermutlich anch früher sponheimisches"^' Eigengut in einem Teil des 
heutigen Krain erscheint nun überraschenderweise als Beichsgut.*) 

I) Vgl. oben S. 43, 41. 

') Cum omni inris plenitadine. sicnt eidem [tilio .Vlbert«>] per nos iam pridem 
apnd Antputam sceptro nostro regio sunt collatae. Schwind-Dopsch. 140. 

"') Einige Heiflpieie bei Dopsch. Die Kämten-Krain- Frage. 86. 

*) Heserrato nobis dotaiicio ad vitam nostram in dacatu Aastrie nee non in 
dominii«! Carniolae. Marcbiae et Portosnaonis. Am Schlosse der Urkunde vom 
5. Februar 130r> bei Winkel mann. Acta imperii II. S. 192. 

'"j Von Dopsch a. a. <).. 59. 61. wird hervorgehoben, daß sich Mainhard als 
JCecht«nachfol|^er der Hponheimer des ausgedehnten Eigenbesitzes derselben be- 
mächtigte, nicht blofi in Kärnten, sondern anch in Krain. 

*-; Dimitz. Gesch. Krains, I^ibach 1874 bis 1876. I. S. 167, meint, Krain 
fHi ah erledigte» Keichslehen dem Reiche heimgefallen, was in dieser Form 
unrichtig i.-t. Eher kr^nnte man von ein»^ K^vindication einstiger Reichsgebiete 
f^den. 
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Ein Wunsch des letzten Babenbergerherzogs ist hiermit er- 
füUt, Schon er hatte aus dem Eigengut ein eigenes Herzogtum Krain 
schaffen wollen. Wenn auch die von Herzog Friedrich II. ersti-ebte 
Herzogsgewalt über diese Gebiete 1282 nicht erlangt wurde, so wurde 
durch die damals von reichswegen erfolgte Belehnung „den HeiTeu 
von Krain und der windischen Mark"/) wie sich die Habsburger 
von nun an immer nannten, *) reichsfürstliche Stellung auch in diesen 
Gebieten garantiert. 

Dies scheint auch den Gegenstand der Verhandlungen zwischen 
dem König und den Kurfüreten gebildet zu haben. Die Lösung ent- 
sprach den Wünschen beider: Eine solche Vermehrung reichslehen- 
baren Gebietes konnte den Kurfüreten nur recht sein, während sie 
Rudolf zugleich reichrechtliche Garantie gegen künftige Ansprüche 
von Abkömmlingen der Babenberger oder König Ottokars bot. Die 
Sukzessionsverhältnisse im Eigengut und in Lehen waren noch nicht 
ganz gleich. Durch die Lösung des Jahres 1282 war die Gefehr 
künftiger Trennung beider veimieden. Dies würde daran erinnern, 
daß z. B. auch bei der Erhebung Württembergs zum Herzogtum 
(21. Juli 1495) zwischen Lehen und Alloden nicht unterschieden 
wurde, sondern beide zu einer unteilbaren Einheit zusammen- 
gefaßt Avurden.8) 

Noch ein anderer Wunsch Friedrichs des Streitbaren ward 1282 
erfüllt: die Schaffung eines mit gleicher Sukzession ausgestatteten 
babenbergischen Königreiches von Osterreich, Steiermark und Krain 
war 1245 mißlungen; die dadurch erstrebte dauernde Union gelang 
nun dem Habsburger König Rudolf, indem er als Fortsetzer baben- 
bergischer Politik die Untrennbarkeit dieser Gebiete wenigstens in 
lehensrechtlicher Beziehung gegenüber dem Reiche ermöglichte. Diese 
Gebiete waren nur in Personalunion mit dem Eigenbesitz und den 
Grafschaftsrechten des Hauses im oberen Elsaß, im Aargau, Zürchgau, 
Thurgau: ein fast zusammenhängendes Gebiet am linken Rheinufer 
von den Vogesen bis zum Bodensee. ^) 



1) „Von*' und „ze" wechseln auch in anderen Titeln unterschiedslos ab. Vgl. 
Schwind-Dopsch, S. 148, 162, 164, und Dopsch, Die Kärnten-Krain- Frage, 55 f. 

2) Als König Albrecht 1298 seine Söhne von reichswegen belehnte, sprach 
er von: „dominiaCarniolae, Marchiae et Portusnaonis". Schwind-Dopsch, 
S. 156. 

3) Hermann Schulze, Die Hausgesetze der regierenden deutschen Fürsten- 
häuser, Jena 1883, III, 45 f. 

*) Huber, Gesch. ö., I, S. 588. Eine historische Karte der habsburgischen 
Besitzungen am Uberrhein bis 1648 bei Schulte, Habsburger Studien III, Mitteil. 
d. Inst. f. ö. Gesch., VIII, Anhang; vgl. ebendas. S. 571, 576. 
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Es g*rhuri zn den Vfnh*en>ieii RndoIf>. liie ♦•r sich als Teri'i- 
torialherr frwarb. «laß er in klarer Voniossicht anch die künftig'^ 
Ei-werbung Kärntens vorliereitete. 

Denn der Verzicht der Habsburger vom Jahre 1286 war zu 
trunsten Mainliards und seiner -Erben" geleistet wonlen. In dieser 
Allgemeinheit ist amh die Belehnun^rsurkunde abirefaßt, woM mit 
Absicht. Denn starb der Manusstamm des ersten Erwerbers Mainhard 
aus. so kamen auch die Anwartschaften von dessen Trichtern in Be- 
tracht. I>ie älteste, Elisabetii, war an den Hal>sburffer All»recht ver- 
mählt. ^ War dann anch von reich.^wegen die IVlehnung einer Her- 
zogin mit Kärnten nicht zu erlangen, so morhte ein S>hn von ihr, 
z. B. Rudolf, der schon 1*281 sreboren war. vorhanden sein, und dieser 
konnte belehnt werden. 

Nach Mainhards Tode «1. NoveniWr 1290 • wurden die Brüder 
dieser Elisabeth, Otto, Ludwig und Heinrich, zu sresamter Hand (in 
solidumi von ihrem eigenen Schwager, Konig Albrerht. 19. Mai 129i> 
Ijelehnt. Von Kindern oder Erben ist in der Urkunde keine Rede,*» 
wohl aber beruft sich Albrecht auf ilie Belehnunir Mainhards vom 
Jahre 1286. Die Bebhnunsr von 121H* bedeutete die Anstuhrunjr von 
Mainhards Testament vom 29. Oktol^er r29.">. worin er seine damals 
leidenden drei Söhne, Otto it 13H>i, Ludwig .f ir>05? und Heinrich 
if 1335i zu „gleichen Erl)en" einjresetzt hatte. =*» Damit schloß er 
Margaretha, die Tochter des schon 1292 verstorbenen Sohnes Albi'echt, 
aus. Von dieser (Gemeinschaft gleichbererhtiirter Regenten leiren auch 
iU^ erkunden Zeugnis ab.M 

Aber die Trennung: der Erben in eine Lehensfiremeinschatt der 
Männer und nach deren Absterben in eine Lebensgemeinschaft der 
WeÜH'r macht die testamentarische Verführung vei>itändlich. Davon 
wird aber weiter unten die Rede sein. Dn es damals hieß. Mainhard 



1) Climel. Diis Recht des Hauses Habsbur^ am' Känittii. 175. i^laubt sogar 
an eine Erbverbrüdenmi^ und vermutet. ilaU die Krwerbunff Tirol-? 1363 auf dieser 
Grundlaire zn erklären ist. 

'^) -Ipsos de ducatu Karintbie et «luemliltet e«»runi in solid um. de quo . . . 
Fhidolphas . . . quondam Maiuhardnm. Ducem Charintbie. patrom ipsorum. 
similiterinve«tivit. cum omnibns suis iuribus de omnibus bonis. iarisdietionibni?. 
po88es8ioniba8 et pertinentiis quibuscunque et arenfraliter de omnibus feudis 
et b<ini}» feudalibus, «ine iidem Duces et couiites babere et teuere et pussidere a 
nobij» et imperio dinoseuntur.** Oriijrinal. Wien. Staatsarchiv. Abschrift im Archiv 
deg Min. d. Inn. 

■■) Ankershofen, Handbuch der (iesch. von Kärnten. Klairenfurt 1894, IV, 
662. 671. 

*) P:b»'udas. z. H. IV. «74 t.. 73(» t.. eine Anzahl auch im (irazer Landea- 
ar chiv. 
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nnd seine Erben sollten das Herzogtum Kärnten besitzen, so war 
damit die Frage verneint, ob Mainhards Bruder, Albert, und dessen 
Nachkommen in Kärnten folgen durften, wenn Mainhards Mannsstamm 
ausstarb. Denn als „Erben" waren nach lehensrechtlicher Auffassung 
nur die vom ersten Erwerber abstammenden zugelassen. Damit war 
Albeil und seine Nachkommenschaft ganz ausgeschlossen. 

Wie aber, wenn der letzte Besitzer der Kärntner Herzogsgewalt 
selbst nur Töchter hatte? Dies war bei Herzog Heinrich der Fall. 
Hatten nun seine eigenen Töchter, Adelheid und Margaretha, vor 
den Nachkommen seiner eigenen Schwester, die zugleich Tochter des 
ersten Erwerbers war, Vorzug? Schon bei anderen Anlässen konnten 
wir konstatieren, daß es darüber keine allgemein gültige Norm gab.M 
Die bisherige Entwicklung zeigte aber das Bestreben, direkte weib- 
liche Erbleheusfolge wenigstens in den Reichslehen zu vermeiden 
oder zu verzögern. Diesem Bestreben wäre die Nachfolge der Habs- 
burger als Nachkommen von Mainhards Tochter Elisabeth entgegen- 
gekommen. Denn als Heinrich, der letzte männliche Besitzer Kärntens, 
starb, waren schon lange mündige Söhne 2) der Elisabeth vorhanden. 
Damit wäre der Elisabeth eine »Art Repräsentationsrecht" 3) gewahrt 
worden, das nur durch ihren eigenen Ausschluß von der Nachfolge 
beschränkt gewesen wäre. 

Schon aus allgemein lehensrechtlichen Gründen konnte die habs- 
burgische männliche Nachkommenschaft der Elisabeth schwerlich aus- 
geschlossen werden, besonders aber nicht wegen der Belehnung von 
1286. Nur war noch nicht vollkommen sicher, ob diese Erbanwart- 
schaften vor derjenigen der weiblichen Nachkommen ihrer Brüder 
Otto, Albrecht und Heinrich (Ludwig war ohne Kinder gestorben) 
fällig wurden. Die Verhältnisse lagen ähnlich wie beim babenbergischen 
Erbschaftsstreit. 

Da eine Verständigung zwischen den einzelnen Anwärtern 
schwerlich zu erwarten war, so suchte Ludwig der Bayer als Lehens- 
herr die Entscheidung in einer den Habsburgern nachteiligen und 
einseitigen Weise herbeizuführen. 



1) Vgl oben S. 29. 

2) Stögmanns (a. a. O., 217, Anm.) apodiktische Behauptung: ..Kärnten war 
kein Weiberlehen, daher besaß auch Elisabeth kein Erbrecht, konnte also keines 
vererben," widerspricht seinen eigenen Worten (S. 218, Anm.): „Es war zu jener 
Zeit schon etwas Gewöhnliches, daß die Agnaten Ansprüche auf erledigte Lehen 
erhoben. Diese Ansprüche wurden oft berücksichtigt ; sie mußten aber nicht berück- 
sichtigt werden." 

3) Über das Repräsentationsrecht vgl. St ebbe, Handbuch des deutschen 
Privatrechtes, 1. u. 2. Auü., 1885, V, 94 f., 320 f. 
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So wird es begreiflich, daß Ludwig der Bayer 6. Februar 1330 
^aus besunderer gnade" allen Töchtern Heinrichs, damaligen und 
künftigen, und Heinrichs Brudeilöchtern, ja selbst Töchtern et- 
waiger Söhne Heinrichs insgesamt schon damals die Belehnung mit 
allen Reichslehen in Kärnten und Tirol tatsächlich erteilte („daz wir 
. . - verüben haben und verleihen"),^) aber nur unter der Be- 
dingung, daß Mainhard keine Söhne erhielte. 

An dieser Eventualanwartschaft und Eventualbelehnung aller 
hielt Herzog Heinrich in einer Verfügung vom :?5. August 1334 fest, 
die seine kranke Tochter Adelheid betraf Wenn diese gesund würde, 
„soll si und ir erben geleichen erbentayl haben alles unsers guts 
und herschaft, die wir haben ... als ander unser erben." 2) Noch 
26. November 1341 wurde darum den Habsburgern von König Johann 
von Luxemburg ein eigener Verzichtbrief auch dieser Adelheid ver- 
sprochen. 8) 

An der Eventualanwartschaft aller Weiber des Hauses hielt 
Herzog Heinrich auch in seinem Testament fest, das vermutlich um 
den J. Juni 1330 verfaßt ist.*) Er stellte aber die Reihenfolge ihrer 
Fälligkeiten fest; denn er bestimmte: Wenn er keine männlichen 
Sprossen hinterließe, soUten die Töchter, die er von Beatrix von Sa- 
voyen gewinnen würde, „geleichen erbetail haben mit unsern [andern] 
tochtern." Die am 6. Februar 1330 erfolgte Mitbelehnung der Töchter 
seiner Brüder Otto und Albrecht konnte er nicht leugnen. Darum 
sagte er: „Wir schaffen auch, ob unser bruder chint weilent Herzog 
Albrechten und Herzog Otten chainen [hier statt: einen] recht haben, 
der wellen wir in[en] wol guennen, daz man si ausrichte [ausstatte], 
doch also, daz unseren chint recht erben paider land und daz 
den laut ungetheilt bleiben." 

Eine der beiden Töchter Herzog Heinrichs von Kärnten, Mar- 
garetha, die vielleicht wirklich wegen ihres „überworfenen" Mundes 
den Beinamen «Maultasch" führte,^) war damals schon verheiratet. 
Es war dies eine der Kinderehen, wie sie in dieser Zeit in fürst- 
lichen Familien häufig vorkamen. Seit 1327 lebte der luxemburgische 
Johann (Johann Heinrich), der Sohn des Königs Johann von Böhmen, 



Abgedruckt bei Em 1er, Regcsta Bohemiae, Prag 1890, m, S. 632, un- 
richtig exzerpiert bei Hub er, Gesch. der Vereinigung Tirols mit Österr., Inns- 
bruck 18Ö4, S. 135, und bei Huber, Gesch. Österr., 11, 154, besser bei Böhmer, 
Eegesta imp., Frankfurt a. M. 18:^9, 1314 bis 1347, S. 67. 

2; Hub er, Gesch. d. Vereinigung, S. 137. 

3) Ebendas. 152. 

*) Emier, Regesta Boh. HI, S. 644. 

*) Haber, Gesch. d. Vereinigung, 27. 
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am Hofe seiner Braut. September 1330 wurde die Hochzeit des 
Achtjährigen mit der Zwölfjährigen gefeiert. ^) Der Vollzug der Ehe 
wurde bis zum lieiratsfähigen Alter verschoben. 

Bei dieser Gelegenheit (16. September 1330) stellte König 
Johann von Böhmen für sich und seine beiden Kinder, Karl und 
Johann, eine Urkunde aus, worin er etwaiger männlichen Nach-, 
kommenscliaft Heinrichs den Alleinbesitz aUer Land und Leute, also 
Kärntens und Tirols, garantierte: „Ist aber," heißt es ferner, „daz 
er [Heinrich] Tochter gewinnet und nicht sune, so sol unser snur^) 
aber erben allez daz, daz ander sein töchter erbeut."») 

Daher war für den FaU, daß mehrere Töchter Heinrichs 
vorhanden waren, deren gleiclies Eecht von drei Seiten verbüi'gt: 
vom Kaiser, vom luxemburgischen Haus und von Herzog Heinricli 
selbst. 

In dem jüngeren Zweige der Grafen von Görz-IMrol war der 
Grundsatz von dem Anspruch auf gleiches „erbtaiP' nicht nur für 
Männer, sondern für alle Familienglieder ohne Unterschied des Ge- 
schlechtes noch weiter ausgebildet. Der Grund war wohl der, daß 
diese Linie keine oder nur wenige Reichslehen besaß, oder solche^ 
die schon seit einer Reihe von Generationen*) vom Reiche nicht 
reklamiert worden waren, dafür aber große Eigengüter und Krumm- 
stablehen. 

Zwei, meines Wissens bisher unedierte Urkunden belehren uns 
über die Auffassungen innerhalb dieses Zweiges der Familie: In der 
ei'sten verzichtet Katharina, die sich, obwohl Witwe des Henn Ulrich 
von WaUsee, dennoch Gräfin von Görz nennt, im Jahre 1330 in Graz 
auf „allen den erbtail" „von dem gute", wie es auch geheißen sei, 
das ihr Vater, Graf Albrecht, hinterlassen liabe. Sie vermachte dieses 
Erbteil ihrem Bruder Albrecht »also, daz mein vorgenannter prüder 
den selben meinen erbt^il an meiner stat erben sol und in nemen 
sol an meiner stat, swenn daz ist, daz er mit seinen prudern [Main- 
liard und Heinrich | tailt oder tailen sol.*' Sie begründet das Recht 
zu dieser Veifügung durch den Hinweis, daß sie von diesem Erbteil 
weder von ilirem Vater, noch von ihren Brüdern etwas bekommen 
habe, daß sie darauf „nie nit" verzichtet liabe, und daß sie es auch 
nicht verwirkt habe.'') 

') Hermann Schulze, Das Erb- und Familienreclit, 83 f. 
-; .Sclinure, Schwiegertochter. 
') Kiiiler, Kegesta Boh. III, 661. 
») Vgl. FL üb er, Gesch. (")., I, 503, 50G. 

•) (Jraz, Landcsarcliiv, Nr. 2000 a, Pergamentoriginal ohne Tagesangabe, mit 
dem Siegi'l der (iräfin au einem Porgamentstreifen. abgedruckt im Anhang. 
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Ebenfalls zu gunsten Albreclits, aber auch seiner Kinder, ver- 
zichtete eine zweite Schwester, Klara, aber niclit als Witwe, sondern 
als Gemahlin des Herrn Herdegen von Pettau, *) Marschalls in Steier- 
mark, darum mit „Gunst und Willen" desselben und ihrer „Kinder'* 
i. J. 1333.'-*) Interessant ist die Einschränkung auf die Kinder aus 
ebenbürtiger Ehe (pei ainer deichen chonen). Der Verzicht bezieht 
sich auf „allen den erbtail und erbischaft, die ich han oder gehaben 
mochte von angeborn Sachen, ez sei von vater oder von muoter, an 
leuten oder an guten, anaigen oder an lehen, swie iz [= es] ge- 
nannt ist." 

Stirbt al>er ihr Bruder Albrecht, ohneKinder zu hinterlassen, 
so behält sie sich ausdrücklich vor: „geleichen erbtail mit meinen 
geswistroden" (Geschwistern) mit dem charakteristischen Zusatz: ,ob 
ich die pfenning, die ich enpfangen biet, wider in den tail wurffe." 

In beiden Urkunden ist zwischen Eigengut und Lehen kein 
Unterscliied gemacht Das Recht, daß Weiber auch in kirchlichen 
und in landesfürstlichen Lehen nachfolgen duifben, war ja in allen 
von den Grafen von Görz beherrschten Gebieten ebenso wie in Tirol 
und in Steiermark lange ausgebildet, s) 

Zugleich erkennt man aus den beiden Urkunden den Grundsatz, 
daß die Töchter des letzten Besitzers vor den Schwestern 
und deren Nachkommen Vorzug haben sollen. 

Auch sonst wird die Kechtsvorstellung von der Gemeinschaft 
gleichberechtigter Er Wärterinnen unter Bevorzugung der Töchter 
des letzten Besitzei-s oder der letzten Besitzer betont; ein Beispiel 
der Art bietet eine Urkunde, worin Elisabeth, Tochter des „Herrn 
Rudolf des Alten von Lichtenstein", 1349 in Bezug auf väterliches 
und mütterliches Erbe zu gunsten ihrer vier Brüder und ganz all- 
gemein deren Erben einen Verzicht ausstellte, den ihr Gemahl 
Friedrich von Stubenberg ebenso wie sie für sich und ihre Kinder 
persönlich bekräftigte und mitbesiegelte. ^) Sie macht darin fernerden 



1) Siehe die Urkunde vou 1337 bei Schwind-Dopsch, 174. 

^) 24. September zu Pruck (bei Lienz?). Pergamentoriginal mit zwei Siegeln^ 
Nr. 2051 des Grazer Landesarchivs. 

3) In der Urkunde, worin Graf Albrecht von Görz der Ritterschaft „auf der 
Mark und in der Mettlik" am 29. April 1369 ihre Privilegien bestätigt, heißt es: 

„Um lehenschaflft, habent so dy recht herpracht, daz wir in[en] leihen 8un und 

tochtern, und der altist in yedem geslachte sol lehen enphahen und tragen und 

soUen wir in[en] ir lehen leihen in der gr äff seh äfft auf der Marich oder in 
der Metlik." Schwind-Dopsch, 246. 

*) 8. Januar. Pergamentoriginal mit zwei Siegeln in Wachs an Pergament- 
Streifen. Graz, Landesarchiv, Nr. 2375 a. 
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Vorbehalt, daß dieses „gnt", wenn weder ibre Brüder noch leibliche 
Erben von ihnen am Leben seien, gemeinsam anf sie nnd auf ihre 
•Schwestern Agnes and Katharina faUen soUe. 

Wenn also Herzog Heinrieh von Kärnten in seinem Testament 
vom 1. Juli 1330 und sogar Kaiser Ludwig 6. Februar desselben 
Jahres die Prinzessin Elisabeth und deren Kinder — dies waren die 
Habsburger — von dem Erbe ausschloß, so handelten sie nach privat- 
rechtlichen Vorstellungen. Dies hatte aber zur Voraussetzung, 
daß die Schwester tatsächlich auf ihr Erbe verzichtet habe. 
Das war aber wahrscheinlich nie eingetreten, weü sich die Habsburger 
sonst nicht auf das Erbrecht ihrer Mutter hätten berufen können. 
Was Kärnten betrifft, so kam für das Herzogtum nicht Privatrecht, 
sondern nur Beichsrecht in Betracht. 

Aber auch im Eeichsrecht stoßen wir auf Vorstellungen, die 
mit denjenigen, die Herzog Heinrich, König Johann und Kaiser Ludwig 
in ihi-en Urkunden vertraten, verwandt sind. 

Derartige 8ubsidiäranwart«chaften einer Lehensgemeinschaft von 
i-eichsfnrstlichen oder reichsgräflichen Genossinnen sind damals schon 
bekannt gewesen. So belehnte König Rudolf 25. Oktober 1273 nicht 
bloß den Burggrafen Friedrich von Nürnberg, sondern zugleich dessen 
Tochter Maria, die damals mit dem Grafen Ludwig dem Jungeren 
von Ottingen vermälüt war, „und die übrigen Töchter desselben Burg- 
grafen" mit der Bui-ggi-afsehaft und allen andei-en Reichsmannslehen, 
die dieser damals inne hatte. Zugleich wird die Reihenfolge der An- 
waitschaftsfälligkeiten dieser Lehensgemeinschaft festgestellt: Nach 
dem Vater folgen eventuell alle Söhne (als Lehensgemeinschaft), erst 
beim Mangel eines Sohnes folgt Maria und deren Nachkommenschaft 
unter Ausschluß der anderen Schwestern, .»wenn aber Maria keine 
Kinder hätte, sollen die genannten Lehen an die übrijren Töchter 
des Burggrafen durch den bloßen Tod desselben fallen".*) 

Die älteste Tochter darf nur folgen, wenn sie Kinder hat, ver- 
mutlich, um weibliche Zwischenregierung zu verkürzen. Eret wenn 
sie kinderlos ist, tritt subsidiär für alle anderen Schwestern Lehens- 
gemeinschaft ein, ähnlich, wie eine solche z. B. auch 1257 für Reichs- 
lehen der Grafen von Leiningen geschaffen wunle.-) 

Die Gleichheit weiblicher Erbanwartschaften erinnert an die 
der Babenbergerinnen. Man hätte auch schon lange erkennen können. 



^ Qaod eadem feoda remaneant aput Mariam et liberos suos exclusis ceteris 
filiabns Hnrcg^'ä^ii mcmorati. Sed si ipsa Maria liberos non habuerit, dicta feoda 
ad reliciua« filias Burcgravii ipso mortuo dovolventur. Hermann Schalle, 
Die HausgeHctze der refrierenden deutschen Fürstenhäuser. III, 646. 

2) Vgl. oben S. 31. 
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dafi in der Eventualbelehnung mehrerer Töchter von „Gesamthändem" 
eine Anerkennung der seit 1286 wenigstens ideell gleichen Erb- 
anwartschaft gelegen war. Wenn der Kaiser nur Herzog Heinrichs 
Töchter belehnt hätte, so könnte man glauben, er habe den Grund- 
satz zur Geltung bringen wollen,' daß sich Eeichslehen (Gesamt- 
belehnungen ausgenommen) nur in absteigender Linie vererben 
sollten.^) Infolge der Mitbelehnung der Brudertöchter ist aber diese 
Annahme unmöglich. Der Ausschluß der Schwestersöhne bedeutet 
eine nur in privatrechtlichen Vorstellungen begründete Ausnahme, 
die man aber bloß aus politischen Gründen machte. Aber auch diese 
Ausnahme hat einen Erbverzicht der Schwester zur Voraussetzung. 

Die letzten Konsequenzen des gleichen Erbrechtes aller sind 
Länderteilung und einseitiges Verfügungsrecht jedes einzelnen auch 
zu gunsten fremder Geschlechter. Das erstere geschah im görzischen 
Haus 1342, das letztere wurde 1364 zu gunsten der Habsburger 
ausgeübt. ^) 

Weil aber Herzog Heinrich an dem Grundsatze der Unteilbar- 
keit Kärntens und Tirols festhielt und auch der Kaiser ein Interesse 
hatte, das Herzogtum Kärnten ungeteilt zu erhalten, so konnte nur 
«eine der oben genannten Anwärterinnen die Erbschaft erlangen. 

In diesem Zusammenhange gewinnt auch eine andere Bestimmung 
der Urkunde vom 6. Februar 1330 Bedeutung. Denn der Kaiser be- 
stimmte damals zugleich mit der Eventualbelehnung: „Wenn Herzog 
Heinrich seine Reichslehen seinem aidem [Eidam] oder seines Bruders 
Aydem, den er iezu (jetzt) hat oder noch gewinet, vermachen oder 
verschreiben wolte," so müsse dies mit des Kaisers „Rat und wissen" 
geschehen. Das sollte wohl bedeuten: Handelt es sich um die defini- 
tive Mitbelehnung des Gemahls einer der insgesamt belehnten Erb- 
anwärterinnen, so wollte der Kaiser seinen Rechten als oberster 
Lehensherr nichts vergeben haben. Er will unter diesen Eidamen 
zugleich mit Herzog Heinrich selbst auswählen dürfen. 

Durch die Urkunde vom 6. Februar 1330 war also die Herzogs- 
gewalt in Kärnten noch nicht in die Hand eines Weibes gelegt. 

Aber politische Verhältnisse zwangen Ludwig den Bayer, von 
meiner parteiischen Entscheidung abzustehen. 

Schon 26. November 1330 kam zwischen dem Kaiser und Herzog 

•* 

Otto von Osterreich ein geheimer Vertrag zu stände, der eine Ti-en- 
nung Kärntens von Tirol in Aussicht nahm, indem den Herzogen von 



*) Hub er, Gesch. d. Vereinigung, 16, glaubt an das Vorherrschen dieses 
•Onmdsatzes. 

2) Huber, Gesch. Ö., ü, 280. 

Tnr^a, Tbxonfolffe. 6 
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Osterreidi nach dein Tode «les Kärntner Herzojrs Kärnten vei-sprochen 
wurde, während die Habsburger den Witteisbachern zur Eroberung 
Tirols behilflich sein soUtenJ) Die Herzoge Albrecht und Otto be- 
tonten wohl schon zueret 1330, sicher 1335, dem Kaiser gegenüber^ 
daß sie von Mainhaixls Töchtern abstammten, und daß sie als 
Männer nach dem Erbrecht Kärnten mit besserem Recht bean- 
spruchten, als Weiber und Leute fremden Blutes. Damit meinten sie 
wohl den uns schon bekannten Lehensgnindsatz, der Weiberfolge 
mindestens verzögern sollte. 

Wenn ferner von „gewissen Privile^en" berichtet wird, die sie 
1335 vorwiesen,-) so köimte man, wenn nicht etwa unsere Kunde 
sehr lückenhaft wäre, an die Urkunde von 1286 denken. vieUeicht 
auch an einen Spruch von sieben, vom Kaiser eingesetzten Schieds- 
richtern, welche Kärnten beim Mangel eines Sohnes Herzog Heinrichs 
den Habsburgern und deren Kindern zugesprochen hatten.^) 

Schließlich eiteilte der Kaiser den habsburgischen Brtideni 
Albrecht und Otto 2. Mai 1335 die Belehnung mit dem Herzogtum 
Kärnten. Wenn er aber in der betreffenden Urkunde*) und auch 
sonst '^) erkläi-te, daß dieses eine Lehen durch den Tod des letzten 
Herzogs Heinrich dem Reiche ledig geworden sei, so bedeutet dies 
einen Widerspruch gegenüber der Keichsbelehnung vom 6. Februar 1330* 
in gewissem Sinne aber eine Annäherung an den von den Habs- 
burgern vertretenen Lehensgrundsatz. 

Aber der Akt von 1335 enthielt ähnlich wie der von 1286 ganz 
allgemein die Mitbelehuung der ,,Erben beider" Herzoge Albi^echt 
und Otto. 

Auch am 10. Mai 1335 belehnte der Erzbischof von Salzbui^ 
dieselben Herzoge und zugleich auch .paider Erben" insgesamt Es 
handelte sich um das Schenkenamt zu Osterreich, das Mai*schallsamt 
zu Steier und das Truchsessenamt zu Kärnten und das, „was dazu 
gehört" und „darzu allez, daz die fui-sten der vorgenanten laut und 
die herm der Windischen march von dem Gotzhaus ze Salczpurch 

») Huber, Gesch. 0.. II, 159, Audi. 2. 

-) ,-Annitentes matrein siiam Ducis Mainhardi filiain exstitisse et sc taiii- 
quam maseulos dehere haereditario patrocinante iure iustius possidere, nee 
omnino competere. si ex trau ei sanguinis quispiam inter eorum progcniem se 
niisceret/' (Johann von Victring:). ^Quaedam jirivilegia produxerunt, per quae »e 
habere ad ducatuui C'arynthie ius ostenderunt.** — ^Kations sanguinis matemi/' 
l'eter von Königssaal bei P'ournier. Abt Job. von Victriiij^. l^erlin 1875, S. 113. 
111); vgl. »Stögmann a. a. ()., 210 f.. 213, und Huber, Vereiniirung, 23, Anm. 

••) Huber, Vereinigung, 136 f. 

') .Schwind-Dopsch. 169. 

••) Stögmaun a. a. O.. 213. 
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ze lehen gehabt habent'\ *) In gleichem Sinne ist eine Belehnung 
durch den Patriarchen von Aquileia 1. Mai 1351 geschehen. An diesem 
Tage wurden nämlich von dem Patriarchen Nikolaus Herzog AI- 
brecht IL von Osterreich und „dessen Söhne Rudolf, Friedrich und 
Albrecht und die Erben aller" mit Stadt und Land Venzone in- 
vestiert. 2) 

Damit gaben auch der Erzbischof von Salzburg und der Patri- 
arch von Aquileia die 1277 gemachte Einschränkung für „Erben nur 
männlichen Geschlechts*' auf. Die von König Rudolf erwogene und 
ermöglichte Eventualität der Erwerbung Kärntens war eingetroffen 
und die schon von ihm in Kärnten garantierte weibliche Erbanwart- 
schaft, wenigstens nach Repräsentationsrecht, aufs neue bekräftigt. 

Man darf sagen, daß diese Lösung wie im Interesse der Reichs- 
zentralgewalt, so in dem der beiden Herzoge lag: dem obersten 
Lehensherrn war eine Neubelehnung, welche weibliche Regierung 
wieder hinausschob, lieber; die Alleinbelehnung der Brüder Albrecht 
und Otto und ihrer Erben schloß damals lebende Töchter ihrer 
vorverstorbenen Brüder Leopold (f 1326) und Friedrich (f 1330)'*) 
von den Erbanwartschaften auf Kärnten zu gunsten von eigenen 
Töchtern oder Töchtern von Kindern beider Herzoge aus; ferner 
wurden durch die Erklärung, das Lehen sei heimgefallen, und durch 
Neubelehnung die Erbanwärter anderer Häuser ein für allemal aus- 
geschlossen und die Habsburger reichsrechtlich geschützt. Auch 1282 
und 1286 waren bezüglich der babenbergischen und sponheimischen 
Erbschaft durch die Neubelehnung Ansprüche aller anderen Erb- 
anwärter ausgeschlossen worden. 

Nach diesem Gesichtspunkt ist wohl auch die Reichsbelehnung 
vom 5. Juni 1348 zu beurteilen. Zwar lebten damals noch Töchter 
Leopolds, sie sind aber wieder ausgeschlossen, und da Otto und seine 
Nachkommenschaft nicht mehr lebte, so kam nur mehr Herzog 
Albrecht IL und seine Nachkommenschaft in Betracht. Alle Reichs- 

Schwind-Dopsch, 170. 

2) Zahn, Austro-Friulana, S. 80. 

'•) Friedrich hinterließ keine ehelichen, sondern zwei uneheliche Söhne, von 
denen der eine Fridericus iunior genannt wird, der andere Fridericus senior. Beide 
erlangten Pfarreien. Der jüngere war 1331 etwa 19 Jahre alt. Darüber gibt am 
besten Auskunft Lang, Acta Salzburgo-Aquilejensia I, Nr. 193, 195, 197. Diese 
Mitteilungen machte mir der mir befreundete Verfasser schon während des Druckes 
seines Werkes, wofür ich ihm auch hier meinen innigsten Dank sage. Eine un- 
eheliche Tochter Euphemia war Klosterfrau in Tulln. Der diplomatische Nachweis 
ans dem Jahre 1795 im Mss. 100 des Wiener Staatsarchivs. Vgl. Joh. Friedr. Edl. 
V. Baumann, Voluntarium imperii consortium inter Fridericum et Ludovicum . . ., 
Francofurti et Lipsiae 1735, S. 30. 

6* 
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leben, auch Kärnten, bekamen nun zu gesamter Hand: Herzog 
Albrecbt II., seine beiden Söhne, Budolf (f 1365) und Friedrich 
(t 1362).^) und nicht, wie man erwarten sollte, die anderen Söhne 
aller drei Herzoge, sondern ganz allgemein: „die anderen Erben aller 
drei Herzoge." 2) 

Wie bei den Beichsbelehnungen der Jahi-e 1309 und 1331^ 
wurden auch bei dieser Eeichsbelehnung der Habsburger „die Eeichs- 
lehen, welche Herzog Albrecht (JI.) und seine Ahnen (progenitores) 
in Schwaben, Elsaß und anderswo*' besaßen, genannt, und diese bildeten 
von nun an mit den seit 1282 und 1335 regierten Keichslehen eine 
einzige Ländermasse. 

Wieder ii^iirden sie genannt bei der Seefelder Belehnung vom 
21. Mai 1360.^) Eingeschlossen sind: die Söhne des inzwischen ver- 
storbenen Herzogs Albrecht II., des Weisen oder des Lahmen: 
Eudolf (IV.), Friedrich (IL), Albrecht (IIL) und Leopold (in.) „und») 
die übrigen Erben derselben, gegenwärtige und künftige." 

So hat die Erwerbung Kärntens dazu gedient, die Zulassung 
weiblicher Erbanwartschaften auch für die anderen habsburgischen 
Reichsgebiete ausdrücklich zu garantieren und für den gesamten 
Besitz in den verschiedeneu Ländern des Hauses Einheitlichkeit, 
gleiche Sukzessionsrechte dem Eeiche und dem obersten Lehensherm 
gegenüber zu fixieren: eine bisher unbekannte Errungenschaft schon 
Herzog Albrechts II. Was sein Sohn Rudolf IV. an neuen Garantien 
hinzuzufügen trachtete, ist daher nicht in dem Umfange neu, wie 
man bisher geglaubt hat. 

Was damit erreicht war, bildete nur ein Glied einer natürlichen 
Entwicklungskette; basierte doch die Macht der Kärntner Herzoge 
früher hauptsächlich auf Eigen- und Kirchengut. Gerade im Kirchen- 
gut Kärntens war aber weibliche Sukzession vor König Rudolf von 



Albrecht III. (f 1395) und Leopold III. (f 1386) waren damals noch nicht 
am Leben. 

2) „Alberto et natis suis Rudolfo ac Friderico, ducibus, ... ceterisque 
eornm heredibus presentibus ac futuris . . . ac ipsorum heredibus . . . Alber- 
tnm suo [nomine] et praedictorum Kudolfi et Friderici filiorum ac aliorum 
herednm ipsius nomine . . . Rndolfus et Fridericns, Duces, nati Alberti Ducis, 
ceterique ipsius haeredes." Die Texte zitiert bei II üb er in Böhmers Regesten, 
Vni, S. 58, wo unter „deren Erben'' irrigerweise nur die der Söhne verstanden sind. 

3) Schrötter, zweite Abhandlung aus dem österr. Staatsrechte, Wien 1762, 
S. 250, 266 f. 

*) Böhmers Regesten VIII, S. 255. 

'->) Ceterisque eorum heredibus presentibus et futuris — Rudolphe nee 
non F., A., L., ipsius fratribus, ac ipsorum heredibus . . . ac heredum corundem . . . 
ceterique ipsorum heredes. 
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Habsburg den Landesherzogen lehensrechtlich wiederholt garantiert 
worden, und Besitz von Eigengut bei Weibern konnte erst recht 
nicht verhindert werden. 

Wenn dieses Eigengut 1286 wirklich Reichsgut geworden ist, 
wie man vermuten darf, so mußten die bisherigen Sukzessionsver- 
hältnisse ähnlich wie in Braunschweig 1235 beibehalten werden. 

b) Rivalitäten und Besitzanfechtungen. 

In der Kärnten-Krainerfrage, besonders aber wegen Krains/) 
scheinen sich König Rudolf und Graf Mainhard von Görz-Tirol lange 
nicht geeinigt zu haben. Diese Einigung scheint durch des Böhmen- 
königs Wenzel Ansprüche auf Kärnten herbeigeführt worden zu sein. 
Es handelte sich also auch um anderes, als um den Beweis, daß Mainhaixl 
keines weltlichen Reichsfürsten Vasall sei. Solche Vasallität hätte 
seine Erhebung zum Herzog unmöglich gemacht. Der Beweis wurde 
schon im Januar 1283 vor König und Reich erbracht,*^) wobei be- 
tont wurde, daß die Grafschaft Tirol ein Lehen des Hochstiftes 
Trient sei. 

Diese Ansprüche führten zwischen dem König und dem Grafen 
zu einem Kompromiß, das uns in den schon erwähnten Akten vom 
22. Januar und 1. Februar des Jahres 1286 vorliegt. Auf die Natur 
dieser Ansprüche ist man bisher nicht eingegangen. Wenzels An- 
sprüche sind in einem schon publizierten Brief des Königs an den 
Bischof vom Bamberg vom 17. März 1287 enthalten.**) Darin nennt 
König Wenzel Mainhard von Kärnten nur Grafen von Tirol und 
nennt Kärnten sein eigenes Land, dem der römische König Rudolf 
in Mainhard einen Reichsfürsten <>:egeben habe.*) Er erhob in diesem 
Brief Einsprache gegen die von Mainhard begehrte Belehnung mit 
jenen Kirchengütern, welche einst König Ottokar, sein Vater, von 
dem Bamberger Bistum als Lehen innegehabt hatte. Diese Lehen 
seien an ihn, Wenzel, durch Erbgang vermöge der Geburt (successione 
nativa) gefallen. Zugleich erfahren wir, daß Wenzel bei seinem 
Schwiegervater, dem römischen König Rudolf, wegen des Landes 



1) 0. Redlich, König Rudolf von Habsburg, 382, meint, daß dieser Aufschub 
durch die Frage, was zu Krain gehöre, verursacht worden sei. 

*) Jäger, Regesten und urkundliche Daten über das Verhältnis Tirols zu 
den Bischöfen von Chur, Arch. f. öst. G., 1856, XV, 346. 

3) Von Redlich, Zur Gesch. der österr. Frage, 183, 150 f., nach demWolfs- 
berger Copialbuch des Wiener Staatsarchivs, Mss. 1049, Fol. 24 v, 25 ▼ heraus- 
gegeben. Eine andere Abschrift ebendas. Mss. 1050. 

*) Quem terre nostre Earinthie prefecit principem. 
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Kärnten sclion einigemale Vorstellungen erhoben hatte. ^) Er erklärte, 
sie Tag für Tag und solange wiederholen zu wollen, bis eine Prüfung 
seiner Rechte in allen Eichtungen und eine Entscheidung darüber 
stattgefunden habe. 

Daraus ergibt sieh, daß König ^^'enzel bei seinen Ansprüchen 
auf Kärnten zwischen reichsfürstlicher Gewalt in diesem Lande auf 
der einen Seite und Eigengut sowie Kirchengut dieses Gebietes auf 
der anderen untei-scliied. Wenn er sich auf ein Erbfolgerecht kraft 
der Geburt berief, so dürfte er seine Ansprüche nicht auf bam- 
bergisclie Lehen beschränkt, sondern alles Kirchengut in Kärnten 
gemrant haben, mit dem König Ottokar belehnt worden war. Er 
leitete diese Ansprüche wohl aus den Mitbelehnungen von Ottokars 

, Erben" ab.'^ 

Was das Eigengut betrifft, so scheint Wenzel das Podiebrader 
Vermächtnis Herzog Ulrichs vom Dezember 1268 zu gunsten König 
Ottokars gemeint zu haben, wo auch nicht von der Herzogsgewalt 
in Kärnten die Rede ist, wohl aber, ebenso wie in Herzog Philipps 
Testament, von Kärnten und Krain als „terrae nostrae" und von 
„proprietates ac feuda."-') Was für sponheimisches und babenbergisches 
Eigengut in Krain seit dem Jahre 1282 gilt, geschah vermutlich aucli 
1286 mit sponheimischem Eigen: es wurde reichslehenbar und da- 
durch am ehesten rechtlichen Anfechtungen anderer entzogen. 

Gerade darauf und auf das Testament von 1268 scheinen sich 
^\'enzels A'oi*stellnngen bezogen zu haben. Vielleicht hat er auch dar- 
auf hingewiesen, daß sich sein Vater 1276 dem Schiedsspruch, der 
ihm alle seine Rechte in Österreich, Steiermark, Kärnten, Krain, in 
der windischen Mark und in Portenau aberkannte, nur gezwungen 
gefügt, aber einen ausdrücklichen Verzicht auf seine aus dem Testa- 
ment von 1268 fließenden Rechte niemals ausgestellt habe. König 
Wenzel wird selbst schwerlich einen solchen Verzicht ausgestellt 
haben, so daß ein künftiges „Erkenntnis über die etwa noch übrigen" 
rechtlichen Ansprüche prinzipiell nicht ausgescl Jossen schien.*) 
Übrigens war die Durchsetzung solcher Forderungen wohl weniger 
eine Rechts- als eine Machtfrage. 

Er griff aber auch, man weiß nicht, wann zuerst, auf Ansprüche 
auf die Reichslehen von Osterreich und Steiermark zurück, die er, 



1) „Supra quibus [t'eodis] etiaiii et predicta terra nostra Kariuthie" . . . am 
Schlussti wieder: .,ln preuoininatis: et terra uostra Charhithie et feodis.** 

2) Siehe oben S. 64. 
:») Siehe oben S. 19. 

*) Eine seit Gebauer, Leben . . . Richard. Lei\r/Ag 1744. 462, nicht wieder- 
holte Erwägung. 
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wie ich vermute, aus den Mitbelehnungen von Ottokais Ei-ben vom 
Jalu'e 1262 ableitete, i) Schon 1277 hatte Ottokar trotz des Friedens 
vom 21. November 1276 mindestens eine Zeitlang den Titel „Herzog 
von Osterreich und Steiermark"-) gefülirt. Daß die Urkunde von 1262, 
abgesehen von ihren formellen Mängeln, nach dem, was 1276 und 1278 
geschehen war, noch Rechtskraft besitzen könne, glaubte er wohl 
selbst nicht. Es ist aber eine seltsame Fügung, daß gerade einer der 
Habsburger, gegen deren Besitz König Wenzel jene Urkunde juristisch 
verwendete, nämlich König Ferdinand L, dieselbe Urkunde von seinem 
Bruder Karl V. bestätigen ließ.'^) 

Vielleicht forderte Wenzel viel, um überhaupt nur etwas zu er- 
langen. Die Zeit, wo über Herzog Albreclits Nachfolge auf dem 
deutschen Thron verhandelt wurde: 1289 und 1290 (König Rudolf 
starb 15. Juli 1291), schien ihm zu solchen Forderungen besonders 
günstig.*) Es gelang ilim aucli, im Winter 1291/92 eine Koalition 
einiger Kurfürsten, ferner des Herzogs Otto von Niederbayern, des 
Erzbischofs von Salzburg, des Patriarchen von Aquileia und eine 
Mitwirkung aufständischer Untertanen gegen die Herzoge Albrecht 
und Mainhard zustande zu bringen. Glückte der Plan der Verjagung 
beider durch ihre Untertanen und gelang es, Herzog Albrechts Wahl 
zum römischen König zu hintertreiben, so konnten die Verfügungen 
der Reichsgewalt von 1282 und 1286 immer noch in einer König 
Wenzel genehmen Weise geändert werden. Sogenanntes Unrecht wäre 
dann Reiclisrecht geworden. Die Begriffe Recht und Unrecht sind ja 
immer nur relativ. 

Die Aufstände mißlangen, .dafür aber gelang die einstimmige 
Wahl des Grafen Adolf von Nassau: „ein Werk der Politik König 
Wenzels.''"') Der neue König versprach 30. Juni 1292, zwischen Wenzel 
und den genannten Herzogen bezüglich der Herzogtümer Osterreich, 
Steiermark und Kärnten einen Ausgleich herbeizuführen, eventuell 
ein Rechts verfahren einzuleiten und dem böhmischen König ein 
günstiger Richter zu sein.*^) 

Tatsächlich forderte Adolf von Herzog Albrecht die Herausgabe 
seiner Reichslehen, vielleicht doch schon vor dessen Huldigung zu 



1) Vgl. oben S. 64. 

2) Redlich, König Rudolf, 286. 

•0 Am 28. Juli 1541. Original init i;-ut erhaltenem Siegel des Kaisers, unter- 
Fchrieben von „Carolus, Naves, Bave*. 

4) Redlich, Zur Gesch. d. österr. Frage, 156; Dop seh, Ein antihabsburgi- 
scher Fürstenbund 1292, S. 601, meint erst nach Kudolfs Tode. 

Dop seh, Ein antihabsburgischer Fürstenbund, 601. 

") Redlich, Zur Gesch. der österr. Frage, I, S. 152, 160. 
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Hagenau Dezember 1292.^) König Wenzel scheint später Herzoge 
Albrecht gegenüber die Geltendmachung seiner Anspräche auf unbe- 
stimmte Zeit verschoben zu haben. Er arbeitete sogar vereint mit 
Albrecht an dem Sturze König Adolfs. Herzog Mainhard dürfte aber 
von König Adolf eine Lehenserneuerung nie erhalten haben. Denn 
1296 sprach König Adolf von ihm als von einem, „der sich Herzog^ 
von Kärnten nenne". 2) Ein Verzicht König Wenzels auf Kärnten 
wenigstens vor dieser Zeit ist daher unwahrscheinlich. 

Solange aber ein Feind der Habsburger auf deutschem Thron 
saß, konnten Ereignisse wie die des Jahres 1292 den habsburgischen 
Besitz immer in Frage stellen. Wenzel half zwar zur Entthronung 
Adolfs, aber der neue König Albrecht mußte schließlich den Absichten 
König Wenzels (f 21. Juni 1305) auf Polen und Ungarn entgegen- 
treten, wenn er nicht später seinen eigenen Besitz gefährden wollte.«) 

Nach den kurzen Zwischenregierungen, welche in Böhmen auf 
den letzten Przemysliden Wenzel III. (f 4. August 1306) folgten, holte 
Johann, der erste luxemburgische König von Böhmen, die Anspräche 
Wenzels IL hervor. 

Er betrachtete, wohl infolge seiner Heirat mit der böhmischen 
Elisabeth (f 28. September 1330), Karl und Johann (Heinrich), die 
Söhne aus dieser Ehe, als Erben auch der przemyslidischen Ansprüche 
auf Kärnten, Österreich und Steiermark, Ob sie rechtlich begründet 
waren, war auch für König Johann nur eine Nebenfrage. Sein Sohn 
Karl bestätigte, als er die deutsche Krone erlangt hatte, 7. April 134& 
gleichzeitig mit anderen Privilegien Böhmens auch die Belehnnng 
König Ottokars und seiner Erben mit Osterreich und Steiermark. 

Zunächst beschäftigte den böhmischen König Johann Kärntens^ 
Schicksal. 

Weil nämlich Herzog Heinrich von Kärnten, König Johanns 
Schwager und einstiger Rivale in Böhmen, keine Söhne, dagegen 
zwei Töchter, Adelheid und Margaretha, hatte, so suchte Johann die^- 
Möglichkeit der Erwerbung Kärntens für sein Haus durch eine Heirat 
anzubahnen. Hierzu wurde 1321 sein damals einziger Sohn Wenzel^ 
der spätere Karl IV. (geboren 1316), bestimmt, 1327 jedoch der zweite^ 
1322 geborene Johann Heinrich. 

Kaiser Ludwigs IV. Veifügungen vom 6. Februar 1330 bezüglich 
der gleichen Erbanwartschaften von Töchtern Mainhards oder seiner 

i) Dopsch, Ein antihabsbürgiacher Fürstenbund, 623, betont, daß in der 
Belehnungsurkunde von 1299 von einer 1292 erfolgten Belehnung Albrechts keine 
Rede ist. Vgl. Huber, Gesch. ö., II, S. 54, Anm. 1. ^ 

2) Dopsch a. a. 0., S. 623. 

.♦) Huber, Gesch. ö., II, 82 f. 
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Brüder schienen dem König Johann kein Hindernis zu bereiten. In 
Übereinstimmung damit ward viehnehr eine 1324 getroffene Ab- 
machungy wonach die an einen Luxemburger zu vermählende Tochter 
Heinrichs Kärnten und Krain erhalten, in Tirol aber mit anderen 
Töchtern nur gleiches Erbrecht haben sollte,^) im Sinne der kaiser- 
lichen Verfügungen von 1330 geändert: sie erhielt auch für Kärnten 
nur gleichen Erbanteil zugesichert. 

Nach all dem Gesagten darf es nicht wundernehmen, daß die 
luxemburgischen Erben der Przemysliden an deren Ansprächen auf 
Kärnten auch nach der Belehnung der Habsburger vom Jahre 1335 
festhielten. 

Im Ennser Frieden vom 9. September 1336 gab König Johann 
zuerst nach. Er verzichtete bezüglich Kärntens und dessen^ ,,was dazu 
gehört," auf alle Rechte und Ansprüche, die ihm „durch Übergabe von 
Seiten des Herzogs Heinrich von Kärnten [1330] und durch Ver- 
leihung, Belehnung oder Bestätigung welcher römischer Kaiser und 
Könige immer oder infolge von Nachfolge nach Erbrecht oder 
sonst irgendwie zustanden oder zustehen konnten.*'*^) Mit der „Nach- 
folge nach Erbrecht" konnten nur die Ansprüche der Przemysliden 
gemeint sein. 

Zwar versprach der König, den Habsburgern ähnlich besiegelte 
Verzichturkunden auch von seinen Söhnen Karl und Johann, dann von 
Margaretha („Maultasch") und deren Schwester Adelheid einzuliefern, 
wogegen die Habsburger sich verpflichteten, allen Ansprüchen auf 
Tirol zu entsagen. 

Indessen stellte nur sein Sohn Karl einen eigenen Verzicht aus, 
aber erst November 1341,») während Johann Heinrich den Herzogs- 
titel von Kärnten vermutlich ununterbrochen, auch nach seiner Flucht 
aus Tirol, November 1341, führte.^) Bis in den Juli 1349, wo er die 
Auflösung seiner Ehe mit Margaretha persönlich erwirkte, ^) erscheint 
Johann Heinrich urkundlich mit diesem Titel, zugleich auch mit dem 
Titel eines Grafen von Tirol. Teils nennt er sich selbst so, teils wird 



1) Huber, Gesch. Ö., II, 153, 155. 

2) Ex traditione snpradicti [Henrici], Dacis Karinthie, collacione, inpheo- 
dacione, confirmatione qnoramcnnqne Imperatomm vel regum ant snccessione 
iuris hereditarii, aut obligacione quacunque conpetebant vel competere poterant. 
Wien, Staatsarchiv; Huber, Vereinigung, 27, 28, 142, 143. DieseWorte sind nicht 
eine nur „allgemein übliche Formel, um Spitzfindigkeiten zuvorzukommen", wie 
StOgmann a. a. 0., 216 f., schließen zu können glaubt, weil die meisten Worte 
auch im Verzicht der Habsburger auf die Grafschaft Tirol vorkommen. 

3) Huber, Vereinigung, 152, 154. 
Ebendas. 35. 

^) Ebendas. 65. 



— 90 — 

#?r von «einem Bruder Karl so genannt. \) Als Karl IV. 1. August 1354 
zu ^unsten des Markgiafen Ludwig, des zweiten (Temahls der Mar- 
garetlia. und seiner Erben auf das Herzogtum Kärnten verzichtete, 
tat er es zugleich im Namen seines Bruders, konnte aber nur ver- 
sprechen, füi- den Beitritt Johann Heinrichs zu sor«ren.-) Ob dessen 
Zustimmung dann wirklich erfolgte, wissen wir nicht. Einen solchen 
Verzicht hatte Karl IV. dem Markgrafen Ludwig schon 26. Mai 1349 
ausgestellt, aber nur im eigenen Namen und im Namen seiner Erben. •^) 

Erst 5. September 1360 gaben die Luxemburger gegen einen 
eidlichen Verzicht der Habsburger auf Böhmen definitiv auch die An- 
Sprüche der Przemysliden auf Kärnten, Osterreich und Steiermark 
auf und leisteten darauf einen feierlichen Eid, der sie und ihre Nach- 
kommen binden sollte. Denn Kaiser Karl IV. und sein Bruder Johann, 
Markgraf von Mähren, verzichteten, wie sie sagten: „für uns, unser 
ei-ben und nachkomen, kunigen zuBeheim und marggrafen zu Merhern, 
ewigleich alles Rechten, vordrung, ansprach vnd Zuversicht, dye 
wir zu den herzogthumben, Furstentumben, lannden vnd hen-schaften 
zu Osten-eich, zu Steyern, zu Kärnten, zu Krain und Windisch-Mark 
vnd zu Portenau" und zu den anderen Ländern der Herzoge in irgend 
einer Weise, „geliabt haben, haben oder haben mochten."^) 

Welche Bedeutung man der Sache beilegte, ist daraus zu er- 
sehen, daß Karl und Johann 14. Dezemljer 1360 die Kurfürsten er- 
suchten, wenn Rudolf dies verlangen sollte, den Verzicht von reichs- 
wegen zu bestätigen.'') Tatsächlich bestätigte jeder der Kuifürsten, 
Karl eingeschlossen, 14. April 1361 in besonderen Urkunden die gegen- 
seitigen Verzichte der Luxemburger und Habsburger. 

Erst seit dieser Zeit hören die von den Przemysliden ererbten 
Ansprüche der Luxemburger auf die 12H2, 1286 und 1335 von reichs- 
wegen verliehenen Gebiete auf. 

Noch im Winter 1358/59, als Herzog Rudolf IV. eine Reihe von 
Urkundenfälschungen vornahm oder vornehmen ließ, beschäftigte ihn 
die Sorge vor künftigen Ansprüchen der Luxemburger. Wir ersehen 

i) So 1348: 7. April, 23. Aug., 4. Sept.. 21. Dez., trotz der Belelmung der 
Habsburger mit Kärnten vom 5. .luui 1348; ferner 1849: 22. und 26. März. 8. Juli. 
Codex .. . Moraviae Vll, S. 556, 632 f., 640, 649, 651, und Huber in Böhmers 
Kegesten VllI, bei den angefiUirten Daten. 

2) Huber, Vereinigung, 175. und in Böhmers Regesten VlIL S. 151. 

3) Huber, Gesch. der Vereinigung, S. 168. 

») Lateinisch bei Steyrer. Comm. pro histor. Alberti. Lipsiae 1725, p. 308 f., 
der den Sachverhalt nicht verstand, deutsch bei Schrötter. Erste Abhandl., 105; 
Originale. Wien, Staatsarchiv, ('rkundeurepertorium L, deutsche Abschrift ebendas. 
Mhs. 19, Fol. 91 V. Vergl. Böhmers Kegesta VIII, S. 269. 

') Wien, Staatsarch., rrkundenrepertor. T, deutsch und latein. 
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t»s aus den Worten, die er in eine fingierte Bestätigung des von ihm 
gefälschten Privilegiums malus durch König Rudolf vom Jahre 1283 
aufiiehmen ließ. Es soll, heißt es doi-t, den Habsburgern keinen Schaden 
bringen, wenn irgend ein Ai-tikel der Privilegien „verruckt oder 
czeprochen wer von wegen Otakchers chunigs ze Peheyn [Böhmen] 
oder Bela Kunigs cze Ungern", weil diese die Länder [Osterreich, 
^Steiermark, Kärnten, Krain] „cze unrecht und in raubes weyse inne 
gehabt habent". 

Dies war ein Versuch Herzog Rudolfs IV., die luxemburgischen 
Ansprüche zu entkräften, einerlei, ob er die Bestätigung der Urkunde 
von 1262 gekannt hat^) oder nicht. 

Schon Samstag nach Christi Himmelfahrt (16. Mai) 1360 be- 
urkundeten Karl IV. und sein Bruder Johann, daß sie dem König 
Ludwig von Ungarn als Schiedsrichter in Tyrnau, wie sie sagten, 
^genczlich alle die hantfesten und brife die unser vorfodern und wir 
von Lehens oder ])fantschaft wegen uf den landen Osterreich, Steyer 
und Kernten und uf anderen iren landen und herrschaften" bisher 
inne gehabt ausgeliefert hätten. Sollten noch andere derartige Briefe 
gefunden werden, so sollten sie ungültig sein.-) 

Auf diese Weise ist uns vermutlich wertvolles Jlaterial zur Be- 
urteilung der Ansprüche König Wenzels II. verloren gegangen. 

Seitdem Ludwig der Bayer seinen Sohn, Markgrafen Ludwig, 
mit der von dem Luxemburger Johann getrennt lebenden Margaretha 
Februar 1342 eigenmächtig vennählt hatte, wurde den Habsburgern 
der Besitz von Kärnten auch durch die Witteisbacher streitig 
gemacht. 

Aber 26. Februar 1342 gab der Kaiser seinem Sohn Ludwig 
zusammen mit dessen Gemahlin Margaretha und „ir bayder Erben'' 
„alle die lehen", die sie nach darüber schon früher ausgestellten 
Urkunden vom Reiche inne hatten.») Vielleicht war damit auch die 
Eventualbelehnung der Töchter Heinrichs vom Februar 1330 gemeint. 
Markgraf Ludwig wird in der I'rkunde nur „Graf ze Tyrol vnd ze 



1) Wie ]Jerclitoia. 31, glaubt. 

2) Glafey. Pragmatische Gesch. der Krone Böhmen, Leipzig 1729. 2ö9. 

•») ..Nach der brief sag, die sie vor von dem Riebe dar vber habent." 
Weoch. Kaiser Ludwig der Bayer und König Johann von Böhmen, München 1860, 
S. 125. Eine Nachforschung nach diesen Briefen im Münchener AUgemeinen Reichs- 
archiv und im Geh. Hausarchiv, speziell über die Belohnung der Söhne des Kaisers 
mit Nordtirol 1335. ergab ein negatives Resultat. Für die freundlichen Bemühungen 
und Auskünfte beider Archivleitungen sage ich hiermit meinen ergebensten Dank. 
Buchner, Gesch. von Bayern. München 1831. V, 509 Anm.. erwies sich wieder 
als unzuverlässig. Siehe unten S. 93. 
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G&rz" und Vogt von Aqoileia. Trient und Brixen genannt seine Ge- 
mahlin nur seine „eliche wirtinne". Trotzdem scheint er als Gemahl 
der Erbin Kärntens versucht zu haben, über Kärnten landesherrliche 
Rechte auszufiben, wie eine Urkunde von 1347 bezeugt, worin er 
den Aufeusteinem den Besitz ihrer käiiitnerischen Lehen bestätigt. *) 
Mitte Februar 1350 erhielt dann Ludwig von Brandenburg das 
„Herzogtum zu Khämdten und die Grafschaften zu TyroU und zu 
Görtz und die Vogdeien Aglen [Aquileia], Triendt und Bi-ixen mit 
den Fürstentumben, Herrschaften, Grafschaften, Freiheiten. Ehren, 
Würden" etc. von reichs wegen mit der Begründung: weil er Karl IV. 
als römischem König und Herrn gehuldigt, gelobt und geschworen 
habe. Von seiner Gemahlin Margaretha ist keine Rede. Die 
ßelehnungen schlössen aber, was die Urkunde dreimal hervorhebt: 
„alle seine Erben, Sün und Töchter' ein.^) 

Dadurch erscheint die Möglichkeit weiblicher Sukzession nach 
der Gewohnheit Kärntens und Tirols trotz des Ausschlusses der 
Margaretha von reichswegen anerkannt. 

Obgleich Markgraf Ludwig 10. August 1352 für sich und seine 
Erben dem Herzog Albrecht von Osterreich versprach, in den folgenden 
zehn Jahren keine Ansprüche auf Kärnten zu erheben, so fügte er 
doch als Bedingung hinzu: „unbeschadet ihren Rechten".») Darum 
nannte er sich seit Februar 1342 ^j bis zu seinem Tode (17. Sep- 
tember 1361) immer Herzog von Kärnten.^) 

Soviel wir wissen, hat Margaretha Maultasch einen Verzicht auf 
das Herzogtum Kärnten, wie ihn König Johann 1336 von ihr zu er- 
langen versprach,®) nie ausgestellt. Ihr stand der Wille ihres Vaters 
in Bezug auf Unteilbarkeit der Länder Tirol und Kärnten höher. 

Mit Recht konnte sie sich als zu den 1286 und 1330 mitbelehnten 
Erben Herzog Mainhards von Kärnten gehörig beti-achten. Sie ist von 
dem heißen Verlangen erfüllt, das gesamte Erbe ihrer Ahnen eigenem 
leinte zu hinterlassen.') In diesem Lichte wird die Verjagung ihres 

1) Huber, Vereinijänmg, 57. 

2) Die Urkunde in einer Abschrift aus den Zwanzigeijahren des 16. Jahrh. 
im Wiener Staatsarchiv, ürkundenrepertor. I, nicht im Original, wie Huber, Ver- 
einigung, 170, angibt. Vgl. Hnber in Böhmers Regesten VIII, S. 98. 

3) Huber, Vereinigung, 172. 
*) Kbendas. 40. 

••) So am 2. Juni 1347, 26. Mai 1349, 9. Januar 1352, 10. Aug. 1353, 1. Aug., 
1. Dez. 1854, 25. Sept. 1360. Huber, Vereinigung, 57, 168, 173, 175, 203; Schwind- 
Dopsch, 185, 189. 

»*) Hub er, Vereinigung, 142. 

") „Desiderans esse mater et lilios procreare' schrieb Papst Clemens VI. am 
17. Dez. 1348 von ihr. Hub er, Vereinigung, 165. 
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•ersten Gemahls und die Heirat mit dem zweiten verständlicher. Füi* 
andere sittliche Verirrungen gibt es bei ihr keine positiven Be- 
weise. 

Bis zu ihrem Tode hat sie sich darum auch als „Herzogin von 
Kärnten" bezeichnet oder wurde von dem Kaiser Ludwig und von 
dessen Sohn so genannt. Diesen Titel legte sie sich auch in ihrem 
Testament vom 26. Januar und in einer anderen Urkunde vom 2. Fe- 
bruar 1363 bei, 2) obwohl sie in beiden Urkunden auch die Habsburger 
^Herzoge von Kärnten" nennt, während die Habsburger sie nur Gräfin 
von Tirol titulierten. ») Es scheint, als habe Margaretha diese Herzoge 
nur als mit ihr gleichberechtigte, aber nicht bevorzugte Erbanwärter 
angesehen. 

In den Präliminarfrieden vom 16. September 1335 schloß König 
Johann von Böhmen seine Söhne ein, wobei er sagte: „mit der Gi-af- 
4Bchaft zu Tyrol und mit dem Intal, mit dem Gebirge und mit allem 
dem, vnd er [Johann Heim-ich] und sein Hausvrowe [Margaretha] 
Diner und Helfer itzund [= jetzt] innen habent".^) 

Zwar ließ sich Markgraf Ludwig 1350 nur persönlich mit Kärnten 
so wie mit Tirol belehnen. Am 26. Februar 1342 war jedoch auch Mar- 
garethas Erbrecht, wie es scheint, durch ihre Mitbelehnung zum Aus- 
druck gebracht worden.'») 

Für Kaiser Ludwig war es damals eine Neubelehnung, durch 
4ie er selbst für sich und seine Nachkommenschaft, eventuell aus 
•einer zweiten Ehe, eigenes Vererbungsrecht gewann. Die Reichs- 
belehnung von 1350 bedeutete für den Markgrafen Ludwig eine Er- 
neuerung dieses eigenen Rechtes. 

c) Die Erwerbung Tirols. 

Das tirolische Erbe Herzog Heinrichs von Kärnten, des letzten 
Sprossen der älteren Linie der Grafen von Görz-Tirol, umfaßte Eigen- 
gut (Allod), Kirchenlehen und Reichslehen. 

Das Haus Habsburg hatte kein ausschließliches Recht auf Tirol, 
wohl aber eine Anwartschaft auf tirolische Allode und Kirchen- 



1) Ebendas. 27. 

2) So Dezember 1341, 28. Januar 1342, August 1359, 26. Januar 1363. Hub er, 
Vereinigung, 154, 155, 219, und Dudik, Auszüge aus päpstlichen Regesten für 
Österreichs Gesch., Arch. f. öst. Gesch. 1856, XV, S. 203, 205. 

3) Im Jahre 1359. Dudik a. a. 0., 203. 

*) Abschrift aus dem Münchener Staatsarchiv im Prager Landesarchiv, durch 
besonderes Entgegenkommen der Direktion dieses Archivs mir zur Benützung 
überlassen. 

5) Vgl. oben S. 91. 
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lehen. Denn die Grafen von Görz-Tirol, Albert und Mainhard. hatten 
4. März 1271 die Besitzungen ihres Hauses in der Weise geteilt, daß 
das Pustertal und die Besitzungen der ehemaligen Grafen von Gurz 
an Albert, die tirolischen Gebiete aber an Mainhard fielen. Sie hatten 
sich auch gegenseitige Beerbung „tfir sämtliche Lehen und Allode'* 
zugesichert. 

Diese Beerbung sollte aber nach dem Wortlaut des Vertrages 
nur stattfinden, wenn einer der Kontrahenten und j,Erben" des- 
selben nicht mehr am Leben seien.*) Wir wissen, daß dieses Haus 
durch Weiberfolge mächtig geworden war; unter „Erben'' .waren 
männliche wie weibliche gemeint. Auch bei späteren Belehnungen 
durch die Bischöfe kam dies ganz so wie bei früheren zum Ausdruck.-. 

Mit dem Tode Herzog Heinrichs von Tirol waren die „Erben"' 
Mainhards, des Stiftei-s der älteren Linie, noch nicht ausgestorben. 
Außer anderen gehörten auch die Habsburger zu diesen „Erben''. 
Der Vertrag von 1271 gab darum der jüngeren Linie der Grafen von 
Görz-Tirol, den Grafen von Görz, gar kein Recht auf tirolische Be- 
sitzungen <ier älteren Linie. Denn erst wenn die Habsburger, die 
Burggrafen von Nürnberg und andere Erl)anwärter'^) ausgestorben 
waren, wurden die Anwartschaften der jüngeren Linie auf dieses Erbe 
der älteren fällig. 

Herzog Heinrich erkannte, daß die Frage der Nachfolge in 
Kärnten getrennt von der Nachfolge in den tirolischen Besitzungen 
seines Hauses behandelt werden mußte. Das Land Kärnten war. 
wenigstens zum Teil, Reichslehen, während in Tirol Reichslehen nur 
oder hauptsächlich im Norden des Landes vorhanden waren.*) Auf 
andere tirolische Besitzungen seines Hauses, auf Allode und, wie 
man bisher meinte, Kirchengut konnte das Reich keinerlei Anspruch 
erheben.') Beiderlei Güter konnten, da weibliche Sukzession darin 
schon lange garantiert war, entweder an seine Töchter oder an Kinder 
seiner Geschwister fallen. 



*) Quod 81 alter eorura . . . decesserit sine iHMode. ad aliiim ipsorum, qui 
«uperstes fuerit, vel eius heredes bona detuncti universa: feuda et allodia . . . 
libere devolvantur et integraliter revertantur. Hormayr, Kritisch-diplom. Bei- 
träge zur Gesch. Tirols, Wien 1804, II, 241. 

2) Z. B. 1337, wo der Bischof von Bamberg dem Grafen Albert von (lörz 
eine Feste Neuhaus im Pustertal und anderes, wie Albert beurkundet, ..uns und 
unseren erben" gab. Mss. 1049, F. 207 des Wiener Staatsarchivs. 

3) Wenn Huber, Gesch. Ö.. II, 268, meint, daß sich die Görzer auf diesen 
Familienvertrag berufen konnten, so übersieht er die Bedeutung des Wortes „Erben*. 

*) Vgl. Huber, Gesch. 0., I, 513 f. und oben S. 57. 

'•*) Mit Recht von Huber, Gesch. Ö., II, S. 158, betont; seine früheren 
Äußerungen darüber in seiner Gesch. des Herzogs Kudolf IV. Innsbruck 1865, 37. 
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Als er mit dem Bölmienkönig im Jahre 1324 'Heiratsverabredungen 
trafi machte er darum einen Unterschied zwischen Kärnten und den 
tirolischen Besitzungen. Erst als von dem Kaiser das Prinzip der 
gleichen Erbanwartschaften von Heinrichs Töchtern oder Bruder- 
töchtern für Kärnten ausgesprochen war, wurde es auch auf die 
tirolischen Besitzungen des Hauses ausgedehnt.') Daß nur Heinrichs 
Brudertöchter, nicht aber Schwestersöhne genannt wurden, war frei- 
lich eine einseitige und willkürliche Privilegierung. Diese Benacli- 
teiligung der Habsburger Avard aber schließlich auch für Tirol nicht 
aufrecht erhalten. 

Nach dem Tode Herzog Heinrichs verfugte nämlich Kaiser 
Ludwig IV. Mai 1336 über dessen Länder von reichswegen in drei 
Urkunden, von denen uns nur zwei bekannt geworden sind: die eine 
betrifft die Belehnung der Habsburger mit dem Reiclislehen Kärnten, 
die zweite die Belehnung der Habsburger Albrecht und Otto „und 
ir beeden Erben'' mit der, wie es in der Urkunde heißt, durch den 
Tod Herzog Heinrichs ledig gewordenen „Grafschaft Tirol", 2) mit 
den Vogteien der Bistümer: Trient und Brixen und anderer Gottes- 
häuser und mit anderen dazu geliörigen Reichslehen. Ausdrücklich 
wurde davon ausgenommen Nordtirol von der Finstermünz, dem Jaufen 
und der heutigen Franzensfeste, womit der Kaiser seine eigenen 
Kinder belehnt habe.^) Darüber wird eine dritte uns noch nicht be- 
kannte Urkunde ausgestellt worden sein. 

Wenn der Kaiser in der zweiten l'rkunde über Südtirol von 
reichswegen verfügte, so verlieh er etwas, worauf das Reich, auf den 
ersten Blick wenigstens, gar kein Recht hatte. Man machte sich die 
Sache leicht. Man betrachtete das Kirchengut in Tirol als Reichslehen 
und verfügte darüber mit Ubergehung von Margarethas Rechten. Was 
1335 geschah, findet eine merkwürdige Ergänzung in den auf Tirol 
bezüglichen Reichsakten der Jahre 1339, 1347 und 1350: 

Ein Sukzessionsrecht der Margaretha wäre auch den Absichten 
König Johanns, welcher Tirol seinem ganzen Hause zu sichern 
trachtete, hinderlich gewesen. Er hätte im Falle einer kinderlosen Elie 
Margarethas den Verlust Tirols an die Habsburger oder andere Erb- 
anwärter besorgen müssen. Als er im Ennser Frieden von 1336 von 
den Habsburgern einen Verzicht ihrer Rechte und Ansprüche ^auf 



») Vgl. oben S. 77 f. und 89. 

2) Über deren Umfang siehe Huber, Gesch. Ö., I, 508, 513 f., 514, Anm. 2. 

3) „Wir . . . unsern kindern und erben verliehen und behalten habend", 
was Huber, Gesch. (")., II, 164 f., irrig mit den Worten wiedergibt, daß sie dies 
erst „erhalten sollten". Vgl. Codex ... Moraviae, Brunn 1858, VII, 35 f., und 
Hnber, Vereinigung, 141. 
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die Grafschaft Tirol" erlangt hatte, ließ er zu Frankfurt 20. März 1339 
von dem Kaiser die „Grafschaft Tyrol und das Yntal" seinem Sohne 
Markgrafen Johann, und zugleich allgemein dessen „Erben" verleihen. 
Von Margaretha ist keine Rede. Wenn der Markgraf ohne Erben 
stürbe, sollte König Johann selbst und dessen Sohn Karl vom Reiche 
damit belehnt werden. Diese Reichslehen hätten dann mit Feltre, 
Belluno und Cadore, die schon damals Johanns Sohn Karl von reichs- 
wegen gegeben wurden, vereinigt werden können, i) 

In diesem Zusammenhang wird auch eine Verfügung Karls IV. 
vom 21. Juli 1347 verständlich. Des Kaisers Sohn Ludwig hatte 1342 
zusammen mit Margaretha „Maultasch" und ganz allgemein auch „ir 
bayder Erben" alle schon früher erteilten Reichslehen auf Grund der 
Lehensbriefe, wie der Leser weiß, bestätigt erhalten. *) 

Seit 11. Juli 1346 war Karl IV. zunächst nur päpstlicher Gegen- 
könig und übertrug den Kampf gegen den aufs neue (13. April 1346) 
gebannten und vei-fluchten Kaiser und dessen Sohn auch auf lehens- 
rechtliches Gebiet. Darum erklärte er 21. Juli 1347, Gerechtsame und 
Besitzungen, welche die früheren Grafen von Tirol der Trienter 
Kirche entrissen hätten, seien ledig geworden, hauptsächlich, weil 
Margarethas Vatei*s ohne Söhne gestorben sei. 

Weibliche Sukzession wird dadurch negiert und die lehensrecht- 
liche Entwicklung in diesen Gebieten um mehr als ein Jahrhundert 
zurückgeschraubt. Ahnliches war ja auch nach dem Tode des letzten 
Babenbergerherzogs geschehen. 

Statt aber zu sagen, daß diese Lehen nunmehr an die Trienter 
Kirche zurückgefallen seien, erklärte damals Karl IV. in derselben 
Urkunde, daß sie dem Reiche heimgefallen seien und restituierte 
den Bischof Nikolaus von Trient, einen Brünner, in dieselben. Vor- 
sichtig fügte er aber doch hinzu: Sollten Margaretha und Ludwig 
etwa irgend ein Zugeständnis (concessio) zu gunsten weiblicher Suk- 
zession anführen wollen, so hätten sie dasselbe offenbar beide wegen 
ihres Verbrechens verloren und verwirkt, besonders aber wegen des 
ehebrecherischen Lebens, das Margaretha mit Ludwig täglich fort- 
führe.») 

Wenn man diese Verfügungen über Reichskirchengut aus den 
Jahren 1335 und 1347, das eine Mal zu gunsten Aveltlicher Fürsten, 
das andere Mal zu gunsten eines geistlichen Fürsten erwägt, so ist 

1) Hub er, Gesch. d. Vereinigung, 145 f. 

2) Vgl. oben S. 91 f. 

3) Si forte ex aliqua concessione in femineum sexum pretenderent habnisse, 
per quod se aliquod ius habere vellent asserere. Böhmer, Acta imperii selecta, 
S. 562 f. 



- 97 - 

man versucht anzunehmen, es könnte dies mit der Rechtsauffassung 
zusammenhängen, daß die Beichskirchen Eigentum des Reiches seien, 
und daß der Kirche nur ein „dauerndes Recht auf Besitz und Genuß" 
zustehe.*) Die Bistümer von Trient und Brixen waren im 11. und 
12. Jahrhundert von reichswegen mit gräflichen, ja herzoglichen 
Rechten ausgestattet worden. ^) Sollte es sich nicht auch um Versuche 
handeln, die schon anderwärts konstatierte YerAvandlung von Lehen 
der Reichskirchen in Reichslehen auf diesem Gebiete zu wieder- 
holen?») Demnach würde vielleicht die rein weltliche Herrschergewalt 
von der geistlichen getrennt worden sein. 

Entsprechend der Auffassung über weibliche Sukzession, die 
Karl IV. 1347 aussprach, konnte es auch im Februar 1350 nur zu 
einer Reichsbelehnung des Markgrafen Ludwig kommen, obwohl darin 
die lange garantierte weibliche Eventualregierung wenigstens für 
seine Nachkommen verbürgt war.^) 

Trotz der Reichsbelehnungen von 1335 und 1350 übte Margaretha 
Maultasch im Sinne der Gesamtbelehnung vom Februar 1342 an der 
Seite des Markgrafen Ludwig gerade so wie einst ihre Großmutter 
Adelheid an der Seite des Grafen Mainhard von Görz gemeinsame 
Herrscherrechte aus und erscheint als Mitausstellerin von Urkunden.^) 

Auch ihr Gatte setzte sie in seinem Testament zwischen 1355 
und 1359 zur Vormünderin über seinen Sohn Mainhard ein, wenn 
dieser beim Tode des Vaters noch nicht ,zu 15 Jahren*' gekommen, 
das ist mündig geworden sei.^) Sie ist also mit voller Handlungs- 
fähigkeit ausgestattet. Es wurde damals ein ähnlicher Kampf um die 
rechtliche Stellung der Frau wie zur Zeit des babenbergischen Erb- 
folgestreites geführt. 

Da Margaretha ohne irgend eine kirchliche Mitwirkung ihren 
zweiten Gemahl geheimtet hatte, wurde sie für unföhig gehalten, 
„Privilegien, Lehen und Güter zu besitzen." ^) Ebenso war das Recht 
der Vererbung derselben auf ihren Sohn Mainhard in Frage gestellt, 
solange man ihn als Bastard ansehen konnte. Die Aussöhnung der 
Ehegatten mit der Kirche war darum auch von diesem Gesichtspunkt 
eine Notwendigkeit. 

1) Ficker , Über das Eigentum des Reiches am Reichskirchengut. Sitzimgsber. 
d. kaiserl. Akad. d. Wiss., Wien 1873, LXXII, 61, 7G, 83. 

2) Hub er, Gesch. Ö., I, 502 f., mit der dort angegebenen Literatur. 
'0 Ficker, Über das Eigentum, 133. 

^) Vgl. oben S. 92. 

•') Huber, Vereinigung. 54, Anm. 3, 55, Anm. 2. 
") Ebenda«. 198. 

■) Ebendas. 191; Hub er, Das kirchliche Strafverfahren gegen Margaretha 
von Tirol, Arch. f. ö. G., 1888, LXXII, 306 f. 

Turba, Thronfoltje. 7 
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Diese Aussöhnung mit all den sonstigen günstigen Rechts- 
wirkungen September 1359 zu stände zu bringen, ^) gelang den Habs- 
burgern Albrecht ü. (f 20. Juli 1358) und Rudolf IV. Dieses Resultat 
kam schließlich nur dem habsburgischen Hause zu statten. Schon 
17. Oktober 1354 hatte Markgraf Ludwig versprochen, seinen Sohn 
Mainhard mit einer Tochter Albrechts zu vermählen, und hatte mit 
ihm deswegen ein Bündnis geschlossen.*) 

Als dann Margarethas Gemahl Ludwig 17. September 1361 
und schließlich auch ihr Sohn Mainhard 13. Januar 1363 starben, 
konnte sich Margaretha zufolge der Belehnung von 1342 als Allein- 
regentin Tii*ols betrachten. Dagegen sprach freilich auch die Be- 
lehinung ihres Gemahls durch das Reich im Jahre 1350. Sie hielt sich 
aber an die Auffassung, wonach AUod und Kirchengut ihres Hauses 
in Tirol nicht vom Reiche abhingen. 26. Januar 1363 setzte sie den 
rasch herbeigeeilten s) Herzog Rudolf und seine Brüder, sowe die 
Erben von ihnen allen zu Erben ihrer Gebiete ein, wobei das Land 
an der Etsch von der Grafschaft Tirol und dem Inntal getrennt ge- 
nannt wird, was auch in späteren Zeiten geschah. 29. September 1363 
verzichtete sie auch auf die ihr bis zum Tode gebührende Regierung, 
entband die Untertanen vom Eid der Treue und wies sie an die 
Herzoge von Osterreich als neue Herren. 

Margaretha verzichtete damit auf ihre Erbrechte, die ihr aus 
der Abstammung von Mainhard von Kärnten, dem Grafen von Görz- 
Tirol, zukamen, zu gunsten anderer, aber nicht der einzigen 
Erbanwärter, d. i. zu gunsten der Habsburger, ^und all 
irer erben und nachkommen". Sie nannte ihren Verzicht eine ^ewige, 
unwidennifliche Gabe unter Lebenden" und die Habsburger „unser 
allernächsten vatermage lidmag undgesippe."*) Auch Herzog Rudolf IV. 
bezeichnete sich in einem Schreiben an den Dogen von Venedig 1. Fe- 
bruar 1363 als „der Grafschaft Tirol und des Landes an der Etsch 
wahren und nächsten Erben kraft Blutsverwandtschaft vom Vater her." ^ 

8. Februar 1364 machte sich der Kaiser in der Bestätigung 
dieser Schenkung Herzog Rudolfs Anschauung zu eigen. Weil Rudolf 

*) Ich konnte leider eine Arbeit des Herrn Dr. Wilhelm über die Erwerbung 
Tirols, die in den Mitteil. d. Inst. f. ö. G. 1908 erscheinen wird, nicht mehr be- 
nützen. Der Verfasser war aber so gütig, mir mitzuteilen, dafl das Vermächtnis 
Margarethas von 1359 unecht sei. 

i) Huber in Böhmers ßegesten VIII, S. 552; Huber, Vereinigung, 175. 

5) Aber nicht über die Krimler Tauem, was Steinherz , Die Reise Rudolfs IV. 
nach Tirol im Winter 1368, MitteU. d. Inst. f. ö. G., IX, 460, nachweist. 

*) Huber, Vereinigung, 94 f., 219 f., 227, und Schwind-Dopsch, 217 f. 

^) Dicti comitatus [Tirolis] et terrae Attasi virtute paternae consanguini- 
tatis verus et proximior haeres simus. Huber, Vereinigung, 226. 
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und seine Brüder durch ihren Vater die nächsten Vei-wandten und 
rechtmäßige Erben Margarethas seien, ^) verlieh er ihnen von reichs- 
wegen die Gebiete „in der Grafschaft Tirol" an dem Flusse Etsch 
nnd im „Inntal" und im Gebirge daselbst, „die vom heiligen römischen 
Beich lehensabhängig" seien. 

Die Urkunde erwähnt vorher, daß Margai-ethas Schenkung durch 
die Hand von [Reichs]fur8ten (Principum) und Herren, von denen 
einige Festen und Distrikte der genannten Grafechaft Tirol als Lehen 
abhingen, den Habsburgern bekräftigt worden sei, „wie denn dei-selbe 
Herzog Rudolf „über dies alles Privilegien und Briefe zeigte". 

Was die Briefe betrifft, so waren diejenigen Urkunden gemeint, 
welche die Bischöfe von Brixen und Trient schon im September 1363 
über die Belehnung der Habsburger ausgestellt hatten, während der 
von Chur ihrem Beispiel erst 12. Februar 1364 folgte. 2) 

Unter den ^Privilegien" wird vermutlich auch das Privilegium 
malus gewesen sein, dessen Vorlage zu Rudolfs Gunsten zu sprechen 
schien,») weil darin die Herzoge von Österreich durch das Reich bei 
neuen Erwerbungen nicht gehindert werden können. 

Daß Herzog Rudolf durch seinen Vater der nächste Verwandte 
Margarethas war, bildete an und für sich noch kein Erwerbsrecht 
und noch weniger einen Grund zur Bestätigung dieser Schenkung 
von reichswegen. Rudolf mußte zugleich erweisen können, daß weib- 
liche Nachfolge in diesen Gebieten erlaubt, oder daß wenigstens die 
Erbanwartschaf^ einer Frau mit deren Tode zu gunsten anderer Erb- 
anwärter nicht verfallen war, sondern sich durch sogenanntes Reprä- 
sentationsrecht weiter vererben konnte. Denn seine Anspräche konnte 
er nur von seiner Großmutter Elisabeth ableiten. Diesem Zwecke 
dient aber die uns schon bekannte Urkunde über die Mitbelehnung 
der Gemahlin und Töchter Alberts, des letzten Grafen von Tirol, 
und die folgenden Belehnungen von Seite der Kirchenfürsten von 
Trient, Brixen und Chur, schließlich auch der Vertrag über die 
Länderteilung innerhalb der Familie der Grafen von Görz-Tirol (1271), 
wonach die Erbanwartschaft der Görzer Linie noch nicht fallig war. 
Dies alles wird vermutlich unter „privilegia" und „liter§" gemeint 



1) Proximiores consangninei lineae paternalis et legitimi haeredes illustris 
Margarethe ... in comitatn predicto Tjrolis, in terris prope flumen Attesin, in 
districtu seu vallef qne Innthal dicitur, et in montanis [„im Gebirge"] aliis ibidem, 
qne a sacro Bomano imperio in fendom dependent . . . sicut idem Dnx nobis . . . 
super bis Omnibus privilegia et literas ostendebat. Steyerer, Commentarii pro 
liist. Alberti . . . Colnmne 379 sq. 

») Schwind-Dopsch, 222 f.; Jäger, ßegesten und Urkundendaten, S. 351. 

3) Von Dr. Wilhelm in seiner Arbeit hervorgehoben. 

' 7* 
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gewesen sein, welche Rudolf teils selbst besaß, teils sich aus dem 
Archiv der Margaretha verschaffen konnte. 

Da Rudolfe Rechtsdeduktion anerkannt wurde, darf es nicht 
wundernehmen, daß das Recht weiblicher Eventualsukzession, die 
bisher in jenen kirchlichen Gebieten gegolten hatte, nun auch von 
reichswegen, wie einst für Kärnten, so jetzt für ganz Tirol aus- 
drücklich bestätigt wurde. 

Zugleich mit der Bestätigung der Schenkung erfolgte nämlich 
die Belehnung durch Karl IV. „zu Händen Rudolfs und seiner Bruder 
und ihrer gemeinsamen Erben". Denselben allgemeinen Ausdruck 
„Erben" hatte auch die Belehnungsurkunde der Bischöfe im Sep- 
tember 1363 gebraucht. 

Waren früher wiederholt die ganze Grafschaft Tirol, das Gebiet 
an der Etsch und das Inntal als Reichslehen bezeichnet worden, so 
wurden jetzt nur die Reichslehen in diesen Gebieten verliehen. Aber 
auch diese vorsichtige Fassung bedeutet ein Unrecht gegenüber den 
Bischöfen, die nur Lehensherren von „einigen Festen und Distrikten 
der Grafschaft Tirol'' gewesen wäi-en. Vielleicht soUte auch hier das 
Eigentumsrecht des Reiches am Kirchengut zum Ausdruck ge- 
langen. Dazu kam noch eine andere Erwägung: weil sich die Suk- 
zessionsgrundsätze „im freien Eigen ""y im Kirchengut und in Reichs- 
lehen nicht alle und nicht vollkommen deckten, und weil es in vielen 
Fällen auch schwer geworden wäre, zwischen Reichskirchengut und 
Reichsgut zu unterscheiden, dürften die Habsburger ein derai*tiges 
Unrecht im Interesse der einheitlichen Sukzession nicht ungern ge- 
sehen haben. Dies kam auch den Bestrebungen Herzog Rudolfs nach 
vollkommener territorialer Unabhängigkeit, wie sie im Mains mehr&ch 
ausgesprochen wird, entgegen. Mit diesen Bestrebungen war aber die 
unabhängige reichsfürstliche Stellung der bischöflichen Lehensherren 
schwer vereinbar. 

Bei der Reichsbelehnung des Jahres 1366 wurde Tirol zum 
ersten Mal in Verbindung mit allen übrigen Besitzungen der Habs- 
burger genannt. AVurde früher nur Schwaben und Elsaß von i^eichs- 
wegen als Ahnenbesitz bezeichnet, so wird jetzt dies auch von Tirol 
gesagt Ahnenbesitz ist in Schwaben, Elsaß, Tirol, „im (irebirge und 
anderswo". Für diesen Ahnenbesitz und für Österreich, Steiermark, 
Kärnten, Krain, die windische Mark und Portenau wurde wieder 
weibliche Erbanwaitschaft garantiert. Denn es werden belehnt: 
Albrecht III. und Leopold III. in ihrem und ihrer Erben Namen.*) 

Die Urkunde auch bei ScHrötter, Zweite Abhandlung. S. 266, und bei 
Lünit?, Codex Genn. II. S. 519. 
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Was noch fehlte, wurde auch bald erreicht: Von den Görzer 
Grafen, Albrecht und Mainhard, als Vertretern der jüngeren Linie 
dieses Hauses, konnte Herzog Eudolf wenigstens nach der Rechts- 
lage keinen Widerstand erwarten. In der Tat gab der geldbedürftige 
Albrecht 6. Juni 1364 die Ansprüche auf Tirol auf und vermachte 
sogar den österreichischen Heimzogen seine Besitzungen in Istrien 
und in der windischen Mark, wenn er ohne Erben stürbe. Dieser 
Erban&ll trat tatsächlich schon 1374^) ein. Auch der andere Görzer 
Oraf bereitete keine Schwierigkeiten. 2) 

Scheinbar günstig stand die Rechtslage für die Witteisbacher. 
Auch sie erhoben Ansprüche auf Tirol, vermutlich auf Grund der 
Belehnung, welche Ludwig der Bayer seinen Söhnen 1335 erteilt 
hatte.») 

Hauptsächlich ihre eigene Uneinigkeit hinderte sie aber an 
einem energischen und anhaltenden Kampf, und schließlich mußten 
sich die Bayemherzoge 29. September 1369 im Frieden zu Schärding 
gegen eine Geldentschädigung zum Verzicht auf ihre Ansprüche be- 
quemen. *) 

d) Sukzessionsordnungen zwischen den Erb- 
anwärtern. 

i. Absichten auf Primogeniturfolge. 

Wie bei der Belehnung seiner Söhne durch die Bischöfe, so 
hatte sich König Eudolf auch bei der Reichsbelehnung von 1282 
nähere Verfügungen über die Sukzession kraft ^väterlicher Gewalt"'») 
als Haupt dieses Zweiges des habsburgischen Hauses vorbehalten. 

Von diesem Recht machte er 1283 Gebrauch, als er in Rhein- 
felden in Übereinstimmung mit den Wünschen „der Landherren", 
d. i. der Grafen, freien Herren und Ministerialen*^) der neu erworbenen 
Gebiete, und unter förmlicher Garantie^) der Landherren Verfügungen 
über die Sukzession traf. Danach wurde Alleinherrschaft über diese 



1) Huber, Gesch. Ö., II, 275, 277, 280 f., 298; Huber, Vereinigung, 69. 
») Der letzte Görzer Graf Leonhard wurde erst 1500 von den Habsburgern 
beerbt. . 

3) Vgl. oben S. 95. 

^) Huber, Gesch. Ö., II, 294. 

5) So in der Rheinfelder Urkunde. Schwind-Dopsch, 184, und Sybel- 
Sickel, Kaiserurkunden, S. 277. 

6) Sieg. Adler, Zur Rechtsgesch. des adeligen Grundbesitzes in Österr., 
Leipzig 1902, 13 f., 42, 51. 

-) Schwind-Dopsch, S. 136 f. 
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Gebiete dem ältesten Sohn Albrecht übergeben. Dafür sollte sein 
Bruder Eudolf, wenn dieser innerhalb 4 Jahren nicht andei-swo mit 
fürstlichem Gebiet (einem Königreich oder Reichsfiirstentum) in aus- 
kömmlicher Weise versorgt sein sollte, eine entsprechende Abfertigung 
erhalten. Ferner sollten Albrechts ^männliche Erben" Österreich^ 
Steiermark, Krain und die windische Mark ewig besitzen; erst wenn 
Albrechts männliche Erben ausgestorben seien, sollten diese Ge- 
biete an Rudolf und dessen „legitime Erben" ^) fallen. So wurden die 
aus der gemeinsamen Belehnung der Brüder Albrecht und Rudolf her- 
rührenden Rechte Rudolfs für die Zukunft unbedingt gewahrt Diesem 
Zwecke diente auch ein anderer Artikel, welcher bestimmte: wenn die 
Versprechungen von 1283 entweder durch Albrecht oder seine 
Erben nach Ablauf der 4 Jahre nicht erfüllt würden, sollte 
Rudolf in sein 1282 erworbenes Recht wieder eingesetzt werden. Daß 
eine solche Gesamtbelehnung gleiches Recht der Älteren wie der Jüngeren 
begründet, legt schon die Tatsache nahe, daß die 1299 gemeinsam be- 
lehnten Herzoge Otto, Ludwig und Heinrich von Kärnten gemeinsam 
regierten und urkundeten.^) Hätte Rudolf die Kaiserkrone empfangen 
und wäre Albrecht noch bei Lebzeiten des Vaters römischer König 
geworden, woran man schon 1286 dachte,») so würde, wie man für 
diesen Fall tatsächlich in Aussicht nahm, Albrecht auf die Regierung 
der neu erworbenen Länder verzichtet haben, vielleicht zu gunsten 
seines Bruders Rudolf. Später nahm der König seinen Sohn Rudolf 
als Reichsnachfolger in Aussicht, aber ebenfalls vergebens. So starb 
Herzog Rudolf 1290, ohne daß die Versprechungen von 1282 ge- 
halten worden wären. Seine Ansprüche und Rechte erbte ein Sohn 
Johann, welcher erst nach Rudolfs Tode geboren wurde.*) 

Johanns Rechte wurden unzweifelhaft verletzt, indem König 
Albrecht 1. November 1298 nur seine eigenen Söhne, damalige und 
künftige, mit Österreich, Steiermark, Krain, der windischen Mark 
und Portenau von reichswegen belehnte. AVenn König Albrecht seinem 
Neifen schließlich Anteil an der Verwaltung der schwäbischen Be- 
sitzungen des Hauses gewährte, so erfüllte er ebensowenig wie früher 
die Vei-sprechungen des Jahres 1283. Denn auf diese Gebiete hatte 
sich die Reichsbelehnung der Brüder vom Jahre 1282 nicht bezogen. 

Auch andere Verfügungen Herzog Albrechts in Bezug auf Suk- 
zession waren dem Rheinfelder A'ertrag zuwider; denn Albrecht 

1) Nicht aUdn männliche Erben. Gustav Seid 1er, Studien zur Gesch. und 
Do^Tnatik des österr. Staatsrechtes, Wien 1894, S. 24. 

2) Solche auch im Grazer Landesarchiv: z. B. Nr. 1641. 1612*», 1636. 
:») Dopsch, Zur deutschen Vert'assungsfra^e, 214, 222 f. 

») Huber, II, 98, Anm. 4. 
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suchte die Verfügung seines Vaters vom Jahre 1283 im Sinne 
künftiger Primogeniturerbfolge, bei der der älteste und dann wieder 
dessen ältester Sohn gefolgt wäre, weiter auszugestalten. Dies be- 
weisen die Urkunden, die aus Anlaß der Verabredungen über die 
Heirat seines ältesten Sohnes Eudolf (geboren 1281) mit Blanche, 
der Schwester des französischen Königs Philipp IV., 1299 und 1300 
aasgestellt wurden. Sie sind wieder von dem Grundsatze diktiert, daß 
es der väterlichen Gewalt zukomme, derartige Verfügungen zu 
treffen. Es wurde nämlich bestimmt, daß sein erstgeborener Sohn 
und dessen „aus der Ehe mit Blanche geborene Erben'* nicht nur 
Österreich, Steiermark, Krain, die windische Mark, sondern auch die 
Grafechaft Elsaß und Freiburg in der Schweiz, was bisher nicht in 
die Reichsbelehnung eingeschlossen war, für immer erblich besitzen 
sollten (perpetuo et hereditarie). 

Zugleich verzichteten Februar 1300 unter Zustimmung dreier 
Kurfürsten und unter Zustimmung von Albrechts Gemahlin Elisabeth 
die Söhne des Königs: Friedrich und Leopold zu gunsten Rudolfs 
und „seiner Kinder" aus dieser Ehe auf jedes ihnen in diesen Ge- 
bieten zustehende Recht. Friedrich und Leopold erliielten, da sie 
noch minderjährig waren, zu diesem Zweck ausdrücklich Altersdispens, ^) 
und der König vereprach dafür zu sorgen, daß von diesen beiden, 
femer von den „anderen Kindern, welche damals noch nicht das 
siebente Jahr en^eicht" hatten, und wenn er später noch andere 
„Kinder'* bekomme, auch von diesen, sobald sie mündig seien, eid- 
liche Verzicht-, beziehungsweise Zustimmungserklärungen einzeln ab- 
gegeben würden. 3) 

Die einzige Bedingung für diese Erbverzichte war, daß für 
Friedrich, Leopold und die „übrigen jüngeren Kinder" durch den 
Vater in diesen Gebieten, so gut es gehe, genügend und standes- 
gemäß gesorgt werden müsse, aber „ohne merkliche oder bedeutende 
Verkleinerung des Herzogtums Österreich". 



Bei Winkelmann, Acta imperii selecta, II, S. 189 ff.; Chmel, Formel- 
buch König Albrechts I., Arch. f. ö. Gesch. XLIX, 278 f. 

2) Bezüglich der Geburtsdaten lassen sich nun mit größerer Wahrscheinlich- 
keit als früher folgende Ansätze machen: Friedrich 1289, Leopold 1293, Albrecht 
und Heinrich als Zwillinge 1299, Mainhard Frühjahr 13ü0, Otto Sommer oder 
Herbst 1301. Seit 1297 lebte eine der fünf Töchter Albrechts I. : Katharina (f 1324) 
und seit noch längerer Zeit vermutlich mindestens noch drei andere. Vgl. Zeiß- 
berg, Elisabeth von Aragonien. Sitzungsber. d. philos.-histor. Klasse der kaiserl. 
Akad. d. Wiss., 1898, 137, 81, 82; Huber, Geburtsjahre einiger Kinder König 
Albrechts I., Mitteil. d. Instit. f. ö. G. I, 304, und Seemüller, Genealog. Notizen, 
ebenda«., XIV, 121; Cohn, Stammtafeln (1871), 32. 

3) Winkelmann, Acta imperii, II, 192. 
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Bemerkenswert ist auch, daß in dieser Verabredung nur Rudolf 
Herzog genannt wird, nicht aber seine Brüder, obwohl man aus der 
Beichsbelehnnng von 1298 vermuten sollte, daß ihnen allen dieser 
Titel gebührte. Nur der Titel „Illustris" wird ihnen gegeben. Es 
scheint demnach, daß man im habsburgischen Hause noch immer an 
der älteren Sitte regierender Häuser des Deutschen Reiches festge- 
halten habe, wonach nur der älteste Sohn den Herzogstitel oder, 
wenn es sich um Reichsgrafen liandelte, den Grafentitel fahrte. 

Alle die Erbverzichte galten aber nur für den Fall daß Rudolf 
aus seiner Ehe mit Bianca Kinder erhielt. Trat dies nicht ein, so 
war das Erbrecht Friedrichs, Leopolds und aller anderen jüngeren 
„Kinder*" König Albrechts ausdrücklich vorbehalten.*) 

Als daher Bianca 1305 starb und auch nicht eine Tochter hinter- 
ließ (diese starb wenige Monate alt vermutlich schon vor ihrer Mutter), 
und als Herzog Rudolf 1306 die böhmische Königskrone erlangte, 
hatte der Erbverzicht Friedrichs und Leopolds keine Gültigkeit mehr. 

König Albrecht traf darum 1306 wieder kraft väterlicher Gewalt 
eine neue Verfügung, jedoch abermals im Sinne der Herrschaft eines 
einzelnen. Die Absicht war wohl wieder, bei aller Anerkennung der 
Eventualansprüche anderer Glieder der Familie, eine künftige Primo- 
geniturfolge in den Gebieten des Hauses anzubahnen. Rudolf behielt 
nun bloß Böhmen samt den dazu gehörigen Ländern. In diesem Jahre 
wurde nur Friedrich durch feierliche Huldigungseide in den , leib- 
lichen Besitz'* von Österreich, Steiermark und den damit verbundenen 
Gebieten eingesetzt und führte von nun an die Regierung.^) Sein 
nächstälterer Bruder Leopold war damals 13 Jahre alt.*) 

So dürfte es auch geblieben sein, als Rudolf starb (4. Juli 1307), 
weil die Hoifnung, seinem Bruder Friedrich die Xaclifolge in Böhmen 
zu verschaifen. nicht erfüllt wurde. 

Alle diese Veifügungen Albreclits ignorierten das Recht seines 
Neffen Johann. Es ist bekannt, daß dieser schließlich sein gekränktes 

>) H. Schulze, Da.s Erb- und Familienrecht, 61. 

2) Friderico, Lupoide praedictis ceterisque liberis nostris minoribas per 
nos flufticiens, decens et competens paterna fiat provisio de terris et dominus 
Hupradictis, sicut melius iieri poterit absque ducatus Austrie dismembratione nota- 
bili vel enormi, salvo etiam Friderico, Lupoldo, praedictis, et aliis minoribns 
liberis nostris procreatis et in posterum procreandis iure sibi competenti vel 
competituro in omnibus et singulis supradictis, si dictum Ducem Kudolfum de- 
cedere forte contigerit sine liberis procreatis ex eo et Bianca. 

••) In Betracht kommt die Stelle: ,,Xos providente serenissimo domino et 
genitore nostro . . . Alberte» . . . dominamur.'* Schreiben Herzog Friedrichs an 
l'ajist Clemens V.. Ende 1306, bei Winkelmann, Acta imperii, II, S. 760 f. 

^) Zeißberg, Elisabeth von Aragonien, 76 f., 137. 
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Eecht mit dem Mordstahl verteidigen zu müssen glaubte, und daß er 
mit anderen Verschworenen seinen Oheim Albrecht tötete (I.Mai 1308). 

Die Versuche, eine Primogeniturfolge anzubahnen, waren aber 
^arnit noch immer nicht aufgegeben. 

Zunächst blieb wohl Friedrich als ältester Sohn des Ermordeten 
im Besitze mindestens der Alleinregierung in den 1282 erworbenen 
Reichslehen des Hauses. Allerdings spricht Leopold in seinem Ehe- 
vertrage mit Katharina, der Tochter des Grafen Amadeus von Savoyen, 
im Jahre 1310 ^von Gütern (bonis) und Ehren, auf die er mit seinen 
Brüdern ungeteilt und gemeinsam Anspruch habe". Alle diese Güter 
und Ehren sollten den künftigen Söhnen durch den Tod des Vaters^ 
nicht verloren gehen, weder diejenigen, die er bei Lebzeiten inne 
hatte, noch die, welche er ererben konnte. Denn Leopold sagte, seine 
Söhne sollten ihm folgen: ^in demselben Stand und in derselben Ehre^ 
die er hätte, wenn er lebte" (wenn er also die herzogliche Regierung 
erlebte). Aber damit war wohl nur seine Anwartschaft auf die 
damals noch Friedrich zustehende Regierung in den großen Reichs- 
lehen gemeint, die ihm und seinen Söhnen erst zufallen konnte, wenn 
Friedrich und Nachkommen von diesem nicht mehr am Leben waren, 
oder wenn Friedrich, wie es bei seinem verstorbenen Bruder Rudolf 
geschehen war, zu einer anderen Würde gelangte und auf die Länder 
verzichtete.^) Nur in diesem engeren Sinne war Leopold als ein 
von reichswegen mit belehntes Glied des Hauses auch JVIitbesitzer 
dieser Lehen. 

Wichtiger sind aber die bisher nicht verstandenen Sukzessions- 
bestimmungen, die anläßlich der Heirat Friedrichs des Schönen und 
Elisabeths von Aragonien mit König Jakob von Aragonien getroflfen 
und durch Verzichturkunden der Brüder Friedrichs 1313 und 1314, 
sowie durch Huldigungen und Eide von Vertretern der Prälaten, des 
Adels und der Städte Österreichs und Steiermarks 1313 garantiert 
wurden. 

In diesen Urkunden verzichtete der mündige Leopold und seine 
noch unmündigen Brüder Albrecht und Otto für sich und ihre ^Erben"* 



Quod ... iidem liberi masculi nobis in omnibus bonis et houori- 
bus nobis nna cum nostris fratribus pro indiviso competentibns, in eo statu 
et honore, quo essemus, si viveremuSf succedere debeant. Da Zeißberg, 
Elisabeth von Aragonien, 70 f.. die Huldigung des Jahres 1306 für Friedrich und 
dessen Erben übersieht, spricht er einfach von Leopold als „Mitbesitzer der öster- 
reichischen Lande gleich seinen Brüdern". — Wäre Leopold schon 1310 einfach 
Mitbesitzer und Herzog von Österreich und Steiermark gewesen, so hätte statt: 
„quo essemus, si viveremus" gesagt werden müssen: „quo nunc simus*' (in 
direkter Bede: sumus). 
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in vollkommen übereinstimmender Weise zn gansten Friedrichs und 
seiner Erben aus dieser Ehe für immerwährende Zeiten auf jedes 
Recht, auf das sie von Seite des Vaters oder der Mutter oder nach 
irgend einem Gesetz, einer Gewohnheit oder sonstwie in Bezug auf 
Würden und Ehren Anspruch hatten und haben konnten oder sollten. 
Sie behielten sich ,das Sukzessionsrecht '^ nur für den Fall vor, daß 
Friedrich „keine Nachkommenschaft" hinterließe. ^ Keiner der Ver- 
zichtendeU; auch nicht der 20jährige Leopold, nannte sich Herzog. 
Alle nannten sich Söhne des Königs Albrecht, weil, wie sie sagten, sie 
persönlich keinen ehrwürdigen Titel und keine eigenen Siegel führten. 
Leopold nannte sich in seiner am spätesten datierten L-rkunde vom 
6. September 1313 überdies: Grafen von Habsburg und Kyburg, Land- 
grafen von Elsaß. 2) 

Die Familienobservanz, die wir in dieser Hinsicht schon für 
König Albrechts I. Zeiten konstatieren konnten, war also noch immer 
beibehalten. 

Vertreter des Klerus, des Adels und der Städte verbürgten 
eidlich, daß sie „niemand anderem" als dem Herzog Friedrich, «als 
Herrn der Würden und Ehren, die er inne habe", und nach seinem 
Tode nur seinen hinterlassenen Erben aus dieser Ehe anhänglich 
und gehorsam sein würden und müßten. 

Mit diesen Worten war Mitbesitz und Mitregierung der Brüder 
und ihrer Leibeserben in Österreich und Steiermark ausgeschlossen.*) 



^) Qnod proles soscipienda ex diclo matrimonio contrahendo snccedet Tobis 
dicto domino Duci post obitnm in dignitatibns et honoribns . . . attamen qnod sit 
nobis salvnm ins snccedeudi, si forsan ... vos decederetis sine prole ... 
remittimus vobis ... et vestris snccessoribns imperpetnnm omne ins, si 
qnid in dignitatibns et honoribns, qnos et qnas vos nnnc tenetis, nobis competit 
vel competere potest aut debet ratione legittime paterne vel materne vel ratione 
alicnius legis, vel consnetudinis, vel aliqno quovis modo. Hanc . . . remissionem 
fecimus vobis et vestris per nos et nostros pure, libere. Zeißberg, Elisabeth 
von Aragonien, 151, 163, 164. 

Ebendas. 162, 164; Heinrichs Verzicht vom 7. Juni 13U ebendas. 196 f. 

'') ..Qnod nos adhereamns et adherere debeamus semper dicto domino 
hnci prout domino dignitatum et bonorum, quas et qnos nunctenet, et post 
eiuH obitnm eins heredibns ex dicto matrimonio procreandis et non alteri 
. . . adherebimus et attendemus semper vobis et post obitnm vestrum heredi sea 
heredibus, qui snperemnt. snsceptis ex matrimonio supradicto." Diese Worte 
schließen einen von Zeißberg a. a. 0., 70 f.. angenommenen, schon damaUgen 
Mitbesitz der Brüder aus. weil sie von nun an nur infolge ihres Erb Vorbehaltes 
und ihrer früheren Mitbelehnung Eventualerben oder Erbanwärter der Herzogs- 
gewalt waren. Zeißberg meint, es könnten unter ^Ehren und Würden*' „vielleicht 
auch jene Ehren und Vorrechte" gemeint sein, ^.welche trotz des gemeinsamen 
Besitzes jederzeit dem Ältesten des Hauses stillschweigend zugestanden worden, 
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Vielleicht war Leopold, als er 6. September 1313 seine Verzicht- 
nrkunde ausstellte, schon von dem Tode Kaiser Heinrichs VII. (24. Au- 
gust) unterrichtet. 

Dieses Ereignis war allem Anscheine nach auch für die Sukzes- 
sionsfrage im Hause Habsburg von großer Bedeutung. Es scheint 
wirklich damals noch die Rechtsansicht geherrscht zu haben, daß der 
König nach Erlangung der Krone die Herzogtümer, die er bisher 
vom Reiche inne hatte, nicht behalten könne, i) Schon König Rudolf 
hatte darum für den Fall von Albrechts Königswahl die Abtretung 
Österreichs und Steiermarks an einen anderen Sohn in Aussicht ge- 
nommen, *) und dieser Albrecht hatte, als er diese Würde erlangt 
hatte, seine eigenen Söhne mit Osterreich und Steiermark belehnt. 

Darum wird auch im Familienrat, 3) der wegen Friedrichs HI. 
Kandidatur für den deutschen Tkron gehalten wurde, die Frage der 
Abtretung erwogen worden sein. Die Brüder versprachen, Friedrich 
mit allen Kräften zu unterstützen. Wenn sowohl Leopold als Heim'ich 
in der nächsten Zeit den Herzogstitel führten, und wenn Friedrich 
selbst 1315 seinen Bruder Leopold Herzog nannte,*) so ist dies viel- 
leicht auf Grund von Zugeständnissen geschehen, die Friedrich während 
dieser Beratungen machte. 

Es kam bekanntlich zu einer Doppelwahl. 19. Oktober 1314 
wurde Friedrich, 20. Oktober Ludwig der Bayer gewählt. Ehe der 
Kampf um die Krone nicht entschieden war, konnte aber von einer 
Abtretung ÖsteiTeichs und Steiermarks an die Brüder keine Rede 
sein. Daher wurde damals das Übereinkommen getroffen, auf das sich 
später Friedrich berief: er sollte nämlich .diese Herzogtümer allein 
ohne Hindernis regieren, „damit er die Lasten des Kampfes um die 
Krone desto leichter tragen könne". ^) 

Wenn ihn die Brüder unterstützten, so geschah es auch, weil 
sie für ihre eigene Herrscherstellung in den Reichslehen des Hauses 
kämpften, weil erst nach dem Siege ihres Bruders eine völlige An- 
nullierung der beschworenen Nachfolgebestimmungen des Jahres 1313 



nnd die nach Friedrichs Tode nicht ohneweiters seinem ältesten Sohne zuzufallen 
hatten''. Aher auch die Schaffung eines solchen Vorrechtes für eine einzige Linie 
ist nach jenen Worten ausgeschlossen. Ferner sei gegenüher Zeißberg, S. 72 f., 
bemerkt, daß die Brüder durch ihre Urkunden ,,nicht auf den ihnen nach der 
Gesamtbelehnung zustehenden Titel verzichteten". 

9 Dopsch, Ein antihabsburgischer Fürstenbund, a. a. 0., 603. 

2) Dopsch, Zur deutschen Verfassungsfrage, 214 f., 223. 

*) Zeißberg, Elisabeth von Aragonien, 74. 

^) Ebendas. 72. 

5) Ebendas. 74. 
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möglich war. Zwar ist es nicht zu einem Siege, aber doch zu einem 
Übereinkommen mit dem Nebenbuhler Friedrichs zu München (5. Sep- 
tember 1325) gekommen, worin Friedrich Mitregierung im Reiche zu- 
gesichert wurde, was sich freilich später als undurchführbar erwies. 

Wann eine ausdrückliche Aufhebung der Sukzessionsbestim- 
mungen von 1313 erfolgte, wissen wir nicht. Daß sie aber irgendwie 
erfolgt sein mußte, läßt sich wohl daraus schließen, daß die 1313 von 
den noch unmündigen Brüdern Friedrichs abgegebenen Erbverzichte 
von ihnen nach Eintritt der Mündigkeit nicht, wie verabredet wurde, 
erneuert wurden (wii* wissen wenigstens nichts davon), und daß die 
Brüder, nach ihren Urkunden zu schließen, tatsächlich im ungeteilten 
Besitz ihrer Länder blieben.^) Es kam nur zu Verwaltungsteilungen. 
Daher ist das Testament Friedrichs des Schönen vom Jahre 1327 
nicht nur „mit Gunst, Willen un' Rat" seiner Brüder, der Herzoge 
Albrecht und Otto, abgefaßt, sondern schließt auch mit deren beson- 
derer Einwilligung und Siegelung.-) Eine Belehnung der Brüder mit 
Osterreich und Steiermark durch König Friedrich, was einen Ver- 
zicht desselben auf diese Herzogtümer bedeutet hätte, ist schwerlich 
erfolgt. Eine Urkunde darüber existiert nicht. 

König Friedrich hinterließ nur») zwei Töchter, Elisabeth (f 1336) 
und Anna*) (f 1343j. 

Von den Brüdern scheint Herzog Otto'») eine Zeitlang finanziell 
verkürzt und auch von der Regierung ausgeschlossen worden zu sein. 
Daher verlangte er nach Herzog Leopolds Tode (28. Februar 1326) 
und nach Heinriclis Tode (3. Februar 1327) gleiches Regierungsrecht 
und forderte auch, daß seine Brüder mit ihm „nach Billigkeit teilen**,«) 
woininter vielleicht doch nur eine Einkünften- und Regierungsteilung, 

1) Kopp, Gejjch. d. eidgenössischen Bünde, Basel 1882, Vii, 686. 

2) Bau mann, Voluntarium imperii consortium, 27,30. 
^) Vgl. o]»en S. 88, Anm. 3. 

*) Zeißberg, Elisabeth von Aragonieu, 111, 119, 122, 124, 204. 

••) Otto hinterließ zwei illegitime Söhne Otto und Leopold, von denen der erste 
zu einer Zeit geboren wurde, wo sein Vater schon verehelicht war. Beide wurden 
1830 für den Empfang der Weihen und für die Erlangung von Benefizien ihrer 
Illegitimität wegen dispensiert. Lang a. a. ()., Nr. 156. 

('•) ^Portionem se contingentem postulat et ut ex equo secum dividant . . . 
cupiens eis aequaliter in Austria dominari . . .' trotz des Einwandes dagegen: 
„terrarum et fratrum coherentiam non competere sequestrari." Aus Job. v.Victring 
bei Kopp a. a. 0., Vi, S. 322, und Huber, Gesch. Ö., II, 144, Note 1. Vgl das 
Privilegium Herzog Albrechts I. (vor 1298) bei Chmel, Das Formelbuch, S. 300, 
wo Töchtern des Privilegierten in den Mann sieben gestattet wird, ^ut ad virilem 
seu equalem cum maribus admittantur portionem". Zeißberg, Der österr. Erbfolge- 
streit nach dem Tode des Ladislaus Posthumus, Archiv f. ö. Gesch , 1879, LVIII, 
S. 8, glaubt, es sei eine Länder teilung verlangt worden. 
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nicht aber eine wirkliche Länderteilung mit eigenem Vererbungsrecht 
gemeint sein dürfte. Tatsächlich kam es trotz ernster Mißhelligkeiten 
zu einem Ausgleich ohne Länderteilung. ^) 

Herzog Albrecht IL der Weise oder der Lahme überlebte alle 
seine Brüder. «) Soviel wir wissen, ist die Gleichberechtigung aller 
Glieder des Hauses vermutlich zum ersten Mal innerhalb des habs- 
iSiurgischen Hauses durch seine Hausordnung vom Jahre 1355 aner- 
kannt worden, um die Konsequenzen der Gleichberechtigung, nämlich 
entweder Länder- oder Regierungsteilung, zu verhüten. 

Albrecht IT. bestimmte darum ganz allgemein: damit Land und 
Leute Frieden genießen und damit seine Söhne Rudolf, Friedrich, 
Albrecht und Leopold, „in Tugenden und in biüderlicher Lieb' veraynt 
ewichlich miteinander beleiben, so wellen wir, daß der eltist under 
unsern vorgenannten sunen als der jungist und der junger' als der 
elter' miteinander lieblich tugentlich und brüderlich leben in allen 
Sachen". 

Wie die Urkunden von 1283 und 1313 ist auch die Haus- 
ordnung durch die „Landhenen" und Städte eidlich garantiert. Wer 
dagegen handeln würde, wird von ihnen, so versprechen sie, ermahnt 
und eventuell gezwungen werden, „daß er von allem Unwillen und 
nnfreuntschafk gentzlich lasse", damit sie alle „unverbrochen bey 
einander beleihen". 3) 

So wie diese Hausordnung nur eine Konsequenz der gleichen 
Reehte aller 1282 mitbelehnten Erben Albrechts I. ist, in dieser Be- 
ziehung also keine Rechtsveränderung darstellt, so ist die Mitwirkung 
der „Landherren" wohl zugleich als indirekte Garantie der 
Personalunion der Länder aufzufassen. 

„Die Unteilbarkeit in der Form des Gesamtbesitzes"*) wird auch 
im Familienvertrag festgehalten, den Herzog Rudolf 18. November 1364 
mit seinen Brüdern, ebenfalls unter Garantie der „Landherren" und 
Städte, zu Wien schloß.«) 

Der Anlaß war, wie in dem Vertrage Albrecht und Leopold 
sagen, daß sie seit der Hausordnung ihres Vatei's vom Jahre 1355 
„nu zu" ihren „tagen komen sein", d. h. daß auch der Jüngste» 
Leopold, schon vierzehn Jahre alt geworden war.^) Wenn dieser 



1) Kopp, a. a. 0., Vi, 326, 328. 
3) Vgl. oben S. 83. 
3) Schwind-Dopsch, 190. 
*) Berchtold, 78. 
*) Schwind-Dopsch, 231 bis 237. 

ö) Vgl. Huber, Gesch. Ö., II, 285, 289, Anm. 1, wo behauptet wird, daß 
Leopold m. beim Tode Eudolfs IV. 27. Juli 1365 „etwa vierzehn Jahre" alt gewesen sei. 
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Termin nicht schon früher Familienobservanz gewesen ist, so wurde 
er durch das österreichische Landrecht beeinflußt. Denn dieses be- 
stinmite als Mündigkeitstermin Vierzehnjährigkeit, für die „Jungfrau"* 
ZwölQährigkeit. 

In dem Vertrage der habsburgischen Brüder vom Jahre 1364 
heißt es, die bisherigen Gebiete und selbst Neuerwerbungen eines 
einzelnen sollen „unser aller gemein auch ewiglich ungetailt bleiben**. 

Der Vertrag galt aber nur für die Brüder untereinander.*) Nur 
einmal ist von deren Kindern die Eede: .keiner soll sich oder seine 
Kinder ohne Rat der anderen „verheiraten noch [sie] beraten" (aus- 
steuern). Die Brüder behalten sich auch Veränderung dieser Hausord- 
nung vor, aber jene soll durch „alle drey mit einhellem rate, willen 
und gunste" geschehen. 

Alle drei sollen dieselben Titel nach den bisher erworbenen 
Ländern oder nach künftigen Erwerbungen führen. 

Viel wichtiger sind aber folgende Bestimmungen des Vertrages: 
„Je der eltist vnder uns" (Brüdern) soll die Lehen des Hauses 
empfangen: „zu unser aller banden", ebenso „im namen aller" die 
Lehens- und Diensteide. „Er soll die erberiste kost vnd den grozzisten 
hof haben", die Hausurkunden verwaliren, ^die obristen herschaft und 
den grozzisten gewalt" haben, „sol vorgeer, besorger vnd verweser 
sein der andern aller vnd sol auch alle geistliche und weltliche lehen 
verleihen von unser aller wegen, und alle ander, nämlich erber vnd 
grozze Sachen, sol und mag er an unser aller stat und zu unser aller 
banden gemainlich üben und handeln." 

Schließlich sei noch die Bestimmung hervorgehoben: Sollte es 
geschehen, „daz der eltist, der ieczunt under uns ist oder hienach 
wirdt, von krankcheit seins leibes und naturliches gepresten wegen 
von menschlicher Vernunft und seinen sinnen keme bey seinen lebenden 
Zeiten," so soll der Nächstälteste all die Vorrechte des Ältesten aus- 
tiocn, aber nur solange, als dessen Krankheit dauert. Diese Be- 
stimmung erinnert an eine ähnliche der goldenen Bulle des Jahres 
1356.») 



§ 52 der ersten Fassung bei Schwind-Dopsch, 67. Vgl. Zeiflberg, 
Elisabeth von Aragonien, 76 f., and bezüglich der in Schwaben geltenden Termine 
H. Schulze, Das Erb- und Familienrecht, 110: ebenso Zeifiberg, Zur Gesch. 
der Mindeijährigkeit Herzog Albrechts V., Arch. f. ö. G. 1899, LVIII, 503, und 
Hauke, HO f., 124, Anm. 36. 

2) Nur von Zeißberg, Zur Gesch. der Minderjährigkeit, 504 f., henror- 
gehoben; vgl. Hauke, Die geschichtlichen Grundlagen des Monarchenrechtes, Leip- 
zig 1S94, 15 f., und Berchtold 80 f. 

3) Siehe unten bei Kudolf 11. 
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Der Vertrag von 1364 statuierte zwar ein Vorrecht des jeweils 
Ältesten, aber nicht des Ältesten des ganzen Hauses, sondern nur 
des Seniors unter den drei Brüdern Rudolf, Albrecht und Leopold. 
Von einem Senior des ganzen Hauses konnte schon deswegen keine 
Rede sein, weil das Haus damals noch nicht in zwei Linien 
gespalten war und der Vertrag höchstens nur solange Geltung 
haben sollte, bis ein zweiter von den drei Kontrahenten starb, 
eventuell schon früher aufgelöst werden konnte, wenn alle drei es 
wünschten.^) 

Schon 26. Oktober 1361 hatten Bischof und Kapitel von Gurk 
die drei Herzoge Rudolf, Albrecht und Leopold und ihren damals 
noch lebenden Bruder Herzog Friedrich, als ^unser rechte vogte" 
bezeichnet, aber hinzugefügt, ^daß je der eltist under in[en] uns 
vogten und schirmen sol, alz das von alter herchomen ist". 2) 

Auch diese Erklärung konnte nur für solange Zeit gültig sein, 
als wenigstens noch zwei von den vier Genannten am Leben waren. 
Die Worte „je der eltist " konnten in diesem Zusammenhange, weil 
die Erben nicht mitgenannt sind, in sicherer Weise zunächst nur 
auf die Lebenszeit dieser vier Herzoge bezogen werden. Deutlicher 
sprach aber in dieser Hinsicht ein Lehensvertrag, den Herzog Rudolf 
mit dem Bischof von Basel in demselben Jahre bezüglich der „Herr- 
schaft Pfirf» schloß. 

Darin bestätigt Rudolf, daß die Lehenserneuerung, wenn er selbst 
gestorben sei, empfangen sollen : „unsere Brüder oder unsere und ihre 
Sohne, doch je der ältiste unter ihnen", oder wenn dieser nicht wollte 
oder könnte, der Nächstälteste aller.») Damit war zweifellos der Senior 
des ganzen Hauses gemeint. Auch beim Landadel war in dieser Zeit 
Brauch, daß immer der Alteste des ganzen Geschlechtes vom 
Landesherm die Lehenserneuerung erhielt.*) 

Selbst ein spitzfindiger Interpretator hätte aber später die Ab- 
sicht einer Primogeniturerbfolge aus dem Vertrag von 1364 schwer- 
lich deduzieren können. Man kann nicht sagen, daß eine solche Ab- 
sicht im Vertrag von 1364 verhüllt liege. 5) Denn starb Rudolf, so 
hatte nicht ein Nachkomme desselben, sondern zweifellos der jeweils 
nächstältere Bruder Rudolfs die oberste Regierung. Derlei Verträge 



1) Hauke, 36, irrt, wenn er meint, der Vertrag sei „auf Dauer" berechnet 
gewesen und auch 1379 nicht außer Kraft getreten. 

2) Schwind-Dopsch, S. 212. 

3) Schrötter, Zweite Abhandlung, S. 316. 
*) Vgl oben S. 79 Anm. 3. 

s) Wie Berchtold 78, 81, und vieUeicht im Anschlüsse an ihn Hauke, 16, 
meinen. Für „Bedacht^iahme auf das Privilegium Maius*^ ist hier kein Beweis. 
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sind in Rudolfs IV. Zeit nichts neues. Einen Senioratsvertrag schlössen 
z. B. die Repräsentanten der beiden schwäbischen Linien des Hauses 
ZoUem am 27. Juli 1342. i) 

Der Vertrag von 1364 bedeutete wie schon die genannten Ur- 
kunden des Jahres 1361 vielmehr einen vorläufigen Verzicht auf 
Primogeniturabsichten, welche Rudolf zweifellos gehegt hat. 2) 

Er hat aber diese Absichten unverhüllt in einer der Fälschungen 
zum Ausdruck gebracht, welche im Winter 1358/59 in seiner Kanzlei 
entstanden. Es ist dies das Privilegium maius,^) welches diesen Namen 
führt, weil es eine bedeutende Erweiterung der dem Babenberger 
Herzog Heinrich und seiner Gemahlin Theodora 1156 wirklich zu- 
gestandenen Freiheiten enthält. 

Eine der Sukzessionsbegünstigungen des Maius, die uns hier 
allein beschäftigen können, galt ausdrücklich für alle „Nachfolger" 
im Herzogtum Österreich, ferner für das Land Österreich selbst und 
für alle späteren Erwerbungen der Herzoge. Im echten Freiheitsbrief 
(Minus) von 1156 waren sie nur der Familie der Babenberger ge- 
währt worden. Auch eine im habsbui'gischen Arcliiv bis auf den 
heutigen Tag wohlverwahrte Äußerung des Papstes Innocenz IV. vom 
Mai 1252 besagte, wenn auch infolge irriger Information, daß diesea 
Privileg für das Land gelte. Darin lag füi* Rudolf eine Ermutigung,, 
die Äußerung durch eine Fälschung zu stützen.^) 

Nach dem Maius ist Österreich unteilbar. Gewiß bildete die 
goldene Bulle von 1356, welche für kurfürstliche Gebiete dasselbe 
festsetzte, ein Vorbild für die Fälschung. Aber schon König Rudolf 
und sein Sohn Albrecht haben bei ihren Sukzessionsverfügungen an 
demselben Grundsatz für alle Reichsgebiete des Hauses und König 
Albrecht ganz besonders für Österreich festgehalten.^) 

Die Sukzessionsrechte der Babenberger erfuhren aber in der 
Fälschung Herzog Rudolfs IV. eine bedeutende Verändeining. Für 
ihn war die Bestimmung unbrauchbar, daß nach dem Tode Heinriche 
und Theodoras alle Kinder derselben ohne Untei-schied, ob sie Söhne 
oder Töchter seien, Österreich erblich und vererblich besitzen sollten.®) 
Weil inzwisclien mehrmals Gesamtbelehnungen der Habsburger von 
reichswegen stattgefunden hatten, so konnte diese Bestimmung, wenn 



H. Schulze, Die Hausgesetze, III, 548. 

-) Vgl. Steinherz. Karl IV. und die österreichischen Freiheitsbriefe, MitteiL. 
lies Inst. f. ö. G., 1888, 72 f. 

») Schwind-Dopsch, 11 f. 
*) Vgl. oben S. 54. 
•) Vgl. oben S. 103, 104. Anm. 2. 
") Vgl. oben S. 33 f. 
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schon nicht zu gunsten von Real- oder Länderteilung/) so doch zu 
gunsten der Gleichberechtigung aller gedeutet werden. Dem mußte 
vorgebeugt werden, und darum wurde diese Bestimmung durch eine 
weniger verfängliche ersetzt. Im Mains heißt es darum einfach: Das 
Herzogtum sei Heinrich und Theodora und deren Kindern A'er- 
liehen worden. 

Es bedeutet aber eine völlige Ausgestaltang der Primogenitur^ 
plane König Rudolfs und König Albrechts, wenn es im Mains heißt: 
„Unter den Herzogen von OsteiTeich soll der älteste die Regierung 
führen, und diese soll dann wieder auf dessen ältesten Sohn nach 
Erbrecht übergehen, so daß sie dem Blute desselben Stammes nicht 
verloren geht." Diese Entwicklung war vermutlich schon von König 
Rudolf in anderen als den habsburgischen Gebieten begünstigt w orden, 
sicher in den salzburgischen Hoßlmtern. *^) Man sieht in dieser Ver- 
fügung des Mains eine Imitation der goldenen Bulle von 1356 für 
kurfürstliche Gebiete. Zu diesen Gebieten gehörte auch Böhmen, wo 
Kaiser Karl IV. als böhmischer König ebenfalls Primogeniturerbfolge 
gesichert hatte.®) Es dauerte aber bis zum Jahre 1621, ehe man die 
letzten Konsequenzen aus dieser Gleichheit der Erbfolgeordnung mit 
jener Bestimmung des Mains zog, die Primogeniturerbfolge auch in 
österreichischen Erbländern für unabänderlich erklärte, und dadurch 
erst eine dauernde Personalunion der böhmischen zunächst mit der 
Mehrzahl der österreichischen Länder schuf.*) 

2. Erhanwärterinnen. 

Die Primogeniturerbfolge des Mains gilt, wenn der letzte Be- 
sitzer keine eigenen männlichen Erben hat (sine haerede filio), sogar 
für dessen Töchter. Dann soll ihm nämlich die älteste seiner Töchter 
folgen.^) Nach dieser Fassung hätte sie sogar vor den Brüdern des 



i) Wie Berchtold, 74, meint, 

2) Dort soUte nach einem Rechtsspruch nur der maior natu sive senior filius 
folgen. Schwind-Dopsch, S. 124. 

3) Siehe unten B, Böhmen. 

*) Vgl. unten das Kapitel über die Wirkungen des Mains „steirische Linie j, 
•') ^Et si, quod Dens avertat, Dux Austri^ sine haerede filio decederet, 
idem ducatus ad seniorem filiam, quam reliqnerit, devolvatur. Inter Duces 
Anstri^, qui senior fuerit, dominium habeant dicte terr^, ad cnius eciam seniorem 
filium dominium iure haereditario deducatur, ita tamen, quod ab eins dem san- 
gnunis stipite non recedaf Gegen Berchtold, 81, sei bemerkt, daß hier der Aus- 
druck „senior"' besser als das Wort „primogenitus'' zu sein scheint, weil ja dieser 
vor dem Vater sterben kann und etwaige Nachkommenschaft des Verstorbenen in 
diesem FaUe vor dem Nächstältesten vieUeicht zurücktreten mutte. 

Turbft, Thronfolge. 8 
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Erblassers und vor jedem anderen männlichen oder weiblichen Seiten- 
ven;^^andten Vorzug gehabt. Wir werden noch sehen, daß diese Auf- 
fassung, welcher man schon zu Zeiten Albrechts I. in der Familie 
begegnet, in den burgundischen Gebieten herrschend war. Viel- 
leicht haben die ersten Habsburger nach diesem Beispiel yerfahren 
wollen. 

Vermutlich hat dem Herzog Rudolf IV. bei der Abfassung dieser 
Sukzessionsbestimmung jenes schon oben^) erwähnte Schreiben des 
Papstes Innocenz IV. vom Mai 1252 vorgelegen, welches der ältesten 
Tochter (Margaretha) eines Herzogs von Österreich, wenn auch nicht 
des letzten Babenbergers, auf ihren Wunsch bezeugte, daß sie nach 
dem Privileg von 1156 dort rechtmäßig sukzediert sei. Ein solches 
Dokument mußte einer Fälschung in gewissem Sinne eine Berechti- 
gung verleihen, um so mehr, als der Papst die Gültigkeit des Sukzes- 
sionsvoiTechtes nicht für ein Geschlecht, sondern für das Land zum 
Ausdruck gebracht hatte. «) 

Das Mains ging über den Inhalt dieser päpstlichen Bestätigung 
hinaus. Denn dort wurde der Vorzug der männlichen Sprossen der 
Babenberger ausdrücklich anerkannt.®) Das Maius widersprach aber 
direkt den aus der Gesamtbelehnung entspringenden Erbanwartschaften 
der habsburgischen männlichen Seiten verwandten und dem bisher 
beobachteten Vorzug der Männer vor den Weibern. Nicht einmal die 
pragmatische Sanktion Kaiser Karls VI. ging in der Bevorzugung 
der Tochter des letzten Besitzers so weit.*) 

Eine solche Anschauung widersprach aber auch den Vererbungs- 
grundsätzen in den „rechten" ^) „rittermäßigen Stammlehen" in Oster- 
reich, die vom Landesftirsten herrührten. Denn nicht die einzige Erb- 
tochter des letzten Besitzers beerbte diesen, wenn er, ohne Söhne zu 
hinterlassen, starb, sondern infolge der Gesamtbelehnung die männ- 
lichen Seitenverwandten. Dies ist allerdings erst für das 16. Jahr- 
hundert bezeugt,«) gilt aber Avohl auch schon für das 14. Jahrhundert. 



1) Siehe S. 54. 

2) Siehe oben S. 55. 

3) Vgl. das „non superstite masculo'' oben S. 54, Anm. 3. 

*) Gegenüber Berchtold, 83 f., 86, sei bemerkt, daß der Wortlaut des Mains 
dem bayerischen Karfürstenhaus keinen Grund bot, unter „seniorem tiliam, quam 
Teliquerit'\ Anna, die Tochter Kaiser Ferdinands L, zu meinen. 

^) Über passive Lehensfähigkeit aller Eittermäßigen siehe Siegm. Adler 
a. a. 0., 42. 

6) In einem Traktat aus dem 16. Jahrb., Mss.TTlO (saec. XVII), Fol. 266 der 
Wiener Hofbibliothek heißt es: „W^enn Jemand von männlichen Stammen in ab- 
steigender Linie vorhanden ist, so wird derselbe zne erben zugelassen. Im Fall 
aber, daß in absteigender Linie niemant von männlichen Stamm vorhanden w&ie, 



— 115 — 

Mit Recht bemerkte Kaiser Karl IV., als ihm das Mains zur 
Bestätigung vorgelegt wurde, zu dem Sukzessionsartikel: „Mögen 
die Brüder des Herzogs Sudolf bedenken, ob sie unter einer solchen 
Gefahr der Enterbung bleiben wollen, und die Bewohner des Landes, 
ob dieser Artikel für sie nützlich ist." Eben das klingt in der Tat 
wie eine Aufforderung an die Brüder, ihr Recht zu wahren, i) 

Die Ausführung der Primogeniturbestimmungen scheiterte denn 
auch an dem Widerstände des Kaisers und vermutlich auch an dem 
der Brüder Herzog Rudolfis. 

Die Worte des Mains setzen eine vollständige Gleichheit der 
Sukzessionsrechte männlicher und weiblicher Mitglieder der Familie 
voraus, wie sie Albrecht I., als er noch nicht zur Königswürde ge- 
langt war, in einem Privileg nur für einen seiner Lehensmannen um 
1290 mit Sätzen des Codex Justinianus begründete. 2) 

Zwar ist König Rudolf I. der Frage weiblicher Sukzession in 
{»einem eigenen Hause bei der Reichsbelehnung von 1282 vorsichtig 
aus dem Wege gegangen. Nur die Tatsache der Belehnung seiner 
Söhne Albrecht und Rudolf ist in die Urkunde aufgenommen, von 
T, Erben" oder von „Söhnen" der Belehnten kein Wort, ebensowenig 
in die Urkunde über die Reichsbelehnung, die König Albrecht seinen 
Söhnen 21. November 1298 zusammen erteilte.^) Die Sache blieb auch 
bei den Reichbelehnungen der Jahre 1309 und 1331 unentschieden.^) 
Denn weder König Heinrich VII. noch Kaiser Ludwig IV. sprachen, 
als sie die männlichen lebenden Habsburger belehnten, etwas von 
, Erben" derselben. 

König Rudolf dürfte wohl gewußt haben, daß das Sukzessions- 
vorrecht des Privilegs von 1156 zu gimsten weiblicher Glieder der 
Familie sicherlich nicht zu den „honoribus, iuribus, libeiiÄtibus et 
pertinenciis''*) der Länder gehörte, mit denen er seine Söhne 15J82 
belehnte, sondern daß es erloschen war, weil die Babenberger nicht 
mehr regierten. War er ja selbst Zeuge der Bestätigung des Minus 

ob dann gleich der Verstorbene Tochter oder derselben kinder oder kindeskinder 
hinder inne verlassen hätte, so fallen doch die leben nit auf Tochter oder deren 
Erben, . . . sondern auf Seitenerben." 

1) Steinherz, Kaiser Karl IV. und die österr. Freiheitsbriefe, 72 f. 

2) Quod cum Justiniane legis eloquio approbante [vgl. Paul Krüger, Codex 
Justinianus, Berlin 1877, 611, 613] mares et femine, quoad ins succedendi, 
conditionis sint eque, veteris legis observatione penitus antiqua, que naturam, 
«ur non totos mares protulerit, accusare quodam modo videbatur ... Chmel, Das 
Formelbuch . . . Albrechts I., S. 299. Vgl. oben S- 27, Anm. 1. 

3) Siehe oben S. 102. 

*) Schrötter, Zweite Abhandlung, 250, 256. 
s) Aus der Utkunde von 1282. 

8* 



— 116 — 

■ • 

von 1245. Oder sollte auch ihm jene Äußerung des Papstes von 1252 im 
Sinne gelegen haben? Allerdings bekam er das Schreiben des Papstes 
aus der babenbergischen Hinterlassenschaft. 

Aber König Rudolf mußte sich vor Augen halten, daß die 
Bischöfe „Erben immer nur männlichen Geschlechtes" in dem seiner 
Familie verliehenen Kirchengut zugelassen hatten. Darum ist es um so 
aufialliger, daß er 1283 in Rheinfelden als Sukzessionsordnung seines 
Hauses festsetzte: Wenn Albrecht und seine „männlichen Erben" ^) 
ausstürben, sollte Osten-eich, Steiermark, Krain, die windische Mark 
an Rudolf und an dessen legitime „Erben" feilen. Diese Textierung 
ist beabsichtigt. Damit ist zuerst Männerfolge in beiden Linien ge- 
sichert, während später bei unvermeidlich gewordener weiblicher Sukf 
Zession Töchter oder bloß eine Tochter des letzten Rudolfiners vor 
allen Albertinerinnen Vorzug gehabt hätten. Das würde auch nach 
Reichsrecht eine nicht mehr singulare Erscheinung gewesen sein. 

Wer die betreffenden Fassungen in den Urkunden der Jahre 
1282, 1298, 1309, 1331 und 1283 dem ZufeU oder gar einer Unge- 
schicklichkeit der Verfasser und nicht bestimmter Absicht zuschreiben 
wollte, lese die Urkunde für Mainhard vom Jahre 1286. Denn wie 
der Verzicht der Habsburger auf Kärnten, so erfolgte damals auch 
die Belehnung für Mainhard „und seine Erben" insgesamt. 

Als 1300 König Albrecht seine noch nicht volljährigen Söhne 
Friedrich und Leopold einen Erbverzicht ausstellen ließ, geschah 
dies nicht nur zu gunsten der Söhne des erstgeborenen Rudolf, son- 
dern ganz allgemein zu gunsten der „Kinder" desselben, womit auch 
Töchter gemeint waren. Ebenso versprach der König, solche Erb- 
verzichte von seinen anderen Kindern, welche damals „noch nicht 
das siebente Jahr erreicht" hatten, und von Kindern, welche er noch 
bekommen würde, ausstellen zu lassen. Unter den Kindern, welche 
damals „noch nicht das siebente Jahr erreicht" hatten, befenden sich 
die 1297 geborene Katharina, vermutlich aber mindestens noch drei 
andere Töchter. Die Erbvorbehalte wurden damals ebenfalls nicht zu 
gunsten von König Albrechts anderen Söhnen, sondern ganz allgemein 
zu gunsten seiner jüngeren „Kinder" gemacht.*-) Auch die Erbverzichte 
der Brüder Friedrichs des Schönen und die Garantien der Vertreter 
des Klerus, des Adels und der Städte lauteten 1313 zu gunsten des 



«)Schwind-Dopsch, S. 135, Zeile 25, ebenso an sechs anderen Stellen, 
S. 134, Zeile 21, 28, 42, S. 135, Zeile 5 und 7 immer: „haeredes mascnli'*. Weim 
man S. 135, Zeile 11 f., 14 f., 18, allgemeiner von „Albertus vel ipsius heredes" 
spricht, so gilt dies nur fär Geldzahlungen an die Rudolfiner, was mit Rücksicht 
auf Töchtermitgift der Albertiner auch Töchter in Mitleidenschaft zieht. 

2) Vgl. oben S. 103. 
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Ältesten, Friedrich, und ganz allgemein seiner Leibeserben aus der 
Ehe mit Elisabeth von Aragonien. 

Nach all dem Gesagten würde schon dem König Albrecht die 
Primogeniturerbfolge, eventuell auch einer Tochter seines Sohnes 
Kudolf, wie später Herzog Rudolf IV. plante, vorgeschwebt haben. 
Man ist daher vei*sucht zu glauben, daß Herzog Rudolf mit der be- 
züglichen Bestimmung des Mains nur Ideen König Albrechts wieder- 
erweckt habe. 

Es ist schon an anderer Stelle^) hervorgehoben worden, daß 
analog der Belehnung vom Jahre 1273 für den Burggrafen von Nürn- 
berg im Jahre 1330 eine Eventualbelehnung mehrerer Töchter von 
„Gesamthändern" mit dem Herzogtum Kärnten von reichswegen statt- 
fand. So hatte die Erwerbung Kärntens und Tirols zur Folge, daß 
in den Reichsbelehnungen der Habsburger in den Jahren 1335, 1348, 
1360, 1364 und 1366 weibliche Erbanwartschaften nicht bloß zu- 
gelassen, sondern in Worten garantiert wurden,'^) deren Bedeutung 
den Forschern bisher allerdings entgangen ist. Das waren aber nur 
subsidiäre Gesamtanwartschaften aller weiblichen Glieder, wodurch 
weibliche Nachfolge nur überhaupt zugelassen, aber Primogenituifolge 
auf Weiber noch nicht ausgedehnt wurde. 

Dazu war eine andere Einwirkung nötig, und vermutlich ging 
sie von den Vererbungsgrundsätzen aus, wie sie sich nach Landes- 
recht für adeliges Freieigen schon sehr lange ausgebildet hatten. 
Denn die ausschließliche Berechtigung des Mannsstammes und die 
dadurch bewirkte Bevorzugung männlicher Seitenverwandten des Erb- 
lassers ist eine bis zum 14. Jahrhundert im Herrenstande unbekannte 
„Neuschöpfung ". Zahlreicli sind die Fälle, wo, trotzdem männliche 
Seitenverwandten lebten, Güter durch Erbtöchter an andere Familien 
kamen, oder wo Töchter gleichberechtigt neben lebenden Söhnen 
erbten,*) oder wo sie in Ermanglung von Söhnen wie diese folgen 
konnten, während die Anwartschaften der Seitenverwandten erst nach 
denen der Töchter fällig wurden. 

Die natürliche Folge dieser Gleichberechtigung aller Kinder 
war, daß die Töchter bei ihrer Verheiratung nicht immer Ei'b verzichte 
ausstellen mußten, oder wenn sie es dennoch taten, dafür ein Äqui- 
valent in der Aussteuer erlangten. 

Derlei Dinge sind für die heute reichsdeutschen Gebiete schon 
nachgewiesen worden. Ob in den österreichischen Erbländern eine 



1) Vgl. oben S. 77 f., 80. 

2) Siehe oben S. 82 f., 84, 98, 100. 

3) H. Schulze, Das Erb- und Familienrecht, 42. 44, 46. 
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ähnliche Entwicklung stattgefunden habe, mögen die folgenden Dar- 
legungen entscheiden. 

Auch in Österreich war Landesbrauch, daß adelige Töchter zu 
Erbverzichten auf Eigen gut der Familie nicht verpflichtet werden 
konnten. Stellten sie nun keinen Erbverzicht aus, so erbten sie, be- 
ziehungsweise ihre Nachkommenschaft, „wie andere Erbstöchter", ja 
sie konnten sogar, trotz ihres Erbverzichtes durch ein Testament 
als Erbinnen eingesetzt werden und mußten als solche dann „neben 
dem Mannsstamm jederzeit zu erben zugelassen werden**.^) Die 
meisten bisher bekannten Erbverzichte sind so gefaßt, daß 
die Töchter des jeweils letzten Besitzers den Schwestern 
desselben im Erbanspruch vorangehen. 2) 

Auch im Herzogtum Österreich lauteten diese Erbverzichte 
adeliger Töchter ganz allgemein zu gunsten ihrer Brüder und der 
„Leibserben" derselben, aber „woh dann ein brutter hernach an 
[= ohne] leibserben mit tot abgeet, so wirdet alsdann die Schwöster 
... als unverzigen (wörtlich: unverzichtet) wie andere erbstöchter 
zu erben zue gelassen."») 

In den Gebieten, wo Vererbung von Krummstablehen auch auf 
Weiber gestattet war, wie in Steiermark, Kärnten, Krain und Tirol, 
wendete man diese Vererbungsgrundsätze des freien Eigens auch auf 
solche Lehen an. Dies beweisen die schon genannten zwei Urkunden 
zweier Gräfinnen von Görz. Denn sie verzichteten, die eine 1330^ 
die andere 1333, auf das, was sie von Vater-, beziehungsweise von 
Vater- und Mutterseite „an aigen oder an lehen" beansprachen konnten, 
zu gunsten ihres ältesten Bruders Albrecht, beziehungsweise zu gunsten 
desselben und zugleich seiner aus einer ebenbürtigen Ehe stammenden 
Kinder, so daß auch eine Tochter Albrechts vor der Schwester und 
ihren Kindern Vorzug gehabt hätte.*) 

Aus dem einen dieser beiden Verzichte ergibt sich aber, daß 
bei der Verehelichung ein Erbverzicht nicht ausgestellt worden war, 
weil eben hierzu keine ausdrückliche Verpflichtung vorlag, was wohl 

1) Wiener Hofbibl., Mss. 7710 (saec. XVII), Fol. 193 unter dem Gesamttitel 
(Fol. 171): „Von den erblichen Snccessionen und Anfällen, wasmessig die gesibtenn 
Erben nach dem Landsgebrauch des Erzherzogthums Österreich unter der Enns in 
denselben succedieren und Zuegang haben Anno 1558.'' Trotzdem dieses Zeugnis 
verhältnismäßig jung ist, kann es wegen der analogen Entwicklung in anderen 
deutschen Gebieten bis zum 14. Jahrhundert wenigstens für dieses Jahrhundert 
wohl angeführt werden. 

2) Aus den bei H. Schulze, Das Erb- und Familienrecht, 44, 72 ff., fttr die 
Zeit bis zum 14. Jahrhundert gegebenen Beispielen zu schliefen. 

•«) Wiener Hofbibliothek, Mss. 7710. 
*) Vgl. oben S. 78 f. 
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auch schon damals mindestens für DeutschtiroV) später wohl für 
ganz Tirol galt. 

Dieselbe Gleichstellnng von Eigen und Lehen in Bezug auf 
Vererbungsgrundsätze zeigt eine Urkunde vom Jahre 1322, 2) worin 
Otto von Wolfeau, ein Bruder des Bischofs Dietrich von Lavant, seiner 
wahrscheinlich zweiten Gemahlin Eunigunde vor Bürgen und Zeugen 

e e 

gelobte, „daz ireu chint, der sie mit mir gewinnet . . . geleichen erwtayl 
haben schullen mit meiner lieben tochter Gedrauten [= GertrudeJ an 
allen dem, daz ich han: ez sey levt oder guet, lehen oder aygen," 
ausgenommen 25 Mark „geltes, die schol mein toechter Gedräut, der 

e 

[sie] vorgenant, mit meinem lieben Aydem [= Eidam], irem wirt, voraus 
haben". Fast scheint es, als ob diese letztere Bestimmung die Aus- 
stellung der Urkunde hauptsächlich veranlaßt habe. 

Ähnlich verzichtete Elisabeth, eine Tochter Rudolfs des Ältei-en 
von Liechtenstein, als Gemahlin Friedrichs von Stubenberg im Jahre 
1349,») weil sie 600 Pfund Wiener Pfennig als Erbteil in die Ehe 
bekommen habe, in ihrem Namen und im Namen der Kinder ihrer 
Ehe „allz des erbes'', das ihr Vater hinterlassen habe, und zwar: 
„an vesten, an steten, an urbaren, an Weingarten, an perchrechten, 
an heusern, an purchrechten, an anerstarbem [= anerstorbenem] erbe, 
an setzen, an verlehenten guten, an leuten vnd an gute, beschucht 
[= besucht] vnd unbesucht. " 

Sie tat es zu gunsten ihrer vier Brüder und ganz allgemein 
auch zu gunsten von deren „Erben". Gleichzeitig verzichtete sie auf 

alle Ansprüche auf alles, was von dem „gute" ihrer Mutter Elisabeth 
an sie oder ihre Erben fallen könnte. Die Zustimmung ihres Gemahls 
wird am Schluß mit eigenen Worten ausgesprochen und durch Mit- 
siegelung bekräftigt. 

Söhne und Töchter hatten also gleiches Recht oder gleiches 
Erbteil, und die Tochter des letzten Besitzers hatte nur infolge 
von Verzichten Vorrecht vor seinen Schwestern. 

Besonderes Landesrecht wirkte aber in dieser Hinsicht auf die 
mächtigsten regierenden Familien ein. Das ersieht man aus einem 
Verzicht, den Herzog Friedrich IV. von Östen-eich („mit der leeren 
Tasche") bei Gelegenheit seiner Heirat mit Elisabeth (f 31. Dezember 



1) Voltelini, Zur Gesch. des ehelichen Güterrechtes in Tirol. Festgaben zu 
Ehren Max Büdingers, 849 f.; vgl. ebendas. 341. 

2) 21. Februar. Pergamentoriginal. Von den ursprünglichen neun Siegeln sieben 
auf Pergaraentstreifen erhalten. Grazer Landesarchiv, Nr. 1897 •. 

3) 8. Januar. Pergamentoriginal, 2 Siegel. Über andere Teile dieser Urkundo 
siehe oben S. 79, Anm. 4. 
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1409), der Tochter des römischen Königs Ruprecht, dem Heirats- 
vertrag gemäß ^) im Jahre 1407 ausstellen mußte. Der Verzicht bezog 
sich auf das „veterlich und mütterlich erbe'', oder wie es an anderer 
Stelle heißt, auf „erben und gute, das gevallen möchte von .... 
Ruprechten .... und der frau Elisabeth .... vnd iren erben". Das 
Ehepaar machte nur den Vorbehalt, wenn Ruprecht „kein kinde 
ließ", und des Königs Söhne, die Brüder der Elisabeth, ebenfalls keinen 
„Sun oder tochter ließen, die von in[en] komen weren, so solte dann 
uns Elizabethen .... vnd unsern erben unsre recht daran behalten 
sein".'-^) 

Der Verzicht ist so gehalten, daß man wohl nicht allein an 
Eigengut, sondern auch an Lehen, wenn schon nicht an Reichslehen, 
denken muß. Die Erbanwartschaft von Herzog Friedrichs Gemahlin 
wird also ei^st fällig, wenn auch ihre Brüder keine Töchter mehr 
haben. Die Worte: wenn Ruprecht „kein kinde ließ", zeigen, daß sie 
mit einer zweiten Schwester nicht gleichberechtigt war, eventuell 
nicht als Miterbiu, sondern als übrige Alleinerbin folgten sollte.*) 

Lag es bei solchen Anschauungen für Herzog Rudolf nicht nahe, 
die Reichslehen, die er besaß, konform dem Eigengut zu behandeln 
und durch Erbverzichte auch Primogeniturerbfolge einer Tochter zu 
erreichen? Er strebte ja danach, durch die Fälschung des Mains zu 
einer unbeschränkten territorialen Hoheit zu gelangen, und bevor- 
rechtete darin den Herzog sogar, im Falle er nicht eigene Leibeserben 
hätte, das Gebiet zu verschenken. 

Damit waren aber die Rechte der Brüder uocli nicht beseitigt. 
Das konnte nur durch Zurückgreifen auf König Rudolfe I. Versuche 
gelingen: Durch Alleinberechtigung einer Linie und das Vorherrschen 
des Primogeniturrechtes innerhalb derselben zunächst im männlichen, 
dann im weiblichen Geschlecht. 

Hielten die Männer der Familie an dem Grundsatz gleichen 
Rechtes, der aus der Gesamtbelehnung zu deduzieren war, fest, so ist 
nicht einzusehen, warum die gesamten subsidiären Erbanwärterinnen 
nicht dasselbe tun konnten. 

Die habsburgischen Erbverzichte und Vorbehalte erklären sich 
also aus der bisherigen lehensrechtlichen Entwicklung, aus den Ver- 



1) Herrg^ott. Pinarotheca principum Austriae, Auctarium diirlom., St. Blasien 
1773. S. 16. 

-) Gleichzeitige Abschrift. Wien, Staatsarchiv, „Familienarchiv". 

•*) Selbst Karl IV., der gerne für Männerfolge eintrat (siehe oben S. 26), 
hatte am 25. März 1376 den Pfalzgrafen Ruprecht mit den durch das Ableben 
Philipps von Bolanden erledigten Reichslehen belehnt, zugleich aber auch: „sine 
erben''. Winkelmanu, II, 619. 
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erbungsgniudsätzen im Eigengut und speziell aus den Anschauungen 
der Habsburger seit König Eudolf I. 

Allerdings wurde diese Entwicklung durch die allmählich ein- 
dringenden Vorstellungen des römischen Rechtes über die prinzipielle 
Gleichberechtigung weiblicher Sprößlinge mit Männern gefördert. 
Aber die Erbverzichte selbst sind nicht eine Erfindung zur prak- 
tischen Aussöhnung des tief eingewurzelten deutschen Eechtes mit 
dem römischen,^) sondern eine logische Konsequenz der erb- 
rechtlichen Entwicklung bestimmter Gebiete. 

Die ersten zwei uns erhaltenen Renuntiationen von Habsburge- 
rinnen*) stammen vom 26. Februar 1364. Ausgestellt wurden sie von 
Margaretha, die nach dem Tode ihres ersten Gatten, des Markgrafen 
Mainliard von Brandenburg und Grafen von Tirol, des Sohnes der 
Margaretha „Maultasch'', damals mit Johann von Mähren eine zweite 
Ehe einging. In der ersten Urkunde bezeichnet sie sich noch als 
Margaretha von Österreich und Markgräfin von Brandenburg und 
erklärt, daß sie, weil sie mit dem Heiratsgut zufrieden sei, auf all 
ihr väterliches und mütterliches Erbe (wobei sie alle habsburgischen 
Länder nennt) in die Hand ihrer Brüder Rudolf, Albrecht, Leopold 
„und aller irer Erben" verzichte. Nur wenn ihre Brüder ohne 
„elich leiberben" mit Tod abgingen, sagt sie: „suUeu wir und unser 
erben auf den egenanten landen . . . unseren recht haben, als ob 
wir der nie verzigen [= verzichtet] bieten, nach der laud recht und 
gewonhait, und nicht mer." 

In der zweiten Urkunde von demselben Tag nennt sie sich: 

e 

„Margareth von Ostereich, von gotes gnaden margrefinne ze Mehrn," 
verzichtet darin zwar auch zu gunsten ihrer Brüder „vnd all irr 
[statt: irer] erben" auf ewige Zeiten, behält sich aber Erbrechte 
schon für den Fall vor, daß ihre Brüder „abgiengen an [= ohne] 
Sone", „alsob wii* vns der nie verczigen bieten, nach der land recht 
und gewonhait und nicht mer". Diese zweite Urkunde ist bis auf ein 
paar belanglose Phrasen, welche die erste Urkunde: mehr enthält, 
dieser sonst gleich. Die einzige etwas auffallige Difierenz ist fol- 
gende: Anstatt der zitierten Stelle der ersten Urkunde: ,,so suUen 
Avir und unser erben" heißt es in der zweiten nur: „so sulleii 
wir". Beide Urkunden sind zweifellos echt, ohne Rasuren oder 



Berchtold, S. 85. 

2) Es sind eigentlich drei; aber die dritte enthält bloß einen Verzicht auf 
„Heim- und Heiratsgut", das sie anläßlich ihrer ersten Ehe von ihrem Vater und 
auf „Widerlegung des Heiratsgutes", die sie von dem Markgrafen Ludwig von 
Brandenburg, dem Vater ihres ersten Gemahls Mainhard, empfangen habe. 
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Zusätze.^) Man hat mit Eacksicht auf die verschiedenen Titu- 
laturen gemeint, die eine sei vor, die andere nach der Hochzeit,, 
wenn auch an demselben Tage, ausgestellt worden. Auch ist die 
Ansicht ausgesprochen woi-den, daß Margaretha „wahrscheinlich*^ 
keine Kenntnis davon hatte, daß die beiden Urkunden in der Haupt- 
sache differieren, und man hat mindestens die erste im Juristischen"* 
Sinne als „erschlichen" bezeichnet,*) ja man hat darin eine Probe 
„macchiavellistischer Staatskunst '',^) die selbst vor Betrug nicht 
zurückscheute, sehen wollen. 

Aufifallend ist allerdings, daß die Zustimmung des neuen Gemahls 
Margarethas weder durch Worte, noch durch Mitsiegelung bezeugt ist^ 
Das würde, glaube ich, aber zunächst nur ein Beweis dafür sein, daß 
man Margaretha volle Handlungsfähigkeit zuerkannte, während man 
zu einer weiteren Erklärung drei Möglichkeiten ins Auge fassen 
müßte: entweder man hielt die Zustimmung des Markgrafen Johann 
nicht far nötig, oder man wußte, daß sie nicht zu erlangen gewesen 
wäre, und verzichtete darum darauf oder sie ist in einer uns nicht 
erhaltenen eigenen Urkunde erfolgt, vielleicht im Sinne der zweiten 
Fassung. 

Wir werden aber sehen, daß sie, objektiv genommen, nicht 
nötig war. 

Auch Leopold III. hat 2. Oktober 1382 urkundlich verabredet: 
seine unmündige Tochter Elisabeth, die damals mit dem Grafen 
Mainhard von Görz verlobt wurde, soU gegen das Heiratsgut von 
32.000 fl., sobald sie ,ze ihren Tagen kommen [= gekommen], daß 
sie Vernunft und aigen willen hat", „für sich und ir Erben aller 
andern Erbschaft' verzichten.*) 

Damit hätte weibliche Nachkommenschaft ihi-er Brüder Vorzug 
vor ihrer eigenen gehabt. Herzog Rudolfs Verlangen ist also auch 
später im Hause Habsburg gestellt worden. 

Nach der ersten Fassung der Renuntiation Margarethas hätten 
beim Abgang des Mannsstammes aller habsburgischen Brüder, um 
ganz allgemein zu sprechen : Töchter dei-selben in den österreichischen 
Erblanden folgen können. 

Wenn man im Gegensatz zum Mains an der Vielheit gleich- 
berechtigter Erben auch für die Töchter festhielt, so hätten zusammen 



>) Was auch Steinherz. Die Beziehungen Ludwigs I. von Ungarn zu 
Karl IV.. MitteiL d. Inst. f. ö. G., 1888. IX, 610 f.. konstatiert hat. 
-) Ebendas. 

3) Berchtold, Landeshoheit. 86. 87, 89. 
*) Herrgott, Pinacotheca, Auctarinm dipL, S. 13. 
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und gleichzeitig sukzedieren können: Töchter Rndolfis, Töchter seiner 
Brüder und Margaretha, ihre Schwester. Margaretha behielt sich in 
der zweiten Renuntiation nur ihr Mit erbrecht vor, während sie sich 
in der ersten Urkunde ein ihrer Peraon allein zustehendes Erb- 
recht vorbehielt, das in Rechtski'aft erwuchs, wenn ihre Brüder auch 
keine Töchter mehr hinterließen. 

Beide Urkunden brauchen also einander nicht auszuschließen, 
and man bi-aucht auch keinen Gegensatz zwischen beiden zu kon- 
struieren. Man erinnere sich nur daran^ daß die Alleinberechtigung 
eines Erbanwärters zur Regierung, noch weniger zur Sukzession 
(denn beides ist nicht identisch), trotz des Mains in der Familie noch 
nicht anerkannt war, wie der Hausvertrag vom November 1364 be- 
weist. Da Margaretha aus ihrer ersten Ehe mit Mainhard gar keine 
Nachkommenschaft hatte, bezog sich ihr Vorbehalt bloß auf ihre 
Stellung als Habsburgerin. Sobald sie aber Kinder aus der zweiten 
Ehe hatte, gehörten diese eher der luxemburgischen Familie an. 

Diese nur scheinbar subtile Unterscheidung ist für ihr Erb- 
recht nicht gleichgültig. Denn auch ihr zweiter Gemahl konnte vor 
ihi* sterben, ohne Kinder zu hinterlassen. Dann war sie wieder nur 
Habsburgerin und konnte eventuell eine dritte Ehe eingehen. 

Dieses ihr persönliches Eventualerbrecht ist ihr auch im Erb- 
vertrag gewahrt worden, der im Monate ihrer Hochzeit mit Markgraf 
Johann von Mähren, aber vor derselben, nämlich am 10. Februar 1364^) 
zwischen den Häusern Luxemburg und Habsburg geschlossen worden 
war. In diesem Brünner Vertrag erscheint sie als eine mit ihren 
Brüdern gleichberechtigte Mit- und Eventualerbin. Darin heißt es: 
wenn weder Karl IV., Wenzel, Karls Sohn, und Johann, Karls Bruder, 
noch ihre männlichen, wie weiblichen Erben, noch Kindeskinder beiderlei 
Geschlechts am Leben seien, sollten die luxemburgischen Länder „mit 
vollem und ganzem Recht" fallen auf „die herczogen [= Rudolf, 
Albrecht und Leopold] von Osterich, die eegenant Margarethen, ir 
swester, und auf ir alle[r] leiberben, sone und tochter, die yn[en] 
got noch geben mag, und auf derselben kint und kindeskint". 

Umgekehrt versprachen die mit dem ungarischen Königshaus 
durch einen anderen Erb vertrag schon früher verbundenen (31. Dezem- 
ber 1361) Herzoge ..und wir, die egenannt Margarethe, ihr swester", 
ihre Länder auf Karl, Wenzel, Johann „und ir aller leiberben, sone 
und tochter, und auf derselben kint und kindeskint" fallen zu lassen, 
wenn weder von den genannten vier Gliedern des habsburgischen 
Hauses, noch vom ungarischen Königshaus (König Ludwig, seine 



1) Schwind- Dopschj vgl. Huber in Böhmers Regesten, VIII, S. 326. 
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Mutter und seine Nichte, beide mit Namen Elisabeth)*) ^leiberben" 
mehr vorhanden seien. 

Demnach sollten erst, wenn auch keine einzige Habsburgerin 
mehr am Leben war, die Länder ihres Hauses an Ungam und, wenn 
dieses Land infolge früheren Aussterbens des ungarischen Königs- 
hauses mit den habsburgischen Gebieten vereinigt war, beide Länder- 
gruppen an die Luxemburger fallen. 

In diesem Vertrage hat Margaretha in gewissem Sinne eine 
Doppelstellung: als Habsburgerin und als Mutter etwaiger Luxem- 
burger. Weil aber die Beerbung des vereinigten habsburgisch-ungari- 
schen Hauses nicht schon beim Abgang des Mannsstammes, sondern 
erst dann eintreten sollte, wenn auch keine Tochter dieses Hauses 
mehr am Leben war, so konnte diese Untei-scheidung eventuell zur 
Folge haben, daß Margaretha als einzig in Betracht kommendes Glied 
des Hauses Habsburg ihren Söhnen aus der Ehe mit Johann in der 
Erwerbung der habsburgischen Länder ein Vorrecht vor allen anderen 
Sprossen der Luxemburger verschaffte. Denn dann erbten ihre Söhne 
nicht als Luxemburger, sondern als Habsburger, nicht auf Grund des 
Rechtes ihres Vaters Johann, sondern auf Grund des Rechtes ihrer 
Mutter Margaretha. 

Es war al>er auch der Fall denkbar, daß Margarethas luxem- 
burgischer Gemahl wie der erste, ohne Kinder zu hinterlassen, staj:*b. 
lu diesem Falle konnte Margarethas Erbrecht an Kinder einer dritten 
Ehe mit einem Gemahl eines dritten Herrscherhauses übergehen. Für 
einen solchen Fall war es ganz besonders wichtig, zwischen dem Erb- 
recht von Margarethas Kindern aus der zweiten Ehe und ihi-em ganz 
persönlichen Erbrecht zu unterscheiden, namentlich wenn sie nicht 
als Miter])in, sondern als Alleinerbin gemeint war. Denn dadurch 
konnte der Anfall der habsburgischen Länder an die Luxemburger 
t»ntweder ganz verhindert oder verzögert werden. 

Die Zustimmung Johanns von Mähren zum Erbverzicht der 
Margaretha hatte nur Sinn, wenn es sich um eigene Kinder aus der 
Ehe mit Margaretha handelte. Dieser Nachkommenschaft sicherte aber 
schon der Brünner Vertrag Everitualfolge, wie allen anderen Gliedern 
beider Häuser. Eine Konsensurkunde Markgi-af Johanns war daher, 
auch wenn man Margaretlia nicht volle Handlungsfähigkeit zuerkannt 
hätte, nicht nötig. 

In Margarethas beiden Erbverzichten ist auch ihres mütterlichen 
Erbes gedacht. Das hatte seinen guten Grund. Johanna, ihre Mutter, 
war die Erbin des letzten Grafen Ulrich von Pfirt. Es handelte sich 



1) Vgl. die Stammtafel bei Huber, Gesch. Ö., II, S. 194. 
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nicht nur um Eigengut, sondern auch um Kirchengut. Denn als Johanna 
die Lehen des Bistums Basel 5. Juli 1327 erhielt, geschah dies in der 
Weise, daß zwar sie selbst, ihr Qemahl aber nur in ihrem Namen 
und ganz allgemein mit Einschluß der ^ Erben'' dieser Ehe belehnt 
wurde. Die Frau galt damals in diesenGegenden zwar als lehens- 
fähig, hatte aber, was die Intervention ihres Ehemannes beweist, 
nicht volle Handlungsfähigkeit, i) Rudolfs IV. Schwester Margaretha 
gehörte auch zu diesen ^Erben''. Danach ist der Verzicht Margarethas 
auf ihr gesamtes mütterliches Erbe wohl berechtigt. 

Aber trotz der Urkunde des Jahres 1327 mußte sich Herzog 
Rudolf der Stifter das Folgerecht der „Erben'' in der Herrschaft 
Pfirt im Jahre 1361 in einem Vertrage mit dem Bischof von Basel 
auf seine und seiner Brüder nur männliche Nachkommen wieder be- 
schränken lassen. 2) Der Erb verzieht seiner Schwester Margaretha 
zeigt aber, daß der Herzog dieser Niederlage im lehensrechtlichen 
Kampf um Gleichberechtigung weiblicher Erbanwärter auch in diesem 
kleinen Gebiete keine dauernde Wirkung gestattete. 



<) Joannam ... et ipsum Dncem [Albertnm IL] nomine eiusdem Du- 
cissae, ac ipsomm haeredes, si qnos simnl genuerint, ... Steyerer, Commen- 
Urii, Additiones 233 f. 

2) „Wenn wir und die vorgenannt unsere brüder stürben ohne Leibserben, 
Sohn oder Söhne' \ so soU aUes dem „Gotteshause von Basel ledig sein und ge- 
faUen" [heimfallen] „ohne aller unserer anderer Erben Widerrede''. Schrötter, 
Zweite Abhandl., S. 315. 



HL 

Die Teilungen bis zur Länder- 
vereinigung (1490). 

a) Kampf um Senioralsvorrechte. 

Nach Herzog Rudolfs IV. Tode (Juli 1365) übte Herzog Albrecht HL 
die Vorrechte aus, welche der Vertrag von 1364 trotz der theore- 
tischen Anerkennung des gleichen Herrschaftsanspruches 
der Brüder dem jeweils Altesten eingeräumt hatte. Der Ansprach 
auf gleichberechtigte Miti-egierung der Brüder war nicht rein ideell 
oder theoretiscli, *) sondern wirklich. Er empfing seine Begründung 
durch die Gesamtbelehnungen der Habsburger. Schon Budol^ der 
Bruder Herzog Albrechts I., war mit seinem Bruder nicht nur in 
Lehensgemeinschaft, sondern einige Monate hindurch auch in Re- 
gierungsgemeinschaft. Das Kecht der Jüngeren war dann allerdings 
durch die Verfügungen auf Grund väterlicher Gewalt zurückgedrängt^ 
von Herzog Albrecht IL in seiner Hausordnung des Jahres 135Ö aber 
wenigstens indirekt aufs neue anerkannt worden. 

Ein Vorrecht des Altesten ließ sich gegenüber einem ehrgeizigen 
Bruder wie Leopold HI. auf die Dauer nicht behaupten. Vielleicht 
hielt sich der Vertrag von 1370, den wir im einzelnen nicht kennen, 
im allgemeinen noch an die Prinzipien des Vertrages von 1364.*) 
Später ist das Vorrecht des jeweils Ältesten sicher aufgegeben worden, 
und volle Gleichberechtigung Albrechts III. und Leopolds III. trat 
an die Stelle. 

Die Gleichberechtigung suchte man im Anfang noch durch 
Eegierungs- oderVerwaltungsteilungen, sogenannte Auszeigungen von 



*) Zeißberg, Zur Gesch. der Minderjährigkeit Herzog Albrecht V., 602. 
«) Über diesen und die folgenden Verträge vgl. Zeißberg, Der österr. Erb- 
folgestreit, 10 f. 



— 127 — 

Ländern und durch Teilung der Einkünfte zu i^^ahren. Dies geschah 
In den Verträgen vom 25. Juli 1373, 3. Juni 1375, 5. Januar, 6. Au- 
gust 1376 und in dem vom 7. Juli 1379. 

Darin wird auch an der Unteilbarkeit aller habsburgischen 
Länder, darum auch an der Vereidigung der Hauptleute und Vasallen 
auf beide Herzoge festgehalten, ebenso an dem gemeinsamen Lehens- 
«mpfang von Seiten des Reiches, während von der Gemeinsamkeit 
auswärtiger Politik nur das Verbot eines einseitigen Angriffskrieges 
{3. Juni 1375) und das Verbot, ein Bündnis ohne Zustimmung des 
anderen zu schließen (ö. August 1376), übrig blieben. 

Da aber Leopold Gewalt über gemeinsamen Besitz allein aus- 
üben wollte, so blieb infolge der vollen Gleichberechtigung beider 
nichts anderes als eine Länderteilung übrig, die übrigens schon 
3. Juni 1375 als Möglichkeit in Aussicht genommen war. Selbst 
Osterreich, Wien und die Hofburg sollten hiervon nicht ausgeschlossen 
bleiben. 

Der Anspruch auf Gleichberechtigung führte also in letzter 
Konsequenz zur Länderteilung i) vom Jahre 1379. *) Die Verträge 
hierüber vom 25. und 26. September wurden von Albrecht III. und 
Leopold III. für sich und ihre Erben beschworen. Albrecht III. er- 
hielt Österreich unter der Enns, ob der Enns samt den Gebieten 
von Steyer, Hallstadt, Ischl; Leopold Steiermark, Wr .-Neustadt, 
Kärnten, Krain, die windische Mark, die Besitzungen in Istrien 
{Isterreich), Feltre, Belluno, Tirol und die Vorlande. Es sollte nicht 
mehr ein Vertrag auf Zeit wie früher sein, sondern jeder samt seinen 
Nachkommen sollte seinen Anteil mit dem Becht „abgesonderten Er- 
werbes** „ewickleich" besitzen. 

Von der Einheit des Hauses und Besitzes blieb nur wenig übrig: 

1. Gegenüber dem obersten Lehensherrn blieben Herrscherhaus 
und Besitz noch ferner ungeteilt: die Ländermassen wurden wie 
früher dem ganzen Hause, trotzdem wir eine Ausnahme kennen, wie 
es scheint, doch immer zu gesamter Hand verliehen. ») 



*) Von Zeißberg, Der österr. Erbfolgestreitf 16, bestritten. 

2) Authentische Kopien auch im Prachtkodex Kaiser Friedrich III. ^Mss. 19", 
Fol 98 des Wiener Staatsarchivs, gedruckt bei Schwind-Dopsch, 270, und 
Bauch, Scriptores rerum Austr. in, 395 bis 399. 

3) Am 24. März 1421 wurde Albrecht V. und „alle seine Erben" mit allen 
namentlich angeführten Ländern des Hauses Osterreich belehnt. Herrgott, Pina- 
«otheca, Auctarium diplom., S. 25. Weder in den „Lehensakten", noch im „Urkunden- 
repertorium I'\ noch in der „Reichsregistratur" habe ich Urkunden aus dem 
15. Jahrhundert finden können, worin das habsburgische Gesamthaus mit allen 
Ländern beider Linien belehnt worden wäre. Daraus zu schließen, daß sie über- 
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mehr hätten. Das entsprach einem Gedanken des Vertrages von 1379, 
wonach Töchter über Land und Leute in habsburgischen Gebieten, 
solange Männer dieses Hauses existierten, nicht gebieten soUten. Nun 
erweiterte man diese Bestimmung zu vertragsmäßiger Einheit 
des luxemburgisch-habsburgischen Hauses. 

Trotz der Verschiedenheit der äußeren Politik beider habs- 
burgischen Linien wurde die Einheit des Hauses Österreich gelegent- 
lich noch in anderen Verträgen mit dem Ausland betont oder aufrecht 
erhalten, so 1443, wo Bern, Basel und Soloturn 23. August einen 
Vertrag mit Bevollmächtigten ^der gnädigen Herrschaft von Öster- 
reich" schlössen, oder 14. Mai 1449, wo Albrecht VL von Österreich 
einen anderen Vertrag mit Basel abschloß „für uns selbst und im 
uamen des huses von Osterreich mit den landen zu dem Huse von 
Osterreich gehörig, gelegen hiesyt [= hieseit] des Arles und des 
Verren [= Fern], der[en] wir re giere r sind".^) 

Die Länderteilung von 1379 blieb aber nur sieben Jahre lang 
in Kraft. 

Der Tod Herzog Leopolds III. (9. Juli 1386) in der Sempacher 
Schlacht gegen die Schweizer und die äußeren Gefahren brachten 
die Nachteile der Trennung so augenfällig zum Bewußtsein, daß 
Leopolds schon mündiger Sohn Wilhelm im Namen aller Söhne des 
Getöteten seinen Oheim Albrecht III. bat, die Länder ^wieder zu- 
sammen zu werfen", bei ihnen allen, den Waisen, Vaterstelle zu über- 
nehmen und die Eegierung aller Länder auf Lebenszeit zu führen. 

Dies geschah durch den Vertrag vom 10. Oktober 1386 und 
durch die Zustimmung Herzog Leopolds vom 8. November desselben 
Jahi'es.2) 

Allerdings sollte dieser Zustand nur bis zum Tode Herzog 
Albrechts III. und später nur dann andauern, wenn Albrechts Söhne 
oder Wilhelm und seine Brüder trotz aller Ermahnungen der „Land- 
herren", beieinander zu bleiben, auf der Ausführung der Länderteilung 
von 1379 bestünden. Albrecht III. (f 1395) ermahnte in seinem Testa- 
mente ebenfalls dazu, „ungeteilt" zu bleiben, „also, daß jedem tail 
geleich geschech".*^) 

Wenn man die Länderteilung suspendierte und die Einheit 
des Hauses in dieser Hinsicht wieder herstellte, so war dreierlei 
möglich: entweder Rückkehr zu dem Vorrecht des Altesten nach dem 



1) Ohmel, Materialien zur österr. Gesch., Wien 1832, In, S. 127, 302. 

2) Rauch, Keruni Austriacanim scriptores, III, 400; Kurz. Herzog AI- 
])recht III., n, 116, 258 bis 261. 

3) Rauch, ni, 407 f. 
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Vertrag von 1364, oder volle Gleichberechtigung aller, wie sie in den 
Siebzigerjahren bis zur Länderteilung durchgeführt wurde, oder ein 
Mittelding. 

Der Vertrag von 1386 hatte eine Rückkehr zu dem im Erb- 
vertrag von 1364 ausgesprochenen Vorrecht des Ältesten bedeutet. 
Nur handelte es sich 1386 nicht um den ältesten unter den Brüdern, 
sondern um den Altesten zweier Generationen und zweier 
Linien. 

Nach dem Tode Albrechts III. war der Älteste des ganzen 
Hauses Herzog Wilhelm. Schon die Hoffnung, daß er dereinst selbst 
der Nachfolger in dem Vorrecht seines Oheims Albrecht sein werde, 
mag ihm den Entschluß vom Jahre 1386 erleichtert haben. Als daher 
Albrecht III. gestorben war (1395), nahm Wilhelm als Ältester 
des Gesamthauses auch die Regierung in Österreich in Anspruch 
und berief sich auf das Herkommen, sowie auf Privilegien, worin 
Kaiser und Fürsten das Herkommen bestätigt hätten. ^) Der Hinweis 
auf das ältere Herkommen war begründet. Was aber die Privilegien 
betriflFb, so waren die Fälschungen Herzog Rudolfs IV., besonders das 
Mains, gemeint. Wilhelm wird jedoch daraus wohl nur denjenigen 
Satz zitiert haben, der von der Regierung des ^Ältesten unter den 
Herzogen" spricht und mit dem Vertrag des Jahres 1364 überein- 
stimmt, während er den darauffolgenden Satz des Mains, der Allein- 
regierung des ältesten Sohnes dieses Ältesten bestimmt, vorsichts- 
halber vermutlich verschwiegen haben dürfte. Dann der erste Punkt 
ließ sich vielleicht durchsetzen, der zweite sicherlich nicht. So 
konnten alle diejenigen, die sich später zu gunsten des Seniorats auf 
das Mains beriefen, argumentieren. 

In ganz allgemeiner Form hatten sich die Brüder Albrecht III. 
und Leopold III. 9. Mai 1356 von Kaiser Karl IV., und Albrecht III . 
22. Mai 1386 von Karls Nachfolger, König Wenzel, „alle die Frei- 
heiten, Gnaden, Rechte und guten Gewohnheiten", die sie durch Ver- 
leihung römischer Kaiser und Könige hergebracht hätten, und die 
, Briefe" darüber bestätigen lassen. Zwar hat erst Albrecht V. im 
Jahre 1421, als er abermals die gefälschten Freiheitsbriefe vorlegte, 
bei der Belehnung einen „anderen Eid als die übrigen Fürsten ge- 
leistet" und darin erklärt, gegen Kaiser und Reich nur soweit ver- 
pflichtet zu sein, als es seine „Vorfahren gemäß der ihnen erteilten 
Freiheiten" waren, ^j Warum sollte aber von diesen allgemeinen 



Zeißberg, Der österr. Erbfolgeatreit, 20, 22. 

*) Steinherz, Karl IV. und die österr. Freilieitsbriofe, 74 ff. Ich mache 
hier aufmerksam, daß ich im Reichsftnanzministerium. „18.503, Fase. 100»", fol- 
gende alte archivalische Notiz gefunden habe: „Daß obige österreichischen Prei- 

9* 
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Bestätigungen der Jahre 1366 und 1386 gerade das Mains aus- 
geschlossen gewesen sein? 

Der Hollenburger Vertrag vom 22. November 1395 ist ein Kom- 
promiß zwischen den Herzogen Wilhelm und Albrecht IV. genannt 
worden. Beide sagen darin selbst, der Vertrag solle nur gelten, „die- 
weil wir leben". Es sind dies Worte, denen auch in der Folgezeit 
-eine bisher übersehene Bedeutung zukommt. Wilhelm bekam die Mlt- 
regentschaft in Österreich, während Albrecht IV. formell auch die 
Anerkennung seiner Mitregentschaft in den Ländern der Leopoldiner 
zugestanden erhielt. Die gemeinsamen Bäte, die beiderseitigen Haupt- 
leute, Burggrafen, Pfleger, Amtsleute, bei Lehens Verleihungen die 
Belehnten, dann die Städte in Österreich sollten beiden auf deren 
Lebenszeit schwören. Wenn Albrecht IV. vor Wilhelm stürbe, so 
sollten die Städte Österreichs Wilhelm nur „sein Lebtag" gehorsam, 
Albrechts Söhne aber bei ihren Rechten bleiben, wenn sie mündig 
geworden seien. Der Lehensempfang mußte durch beide gemeinsam 
geschehen, die Einkünfte aller ihrer Länder sollten geteilt werden. 
Kein „namhafter Krieg" sollte einseitig begonnen und etwas „Merk- 
liches" von keinem der beiden allein verhandelt werden. 

Im allgemeinen war man also zu den Grundsätzen der vor der 
Länderteilung abgeschlossenen Verträge der Siebzigerjahre zurück- 
gekehrt; von Anerkennung eines Vorrechtes des Altesten, die Mit- 
regierung in Osterreich abgerechnet, ist nichts mehr zu erkennen. 

Eine Rückkehr zum Vertrag von 1364 hätte eine wenigstens 
theoretische Anerkennung der Rechte aller Leopoldiner auf Mit- 
regierung in Osterreich im Gefolge gehabt. Dazu ist es aber nicht 
gekommen. 

Der Vertrag von 1395 war zwar von Herzog Wilhelm im Namen 
der ganzen Leopoldinischen Linie geschlossen, bot aber Albrecht IV. 
in dieser Hinsicht wenig Garantie. Denn wenn auch Herzog Leopold 
nach dem Wiener Vertrag vom 13. März 1396 seinem ältesten Bruder 
Wilhelm die Mitregentschaft in Österreich ausdrücklich überließ, so 
sollte dieser Vertrag doch nur zwei Jahre gelten und wurde später 
immer nur auf kurze Fristen erneuert: am 9. Januar 1398, 7. April 



heiten .... für Sye, lere Erben so wohl von päpstlicher Heiligkeit Joanne [XXIII] 
«üb dato Constantia, den 16. Febr., pontificatns V. Jars, als item Nicoiao, Rom, 
den 11. April 1451, confirmirt worden. Die Originale befinden sich zu Innsbruck, 
die Copien bei der I[nner]ö[sterreichi8chen] ghh [geheimen?] Stall." Eine Nach- 
frage in Innsbruck ergab trotz aller Bemühungen des Herrn Professors und Statt- 
haltereiarchivdirektors Dr. M. Mayr ein negatives Resultat. Für diese Bemühungen 
danke ich hier aufs beste. Vorbild war wohl die Urkunde von 1252. 
Zeißberg, Der österr. Erbfolgestreit, 20 f. 
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1399, 4 April 14C0, 20. September 1402. *) Wegen der gerade in allen 
diesen Verträgen betonten und erlangten vollkommenen Gleich- 
berechtigung der Herzoge Leopold, Ernst und Friedrich IV. (des 
^Älteren") konnte vielleicht später einmal die Mitregierung in Öster- 
reich als ein allen gemeinsames neues Eecht oder wenigstens als 
eine neue Geldquelle aUer Leopoldiner betrachtet werden. Erst die 
Urkunde vom 22. März 1404 dürfte Albrecht IV. von einer schweren 
Sorge befreit haben. Darin verzichteten nämlich die Herzoge Leopold^ 
Ernst und Friedrich auf Osterreich unter und ob der Enns, wobei 
sie sich auf den Teilungsvertrag von 1379 beriefen. Jetzt erst empfing 
Albrecht IV. die Beruhigung, daß jene Mitregierung, wenn Wilhelm 
ihn überlebte, mit Wilhelms Tode aufhörte, und daß sie schlimmsten 
Falles später unter dem Titel einer Vormundschaft und auch dann 
nui* kurze Zeit fortgeführt werden konnte. 

Albrecht IV. starb am 14. September 1404, Wilhelm 15. Juli 
1406.2) Erst mit dem Tode Wilhelms, des zweiten Kontrahenten vom 
Jahre 1395, trat nach fast 20jähriger Wirkungslosigkeit die Länder- 
teilung des Jahres 1379 wieder in Kraft. Der Wortlaut des Hollen- 
burger Vertrages und der Verzicht vom 22. März 1404 bestätigen 
dies. Mit Recht beriefen sich die Stände Österreichs 6. August 1406, 
als sie erklärten, daß Osterreich an Albrecht V. gefallen sei, besonders 
auf den Verzicht vom 22. März 1404. 

Leopold III. stellte sich das Verhältnis, das zwischen seinen 
Kindern herrschen sollte, als vollkommen gleichberechtigt vor. 
Denn als er 29. Juli 1385 in Ofen (Buda) für die Verheii*atung seine» 
Sohnes Wilhelm mit der ungarischen Prinzessin Hedwig tätig war^ 
sicherte er seinem Sohne Wilhelm „ein väterliches Recht zu einem 
gerechten Erbteil" in Bezug auf alle seine Länder urkundlich zu,*) 
wobei er sagte, daß das Erbteil gleich sei dem seiner „anderen Söhne 
und Kinder". Diese Gleichberechtigung konnte einigermaßen auch au» 
der Stelle des Teilungsvertrages von 1379 gefolgert werden, wo von 



1) Zeißberg ebendas. 23 f.; Albert Jäger, Geschichte der landständischen 
Verfassung Tirols, II, 221 ; Wien, Staatsarchiv, Urkundenrepertor. I, die Urkunde 
von 1402 abschriftlich auch im Prachtkodex Kaiser Friedrichs III., Mss. 19, Fol. 106. 

2) Schwind-Dopsch, 300; Zeißberg, Der östen*. Erbfolgestreit, 28, und 
derselbe. Zur Gesch. der Vormundschaft, 508 f. 

3) j,Presentialiter et post mortem nostram cum aliis nostris filiis et liberis 
presentibus et tunc relictis ad iustam et haereditariam portionem omni um 
nostrarum patriaruni, principatuum et dominiorum ius habeat patrimoniale et 
aequalem cum eisdem portionem habere debeat iuxta iura et consuetudines prin- 
cipum." Steinwenter, Beiträge zur Gesch. der Leopoldiner, Archiv f. ö. G., 1879^ 
LVIII, 415. Eine Abschrift des Textes nur im Mss. 7638 (saec. XVIII) der Wiener 
Hofbibl., Fol. 3. Vgl. Pray, Annales regum Hungar., Vindobonae 1764, 11, 174. 
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der Beerbung einer Linie die Rede ist. Denn es heißt dort nur: 
„suUent alle lande, furstentum und herschefte auf den andern und 
auf sein[e] erben gentzlich erben und gefallen."^) Von einem Vorrecht 
unter den Erbenden war keine Rede. 

Aber die jüngeren Leopoldiner mußten sich die Gleichberechti- 
gung erst erzwingen. Es geschah dies in den schon genannten Ver- 
trägen vom 30. März 1396, 9. Januar 1398, 7. April 1399, 4. April 
1400, 20. September 1402 und in Schiedssprüchen vom 17. und 
22. März 1404. 

Es sind zeitlich begrenzte Verwaltungsteilungen, ^Landauszei- 
gungen**, mit Details über Vereidigung von Vasallen und Beamten, 
wobei der Grundsatz betont wird, daß alle Herzoge der leopoldini- 
schen Linie ^ungeteilt sind% und möglichste Gleichheit der Einkünfte 
erstrebt wird. Von denselben Grundsätzen war auch der Schieds- 
spruch vom 12. September 1406 und die Annahmeerklärung der Brüder 
Leopold und Ernst vom 14. September geleitet, vermutlich auch der 
uns unbekannte Vertrag zwischen Leopold IV. (f 3. Juni 1411) und 
Ernst vom Jahre 1411. 2) 

Auch die jüngsten Söhne Leopolds IIL: Ernst (f 4. Juni 1424) 
und Friedrich IV. „der Ältere" (f 24. Juni 1439), sowie ihre beider- 
seitigen Nachkommen hielten daran fest, daß sie seit 1379 unter- 
einander „ungeteilte" Erben, oder „daß sie ungeteilte Vettern und 
Erben" seien. Dies kam auch in den Eidesformeln ihrer Untertanen 
und in den kündbaren Verträgen zum Ausdruck, die sie über Re- 
gierungs- und Einkünftenteilungen schlössen. ») 

Darum konnte z. B. Albrecht VI. der Mechtilde von der Pfalz 
8. Dez. 1456 nur mit Zustimmung seines kaiserlichen Bruders Fried- 
rich in. als „ungeteilten Miterben" bestimmte Güter als Einnahms- 
quelle zuweisen^) und mußte Herzog Sigismund bei der Verpfandung 
der Landvogtei in Schwaben 30. Januar 1473 des Kaisers Zustimmung 
einholen. ^) 



1) Schwind-Dopsch, 272. 

2)Zeißberg,Der österr. Erbfolgestreit, 80 f., 35. 

') Es geschah dies vermutlich 1411 in einem Vertrage unbekannten Inhalts 
zwischen Friedrich und seinen Brüdern, femer am 1. Januar 1417, 25. Mai 1435, 
28. Februar 1445, 31. März, 6. und 8. April 1446, 4. März 1450, 8. und IC Januar 
1453, endlich 10. Mai 1458. Zeißberg, Der österr. Erbfolgestreit, 32, 35 f., 50, 
51, 53 f., 56, 59 f., 61 f., 65, 122; Chmel, Materialien, Ii, S. 60, U, S. 39, 40; 
die Urkunde vom 8. April 1446 bei Sybel-Sickel, Kaiserurkunden in Abbil- 
dungen, s. 499. 

*) Chmel, Regesten des Kaisers Friedrich UL, Wien 1840, n, S. 353. 
5) Chmel, Monum. Habsburg., Wien 1855, II, S. 138. 
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Friedrich V. wehrte sich aber ffegen die Konseqnenzen. welche 
die anderen Leopoldiner aus dieser «Tleiehberechtigung zogen. Viel- 
mehr trachtete er. wenigstens innerhalb seiner Linie, ein Vorrecht 
als Altester zu erlangten. In einer Reihe von Vertragen erreichte er 
es auch, nie aber dauernd. 

r»er Vertrag zwischt^n ihm und seinem Bruder Albrecht VI. 
vom 13. Mai 1436 ist in manchen Punkten nur eine Nachbildung des- 
jenigen vom is. Xövembt^r 1364. Sowie in diesem Rudolf, wird in jenem 
Friedrich V. .Vorget^r, Verweser und Versorger' genannt, regiert auch 
im Namen des Bruders, bezieht alle Einkünfte, muß aber seinen Bruder 
standesgemäß versorgen und bei dessen Verheiratung gefragt werden.*) 

Trotzdem Sigismund, Herzog Friedrichs IV. Sohn. Juli 1443 der 
Vormundschaft ledig wurde, bewog Um der römische König Friedrich IV. 
lals Kaiser der III.. als Herzog der V.k ihm ilie Verwesung Tirols 
und der Vorlande auf weitere sechs .Tahre zu übertragen. Wenn man 
dem Vertrage vom 31. .Tuli 1443- glauben woUte. hätte Sigismund 
Selbst darum gebeten. I>iese Form wurde aber wohl nur in Erinnerung 
an den Veitrag von 1386 gewählt, wo Herzog Wilhelm seinen Oheim 
Herzog Albrecht III. um Ahnliches liat, wodurch dann Albrechts HL 
Vorrecht als Altesten des Gesamthauses geschaffen wurde. 

Ebenso verpflichtete der König seinen Vetter Sigismund 28. Fe- 
bruar 1445.^' ohne seinen Rat nicht zu heii-areu. keine Prälaturen 
und Bistümer zu besetzen, noch etwas zu ven^tanden und zu ver- 
äußern, sonst habe Friedrirh das Kecht. .als ältester Fürst von Oster- 
rt'irb" solchr lieirierungsakte zu kassieren. 

31. Mäiz 144t> ließ sich der König von Sigismund Jährlich 2000 
Mark Silber vei-siire\hen. weil er als .ältister und Vorgeer" höherer 
Einnahmen bedürfe* 

Schließlich b^-anspruchte der Kaiser im .lahre 1458 als Altester 
auch die Reffieruns: im Erbe der ausirestorbeneu Albertiner.^M 

■ ■ 

Derlei ßestrebunsren und flrfolsre de> jeweils Altesten in der 
leopoliiniscLen Linie wur-irii von den anderen Verwandten gelegent- 
lieh als Übergrint' empfuU'ieiu unJ sit- nahnieij in drr Abwehr zu 
Mitteln Zuflucht, 'iie -i-n Grun-lsatz vollkommener Gleich! »erechtigung, 
lür den sie selbst kämpfttrii. verlft/.teu. 

So schlos>en 27. .luli 14i.»i* »lie Herzoge Ernst und Friedrich, 
ferner 4. März 145t.» und 1. April 14ol Albrerht VI. und Sigismund 



'f ZciCber^. I«cr ..jterr. FirbiV-I-rvsTr«:;. :>!-. 

-> Ebendas. 4S miJ « iimei. MareriAliei;. In. S. liV 

3) Zeifibors. i. .^. • '.. ■""• 

*) Cfamel. 3Uieriäiie:i. Ii, >. i^'. 

») ZeißLerjj. a. a. •».. 127. 



— 137 — 

Verträge, worin sie sich gegenseitig zu Erben, wenn sie selbst unbe- 
erbt stürben, und eventuell zu Vormündern ihrer Kinder einsetzten. ^) 
Der erste Vertrag war gegen den damals lebenden Herzog Leopold 
(nach dessen Tode wurde er 1. Januar 1417 erneuert), der zweite 
und dritte gegen den König, beziehungsweise Kaiser Friedrich, ge- 
richtet. In dem zweiten trat Albrecht VI. ohne Wissen und Willen 
König Friedrichs seinem Vetter einen Teil der Vorlande gegen eine 
Geldentschädigung auf acht Jahre ab, und beide garantierten einander 
zugleich ihren Anteil an dem Erbe des Ladislaus Posthumus und 
sogar an dem des Königs Friedrich, wenn diese beiden keine männ- 
lichen Erben hinterließen. Im dritten garantierten sie einander eine 
^gleiche brüderliche'* Teilung, wenn der Kaiser stürbe. 

Alle drei Verträge sind Kampfverträge zum Schutze gegen Über- 
vorteilung durch ein Vorrecht des Ältesten, zugleich aber übertriebene 
Selbständigkeitsäußerungen. 

Ebenso bekämpfte man den 1458 erhobenen Anspruch Friedrichs 
auf AUeinregierung im Erbe der ausgestorbenen Albertiner. Sein 
Bruder, Herzog Albrecht VI., sagte 7. Januar 1458, das Land Oster- 
reich sei an den Kaiser, an ihn selbst und an Herzog Sigismund ge- 
feUen, aber auf keinen mehr als auf den anderen. Dieser Grundsatz, 
dem auch König Georg von Böhmen zugestimmt hatte, 2) kam schließ- 
lich auch in dem Eide der Untertanen zum Ausdruck. 

Damit hatte der Gedanke der sogenannten Linear- 
sukzession gesiegt. 

Wie vor dem Jahre 1379, so kam auch jetzt die Gleichberechti- 
gung der Erben in dreifacher Weise zum Ausdruck: in der Eenten- 
teilung, in der Teilung der Regierung und in der Landesteilung. 
Gegen den Verzicht auf die Regierung der Vorlande erliielt Herzog 
Albrecht VI. von Herzog Sigismund 10. Mai 1458 das Kecht zur 
Regierung über ein Drittel von Österreich, so daß Albrecht VI. da- 
durch Anspruch auf die Regierung über zwei Drittel des Erbes be- 
saß. Herzog Sigismund behielt sich nur ein Drittel der Renten Öster- 
reichs vor. 29. Mai 1458 fand eine Teilung der Wiener Hofburg und 
der Kleinodien der Albertiner statt. 

Um aber den historischen Zusammenhang des Landes nicht 
dauernd zu zerreißen, übernahm der Kaiser nach dem Vertrag vom 
27. Juni 1458 nur die Regierung in Österreich unter der Enns, 



1) Zeißberg, a. a. 0., 34 f., 53 f., 56; Zeißberg, Zur Geschichte der Vor- 
mundschaft, 512 f.; Chmel, Regesten, II, 886; Kurz, Österreich unter Kaiser 
Friedrich, II, 220. 

2) Zeißberg, Der österr. Erbfolgestreit, 90. 
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Albrecht die im Lande ob der Enns, beide bloß auf drei Jahre. 
Aber schon 3. und 21. August 1458 wurde die Eegierungsteilung in 
eine wirkliche Länderteilung verwandelt, i) indem der Kaiser und 
Albrecht VL das Recht erhielten, die Regierung ihres Teiles zu 
vererben, wobei Sigismunds Eentendrittel gewahrt wurde. Keiner 
darf ohne des anderen Wissen und Zustimmung Krieg beginnen, und 
jeder muß dem Angegiiflfenen beistehen. 

Diese Teilung ist aber trotzdem von der Länderteilung des 
Jahres 1379 verschieden; denn jene sollte für ewig gelten, während 
dieses Mal die Vererblichkeit der Regierung mit dem Vorbehalt 
gemacht wird: wenn die Kontrahenten nicht ein anderes Überein- 
kommen schlössen. 

Der Vertrag wurde auch nicht lange gehalten;-) erst nach dem 
Tode des kinderlosen Herzogs Albrecht VL (8. Dezember 1463) und 
durch einen Verzicht Herzog Sigismunds vom 4. Juli 1464 3) erlangte 
der Kaiser für sich und seine Erben ungeteilte landesherrliche Ge- 
walt über Österreich ob und unter der Enns mit allen Einkünften des 
Landes, und der frühere Zusammenhang des Landes wurde wieder 
hergestellt. 

Das Bewußtsein der Zusammengehörigkeit aller Länder und 
Linien des Hauses war aber so geschwächt, und von einer einheit- 
lichen auswärtigen Politik war so wenig die Rede, daß Maximilian 
und Sigismund es für nötig hielten, 25. November 1480 für sich und 
ihre beiderseitigen „ehelichen männlichen Leibserben " ein „ewiges 
Bündnis und eine Vereinigung" mit allen ihren Ländern und Leuten, 
die sie damals hatten und künftig „zu ihren Händen bringen** würden, 
zu schließen.*) 

Die fiühere Einheit wurde aber erst durch den „freiwilligen 
und unerwarteten ** Verzicht des willensschwachen und verschwende- 
rischen Sigismund auf Tirol und die Vorlande vom 16. März 1490 
herbeigeführt. Die zwei Bedingungen, unter denen dieser Vemcht 
ungültig sein sollte, trafen nicht ein: denn weder starb Maximilian 



1) Vgl. ebendas. 82, 122, 129, 132, lU f., 147, 151, 168; Kurz, I, 283 f. 

2) Vgl. die für gegenseitige Beschwerden charakteristischen Briete Kaiser 
Friedrichs III. an König Georg vom 5. Juli 1462 und eine Antwort Albrechts VL 
an den Kaiser vom 28. April 1463 bei Bachmann, Briefe und Aktenstücke zur 
österreichisch-deutschen (Jeschichte, Wien 18b5, Font, rerum Austr. XLIV, 424, und 
Birk, Urkundenauszüge zur Geschichte des Kaisers Friedrich III., Wien 1853, 160 ff. 

^) ,.üas dritthail desselben Furstentumbs, der nucz und rennt, auch ander 
unser gewaltsam und herrlichkait, was wir an dem bemelton Furstentumb .... 
ungefährlich gehabt." Kurz, Östeir. unter Kaiser Friedrich, S. 240. 

') Chmel, Monum. Habsburg. III, 209 f. 
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vor Sigismund, noch bekam der ungemein kinderreiche ') Sigismund 
legitime Erben. 

b) Minderjährigkeit und Vormundschaft. 

Aus dem Familienvertrag des Jahres 1364 ersieht man, daß die 
Habsburger damals mit 14 Jahren mündig waren. Vielleicht hieljb sich 
die ältere Familienobservanz an den Volljährigkeitstermin von zwölf 
Jahren, der in den schwäbischen Herrenfamilien üblich war. Wenn 
14 Jahre galten, so stimmte die ältere Familienobservanz in dieser 
Beziehung mit dem österreichischen Landesrecht überein. 

An dieses hielten sich auch im September 1406 die Stände 
Österreichs, als das Ende der Vormundschaft über Albrecht V. auf den 
23. April 1411 festgesetzt wurde. Da die Leopoldiner ihn länger 
unter Vormundschaft halten wollten, machte ihn ein Schiedsspruch 
König Sigismuuds vom 30. Oktober 1411 frei, weil er schon 14 Jahre 
alt sei. Herzog Ernst war darüber sehr aufgebracht und nannte die 
Entscheidung ungerecht, 2) weil sie gegen die auch von König Wenzel 
bestätigten Verträge von 1379 verstieß. 

Im Eeichsgesetze von 1356 bezog sich die verlangte Vollendung 
des 18. Jahres bloß auf das Kurrecht, nicht aber auf die Kegierung 
Böhmens. Dort waren die Herrscher schon zwischen 14 und 16 Jahren 
mündig.') Durch die Erbverträge 1364 und 1366 waren das habs- 
burgische und das luxemburgische Haus ein einziges Haus geworden 
Mit Rücksicht auf den möglichen Anfall Böhmens an die Habsburger 
war eine Gleichförmigkeit in dieser Eichtung wünschenswert. Vielleicht 
wurde darum 1379 bestimmt, daß die Vormundschaft zu dauern habe, 
bis „daß der Sun zu 16 Jahren kumbt und vogtper (vogtbar = mündig) 
wirdt". 

Es läge dann nicht eine „unbewußte und daher nicht rechts- 
bildende Veimengung mit dem Rechte anderer Fürstenhäuser"*) vor, 
sondern eine bewußte Unifizierung verschiedener Rechtsanschauungen 
zu bestimmten Zwecken. 

Die Frage, wer die Vormundschaft zu führen habe, bereitete 
in der Praxis Schwierigkeiten. 26. September 1379 war zwischen 



1) Die Landstände warfen ihm 1490 vor, daß er vierzig uneheliche Söhne und 
Töchter hahe. Üher neun Sohne vgl. Jäger, Der Ühergang Tirols an Maxi- 
milian, Arch. f. ü. G., 1878, 310, 387; üher den Verzicht Siegmunds ehendas. 410 f. 

2) Zeißberg, Zur Gesch. der Vormundschaft, 511 f.; Zeißherg, Der österr. 
Erbfolgestreit, 84. Vgl. Hub er, Gesch. ö., II, S. 289, Aniii. 1 und oben S. 128. 

3) Altmann, Ausgew. Urk., Berlin 189.'», 56. Siehe unten „Böhmen". 

*) Wie Hauke a.a.O., 124, Anm.36, annimmt. Vgl. ehendas. 80, 31, 123, Anm.S6. 
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Albrecht III. und Leopold III. in dieser Beziehung festgesetzt worden : 
wer von ihnen den anderen überlebte, sollte des anderen Kinder er- 
ziehen und ^mit allen ihren Ländern und Herrschaften inne haben", 
aber nur dann, wenn kein einziger Sohn mündig sei, und solange, 
bis einer mündig war. Sonst sollte der mündige oder mündig ge- 
wordene selbst Vormund seiner Geschwister sein. Die Vormundschaft 
war .kein übles Geschäft, denn die Einkünfte in den Ländern des 
Mündels flössen in die Tasche des Vormundes. 

Wir wissen bereits, daß der Teilungsvertrag von 1379 fast 
20 Jahre hindurch (von 1386 bis 1406) suspendiert blieb, und daß 
1386 der damals schon mündige Herzog Wilhelm sich mit seinen 
Brüdern freii^illig unter die väterliche Obhut Albrechts IIL stellte, 
der damals der Alteste des Gesamthauses war. 

Hatte der Alteste des Gesamthauses größere Rechte als die 
anderen Mitglieder und führte er im Namen aller die Eegierung, wie 
dies Albrecht III. und einst Rudolf IV. taten, so war es natürlich, 
daß er auch die Vormundschaft über Unmündige des ganzen Hauses 
führte. Es war dann nur konsequent gehandelt, wenn dafür gesorgt 
wurde, daß dieses Recht auch das nächste Mal von einem Altesten 
des Gesamthauses ausgeübt werde. Dies geschah im Vertrage von 1386. 

Sobald aber die Länder wieder getrennt wurden und jede Linie 
über die ihrigen volle Gewalt bekam, was 1406 geschah, so war ein 
Vorrecht des Altesten des Gesamthauses logisch eigentlich aus- 
geschlossen. Es konnte sich dann nur noch um das Vorrecht des 
jeweils Altesten innerhalb der eigenen Linie handeln. War sein Vor- 
recht dort anerkannt, so konnte er auch im Vormundschaftsanspmch 
der eigenen Linie die Führung besitzen. ^Venn die zweite Linie keinen 
einzigen mündigen Vertreter mehr besaß, erst dann fielen die Auf- 
gaben, Rechte und Erträgnisse der Vormundschaft dem Regierenden 
der ei-sten Linie zu. Daß er zugleich Altester des Gesamthauses war, 
war fiir diese Rechte gleichgültig. Denn er war Vormund im 
Namen der eigenen Linie und als Altester dieser eigenen 
Linie, nicht aber weil er Altester des ganzen Hauses war. 

Wenn aber kein einziger Leopoldiner innerhalb seiner eigenen 
Linie das Regierungsvoirecht auf die Dauer unbestritten behaupten 
konnte, und dies war tatsächlich der Fall, so war zu erwarten, daß 
die anderen Familienglieder dem Ansprüche auf ein Vorrecht ihren 
Anspruch auf gleiches Recht entgegenstellen würden. 

Die bevoi-rechtete Stellung, die Albrecht IIL 1386 bis 1395 inner- 
halb des Gesamthauses inne hatte, und die Tatsache der darauf folgen- 
den Mitregierung Wilhelms in Osterreich (übrigens das einzige Vor- 
recht, (las er in seiner eigenen Linie mit vieler Mühe durchgesetzt 
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hatte), diese beiden Umstände dienten dazu, die Rechtsauffassungen 
in Vormundschaftsfragen des Hauses im 15. Jahrhundert zu verwirren, 
und von dieser Verwirrung hat sich auch die jüngste Literatur nicht 
ganz frei machen können. 

Die Schwäche seiner Argumente zu gunsten des Vorrechtes des 
Altesten der eigenen Linie und des Gesamthauses auch auf vormund- 
schaftlichem Gebiete suchte Friedrich durch einen Akt kaiserlicher 
Machtvollkommenheit wett zu machen. Er bestätigte nämlich 6. Ja- 
nuar 1453 alle Privilegien des Hauses Österreich, nannte ausdrück- 
lich auch die Fälschungen Herzog Rudolfs IV. und verfügte, daß alle 
etwaigen Mängel dieser Briefe und Privilegien unschädlich sein, und 
daß alle Urkunden für immerwährende Zeiten wörtliche Geltung be- 
sitzen sollten.^) 

Solange aber sein eigener Bruder Albrecht VI. und Herzog Sigis- 
mund von Tirol am Leben waren, waren die Tatsachen stärker als 
sein Pergament. 

Zweimal kamen die Leopoldiner in die Lage, über Albertiner 
Vormundschaflsrechte auszuüben: das erste Mal über Albrecht V. 
1404 bis 1411, das zw^eite Mal über dessen 22. Februar 1440 geborenen 
Sohn Ladislaus Posthumus bis zum 4. September 1452, wo seine vor- 
zeitige Entlassung aus der Vormundschaft erzwungen wurde. 

Herzog Wilhelms alleinige Vormundschaft über Albrecht V. 
basierte auf dem Vertrage von 1395. Nach seinem Tode (15. Juli 1406) 
ließen dann die österreichischen Stände 12. September 1406 die Frage 
oflFen, wem unter den anderen Leopoldinern nun die Vormundschaft 
gebühre. Sie waren vermutlich der Meinung, daß dies Aufgabe 
der ganzen Linie sei, und darum nur durch ein Einvernehmen 
innerhalb derselben geregelt werden könne. Zwar verzichtete 16. Sep- 
tember 1406 der jüngere Ernst zu gunsten des älteren Leopold auf 
die Vormundschaft, aber nicht auf die Erträgnisse derselben, die unter 
alle drei Brüder (Leopold, Ernst und Friedrich) geteilt werden sollten. 
Auch die Hälfte derselben, die er 23. Februar 1407 erzwang, genügte 
ihm nicht, sondern er erlaugte volle Gleichberecjitigung: durch Vereidi- 
gung der Amtsleute auf beide Brüder, durch Hofhaltung in Wien 
(2. Juni 1408) und, infolge eines Schiedsspruches König Sigismunds, 



Zugleich verlieh er allen Angehörigen seines Hauses, welche die Regierung 
von Steiermark, Kärnten und Krain besäßen, oder denen sie künftig zufallen würde, 
den Titel von Erzherzogen. Schwind-Dopsch, S. 369. Über päpstliche Konfir- 
mationsbriefe siehe oben S. 131, Anm. 2, und Chmel, Habsburgische Exkurse III, 
Sitznngsber. d. philos.-histor. Klasse 1852, 4 f., 9, wo von der Bestätigung des 
Rechtes unbeschränkter Erwerbung de dato 22. März 1452 die Rede ist. 
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13. März 1409 schließlich auch darch wirkliche ronnandschafbliche 
Mitregierung.^j 

König Albrecht IL (V. als Herzog) hatte 23. Oktober 1439 in 
einem Testamente.-; das er in schwerer Krankheit vor seinem Tode 
(27. Oktober) «von Ungarn [ge]genWyenn gesandt',') Folgendes ver- 
fügt: Wenn ihm Gott Söhne beschere, sollten ihre «leibverweser^ 
wie er sagt, „und getreu' hallter sein" : seine Gremahlin und der «eltiste 
Fürst zu Osterreich, derye zu Zeiten sein wirdet". Diesen sollten 
neun aus Osterreich. Böhmen und Ungarn gewählte Personen als ge- 
meinsame Regierung dieser drei Länder mit dem Sitz in Preßburg 
zugeordnet sein. 

Die Worte des Testaments sprachen zu gunsten von Friedrichs V. 
Ansprüchen als Seniors des Gesamthauses, aber nur scheinbar. 
Denn da schon vor Albrechts V. Tode kein anderer Albertiner lebte, 
so konnte für Albrechts V. unmündige Nachkommenschaft nur ein 
Altester der anderen Linie in Betracht kommen. 

Diese Testamsntsbestimmung bot aber Friedrich V. eine neue 
Handhabe zu der nur für ältere Zeiten richtigen Behauptung, daB in 
der Familie seit Menschengedenken unbestritten (inconcusse) immer 
der Alteste des ganzen Hauses die vormundschaftliche Regierung ge- 
führt habe, was der Papst Nikolaus V., der sich von des Kaisers 
Wesen und Worten gefangen nehmen ließ, Friedrichs Widersachern 
gegenüber gläubig wiederholte.^} 

Die vormundscliaftliche Regierung oder Mitregierung eines Weibes 
war im 12. und 13. Jahrhundert in den regierenden Häusern des 
Deutschen Reiclies nichts Neues und war schon vor Aufiiahme des 
römischen Rechtes sogar in der Reichsregierung gestattet Von 
anderen Familien abgesehen, erscheint z. B. im Jahre 1372 auch die 
Witwe des Burggrafen Friedrich von Nürnberg als Mitvormünderin 
ihrer Söhne.'') 

Nacli ungarischem, weniger aber nach böhmischem, •) Her- 
kommen war die Vonnundschaft eines Weibes denkbar, widersprach 

1) Zeißberg, Der österr. Erbtolg<3streit, 29, 30, 32, 34; Ddrselbe, Zur Gasch. 
«l«^r Minderjährigkeit, 508 if. 

2) Über das Folgend« Zeißberg. Der üster/. Erbfolgestreit, 4t ff., mit der 
dort angegebenen Literatur, und Huber, Gesch. Ö., III, 17. 

^) Verschreibung Herzog Friedrichs Y. gegenüber der Landschaft vom 1. De- 
zt'inber 1409. 

*) ..Maior natu domus.'' 4. April 1452. Chmel, Materialien, II, S. 4, und 
Chmel. Habsburgische Exkurse IV. Sitzungsber. der philos.-histor. Kl. d. Wiener 
Akad. d. W. 1852, IX, 24; Zeißberg, Zur Gesch. d. Minderjährigkeit, 69. 

'") IL Schulze, Das Erb- und Familienrecht, 119; Die Hausgesetze in, 653. 

•) Vgl. Bachmann, Gesch. Böhmens, Gotha 1898, I, 125. 
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aber der bisherigen Familienobservanz der Habsburger. Darum konnten 
die österreichischen Stände mit Recht erklären, daß dieses Testament 
gegen das Herkommen des Hauses sei. Auch war ihnen die Verlegung 
des Sitzes der Regierung nach Preßburg zuwider. Als es sich später 
darum handelte, die Freilassung des Mündels zu erzwingen, und als die 
ungarischen Stände mit den österreichischen und mit dem Grafen von 
Cilli 5. März 1452 ein Bündnis schlössen, berief man sich gerade 
auf diese Bestimmung des Testamentes und versprach, sie durch- 
zuführen. ^) 

Diese Bestimmung wurde aber ebensowenig wie die Bedingung 
der Übergabe des Mündels vom 3. September 1452 gehalten. Danach 
sollte das Mündel nur solange unter der Leitung des Grafen von 
Cilli stehen, bis eine Versammlung der Untertanen und beider- 
seitigen Blutsverwandten in Übereinstimmung mit dem Kaiser be- 
stimmt habe, wo Ladislaus und durch wen er weiter geleitet werden 
sollte. 2) 

Albrecht VI. machte seine Gleichberechtigung auch bezüglich 
der Vormundschaft über Ladislaus geltend und forderte Teilung der 
Vormundschaftserträgnisse, vormundschaftliche Mitregierung und setzte 
wenigstens das erste durch (30. März, 23. August 1440, 30. März 1443, 
1. August und 1. September 1444). 3) 

Der 27. Juli 1409 noch bei Lebzeiten Leopolds geschlossene 
gegenseitige Erb- und Vormundschaftsvertrag von Leopolds Brüdern 
Ernst und Friedrich IV.*) durchbrach den Grundsatz der Gleich- 
. berech tigung aller Leopoldiner, aber nur aus Opposition gegen Herzog 
Leopold, während die Erneuerung des Vertrages im Jahre 1417, da 
Leopold schon gestorben war, eine Rückkehr zu dieser Gleichberechti- 
gung bedeutet. Eine Mitberücksichtigung der albertinischen Linie 
war, wie schon oben bemerkt wurde, ^) infolge des Wiederauflebens 
des Teilungs Vertrages von 1379 ausgeschlossen, wurde auch später 
nicht erlangt. Tatsächlich übernahm 1424 nach dem Tode des Herzogs 
Ernst der damals einzige mündige Leopoldiner Friedrich IV. die Voi- 
mundschaft über die Kinder des Verstorbenen, über Friedrich V., 
Albrecht VL und Ernst (IL). 



Chmel, Materialien, In, S. 374. 

2) Chmel, Habsburg. Exkurse VI, Sitzungsber. d. philos.-histor. Kl. d. Wiener 
Akad., 1858, XXV, 182, 186. Über die Erbitterung der Österreicher gegen den Kaiser. 
Chmel, Habsburg. Exkurse VIl, ebendas. 1859, XXVHI, 475. 

3) Zeißberg, Der österr. Erbfolgestreit, 43 ff., 47, 49, 55; Zeißberg, Zur 
Gesch. der Minderjährigkeit, 516. 

*) Vgl. oben S. 136 f. 
s) Seite 140. 
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Nach demselben Grundsatze kam nach Herzog Friedrichs IV, 
Tode (24. Juni 1439) die Vormundschaft über dessen Sohn Sigismund 
wieder nur an die Leopoldiner. 

Herzog Friedrich V. konnte niclit einmal innerhalb seiner eigenen 
Linie ein Vorrecht des Ältesten unbestritten behaupten: Sein Bruder 
Albrecht VI. erklärte, er habe mit seinem Bruder alle Rechte unge- 
teilt und gemeinsam, und Friedrich V. mußte ihn (denn Ernst war 
seit 1432 tot) schon 5. August 1439 entschädigen.^) 

Der Kampf des besseren Reclites, wenn man so sagen darf, gegen 
die ältere durch die Gesamtbelehnungen nicht unterstützte Familien- 
observanz wurde erst durch den unberechenbaren Faktor der Geburten 
und Todesfälle entschieden, wenn aucli Friedrichs V. Zähigkeit in der 
Behauptung eines Anspruches dem Hause erst in künftigen Tagen 
zugute kommen sollte. 

c) Mitw^irkung und Zwischenregierung der 

Stände. 

Bei den meisten der genannten Hausveiträge waren die Land- 
herren und Städte Garanten, oder die Verträge wurden wenigstens 
mit ihrem „Rate" geschlossen. ^j Schon 1283 kam die erste Haus- 
ordnung unter ihrer Mitwirkung zu stände. Auch die habsburgisch- 
luxemburgischen Verträge der Jahre 1364 und 1366, womit Eventual- 
belehnungen beider Häuser verbunden waren, wurden von den Ständen 
mitverbürgt. 

Der Einfluß der Stände wurde um so größer, je weniger in 
Sukzessionsfragen innerhalb der Familie gleiche Anschauungen 
lieri*schten. 

Die Teilungen der Ländei-, das Streben nach Senioratsvorrechten 
innerhalb der Linien und innerhalb des ganzen Hauses machten die 
Stände zu Schiedsrichtern und Bürgen bestimmter Sukzessions- und 
Vonnundschaftsrechte. 

Am krassesten zeigt sich dies in Tirol und in Osterreich. Das 
.ewige Bündnis" Herzog Sigismunds mit Maximilian im Jahre 1480 
wurde „nach dem Rate" ihrer beiderseitigen „Landschaften und Räte** 
ifeschlossen. Der willensschwache und verschwenderische Herzog 



( 



I) Zeiüberg, Der österr. p:rbfolgestreit, 35, 39, 40 f., 46 f.; Zeißberg, 
Zur (iesch. d. Vormundschaft, 514, wo er, wohl mit Unrecht, von Albrechta VI. 
Erklärung sagt, sie beweise für die Rechtsfrage nichts, weil sie nur in der Ab- 
sicht, ein«^ Kntschädigung zu erlangen, abgegeben worden sei. 

'.) Vgl. oben S. 101, 104, 105, 109. 
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Sigismand mußte sich in den Jahren 1487 bis 1490 eine Ai-t stän- 
discher Kuratel nach einer vom ganzen Lande beschworenen Ordnung 
gefallen lassen.^) 

Unter diesen Umständen staunt man fast, daß die Bestätigung 
der Privilegien des Landes und der Stände durch Maximilian 7. April 
1490 erst nach der Huldigung für ihn erfolgte. 2) Als die beiden 
Brüder: Herzog Leopold und Herzog Ernst einen Schiedspruch der 
österreichischen Stände bezüglich der Vormundschaft über Albrecht V. 
und der künftigen Verwaltung ihrer eigenen Gebiete 14. September 
1406 annahmen, erklärte jeder von ihnen 16. September in einer 
Urkunde: Sollte er die übernommene Verpflichtung nicht halten, so 
seien die Untertanen nicht mehr ihm, sondern seinem Bruder Gehor- 
sam schuldig. 

Das Testament Albrechts V. setzte eine ständische Mitvormund- 
schaft ein. Er hoffte vielleicht dadurch einen Schutz gegen Übergriffe 
der anderen habsburgischen Linie zu erlangen. 

Die Lage erforderte aber ein derartiges Zugeständnis: Das Land 
war seit dem babenbergischen Erbfolgestreit zum ersten Mal ohne 
Fürsten. Denn dieser wurde erst einige Monate nach dem Tode 
Albrechts V. geboren. Die Vormandschaftsstreitigkeiten begünstigten 
dann die Entstehung einer ständischen Mitregierung. 

Die österreichischen und die ungarischen Stände wagten es, sich 
schließlich sogar über das bisherige Herkommen hinwegzusetzen und 
auf Grund desselben Testamentes, das sie früher mißachtet hatten, 
die vorzeitige Auslieferung des erst 12V8Jährigen Ladislaus durch 
den Kaiser und dadurch eine rein ständische Vormundschaft zu er- 
zwingen. Gegen alles Herkommen oder, wenn man will, gegen alles 
Eecht maßten sich die österreichischen Stände 1453 die Gewalt bis 
zur Vollendung des 20. Lebensjahres des Mündels an und ließen sie 
durch ein RatskoUeg von zwölf Personen ausüben.^) So ward aus 
der vormundschaftlichen Mitregierung der Stände*) eine autonome 
ständische Alleinregierung. 

Ohne Umschweife wurde 1458 nach dem Tode des Ladislaus 
Posthumus in Österreich ob und unter der Enns abermals ein stän- 
disches Interregnum beschlossen, das solange dauern sollte, bis 
die Glieder des regierenden Hauses sich über die Person des künftigen 
Regenten geeinigt hätten. 



i^ 



i) Vgl. die Regimentsordnung vom 23. Nov. 1487 bei Seh wind -Dop seh, 414. 
2) Alb. Jäger, Der Übergang Tirols, 359, 365 f., 369, 394, 416. 
^0 Huber, Gesch. Ö., IH, 95. 
«) Hauke, a. a. 0., 33. 

T u r b » , Tluronfolge. 10 
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27. Juni 1458 konnte man es wagen, den notdürftig Geeinigten 
die Bedingung aufzulegen, daß keiner von ihnen ohne den Willen des 
Landes Krieg beginnen dürfe. ^) 



d) Renuntiationen und Erb vorbehalte. 

Das Recht der Erbanwärterinnen ist in der Periode der Teilungen 
geAvalu't worden. Für den Inhalt des Erbverzichtes ist der Grundsatz 
maßgebend, der in einem der beiden Verträge des Jahres 1379^) aus- 
gesprochen erscheint: ^alle dye weyl unser dhains^) Sune lebent, 
sullen dye tochter nicht gewalt haben über lannd und lewt." Damit 
trug man, wie wir bereits wissen, auch den Anschauungen des öster- 
reichischen Landesrechtes Kechnung. 

Als Leopold IIL am 29. Juli 1385 seinem Sohne Wilhelm in 
Bezug auf alle seine Länder ein Recht zu einem väterlichen Erbteil 
verbürgte und dabei erklärte, daß es demjenigen seiner „anderen 
Söhne und Kinder" gleich sei, so hatte er w^ohl auch Töchter im 
Sinne. Damit würde wohl auch übereinstimmen, daß Herzog Leopold . 
anläßlich einer Heiratsverabredung für seine Tochter Elisabeth 1382 
davon sprach, daß seine Tochter gegen 32.000 GuMen Heiratsgut 
^aller anderen erbscliaft verzichten solle ".^j Auch im gegenseitigen 
Erbvertrag, den die Habsburger mit den Luxemburgern 136G schlössen» 
sind Herzog Albrechts IIL und Leopolds 111. „Leiberben, Sone und 
Tochter," und derselben Jvind und Kindeskindt", ebenso wie Karls IV., 
Wenzels und Markgraf Jolianns damalige und künftige „eliche Kindt, 
Sone und Tochter'' und deren ^Kinder und Kindeükinder" voll- 
kommen gleichberechtigt. Nur haben bis zur abermaligen Er- 
neuerung dieses Vertrages 1404 aucli Weib;^r nach den Männern 
des österreicliischtMi Hauses Anspruch auf Regierung gehabt, während 
der Vertrag des Jahres 1404 den Gedanken auch lehensrechtlicher 
Einheit beider Häuser weiter ausbildete, die Zahl der Männer durch 
die Vereinigung btMder Dynastien vermehrte und den Grundsatz des 
Jahres 1379 i>ei diesem Gesamthaus zur Anwendung brachte. 

Nach den für die Weiberfolgt* geltenden Grundsätzen verzichtete 
Margaretha (t24.Dezemberl447j, AliaechtsIV. Tochter, November 1412^) 

i) /eiüber^, DtT östt-rr. Krbtol.Ljostreit, 67, 07. 
.'; Siehe oben S. 128. 

') Als zweite Negation im JSatze. darum statt: ains. 
'i Siehe üben S. 122 und unten S. 148 f. 

') Wien. Staatsarchiv, Familienakten, rerganientorii^iual. mit je einem Sieg^el 
Mamaretha-i. ihns Gemahls und der lli'rzwge Ernst und Wilhelm von Bayern. 
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für sich und alle ihre Nachkommen auf alle habsburgischen Gebiete. 
Es geschah nach ihrer Hochzeit mit dem Herzoge Heinrich dem 
Reichen von Bayern mit dessen Bewilligung und Siegelung zu gunsten 
aller damals lebenden Herzoge: Albrechts V., Emstens und Friedrichs IV. 
(mit der leeren Tasche). Auf männliche Luxemburger brauchte nicht 
mehr Rücksicht genommen zu werden, da 1409 der Vertrag von 1366 
ohne die Änderung von 1404 mit König Sigismund erneuert worden 
war.^) Weder sie, noch ihre Nachkommen würden, so versprach sie, 

e 

„dieweil ihrs namen von Osterreich mannes eriben yemant lebf, 
einen Anspruch oder eine Forderung erheben. Wenn ilir Bruder 
Albrecht (V.) keinen Sohn hinterlasse, solle das Heiratsgut ihrer 
Mutter ganz an sie fallen. 

Ebenso verzichtete auch eine andere Margaretha (1416 bis 1486), 
Tochter des Herzogs Ernst, in Leipzig, Juni 1431, weil sie ein Heirats- 
gut bekommen 2) habe, für sich und ihre Erben zu gunsten aller 
männlichen Sprossen des ganzen Hauses Osterreich und zu gunsten 
von deren Erben aber nur: „all dy wyle mannes namen da isf Alles 
geschah mit „Willen und Gunsten'', ihres mitsiegelnden Gemahls, des 
Kurfürsten- Friedrich von Sachsen^) (f 7. September 1464). 

Ahnlich lautet der Verzichtbrief, welchen die noch minderjährige 
Anna (geboren 1432, f 13. November 1462), die älteste Tochter 
des Herzogs Albrecht V. von Osterreich, im Jahre 1439*) ausstellte. 
Sie nannte sich als Gemalilin Herzog Wilhelms von Sachsen schon 
damals „von Gottes Gnaden Herzogin zu Sachsen, Landgräfin zu 
Thüringen", obwohl die Ehe erst 20. Juni 1446 vollzogen wurde. Sie 
renunzierte, Böhmen und Ungarn ausgenommen, mit Zustimmung 
ihres mitsiegelnden Gemahls zu gunsten ihres Vaters Albrecht V., 
ferner zu gunsten der Herzoge Friedrich des Alteren (IV.), Sigismund, 
Friedrich des Jüngeren (V.) und Albrecht VI., schließlich auch zu 



*) Pergamentoriginal, Ofen, 30. Sei)t., Wien, Staatsarch. 

2) Vgl. die Versicherung über das Heiratsgut für die Prinzessin Margaretha 
vom 26. Juli 1443 bei Chmel, Materialien, In, S. 123. 

3) Wien, Staatsarchiv, Familienakten, Pergamentoriginal, mit fünf Siegeln. 
^) Das undatierte Original mit fünf einfach auf das Pergament aufgedrückten 

Siegeln (darunter denjenigen Annas und der Brüder Wilhelm und Friedrich) kann 
nicht viel später als das Original der Heiratsverabredung der sächsischen Herzoge 
mit Albrecht II. (V.) aus Preßburg vom „Mittwoch nach dem heiligen Palmtag 
1439" ausgestellt sein (vier hängende Siegel), wenn dies nicht etwa gleichzeitig 
geschah. Denn Anna verzichtete zu gunsten Albrechts V. und Friedrichs IV., von 
denen der eine am 27. Oktober, der andere am 24. Juni 1439 starb; von Ladislaus 
Posthumus ist natürlich nicht die Rede (geboren 22. Februar 1440). Familienakten 
des Wiener Staatsarchivs. 

10* 
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gunsten von deren ^ Erben und Nachkommen des namens von Öster- 
reich nnd alle die wile Mannesnamen da isV. 

Genau dieselben Worte stehen in der Urkunde, mit welcher 
Katharina, eine Tochter des Herzogs Ernst von Osterreich, 1447^) 
anläßlich ihrer Heirat mit Markgraf Karl von Baden ebenialls mit 
^Willen und Gunst" ihres Gemahls, der mitsiegelte, auf alle Erb- 
länder der albertinischen und leopoldinischen Linie Verzicht leistete. 

Der Verzicht der Anna hatte aber die Bezahlung des Heirats- 
gutes zur Voraussetzung. Diese Auszahlung war aber im Jahre 1458 
noch nicht erfolgt. -) Da wir ihren Erbverzicht nun kennen, verstehen 
wir auch, warum ihr Gemahl Wilhelm den österreichischen Ständen 
ob und unter der Enns erklären ließ, dieses Land sei ebenso wie 
Böhmen und Ungarn an seine Gemahlin und an ihn selbst erblich 
gefallen, weshalb er die Huldigung verlange. Denn Anna sei die 
älteste Schwester des Verstorbenen und stamme aus derselben Ehe 
wie dieser. Er hielt eben den Verzicht Annas für null und nichtig, 
weil die Mitgift nicht bezahlt worden sei. Nach der AufEassung des 
sächsischen und vermutlich damals auch noch des österreichischen 
Landesrechts betrachtete sich Wilhelm als den eheherrlichen Vormund 
seiner Gemahlin und trat in ihrem Namen auf. Die Stände waren 
aber nicht zur Anerkennung dieser Erbanwärteiin zu bewegen. Sie 
kam nach den Hausverträgen, die von den Ständen mit verbürgt 
worden wareu, wohl erst nach dem Aussterben des Mannsstammes 
beider Linien in Betracht. 

Besonders lehrreich sind aber die Erbverzichte der Elisabeth 
(1438 bis 1505). Sie war die jüngere Schwester Annas und des Königs 
Ladislaus Posthumus und heiratete Kasimir von Polen. 15. August 
1453 kam zwischen den beiden Königen eine Verabredung über Mit- 
gift und Erbverzicht zu stände. Wenn Ladislaus vor Auszahlung 
der Mitgift von 100.000 ungarischen Goldguldeu stürbe, so sollten 
seine .Erben" einen Erb verzieht der Elisabeth und ilirer Erben auf 
alle österreichischen Erbländer erst dann erhalten, wenn A'^on dieser 
Summe wenigstens 32.000 Gulden bezahlt seien.») Es war dies das 
bisher im Hause Habsburg übliche Heiratsgut. ») Die auf die König- 



^) .,Am Margarotbontag", olme Ortsangabo, fttuf Siegel: aucb von Jakob von 
Badou, ibrem Scbwager, von Markgraf Albrecbt zu Brandenburg und von Ulrich 
(iraf zu Württembt^rg. 

^) ZeiOberg, Der österr. Erbfolgestreit, 95. 

^) Cbmel, Materialien, II, S. 61. 

») Eine Zusammenstellung darüber in Mj*s. 8065, Fol. 37 f. der Wiener Hof- 
liibliotbek. 
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reiche von Ungarn und Böhmen entfallenden 68.000 Gulden sollten 
von Ladislaus' Nachfolgern in den Königreichen eingefordert werden. 
Tatsächlich verzichtete Elisabeth ^mit Zustimmung und Willen 
ihres Greraahls'* schon am 8. März 1454, i) ehe auch nur 32.000 Gulden 
bezahlt waren, bloß weil ihr die Mitgift versprochen war (pro- 
miserit), auf alle österreichischen Erbländer, und zwar zunächst zu 
gunsten von Ladislaus' männlicher Nachkommenschaft und, wenn 
dieser, ohne solche zu hinterlassen, stürbe, gleichzeitig auch zu gunsten 
Kaiser Friedrichs, Albrechts VI. und Sigismunds „und aller ihrer 
Erben und Nachkommen des Namens vom Hause Österreich männ- 
lichen Geschlechtes". 2) 

Wenn von allen den Genannten, deren Erben und dem ganzen 
Hause Österreich keine männlichen Erben mehr lebten, dann müßten, 
erklärte sie ausdrücklich, alle diese Gebiete an Elisabeth in Gemein- 
schaft mit anderen Töchtern, und wenn keine solchen vorhanden 
wären, an sie allein als rechtmäßige Erbin fallen, s) 

Demnach bildeten auch weibliche Sprößlinge des Hauses Öster- 
reich nach ihren eigenen Anschauungen eine unteilbare Gemeinschaft 
mit Gesamtbesitz und mit Gleichberechtigung jedes ein- 
zelnen Gliedes, aber erst dann, wenn von den männlichen 
Gesamthändern niemand mehr am Leben war.-*) 

Aber König Ladislaus starb, ohne die Mitgift ausgezahlt zu 
haben, und erst 1472 erlegte Kaiser Friedrich III. 32.000 Gulden in 
Gold.^) Erst damit war das Versprechen, das allein die Grundlage 



9 Nach dem Original im Familienarchiv in Wien, besser bei Chrael, Ma- 
terialien, n, S. 66, als in den Monum. medii aevi bist, res gestas Poloniae illu- 
strantia, Cracoviae 1894, XIV, S. 581, wo nur ein Konzept abgedruckt ist. Lies 
dort nicht: „Arll. et Eerren[se8]'', sondern: „Arl et Ferren" statt: Fernfpaß]. Vgl. 
die Literatur im XL Band (1878), S. 338 derselben Sammlung, und Palacky, 
Urkundliche Beitr. zur Gesch. Böhmens, Font, rerum Austr., 1860, XX, S. 63. 

2) „Omnes eorum haeredes et posteros nominis de domo Austrie mascu- 
lini sexus." 

3) Ad nos, haeredes nostros in sortem una cum aliis filiabus, si qug 
supersisterent, si vero non supersisterent, ad nos tamquam legitimam haeredera 
debebunt devolvi. 

*) Daher sind die in der Familie herrschenden Anschauungen unrichtig 
wiedergegeben, wenn Zeißberg, Zur Gesch. der Minderjährigkeit, 602, schreibt, 
daß „infolge der Gesamtbelehnung jedes männliche Mitglied der Dynastie nicht 
nur ein Erbrecht, sondern auch einen, wenn auch nur ideellen Anspruch, bezie- 
hongsweise eine Anwartschaft auf Mitregierung" besaß. 

^) Eine Vollmacht König Kasimirs und Königin Elisabeths zum Empfang 
dieser Summe, Krakau, 7. Februar 1472, und eine Empfangsbestätigung Kasimirs, 
,al8 Gemahls der Elisabeth' „feria IV. ante festum assumptionis Marig*' 1472 über 
dieselbe Summe „nomine et pro parte eiusdem ducatus Austri§", im Familienarchiv, 
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der faktischen Renuntiation gebildet hatte, erfüllt, und Elisabeth 
stellte an demselben Tage, von dem die Empfangsbestätigung darüber 
datiert ist, einen ähnlich lautenden Erbverzicht und Erbvorbehalt wie 
im Jahre 1454 aus, und zwar für sich ^und ihre Kinder und Erben" 
und in Bezug auf jedes Erbrecht und jede Sukzession, die ihr von 
Seite ihres Vaters zustünde,^) weil es bisher Familienobservanz ge- 
wesen sei, daß, solange männliche Erben existierten, die vom Manns- 
stamm ehelich herrührten, Weiber und deren Leibeserben nicht folgen 
dürften. 2) 

Damit war aber die Sache noch nicht abgetan. Vom 8. März 1454 
existiert noch ein zweiter bisher ebenfalls unbekannter Erbverzicht *) 
der Elisabeth im Original. Darin heißt es: Weil König Ladislaus dem 
Könige Kasimir und der Elisabeth so große Mitgift geben werde, 
daß sie beide damit zufrieden seien und künftig zufrieden sein würden, 
so verspricht Elisabeth, ^mit Zustimmung und Willen ihres Gemahls" 
ihre Rechte auf die Königreiche und die anderen Länder 
ihres Bruders Ladislaus [PosthumusJ gänzlich aufzugeben und 
allgemeiner: zu verzichten auf alle ihr von Seite des Vaters 
Albrecht V., und der Mutter: der luxemburgischen Elisabeth, zu- 
kommenden Erbgerechtigkeiten. Sie tat es aber nur zu gunsten 
ihres Bruders Ladislaus und seiner eigenen ehelichen 
männlichen Leibeserben und Erbenserben in ununterbrochener 
Männerfolge und beliielt sich anderenfalls alle ihre Erbrechte für 
sich und ilire eigenen Erben vor.-*) Da von den anderen männlichen 

Wieu. Vgl. die Erklärung des ungarischen Königs vom 20. August 1472 bei Chmel, 
Mouum. llaböburg., I, S. 9, ferner Huber, Gesch. Ö., III, 225. 246, Anm. 2» der 
die Originalakten nicht kannte. Siehe Lichnowsky, VII, p. (^CCCXVIII. 

^) Omni iuri haereditario ac successioni paternao . . . . competenti aut coiu- 
petere valenti renunciamus. 

3) In succcssione dictorum ducatuum .... domus Austri^ hactenus lauda- 
biliter observatum est, quod exstantibus horedibus masculis per lineam noias- 
culinam legitime descendentibus femiuo et earum heredes ex eis dcscendentes 
nun succedant. 

3) Beide Öriginalien im Staatsarchiv, Familienakten, v(m verschiedenen 
i landen geschrieben, jedes mit Elisabeths Siegel auf Wachsschale. 

■*) Tan tarn dotem maritagio daturus et persoluturus est, de qua nos do- 
minusque Rex, conthoralis noster, contentamur ac in futurum contentabimur, ita 
nos erga dictum .... Ladislaum suosque heredes ex femore suo procreandos 
ac eorundem heredum posteros directo linoy i^ropagine ab eisdem de8cend[ente8], 
masculini sexus dumptaxat, de consensu ot voluntate praofati domini et contho- 
ralis nostri omni iuri Regnorum, principatuum, terrarum . . . . Ladislai 
omniumque horeditatum sive porcionum hereditariarum jsingularumque successio- 
numque sivo devolucionum, que nobis iure paterno .^^ive matoruo competiissent, 
competerent ac .... competere seu devolvi jiossent .... nee non omnibus et sin- 
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Gliedern des habsburgischen Hauses keine Rede ist, so dtiifte dieser 
Verzicht ohne Zustimmung Kaiser Friedrichs zu stände gekommen 
sein. Die Fassung läßt ferner vermuten, daß diese Renuntiation nur 
für die durch Ladislaus vertretene albertinische Linie des Hauses 
bestimmt war. 

Da Ladislaus, wie bekannt ist, gar keine Kinder hinterließ, 
konnte darum, von Böhmen und Ungarn vorläufig abgesehen, Elisabeth 
und ihre Nachkommenschaft auch auf Osterreich wohl oder übel be- 
gründete Ansprüche erheben, ehe die steierische Linie in den Männern 
ausgestorben war. 

Gegenüber solcher Gefahr hielten die Vertreter dieser Linie, 
Kaiser Friedrich und Maximilian, den Erbverzicht des Jahres 1472 
für eine noch nicht vollkommene Bürgschaft. Als im Jahre 1491 mit 
dem Sohne der Elisabeth, mit König Wladislaw von Böhmen und Ungarn, 
der Preßburger Friede geschlossen wurde, drangen Friedrich III. und 
Maximilian mit Recht darauf, daß in dieser Frage reiner Tisch ge- 
macht werde. In der Tat stellte König Wladislaw in Ofen (Buda) 
23. November 1491 eine Urkunde aus, worin er erklärte: Weil seine 
Mutter Elisabeth, die ihr damals (also vor 1472) schuldige Mitgift 
und jedes ihr irgendwie gebührende Sukzessionsrecht im Herzogtum 
Österreich ihm übertragen habe, so verzichte er auf alle daraus ab- 
leitbaren Rechte, damit, wie er bezeichnenderweise hinzufügt, „nicht 
Mitgift und Sukzessionsanrecht irgend welche neue Rechte erzeuge 
und uns oder unser Blut zu den Waffen rufe''.^) 

Das Herzogtum Osterreich war erst im Jahre 1490 von König 
Maximilian „zu Gehorsam und Pflicht" gebracht worden. Noch 19. Juli 
1490 hatten die ungarischen Stände die Wiener zur Huldigung gegen- 
über Wladislaw aufgefordert, weil sie ihn zum „Kunig zu Hungern 
und herczogen von Osterreich fürgenommen und erwählt" hätten. 
Die Wahl auch zum Herzoge von Osterreich war freilich nur auf 
Grund des Rechtes der Eroberung des verstorbenen Königs Mathias-) 



gulis iocalibus, clenodiis, gemrais, lapidibus preciosis .... totaliter renuncia- 
vimas et renunciamus .... Casu autem, quo Ladislaus sive superius limitati 
heredes sui ab hac luce decederent, aliis heredibus ex se procreatis masculini 
sexns post se non relictis . . . ., quod tunc nobis sive heredibus nostris 
presens nostra renunciatio in nullo preiudicare .... debeat. 

1) Nobis autem .... Elisabeth .... dotem sibi debitam tum et omue ins 
snccessionis in ducatu Austrie sibi quoque modo competens concesserit et prorsns 
in no8 transtulerat .... Mit fast intaktem Siegel Wladislaws, Wien, Staatsarchiv. 
Publiziert, aber nicht verstanden von Firnhaber, Beiträge zur Gesch. Ungarns, 
Arch. f. ö. G., 1849, II, S. 496. 

2) Ebendas. 407 f. 
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geschehen; aber Wladislaws Ansprüche hätten einen zweiten Besitz- 
titel schaffen können. Dem wurde nun endgültig vorgebeugt. 

Interessant ist auch die Benuntiation der Erzherzogin Eunigunde^ 
der Tochter Kaiser Friedrichs III., die am 1. Januar 1487 in Innsr 
brück gegen den Willen ihres Vaters mit Herzog Albrecht IV. von 
Bayern-München (f 1508) vermählt wurde ^) und dadurch die Stamm- 
mutter aller bayerischen Witteisbacher wurde. In der Urkunde, welche 
sie 26. Mai 1492 in München ausstellte, bekennt sie^ daß sie von 
ilirem Vater 16.000 ungarische Gulden und von ihrem Bruder Maxi- 
milian ebensoviel als Heimsteuer bekommen habe; darum verzichtete 
sie, wie sie sagte, ^fur uns und air unser erben alles und jeglich 
unsers vätterlichen, mutterlichen und bruderlichen erbs und darzu 
aller ander erblichen aniall, wie sich die in dem löblichen unseren 
Haus Österreich begeben möchten". Sie tat es zu gunsten ihrea 
^vatters und bruders und aller iren erben und nachkommen" hinfort 
in Ewigkeit ^all dieweil ain mannsperson, so ain fürst zu Oster- 
reich, am leben ist" 

Das war aber nach dem Tode Kaiser Karls VI. nicht mehr der 
FalL Wenn diese Urkunde allein in Betracht käme, so gehörte Euni- 
gunde mit ihren Nachkommen zweifellos zur ungeteilten Gemeinschaft 
von gleichberechtigten Erbanwärterinnen, an welche Elisabeth, die 
Mutter König Wladislaws, in ihrer Renuntiation denkt. Darum räumte 
auch Kunigunde beim Aussterben des Mannsstammes Maximilians den 
Töchtern des Bruders in den österreichischen Erbländeni kein Vor- 
recht ein. Herzog Albrecht von Bayern-München bestätigte als Gemahl 
der Kunigunde deren Verzicht für sich und seine Erben mit „handt- 
gelobten trawen [statt: Treue] an rechts Eydes stat", während seine 
Gemahlin ihn eidlich beschwor. '2) 



Alb. Jäger, Die Übergabe Tirols, 313, 323. 

'^) Original, Wien, Familienarchiv. Xur Albrechts Siegel ist erhalten, das 
der Erzherzogin fehlt; die Stelle, wo der Pergamentstreifen durchgezogen war, ist 
aber kenntlich. Eine Abschrift in Mss. 86, I, Fol. 209 (saec. XVIII.), Wien, Staats- 
archiv. Ein Abdruck bei Herrgott, Pinacotheca, Auctarium diplom., 62 f. Der 
Heiratsvertrag vom 17. Dezember 148G ebendas., 45 ff. 



IV. 

Bis zur pragmatisehen Sanktion Kaiser 

Karls VI. 

a) Die „Erbteilung" von 1522 und die rechtlichen 
Momente für die Einheit des Hauses „Österreich". 

War das Bewußtsein der Zusammengehörigkeit der habsburgi- 
schen Länder zu Zeiten Kaiser Friedrichs III. fast verloren gegangen, 
so strebte Maximilian I. danach, dasselbe zu erneuern und zu heben. 
Alle Erbländer sollten eine einheitliche Erbmonarchie bilden, nach 
außen wie nach innen, besonders was ihre Verwaltung betrifft. Dem 
Deutschen Reiche gegenüber wurde die Einheitlichkeit durch die 
Belehnungen von Seite des Reichshauptes zugleich mit allen Ländern 
gewahrt. 

Infolge der Einteilung des Reiches in zehn Kreise bildeten die 
habsburgischen Länder seit 1512 den österreichischen Kreis und als 
solchen eine vom Reiche fast unabhängige Einheit, die Maximilian 
wenigstens eine Zeitlang zum Königreiche erheben wollte. 

Da Maximilians einziger ehelicher Sohn*) Philipp der Schöne 
schon vor ihm 25. September 1506 starb und zwei Söhne, die späteren 
Kaiser Karl V. und Ferdinand I., hinterließ, war Maximilian wenig- 
stens für die habsburgischen Erbländer ihr unbestrittener Vormund. 



Er hatte aber nachweislich mehrere uneheliche Söhne: Georg, Leopold, 
Cornelius, Christoph Ferdinand und eine Tochter Dorothea. Die beiden ersten er- 
wähnt Mss. 100 5 des Wiener Staatsarchivs aus dem Jahre 1795. Cornelius studierte 
1525, vielleicht auch länger, in Italien. Ihm wurden von König Ferdinand L 
19, April 1527 400 Gulden jährlich angewiesen. Christoph Ferdinand war 1522 
noch ein „Junge", den Erzherzog Ferdinand in die Schule zu schicken befahl. Die 
natürliche Tochter Dorothea Avurde mit dem Grafen Johann von Ostfriesland ver- 
mählt. Akten über diese Kinder in den Gedenkbüchern des Reichs-Finanz-Minist. 
in Wien, 19, Fol. 2C0 v, 25, Fol. 49, 51 ^ und in „Hoffinanz" ebendas. 
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Maximilian nannte sich im Ehevertrag, den er für seine Enkelin 
Elisabeth mit Christians von Dänemark Bevollmächtigten in Enns 
29. April 1514 schloß,^) „väterlichen Ahnherrn, rechten Vormund und 
Gubernator des Erzherzogs Karl und seiner Geschwister", während 
er Ferdinand den Katholischen von Aragonien, Karls Großvater, als 
„Ahnherrn von der Mutter, Vormund und Administrator der König- 
reiche Castilien, Leon und Granada" bezeichnet. Wie er hiebei diese 
Elisabeth Tochter nannte, so bezeichnete er später Karl und 
Ferdinand in Urkunden als Söhne. 2) Vielleicht war hiebei nicht seine 
„väterliche" Liebe, besonders zu Karl, Ursache, sondern doch auch 
ein Adoptionsakt. 

24. Februar 1514 vollendete Erzherzog Karl sein 14. Lebens- 
jahr, wodurch er nach österreichischem Landesrecht schon mundig 
war. Weil aber dieser Mündigkeitstermin auch im burgundischen 
Erbe der Habsburger galt, 3) so dürfte sich Maximilian für ihn ent- 
schieden haben, obwohl nach früheren Hausverträgen für die Mündig- 
keit das 16. Lebensjahr festgesetzt worden war. 

Kaiser Maximilian berief daher den Erzherzog in die habs- 
burgischen Erbländer, um ihm und zugleich seinem Bruder 
Ferdinand dort als Nachfolgern huldigen zu lassen. Karl und die 
niederländischen Stände baten aber den Kaiser, die Huldigung möge 
zuerst in den Niederlanden erfolgen. 23. Dezember 1514 erteilte 
darum Maximilian den Befehl, sein Mündel dort volljährig zu er- 
klären,*) was dann im Palaste zu Brüssel 5. «Tanuar 1515 tatsächlich 
geschah. 

Aber Maximilian starb 12. Januar 1519, ohne daß Karl und 
Ferdinand die Huldigung in den österreichischen Gebieten empfeingen 
hätten. Der Kaiser bestimmte aber 30. Dezember 1518, als er zu 



1) Lünig, Codex Germaniae diplom. I, 575, deutsch auch im Mss. 86 des 
Wiener Staatsarchivs. 

2) So im Wiener Vertrage vom 20. Juli 1515 und in seinem Testamente vom 
30. Dezember 1518. Lünig, a. a. ()., 579 f.; Bucholtz, Gesch. Ferdinands L, 
Wien 1831, I, 476 if. Ein Original dieses Testamentes ohne das KodiziU vom 
6. Januar 1519, aber mit Maximilians vermutlich doch echtem Handzeichen, im 
Grazer Landesarchiv; im Wiener Familienarchiv nur Abschriften. Eine freundliche 
Angabe des Herrn Professors Luschin v. f^bengreuth, die auf Informationen 
des Hüfrates Birk beruhte, wonach das Original in Spanien sein müßte, veranlagte 
mich zu einer Anfrage in Simancas. Die Antwort war aber negativ. Ich halte blofl 
das Kodizill für bedenklich. 

^) Siehe unten „Z), Das spanische und das burgundischp Erbe". 
*) (iacliard, Analectes historiques, Bruxell(.*s 1854, 164; BuUetins der histor. 
Kommission d«T Brüsseler Akademie der Wiss., VII, 71. 
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Wels seine Kräfte schwinden sah, in einem Testament:^) „befelhen 
und vbergeben wir nach unserm abganng all unser lannd und Leut 
unsern lieben Sunen Kunig Karin von Hyspanien und Erzherzog 
Ferdinanden, Printzen daselbs, als unseren rechten naturlichen 
Erben/ 

Schon 1518 hatte der Innsbrucker ^ Ausschußland tag" aller 
habsburgischen Erbländer darauf gedrungen, daß die Erbschaftsfrage 
noch bei Lebzeiten Maximilians geordnet werde. Der Kaiser erwiderte, 
er habe mit Karl darüber verhandelt, aber ohne Erfolg, da dieser 
die Sache bis zu Ferdinands Volljährigkeit (geboren war dieser am 
10. März 1503) verschieben wolle, damit er versichert sei, daß der- 
selbe die getroffene Vereinbarung auch halten würde. 2) Nach dem 
Testament der Königin Isabella von Castilien, Leon und Granada 
vom 12. Oktober 1504 hätte ihr Enkel Karl das „rechtmäßige Alter 
von wenigstens zwanzig Jahren" «) besitzen müssen, ehe er zur 
Regierung kommen konnte. Darauf hätte Karl allerdings hinweisen 
können, wenn er nicht selbst nach dem Tode seines spanischen Groß- 
vaters Ferdinand die Regierung in Spanien schon mit sechzehn Jahren 
1516 angetreten hätte. 

Es scheint aber, daß Karl, vielleicht mehr überredet als aus 
eigenem Antrieb, einer Regelung der Erbfolge mit Absicht auswich: 
entweder weil er die Hoffnung hegte, das habsburgische, burgundische 
und spanische Erbe in seiner eigenen Hand zu vereinigen, wenn auch 
nicht allein zu regieren, oder weil er vielleicht selbst das ganze 
maximilianische Erbe allein anzutreten und seinen Bruder anderswo 
zu entschädigen gedachte.-*) 

Schon hatte aber Erzherzog Ferdinand gemäß den Wiener Ver- 
trägen vom Juli 1515 am 23. März 1516, damals erst 13 Jahre alt, 
eine Vollmacht zur Vornahme seiner Vermählung durch Prokuration 
ausgestellt. Er hatte seine Braut, die ungarische und bölimisclie 



1) Zwischen 12 und 1 Uhr nachts von seinem Sekretär Hans Vinsterwalder 
„gemacht und heslossen". 

2) Hub er, Gesch. Ö., III, 479 f. 

3) Sea de edad legitima ä los menos de veinte aüos. Ich konnte nur eine 
Abschrift des 16. oder beginnenden 17. Jahrh. Mss. 85, Fol. 14 v im Wiener Staats- 
archiv benützen. 

<) Anfang August 1517 gab Erzherzog Karl den Auftwif , sich darüber zu 
informieren, ob die Stände in den österreichischen Erbländern mit Genehmigung 
des Kaisers schon damals den Huldigangseid auf zwei Jahre zu leisten geneigt 
wären, unter der Bedingung, daß binnen dieser Zeit entweder Karl oder Ferdinand 
persönlich zur Besitznahme und Eideserneuerung erscheine. Lanz, Aktenstücke 
und Briefe zur Geschichte Karls V., Wien 1857, 8. 54. 



— 156 — 

Prinzessin Anna, die in Österreich seit 1515 lebte, noch nicht ge- 
sehen, sah sie auch nicht 21. Juli 1516, 2) da in der Marienkapelle 
der Wiener Hofburg der Vermählungsakt in seiner Abwesenheit 
feierlich vollzogen wurde. Der Wiener Vertrag hatte die Entscheidung 
zwischen Karl und Ferdinand als Bräutigamen offen gelassen; weil 
aber die Ehe noch nicht vollzogen war, hielten die Ungarn noch 
immer an der Möglichkeit fest, daß schließlich Karl Annas Gemahl 
werden könne. Während der Verhandlungen über seine Wahl zum 
römischen König hatte Karl den Ungarn tatsächlich versprechen 
lassen, Anna zu ehelichen. Das wünschte man auch in den öster- 
reichischen Erbländern. 3) Noch bevor er in Deutschland anlangte 
und vor seiner Königskrönung, die Oktober 1520 in Aachen stattfand, 
wurde er an dieses Versprechen erinnert. *) So wäre wenigstens Anna 
Gemahlin eines Kaisers geworden, wenn es schon nicht gelang, ihrem 
Bruder Ludwig diese Würde zu verschaffen, wie es Maximilian 1515 
urkundlich versprochen hatte, als er ihn adoptierte. 

Eine Ehe Karls mit Anna hätte einen Wortbruch gegenüber 
Frankreich zur Voraussetzung gehabt; denn Karl liatte versprochen, 
eine französische Prinzessin zu heiraten.^) Die Möglichkeit, Ungarn 
und Böhmen eventuell zu erwerben, schien keine Rolle zu spielen, 
denn eine solche Aussicht gab es damals noch nicht. 

Wichtiger aber war die Erwägung, ob der Kaiser seinem Bruder 
überhaupt gestatten sollte, zu heiraten. Denn die Heii-at bedeutete 
da man Ferdinand schwerlich ohne Landausstattung lassen konnte, 
aller Wahrscheinlichkeit nach eine dauernde Teilung innerhalb der 
gesamten Läudermasse, welche Karl ererbt hatte. Schon in Spanien, 
dann in den Niederlanden, selbst im diplomatischen Kampfe um die 
römische Königskrone, *^) war der spanisch erzogene Liebling seines 
gleichnamigen Großvaters Ferdinand unbequem gewesen; jetzt schien 
seine Verheiratung eine Gefahr für die Einheit des Hauses und des 
Besitzes zu sein. 

Sicherlich zögerte der Kaiser. Eine Zeitlang war es also sehr 
ungewiß, ob das Vorrecht des Altesten, wie es das Mains formuliert 
hatte, über Ferdinands Gleichberechtigung den Sieg davontragen 



1) Liske, Der Kon^^reß zu Wien 1515. Forscbungen zur deutschen Gesch., 
1867, VII, 529 ff.; Ulman, Kaiser Maximilian L, Stuttgart 1801, IL 553. 

2) So nach Ms«. 86 des Wiener Staatsarchivs; hei Ulman, ü, 538, und 
Liske, a. a. 0., 529, das Datum des 24. Juli. 

=') Krön es, Handbuch der Gesch. Österreichs, 11, 618. 

V) Lanz, Aktenstücke, Einleitung, 230. 

•') Siehe unten ,,C, Ungarn", und Lanz, Aktenstücke, 27 f. 

'') Siehe unten ,,/>, Spanien'*, und Lanz, Aktenstücke, 225 f. 
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Würde. Aber politische und religiöse^) Eücksichten nötigten dem 
zwanzigjährigen Kaiser einen folgenreichen Entschluß ab, ohne den 
Ferdinand in österreichischen Landen nie Landesherr, sondern höch- 
stens Regent geworden wäre. 

Nachdem der (1519) zum römischen König gewählte Erzherzog 
Karl zu Aachen 1520 gekrönt war und mit ausdrücklicher Bewilligung 
des Papstes auch den Titel eines erwählten römischen Kaisers an- 
genommen hatte, 2) gab er dem Drängen der ungarischen Gesandten 
auf Vollzug der schon lange abgeschlossenen Heirat seines Bruders 
in Köln 7. November^) 1520 nach. Weil eine Landausstattung nötig 
war, erklärte der Kaiser, er biete seinem Bruder als Ausstattung 
(pro statu suo) all das, was diesem rechtens zustehe, und werde es in 
nichts vermindern, eher aus brüderlicher Liebe, die er zu ihm hege, 
vermehren. Darum sei er, wenn sein Bruder für jetzt (ex nunc) 
damit zufrieden sein wolle, bereit, ihm die fünf Herzogtümer der 
niederösterreichischen Provinz (Osterreicli ob und unter der Enns, 
Steiermark, Kärnten und Krain) nach ihrem gegenwärtigen Stand zu 
übergeben, ebenso aU das, was nach dem Testament des Königs 
Ferdinand des Katholischen ihm vermacht worden sei,*) und wenn 
Ferdinand und der ungarische König es wünschten, werde er, der 
Kaiser, diese österreichischen Provinzen zu einem Königreich erheben 
und Ferdinand selbst zum König von Osterreicli erhöhen. 

Wenn aber Ferdinand die Wahl einiger Kommissäre vorziehe, 
um danach zu sehen, was ihm rechtens gebühre, so werde der Kaiser 
auch damit zufrieden sein und ebenso dareinwilligen, daß dasjenige, 
was nach deren Urteil und Erkenntnis (cognitionem) seinem Bruder 
an ii^end einem Orte zustehe, ihm gänzlich unverkürzt (integre et 
sine diminutione) verbleibe." 



1) Ein undatierter, aber sicher 31 Jahre später geschriebener Brief des 
Herm Lojos an einen Unbekannten, bei Weiß, Papiers d'etat du cardinal de 
GraiiTelle, Paris 1845, V, 384^, gibt an: Der Beichtvater Karls V. meinte, wollte 
man Ferdinand zur Ehelosigkeit zwingen, so könnte dies flottes Strafe und den 
Verlust aller Staaten zur Folge haben, weil eine solche Absicht „wenig christlich" 
sei. Die Gewinnung des Beichtvaters sei das Werk des Spaniers (iabriel von 
Salamanca gewesen; dessen fabelhaft rasche Bereicherung und großer Einfluß 
auf Ferdinand sei davon abzuleiten. 

2) Siehe Turba, Beiträge zur Geschichte der Habsburger, III, Archiv f. ö. 
G., XC, 1901, S. 318 und unten die Nachträge. 

3) Bei Bucholtz, I, 154 f., wo auch die folgenden Vorträge mitgeteilt sind. 
Ich benützte den ,,Tractatus Hungaricus" in der „Reichsregistratur Karls V.", Bd. 1. 
was ich mit Rücksicht auf Bucholtz' Textungenauigkeiten bemerke. Vgl. Liskc, 
a. a. 0., 530. 

*) 60.000 Dukaten in Neapel. 
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Die Gesandten erklärten aber, bezüglich der Aasstattang (statum) 
Ferdinands sich in keine Verhandlungen einlassen zu wollen, und 
überließen alles einer Vereinbarung der Brüder. 

Der Plan eines solchen Königreiches hatte auch den Kaiser 
Maximilian in seinen letzten Jahren beschäftigt.*) 

Zu jener Vereinbarung kam es in Worms 28.-) April 1521. Dies 
aber war nur ein vorläufiges Abkommen, weil damals von den , wahren 
Rechten Ferdinands "" eine richtige Information '^^vera informatio) noch 
nicht erlangt war, weshalb damals der Vorbehalt gemacht wurde, 
daß, wenn einer der beiden Kontrahenten sich verkürzt hielte, er 
das Recht haben sollte, eine Änderung zu fordern. Dem Anerbieten 
in Köln gemäß bekam Ferdinand einstweilen nur die ,,fünf nieder- 
österreichischen" Herzogtümer Osterreich ob der Enns, Osterreich 
unter der Enns, Steiermark, Kärnten und Kraiu.-^) 

12. Juli 1519 hatte Erzherzog Ferdinand in Brüssel für den 
Kaiser eine Urkunde ausgestellt, worin er unter Berufung auf Kaiser 
Maximilians Testament, das sie beide zu Erben eingesetzt habe, 
seinen Bruder zum Empfang der Huldigung in Maximilians Ländern 
bevollmächtigt.^) Die Huldigungskommissäre, die Karl V. 27. Juli 
lölO"^) ernannte, bekamen den Auftrag zur Besitzergreifung in 
seinem und seines Bruders Namen, oder, wie der Kaiser sagte: Die 
Stände sollten „in unser beider Seel schwören":*^) ., Jedem von uns 
für seinen ungeteilten Anteil" (pro indivisis portionibus unicuique 
Xostrum). 

Mit diesen Worten erinnerte der Kaiser 29. April 1521 an jene 
Vollmacht Ferdinands vom 12. Juli 1519 und erklärte, daß er dieselbe 
König Ferdinand auf dessen Bitte zurückgestellt habe, und daß sie 



1) Schrött«'r. Fünfte Abhandl, 193 Anm. 

^) Nicht am 21. April (der Irrtum stammt von Job. Jakob Moser, Deutsches 
Staatsrecht, Leipzig 174:4. XII. Teil, 391 f.), auch nicht am 29. April; Kraus, Zur 
Gesch. Österreichs unter Ferdinand I., Programm des Kommunal-Keal- und Ober- 
gymnasiums im II. Bezirke Wiens, 1873, 68. Der Text besser als bei Bncholtz 
bei Herrgott, Pinacotheca. Auctarium diplom., 78 ff. 

3) Der Vertrag vom 7. Februar 1522 mit den großen Siegeln der beiden 
Kontrahenten in Holzkapseln und mit den eigenhändigen Unterschriften Carolns, 
Ferdinandus, im Wi»?ner Staatsarchiv in mehreren Pergamentoriginalien. 

*) Wie andere Huldigungsakten in (gleichzeitigem?) Abdnick in I, A2, 3028 
des Arch. d. Min. d. Inn. in Wien. Es ist also nicht eine, wenn auch „nur for- 
melle Abtretung aller seiner fechte auf 0>terreich*\ wie Kraus a. a. 0., 39, 
meint. 

■•) Ebenda«. 43. Anm. 1. 

'•) r>ei .J«»h..Iak. ^foser a. a. <)., XTl, 31M). und bei Liinig, Deutsches Reichs- 
urchiv. f.ripzi^- 17'J2. Vi. S. 48. 
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ungültig sei, weil Ferdinand nun als seinen Anteil (pro eins portione) 
die fünf Herzogtümer erlangt habe. ^ 

An demselben 29. April erließ der Kaiser ein deutsches General- 
mandat an die Untertanen aller Erbländer Maximilians, 2) worin er 
ihnen die tags zuvor getroffene Vereinbarung mitteilt, durch welche 
ihm selbst Tirol samt Vorderösterreich, die Grafschaft Görz, Orten- 
burg, Pustertal, Karst, Ysterreich (österreichisch Istrien), Mettling, 
Friaul, Triest, Qradiska samt den anderen von Maximilian eroberten 
venetianischen Gebieten erblich verblieben sei. 

Zu diesen Gebieten des Kaisers gehörte auch das Herzogtum 
Württemberg, das der schwäbische Bund dem landfriedensbrüchigen 
Herzog Ulrich entrissen und im Augsburger Vertrag vom 6. Februar 
1520 gegen eine Geldsumme Karl V. „als Erzherzogen zu Osterreich 
und seiner Kuniglichen Majestät Erben", um es „unzertrennt" zu 
lassen, zediert hatte. 

Diesen Vertrag hatte der Kaiser in Maastricht 15. Oktober 1520 
ratifiziert und sich damals „Herzog von Wirtemberg"* und des „Fürsten- 
thumbs Wirtemberg, rechter Erbherr, Inhaber und Besitzer genannt". 
Ferdinand hatte demnach auf dieses Gebiet gar keinen Anspruch 
erlangt. 

In der Bestätigung ihrer ständischen Freiheiten bezeichnete er 

• • 

sich als „Erzherzog zu Österreich und jetzo Erbherr des Fürsten- 

thumbs Wirtemberg". «0 

Ferdinand erlangte in Brüssel 7. Februar 1522 einen viel 
günstigeren Vertrag. Inzwischen waren die Gutachten von Käteu, 
die aus Karls spanischem und burgundisch-niederländischem Erbe 
verlangt worden waren, eingetroffen. Der neue Vertrag hebt hervor, 
daß solchen Gutachten gemäß diese Gebiete unteilbar seien und an 
Karl als Erstgeborenen gefallen seien, so daß Ferdinand darin nichts 
beanspruchen könne. Darum habe Ferdinand jedes Recht, das er in 
diesen , väterlichen, mütterlichen und großelterlichen" Gebieten aus 
irgend welchem gesuchten Vorwand oder Titel, sei es mit, sei e.s 
ohne Testament, beanspruchen oder fordern könnte, aufgegeben und 
in das freie Ermessen und Belieben seines Bruders gestellt.-*) 

1) Nach dem Original beglaubigte Abschrift vom 20. Juni 1741 im Arch. d. 
Min. d. Inn., I, A 1, 3004. 

2) Außer den Zitaten bei Kraus a. a. ()., 68, Anm. 3, im Arch. d. Min. d. 
Inn., I, A 1, 303H. 

ä) Wille, Die Übergabe des Herzogtums W. an Kaiser KarlV., Forschungen 
zur deutschen Gesch., XXJ, 521 f. Ich benützte auch die „Registratur Karls V.", 
V, Fol. 76 bis 98. 

*) Omne ins nostrum, quod in regnis et dominus (juibuscunque paternis, 
maternis aut avitis (luovis exquisito colore .seu titulo praetendore seu petere po- 
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Durch besondere Bevollmächtigte (procuratores) beider Brüder 
sollte dieser Verzicht Ferdinands in diesen Gebieten veröflfentlicht 
werden. 

Anderseits verzichtet Karl auf alle Eechte und Ansprüche auf 
die maximilianische Erbschaft und auf das Herzogtum Württemberg 
und überträgt sie gänzlich Ferdinand und den Seinigen,*) ohne 
sich mehr als den Erzherzogstitel mit dem Vorrecht der kaiserlichen 
Gewalt in diesem Gebiet vorzubehalten. 

Xur für Elsaß mit dem Sundgau, der Landvogtei Hagenau, der 
Grafecliaft Pfirt und dem Breisgau wurde eine Ausnahme gemacht, 
indem Karl diese Gebiete sich selbst und , demjenigen Erben und 
Nachfolger, der die Grafschaft Burgund erlangen* würde, vorbehielt 
und sie Ferdinand nur auf Lebenszeit übertrug. 

Erst 7. Mai 1540 verzichtete Karl V. in Gent auch auf diesen 
Vorbehalt zu gunsten Ferdinands und seiner ^ehelich Leibserben und 
Nachkummen ".-) 

Der Vertrag vom 7. Februar 1522 sollte ganz allgemein für 
jedweden ihrer beiderseitigen Nachkommen gelten 3) und wurde in 
diesem Sinne gegenseitig feierlich beschworen. Der Kaiser selbst be- 
zeichnet ihn 1540 als „ Erbteilung "j^) Ferdinand in seinem Testament 
vom Jahre 1532 als „erbliche Teilung". 

Durch den Vertrag von 1522 hat Karl V. auf das ihm laut des 
Maius zustehende ^Dominium" als Altester oder zum mindesten auf 
das Mitregierungsrecht zu gunsten seines Bruders Ferdinand ver- 



tuissemus: tarn ex tt'staniento, quam ab intestato, rei[i]cort^ ac reponere in liberam 
arbitrium ac beneplacitum praedictum [des Kaisers]. 

1) In ipsnm fratrem et suos pleno iure transfundimus, nudnm titnlnm 
Archiducis .... 

2) Schrötter, Fünfte Abhandlung, 202, und Bucholtz, I, 161. Die Land- 
vogtei Hagenau samt Zugehör war inzwischen Anfang Januar 1531 „mit Wissen 
und Willen" des Kaisers dem Pfalzgrafen Ludwig auf Lebenszeit, danach dessen 
Bruder Friedrich ebenfalls auf Lebenszeit, und dann deren Erben, aber nur so- 
lange „sie ungelöst bleibe", verpfändet worden. Der Kaiser an die Bürgermeister, 
Schultheißen. Vögte und Bäte von Hagenau und von anderen Städten dieses Ge- 
bietes. Köln. 4. Januar 1531, Arch. d. Keichs-Fin.-Min. „Reichsarchiv 203". 

3) Pro nobis nostrisqup lieredibns et successoribus quibnscnnqae 
quitti, liberi. 

*) In den Verhandlungen über die tirolische Erbschaft disputierten kaiser- 
liche und st«M'erische Kommissäre 1597, ob der Vertrag von 1522 eine Erbteilung 
oder eine Cessio iuris und Entschädigung dafür bedeute. Wohl beides ist richtig. 
Wenn man das spanisch-burgundische und maximilianische Erbe als Ganzes be- 
trachtet, fand ein»' Teilung statt, was aber das maximilianische Erbe allein be- 
trifft, eine Cessio iuris dt-s Ältesten an den Jüngeren. Mss. suppl. 60 des Wiener 
Staatsarchivs. 
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ziehtet, nicht aber auf das Recht, die ferdinandeische Linie zu be- 
erben. 

Wurde nicht auch ein gegenseitiger Beerbungsvertrag abge- 
schlossen? Wir werden an anderem Orte sehen, daß dies für die 
spanischen Königreiche nicht nötig gewesen wäre, weil dort eine 
durch Thronfolgegesetze bestimmte Ordnung bestand, die Ferdinand 
und seiner Nachkommenschaft unter bestimmten Voraussetzungen 
ohnedies Eventualsukzession sicherte. Darum konnte er sich „Infant 
von Hyspanien'* nennen. Was aber den österreichischen Reichskreis 
betrifft, so wurde die Sukzession von Karls Nachkommenschaft durch 
die Form der Reichsbelehnungen und durch die Bestätigung der 
österreichischen Freiheiten erreicht, Dinge, die bisher nicht beachtet 
worden sind. 

Die erste Bestätigung dieser Freiheiten vom 28. März 1522 ^ 
betont, daß das maximilianische Erbe „an uns und sein Lieb 
(Ferdinand) erblich gekommen und gefallen sind"; und Karl bestätigt 
dieses Privilegium „von unser und sein selbs wegen, auch aller unser 
baider Erben und Nachkumen, Fürsten des Hauses Österreich, 
gemainclich und sonderlich zu ewigen Zeiten". ^ 

Unter den Privilegien, die er uun anführt, hebt er das folgende 
hervor: „Der ältist unter den Herzogen soll die Herrschaft des Lands 
haben und nach Ime sein ältister Sohn erblich, doch also, daß es 
von dem Stamen des Bluts nit komme und daß dieses Herzogthum 
[Österreich] nimmer mer getheilt soll werden. Wo aber bemelt Fürsten 
on Erb Sun abgiengen, so soll das Herzogthum und die Land an 
sein ältist verlassene Dochter fallen." 

Damit ist der lateinische Text des Mains scheinbar ins Deutsche 
übersetzt, denn es heißt dort: „Et si, quod Dens avertat, dux Austrie 
sine lierede filio decederet, idem ducatus ad seniorem filiam, quam 
reliquerit, devolvatur. Inter Duces Austrie, qui senior fuerit, do- 
minium habeant dicte terre, ad cuius eciam seniorem filium dominium 
iure hereditario deducatur, ita tarnen, quod ab eiusdem sanguinis 
stipite non recedat."^) 

Sieht man aber näher zu, so bemerkt man im Text von 1522 
Veränderungen, die für den Sinn des Ganzen nicht gleichgültig sind. 
Vor allem ist die Vererbungsregel nicht auf Osterreich beschränkt. 



Ltinig, Deutsches R. A., S. 49. Ich benutzte den Text der „Reichs- 
registratur Karls V., Bd. V", Fol. 70 und einer am 22. August 1565 nach dem 
Original koUationnirten Kopie im Reichs-Fin.-Min.-Archiv, 18.503, Fasz. 100 a. Eine 
von Viehenser am 10. Dezember 1576 kollatiomiierte Kopie dieser Konfirmation 
in Ms8. 127, Fol. 227 f. des Wiener Staatsarchivs. 

2) Schwind-Dopsch, 12. 

T u r b » , Thronfolge. 1 1 
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sie gilt für Osterreich „nnd die Land". Dann fällt auf, daß die Be- 
stimmung, welche Tochterfolge betrifft, im deutschen Texte im Gegen- 
satz zum lateinischen erst auf diejenige Anordnung folgt, welche die 
Primogeniturfolge des Mannsstammes festsetzt. Man könnte diese Um- 
stellung auf den ersten Blick sogar für richtiger als die lateinische 
Fassung halten. Aber statt der Fassung : Si Dux Austrie sine berede 
filio decederet" wird ohne jede textliche Begründung in An- 
lehnung an das „Inter Duces" die Mehrzahl angewendet: «wo aber 
bemelt Fürsten on Erb-Sun abgiengen". Durch diese Veränderung ist 
die Primogeniturerbfolge auch für Töchter nur dann anwendbar, wenn 
vom ununterbrochenen Mannsstamme, auch der Seitenverwandten 
des zuletzt regierenden Fürsten, kein männlicher Erbe mehr vor- 
handen ist.^) 

Das entsprach auch dem Teilungsvertrag von 1379, wonach 
Töchter, solange Männer vorhanden sind, über Land und Leute nicht 
gebieten sollten. 

Kaiser Karl V. hat dieses nicht beachtete Interpretationskunst- 
stück in Augsburg 8. September 1530 als gekrönter Kaiser in der 
umfangreicheren Bestätigung aller Privilegien des Hauses wörtlich 
wiederholt.*) Die Pergamenturkunde mit goldener Bulle und kaiser- 
lichem Siegel trägt die Unterschrift des Reichserzkanzlers von Mainz. 
Kaiser Rudolf IL hat sie 31. Juli 1599 konfirmiert und ebenfalls die 
Unterschrift des Erzbischofs von Maifiz daraufsetzen lassen.*) 

Schließlich hat diese Interpretation in die pragmatische Sanktion 
Kaiser Karls VI. Eingang gefunden. 

Jene Worte, welche erklärten, daß diese Privilegien für Karl 
und Ferdinand und ihre Erben gelten, wurden auch 1530 wiederholt 
Diese Urkunde wurde von 1599 angefangen anläßlich aller späteren 
Reichsbelehnungen, vor oder nach denselben, in besonderen Urkunden, 
zuletzt 1729, erneuert und bestätigt.^) Zugleich wurden jene beiden 
Konfirmationen aller österreichischen Privilegien, damit auch der- 



1) Schrötter, Grundriß des österreichischen Staatsrechtes. Wien 1775, 127, 
zitiert diese Urkunde als Mains ohne die Unterschiede zu bemerken. 

2) Hiebei \inirde aber der Titel Erzherzogtum Österreich gebraucht, das 
Vorrecht des Herrscherhauses also auf das Land übertragen. Codex Austriacus IT. 
96 f. Eine Kopie vom 18. IX. fsaec. XVI) Wien, Staatsarchiv, Urk. 

3) Lünig, Deutsches R. A.. Vi, 54, 66: Schrötter, Erste Abhandlang, 
219 ff., 244 ft. Beide Originale mit goldener Bulle im Staatsarchiv. 

*) Mir sind nur folfirende Konfirmationen bekannt: 27. Oktober 1620, Wien, 
Staatsarchiv, ürkundenrepertorium I; 12. Januar 1623, Arch. d. Min. d. Inn., I, 
A 1, 3006, 3007; 2^). November 1663, Wien, Staatsarchiv, ürkundenrepertorium I; 
7. Dezember 1729, Mss. 990 f., 37, Wien. Staatsarchiv. Vgl. auch die „Lehensakten, 
Osterreich", dieses Archivs. 
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jenigen, welche Sukzession betreffen, ganz ausdi-ücklich auf Württem- 
berg ausgedehnt; denn Karl V. erklärte, daß Württemberg dieselben 
Freiheiten genießen solle, „wie alle anderen des Hauses Österreich 
Land und Leute", und entgegenstehende Urkunden werden als nichtig 
erklärt. 

28. März 1522 bestätigt der Kaiser, wie er sagt, „unseren und 
seiner Lieb (Ferdinand) Erben und Nachkommen und unserem Haus 
Österreich" das Eecht, auf Reichstagen nach den Kurfürsten sitzen 
zu dürfen.*) 

Nicht bloß in diesen Privilegien, auch in der Belohnung durch 
Kaiser und Reich wurde an dem Gedanken der Einheit des Hauses 
festgehalten, so daß damit die Möglichkeit der Beerbung der ferdi- 
nandeischen durch die karolinische Linie gegeben war. 

Diese Belehnung erfolgte in besonders feierlicher Form, unter 
ausdrücklichem Einschluß von Württemberg, in der Nähe von 
Augsburg in der habsburgischen Grafschaft Burgau (unter dem Schloß 
Neuenbürg), um an dem Mains festzuhalten, wonach jeder öster- 
reichische Herzog in seinem eigenen Gebiet belehnt werden mußte. 

Am 5. September 1530 belehnte dort Karl V. seinen Bruder 

..__ M M. ** 

Ferdinand, wie er sagte, „an unser als Erzherzogen zu Osterreich 
stat und als Lehentrager für sich selbst". An anderer Stelle sagt er : 
„In aller Unser und Seiner Lieb Erben namen.''^) 

Diese Reichsbelehnungen aller Erzherzoge wiederholten sich bis 
zum 9. April 1728, wo der letzte und einzige Erzherzog, B[aiser Karl VI., 
unter Zitierung der pragmatischen Sanktion vom 19. April 1713 be- 
lehnt wurde, wobei er sich durch Bevollmächtigte den üblichen Lehens- 
eid, wie er sagte, „in Unsere selbsteigene Seel' schwören" ließ. In allen 
diesen Reichsbelehnungen zwischen 1530 und 1728*) sind zwar nur 
die österreichischen Erzherzoge namentlich angeführt, die Belehnungen 
fanden aber auch statt für: „alle Erben am Haus Österreich", „in aller 
Unser und Ihr Liebden Erben Namen am Haus Osterreich nach besag 
desselben löblichen Haus habenden briefen'*, oder: „insgemein Unseres 
gesambten löblichen Haus Österreichs wegen*, oder für: „Alle Unsere 



Wien, Staatsarchiv, „Reichsregistratur Karls V., Bd. V", Fol. 69 v. 

J) Reichsregistratur Karls V., XVn, Fol. 325 his 330. 

3) 5. September 1572, 3. Januar 1578, 21. Oktober 1597, 20. Mai 1613, 27. Ok- 
iober 1620, 6. Dezember 1652, 29. November 1663. „Reichsregistratur'' Maximilians ü., 
Xn, Fol. 413 f., Rudolfs IL, VI, Fol. 93, Mathias' II, VII, Fol. 79 f., Leopolds L, 
X, Fol. 194 (hiefür auch das Original, ürkundenrepertorium I), Karls VI., XIX, 
Fol. 247; „Lehensakten, Österreich" im Wiener Staatsarchiv. VgL Gnstermann, 
Yersnch eines vollständigen österreichischen Staatsrechtes, 363. 

11* 
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und Ihr Ldebden Erben vndt also insgemein von unsers gesambten 
löblichen Hauses Östen-eich wegen" (das Letzte 1663). 

Weil die österreichischen Erbländer von Karl V. und seinen 
Nachkommen seinem Bruder Ferdinand zediert worden waren, konnten 
die spanischen Habsburger nur unter dem allgemeinen Ausdruck 
^Erben" (zum Unterschied von Leibeserben) „am gesamten Hau& 
Österreich" mitbelehnt werden. Aus demselben Grunde war immer 
der älteste der deutschen Habsburger der Empfilnger der Lehen im 
Namen des gesamten Hauses, nicht aber der Alteste des gesamten 
spanisch-deutscheu Hauses. 

In alle diese ßelehnungeu ist auch das Herzogtum Württemberg 
immer eingeschlossen. Dies entsprach dem Vertrag von Kaaden vom 
.lahre 1534, ferner einer Vereinbarung von Passau vom Jahre 1552 
und einem Vertrag, der 1599 in Prag abgeschlossen wurde. Den beiden 
ei-sten Verträgen gemäß waren die Heizoge von AVtirttemberg bis 
1599 Vasallen des ganzen Hauses Osterreich und, wenn auch 1599^ 
ihr Afterlehensverhältnis aufhörte und sie künftighin wieder direkt 
dem Keiche unterstanden, so wurde damals doch ein Vorbehalt ge- 
macht, auf den die Habsburger erst 1805 verzichteten. 

1599 wurde dem „ganzen löblichen Haus Osterreich, das ist 
denen von beeden Herrn Gebrüedern weiland Kaiser Karl V. und 
Kaiser Ferdinanden . . . herrierenden linien die Anwartschaft und 
Succession" gewahrt, wenn Herzog Friedrichs Mannsstamm früher 
absterben sollte, weshalb auch ausbedungen wurde, daß das ganze. 
Haus Osterreich vom Reiche weiter belehnt werden sollte. ^ 

Was man unter dem ganzen Haus oder dem gesamten Haus 
Osterreich verstand, ist in einer jeden Zweifel ausschließenden Weise 
in diesem Vertrag gesagt. 

Diese Rücksichtnahme auf beide Linien kam auch in Details 
zum Ausdruck, so als Kaiser Karl V. am 9. September 1530 in Augs- 
burg einen Pfandbrief König Wenzels vom Jahre 1379 bestätigte. 
Darin hatte Wenzel dem Herzog Leopold III. und dessen Erben von 
reicliswegen die Landvogtei in Ober- und Niederschwaben, ebenso die 
Oberaufsicht über die Städte Augsburg und Giengen, femer die 
.ludenschaft aller dieser Gebiete und das Recht der Erwerbung frei 
werdender rittermäßigen Reichslelien daselbst auf ewig verliehen^ 
Pieses Amt sollte ein Pfand sein, das von reichswegen erst gegen 



i; Der Vertrag bei Lüuig, D. R. A. IX, 738, Vi, 74, uikI Schrötter, 
Zweite Abhandl., 345 f. I'ber diese uud andere damit zusainineuhängenden Fragen 
iredenke ich nächstens eine kleine Studie zu veröffentlichen. 
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Ersatz von 40.000 Dukaten gelöst werden könne; ^) auch in der Be- 
stätigung der Urkunde vom 9. September 1530, die der Erzbischof 
von Mainz unterschrieb, verzichtete Karl V. von reichswegen bis zur 
Einlösung des Pfandes auf die obrigkeitlichen Rechte des Reiches in 
diesem Gebiet mit dem Befehl, seinen Bruder König Ferdinand, , Unser 
nnd Seine Erben und Unser Haus Österreich dabei rubiglich (ruhig) 
und ungetrübt bleiben zu lassen".*) 

Das Resultat der Brüsseler Verhandlungen vom 7. Februar 1522 
wurde aber mit solcher Konsequenz verhüllt, daß nicht bloß die Zeit- 
genossen, sondern auch alle Geschichtschreiber bis auf den heutigen 
Tag getäuscht wurden. Ferdinand versprach in einem Revers vom 
folgenden Tage, „aus gewissen gerechten Ursachen" das Geheimnis, 
, wenigstens bis zur Zeit der Kaiserkrönung oder spätestens während 
der nächsten sechs Jahre zu wahren, wenn diese Krönung bis dahin 
verschoben w;ürde". Damit aber inzwischen der „Genuß der Einkünfte 
der Ferdinand überlassenen Gebiete" unter einem „anderen gerechten 
Vorwand" eintreten könne, ohne daß „jemand argwöhnen könnte, daß 
der Kaiser sein eigenes Erbteil Ferdinand überlassen habe", wurden 
znr Täuschung der Öffentlichkeit zwei Scheinakten ») vom 30. Januar 
1522 ausgestellt. In dem einen erhielt Ferdinand zu dem, was er im 
Wormser Vertrag erlangt hatte, die Grafschaften Görz, das Puster- 
tal, die Grafechaft Ortenburg, Cilli, Isterreich, Karst, Metling, Mitter- 
burg (Pisino), Triest, St. Veit am Pflaumb (Fiume), Gradiska und 
Friaul.*) 

Scheinbar erfüllte man damit einen Wunsch der Stände von 
Kärnten und von Krain, welche auf die Mitteilung des Woimser 
Vertrages gegen das Aufgeben des historischen Zusammenhanges jener 
Gebiete mit beiden Herzogtümern Einsprache erhoben hatten, weil 
dies ihren Freiheiten, Privilegien und ihrem alten Herkommen ab- 
träglich sei. In diesem Sinne ergingen 16. und 22. März kaiserliche 
Schreiben an die Stände von Kärnten und Krain, worin ihnen nur 



*) Vgl. Palacky, Gesch. von Böhmen, III/l, 21, Anm. 26; Hub er, Gesch. 
ö., II, 308, und Lttnig, D. R. A., Vii, 768. 

2) Gleichzeitige Kopie im Arch. d. Min. d. Innern, IL B., 4, 334. 1572 be- 
stätigte Maximilian II. diese Urkunde dem Erzherzog Ferdinand. Hirn, Erzh. 
Ferdinand von Tirol, Innsbruck 1888, n, 95. Kaiser Mathias bestätigte diesen 
Pfandbrief dem Erzherzog Maximilian, seinem Bruder als ältestem Lehensträger 
nach ihm, in Wien am 31. Januar 1613, wobei er die Ablösung auf hundert Jahre 
verschob und überdies die Pfandsumme auf 160.000 Gulden Gold erhöhte. Dies be- 
^»tfttigte Ferdinand II. am 26. Oktober 1620. Arch. d. Reichs-Fin.-Min. Miscellanea 33. 

') Ferdinands Kevers unten im „Anhange". 

♦) Vgl oben S. 159. 
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dieser Scheinvertrag vom 30, Januar mit der Aufforderung mitgeteilt 
wurde, Ferdinand allein als ^natürlichen Erbherm und Landtfnrsten' 
zugleich mit seinen Erben*) anzusehen. 

In dem zweiten Scheinakte aus Brüssel vom 30. Januar 1522 
teilte der Kaiser denjenigen Gebieten, die ihm (der Täuschung ge- 
mäß) noch übrig geblieben seien, nämlich Tirol, Vorderösterreich und 
Württemberg, mit, daß er seinen Bruder, den er als sein zweites Ich 
betrachte,*) zum Statthalter und Gouverneur daselbst mit unbe- 
schränkter Vollmacht ernannt habe.«) 

Darauf versprach Ferdinand 28. Mai 1522 den württembergischen 
Ständen, daß er während der Zeit seiner „Guberna torschaft und Re- 
gierung" die im Vertrag dieser Stände mit dem Kaiser bestätigten 
Privilegien und Freiheiten der Landschaft beobachten und halten 
werde.*) 

Württemberg, Vorderösterreich und Tirol wurden erst 31. Ok- 
tober 1525 von Toledo aus angewiesen, Ferdinand, der bisher nur 
an Stelle des Kaisers dort „gubernator" gewesen sei, nunmehr die 
„Erbpflicht und Huldigung" zu leisten, und der Kaiser sprach diese 
Gebiete von den bisherigen Pflichten gegen seine eigene Person los.*) 
Hiebei verwies er auf einen darauf bezüglichen Übergabsbriei^ den 
er am 15. Februar 1525 ausgestellt hatte.«) 

So verschwand von der Fata morgana eines fast zusammen- 
hängenden Staatengebildes von der Nordsee bis nach Oberitalien, das 
der Welt vorgespiegelt war, das wichtigste Stück, das Mittelglied: 
Vorderösterreich, Tirol und Württemberg.^] 

Nach der Interpretation des Maius vom Jahre 1522 und 1530 
hatte der Mannsstamm Karls V. in den österreichischen Erbländern 



1) Wien, Staatsarchiv, Keichsregistratur Karls V., Bd. V, Fol. 70. 254. 

2) Qnem alterum nos esse censemus . . . quem subditi spectantes nos ipsom 
intueri videbuntur. Eine gleichzeitige Kopie auch im Min. d. Innern, 11. B., 4, 334; 
eine zweite Urkunde vom 1. März 1522 in Kopie im Wiener Staatsarchiv. 

3) Mit diesem Scheinakt steht ein „Lehensindulf Karls V. aus Brüssel vom 
28. März 1522 im Zusammenhang, worin er seinen Bruder von der Pflicht, als 
Nächstältester die Beichslehen zu empfangen, auf sechs Jahre dispensierte. Ebendas. 

*) Gedenkbuch 19, Fol. 18 im Arch. d. R.-Fin.-Min. 

•') Reichsregistratur Karls V., a. a. 0. V f., 9-1 f. 

'') Bucholtz, L 160. 

'; Die Tatsache, daü die Akten vom HO. Januar 1522 und andere damit zu- 
sammenhängende auf Täuschung berechnet waren, geriet, wie es scheint, sclioii 
mit Kaiser Ferdinands I. Tode in Vergessenheit. Kaiser Rudolf 11. scheint sie nicht 
gekannt zu haben, was man nach den Verhandlungen und Schriften über die 
tirolische Erbschaft Erzherzog Ferdinands glauben möchte. Mss. suppl. 60 des 
Wiener Staatsarchivs. 
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Vorzug vor den Töchtern Ferdinands. Aber die Zession von 1522 
ei*streckte sich ganz allgemein zu gunsten von Ferdinands Nach- 
kommenschaft. 

Am 17. September 1532 verfaßte Ferdinand in Linz in Erwartung 
einer Entscheidungsschlacht gegen die Türken sein zweites Testa- 
ment, i) Sein erstes vom Jahre 1527 ist uns nicht erhalten. 1532, als 
er zwei Söhne im zarten Kindesalter und vier Töchter hatte, ver- 
fügte er nun: Wenn mit seinen Söhnen nach ihm sein Mannsstamm 
ausstürbe, so sollten alle die österreichischen Erbländer auf seinen 
Bruder Karl und dessen „mannliche Leibserben " fallen, „welche, unnd 
sonst nyemandts, derselben Land recht' Fürsten und Herren** seien. 

Fast dieselben Worte gebraucht König Ferdinand in einem 
dritten Testament, durch welches das zweite kassiert wurde; es trägt 
das Datum: Prag, 1. Juni 1543. Darnach sollten die österreichischen 
Erbländer, wie sich König Ferdinand ausdrückt: „nach Abgang unser s 
mannlichen Stamens** an den Kaiser und dessen „mannliche Leibs- 
erben" gelangen. Der König fügt aber hinzu, daß der Kaiser dafür 
Ferdinands Töchter ausstatten müsse. Des Königs Töchter müssen 
gegen eine Abfertigung auf „ihre väterliche und mütterliche Erb- 
gerechtigkeit ** gegenüber seinen Söhnen und auch gegenüber Karls 
ununterbrochenem Mannsstamm immer verzichten. Als „väterliches und 
mueterliches ErbtaiP sollen sie je 100.000 Gulden, dazu Kleinodien 
und Hausrat für 20.000 Gulden erhalten. Erbt aber Karl V. oder sein 
Mannsstamm alle österreichischen Länder („sie seyen Lehen oder 
aigen"), so müssen überdies alle Töchter Ferdinands, ausgenommen 
diejenige, welche in Böhmen und Ungarn anerkannt wird, zusammen 
mit 300.000 Gulden entschädigt werden: „von wegen der Erbschafften, 
so nit Lehen seyn''. 

Nicht bloß das in beiden Testamenten ausgesprochene Vorrecht 
des Mannsstammes der spanischen Habsburger, auch eine andere Be- 
stimmung, wonach in diesem Falle eine Tochter Ferdinands in Böhmen 
und Ungarn rechte Erbin sein sollte, 2) beweist, daß man bezüglich 
des österreichischen Keichskreises selbst um den Preis der Trennung 
der Stammländer von diesen Königreichen an den älteren Anschau- 
ungen des Hauses festhalten wollte. 



1) Originalien und Abschriften seiner Testamente im Wiener Staatsarchiv, 
Familienakten, die Abschriften in Mss. suppl. 383. 8. Bidermann, Die Österreich. 
Gesamtstaatsidee, I, 6 f., zitiert das Testament von 1532 nur in Bezug auf etwaige 
vormnndschaftliche Regierung in allen drei Ländergebieten. Schrütter, Fünfte 
Abhandl., 364 f., Bucholtz, VIII, 739 f., Hirn, Erzherzog Ferdinand L, 41 f., 
kennen, beziehungsweise publizieren dieses Testament nicht. 

2) Siehe unten ,Ji, Böhmen'' und ^C, Ungarn". 
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Der Kaiser ist nach dem Linzer Testament auch Vormund und 
^vollmächtiger Gewaltträger" über die Söhne Ferdinands, wenn dieser 
stirbt, ehe die Söhne das vogtbare Alter von 18 Jahren erreicht haben. 
Bis zu anderweitigen Verfügungen durch den Kaiser setzte Ferdinand 
ein aus 14 Personen aller seiner Länder bestehendes oberstes Re- 
gierungskollegium mit jährlich wechselndem Sitz (und zwar zuerst 
in Preßburg, dann in Prag, schließlich in Wien) ein, wobei der aus 
geheimer Wahl hervorgehende Präsident ebenfalls abwechselnd einer 
anderen der drei Ländergruppen angehören sollte. Die Idee zu dieser 
vormundschaftlichen Zentralregierung ist wohl durch die Erinnerung 
an eine ähnliche Verfügung König Albrechts II. eingegeben worden. 

Beide Testamente weichen aber der Beantwortung der Frage 
aus, wer nach dem Aussterben auch des karolinischen Mannsstammes 
in den österreichischen Erbländem folgen sollte. Denn sie bestimmen, 
daß in diesem Falle die Länder „an die orth dahin, das von recht 
und biUichhait wegen gebirt und gehört", fallen sollen. 

Auch im Prager Testament ist der Kaiser Vormund bis zur 
Vogtbarkeit der Söhne und Töchter Ferdinands. 

Im Kodizill vom 4. Februar 1547 wird bei „Irrungen" unter 
Ferdinands Söhnen Philipp, der Sohn des Kaisers, zum Schiedsrichter 
bestimmt, wenn der Kaiser nicht mehr lebte. 

Alle die Verfügungen, durch welche die eventuelle Sukzession 
der spanischen Habsburger garantiert ist, wurden durch die „väter- 
liche Auszeigung und Teilung" der Lande am 25. Februar 1554 nicht 
aufgehoben. Denn diese „väterliche Disposition", wie sie später ge- 
wöhnlich genannt wird, ist nur eine Ergänzung des Prager Testa- 
ments vom Jahre 1543. 

Auch in den Heiratsverträgen und Erbverzichten von Töchtern 
König Ferdinands I. und seiner Abkömmlinge wird, was den öster- 
reichischen Reichskreis betriift, der spanische Mannsstamm nach dem 
Aussterben des ferdinandeischen Mannsstammes als der Erbnachfolger 
angesehen. Die Erbverzichte der Erzherzoginnen auf diese Erbländer 
lauten darum zu gunsten von Karls Mannsstamm.^) 



Siehe oben 8. 142. 

•-') Z. H. 1538 Elisabeth, 1516 Maria und Anna, 1549 und 1553 die zweimal 
verheiratete Katharina, 1561 Eleonore als Töchter Ferdinands 1.; 1570 Elisabeth 
iHabella, Tochter Kaiser Maximilians IT., als Gemahlin König Karls IX. von Frank- 
reich. Weil Anna, ihre Schwester, Philipp II. von Spanien heiratete und dieser 
damals ohnedies keinen Sohn hatte, brauchte sie 1571 nur zu gunsten des ferdi- 
nandeischen Mannsstammes, der nach dem Vertrage von 1522 in den österreichisclien 
liiindern dem spanischen voranging, zu verzichten. Ähnlich verzichteten 1592 
Anna, 1595 Maria Christina, 1605 Constantia, 1Ü37 Caecilia Renata, 1650 Isabena 
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Alle die bisher nicht beachteten Momente der ICinheit 
des Hauses,^) wie sie in den Gesamtbelehnungen, Privilegien- 
bestätigungen, in Ferdinands Testamenten und in den Verzichten 
von Erzherzoginnen vorliegen, kamen zu keiner praktischen Eechts- 
wirkung, da Karls V. Mannsstamm mit Karl II. vor dem ferdinandei- 
schen Mannsstamm ausstarb. 

In welcher Weise aber fdr die ßeerbung von Karls V. Manns- 
stamm durch ferdinandeische Abkömmlinge gesorgt wurde, wird im 
Abschnitt ^Spanien" gezeigt werden. 

Wohl machte die innere Verschiedenheit der einzelnen Länder- 
gruppen und ihrer staatlichen Aufgaben eine gemeinsame Politik der 
deutschen und spanischen Habsburger auf die Dauer unmöglich. Was 
aber beiden Linien an Gemeinsamkeit der Interessen durch die Erb- 
teilung des Jahres 1522 verloren ging, suchten sie durch das häufige 
Ineinanderheiraten wenigstens teilweise zu ersetzen, freilich, wie 
Naturforschung und Geschichte beweisen, gelegentlich nicht ohne 
Schaden für die geistigen und physischen Eigenschaften der Spröß- 
linge.*) Aber man hielt damit an einem politischen Vermächtnis 
Karls V. fest, stärkte auch das Gefühl der Zusammengehörigkeit, so 
daß dieses häufig das WiiTsal politischer Hindernisse zu durchbrechen 
und gemeinsame politische Aktionen der spanischen und deutschen 
»Gesamthänder" zu erzeugen vermochte. 



Clara, 1669 und 1670 Eleonore. Diese Urkunden in Originalien und in Abschriften 
im Wiener Staatsarchiv : Urkundenrepertorium I, Mss. 86.i; ferner abschriftlich oder 
in Konzepten im Arch. d. R.-Fin.-Min. 18.503, Fasz. 100 a (1545, 1553), Prager 
Statthai terei-Arch., Fasz. K. Nr. 1, sub Nr. 17 (1592). Einzelne sind mit den Heirats- 
verträfi^en gedruckt bei Dumont, Corps diplom. V.i, 179; Codex diplom. . . . Poloniae 
I, 207, 223, 272 f., 277, 287, 309, 325, 380; Codex Austriacus II, S. 108; Herrgott, 
Pinacotheca, Auctarium diplom., 92 f., 103 f.; Lünig, D. K. A. V.i, S. 62. Im Erb- 
verzicht Marias von 1546 heißt es: „Mit beider irer Majestäten männlichen 
Stammen für und fürzuraitteu" [rechnen]; in demjenigen der Elisabeth Isabella 
von 1570: „Der österreichischen Landen nicht allein Irer Majestät [Maxi- 
milians IL], derselben Khinder und Gebrueder, sondern auch desKhönigs 
in Hispanien so wohl, auch seiner Khinder und Manns Erben, die von ihnen 
ehelich in Mannßlini herkhomen." Eleonora verzichtete 1670 auf Sukzession: 
„Dominiorumque quorumlibet Serenissimae domus Austriacae pro omnibus 
Austriacae familiae principibus eorumque liberis et haeredibus per lineam mas- 
culinam descendentibus." Marie Antonie renuuzierte 1685 zu gunsten „der ehe- 
lichen männlichen Decendenz und denen Erzherzogen und gesamten Erzhauses 
Österreich, so lange einer dieses männlichen Namens und Stammens leben und 
vorhanden sein wird, und weiter nit'*. 

>) Hauke 44 spricht von einer Teilung des Hauses in zwei Dynastien mit 
durchaus selbständiger Kechtsstellung. 

2; Vgl. Turba, Beiträge zur Gesch. der Habsburger I, S. 313 f., 352 f. 
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bj Erbfolgeverfügungen Ferdinands L 

Solange König Ferdinand nur zwei Söhne, Maximilian und 
Ferdinand, hatte, fiel es seinen väterlichen Gefühlen nicht schwer, 
an der Einheit der österreichischen Erbländer nach außen wie nach 
innen festzuhalten. Im Linzer Testament des Jahres 1532 bestimmte 
er, daß alle Stammländer mit Württemberg ungeteilt auf seinen 
zweiten Sohn zu fallen hätten. Nur wenn es Maximilian nicht ge- 
lingen sollte, ganz Ungarn zu erlangen, sollte das Erzherzogtum 
Österreich ob und unter der Enns von den anderen österreichischen 
Ländern getrennt und von Maximilian regiert werden. Auch als Erz- 
herzog Karl, sein jüngster Sohn, geboren war (3. Juli 1540), hielt der 
König im Prager Testament vom 1. Juni 1543 an demselben Gedanken 
fest, indem er seine Söhne ermahnte, „der Vor- Altern weislich' Her- 
kommen'' zu befolgen und sich „gesambter und ungeteilter brieder- 
licher und friedlicher Regierung" zu „befleißen". „Alle Teilung" der 
österreichischen Lande sollte wenigstens bis zur Volljährigkeit des 
jüngsten Bruders, demnach bis zum Juli 1558, „gänzlich eingestellt 
und vei'schoben werden", und auch dann sollten sie sich, wenn eine 
ungeteilte Regierung unmöglich wäre, mit einer „brüderlichen Aus- 
zeigung" begnügen, damit eine „endliche Absonderung und Teilung 
der Lande" verhütet werde. Eine Vergleichung zwischen den Brüdern 
mit vorläufigem Ausschluß jeder Teilung sollte erst zwei Jahre nach 
dem Ableben König Ferdinands oder seiner Witwe stattfinden. 

Maximilian und Ferdinand sollten ferner „ihrer jüngeren Brüder 
und Schwestern Vorgeer, Versorger und Verweser" sein, alles nach 
dem Rat des Kaisers und nach dem Rat von Ferdinands Witwe. Die 
Worte „Vorgeer, Versorger und Verweser" erinnern an den Vertrag 
von 1364, aber das dort festgehaltene Vorrecht des jeweils ältesten 
unter den Brüdern ist 1543 durch die Anerkennung der Gleichberech- 
tigung aller mündigen Erzherzoge ersetzt. 

Seine zur Veimeidung der Teilung gegebenen Ratschläge hat aber 
Ferdinand selbst nicht ganz befolgt, als er am 25. Februar 1554 zur 
Ergänzung seines Testaments vom Jahre 1543 eine „väterliche Ord- 
nung, Auszeigung und Teilung" der österreichischen Erbländer vor- 
nahm. Die Söhne, auch der noch nicht mündige Karl, gaben ihre 
Zustimmung und Unterschrift, so daß dieses Aktenstück als Familien- 
pakt betrachtet werden kann. 

Die Familientraditionen aus dem 15. Jahrhundert erwiesen sich 
vorläufig noch stärker als die Anweisung des Mains und seiner Inter- 
pretation zu Primogeniturerbfolge und Unteilbarkeit. Die Unteilbarkeit 
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ist eigentlich auf das Erzherzogtum Österreich beschränkt. Die Lande 
wurden zwar nur „ausgezeigt und zugeteilt", und kein „ ansehenlich " 
Stück durfte erblich verschenkt oder anderswie „hingegeben" werden. ') 
Aber weil jeder sein Teil auch auf männliche Nachkommen vererben 
dui'fte, bedeutete die Verfügung bei aller Wahrung lehensrechtlicher 
Einheit gegenüber dem Reiche doch eine neue Länderteilung. Es gab 
von nun an drei Ländergruppen und drei Linien des deutsch-habs- 
burgischen Hauses. Maximilian bekam von den österreichischen Erb- 
ländern das Erzherzogtum Osterreich ob und unter der Enns, Ferdi- 
nand Tirol mit Vorderösterreich, Karl das Übrige: Innerösterreich. 

Gegenüber dieser Teilung war es nur ein praktisch wertloser 
Ratschlag, wenn es in der Disposition von 1554 hieß, die drei Brüder 
sollten sich gegeneinander verhalten, als ob sie „ungeteilt" wären, 
und „als ob diese Auszeigung und Teilung nit beschehen wäre".«) 

Wie in früheren Verträgen wurde diesmal die Gleichberechti- 
gung aller dadurch gewahrt, daß die Einkünfte einschließlich der 
von Ferdinand I. bezogenen neapolitanischen Jahresrente von 60.000 
Dukaten und einschließlich der durch einen etwaigen Heimfall Würt- 
tembergs an das österreichische Haus zu gewinnenden Erträgnisse 
dieses Landes gleich geteilt werden sollten. 

Die Gleichberechtigung wird auch in anderer Hinsicht gewahrt: 
Stirbt nämlich eine Linie im ununterbrochenen Mannsstamme aus, so 
soll sie von allen Überlebenden der anderen Linie beerbt werden, 
wobei vorhandene Töchter von den Erben ausgestattet werden müssen. 
Für Minderjährige sind Vormünder „deren nächstgesipte Agnaten, 
Vetter", es wäre denn, daß testamentarisch noch jemand anderer den 
Agnaten als Vormund zugeordnet würde. Ferner hat jeder Erzherzog 
das Recht, Wappen, Banner und Titel aller Länder zu führen, darf 
aber ohne „Vorwissen und Rat" der anderen weder sich selbst noch 
seine Kinder verheiraten und ausstatten. 

Von den Vorrechten des Ältesten innerhalb der ge- 
samten ferdinandeischen Nachkommenschaft blieb in der 
väterlichen Disposition vom Jahre 1554 wenig übrig: 

Was Maximilian betrifft, so sollten die Brüder seinen Rat in 
allen wichtigen Geschäften einholen, besonders bei Bündnissen an 
dessen Vorwissen und Rat gebunden sein. Sonst hatte immer der 
jeweils älteste aller Erzherzoge ferdinandeischer Nachkommenschaft 
„neben und mit anderen unseren und unseres Haus Österreichs Fürsten- 
thumben Landen und Herrschaften" geradeso wie König Ferdinand 



1) Schrötter, Fünfte Abhandlung, 492. 

2) Schrötter. Fünfte Abhandlung, 480, 483. 
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im Jahre 1530 im Namen des Gesamthauses auch das Herzogtum 
Württemberg und Teck vom Reiche ungeteilt als Lehen zu empfangen. 

Derselbe sollte Württemberg und Teck den Verträgen von 1534 
und 1552 gemäß an Herzog Christoph und an Graf Georg zu Württem- 
berg und nach beider Tode an ihre „männlichen ehelichen Leibs- 
erben" als österreichisches Afterlehen weitergeben. Dieses Afterlehens- 
verhältnis bestand bis 1599. Da beim Aussterben ihres ununter- 
brochenen Mannsstammes Württemberg zunächst an die ferdinandeische 
Deszendenz zu feilen hatte (gemäß dem Vertrag von 1522), sollte der 
Älteste unter allen überlebenden, von Ferdinand I. stammenden Erz- 
herzogen die Regierung über Württemberg führen. 

Als Zweck der Zustimmung der anderen zu einer Heirat hatte 
der König angeführt: „Damit" die Erben „bei den hohen Würden und 
Ehren, darein uns und ihre Liebden Gott, der allmächtige gesetzt 
hat, desto stattlicher erhalten" würden. 

Die Heirat seines Sohnes Ferdinand mit Philippine Welser 
(t 1580), welche im Januar 1557^) heimlich, jedoch rechtskräftig, ge- 
schlossen wurde, das erste Beispiel einer morganatischen Ehe im 
Hause Habsburg, erregte daher das Mißfellen des Kaisei-s. 

1. August 1559 gewährte er, nachdem er die Tatsache ver- 
nommen hatte, urkundlich Verzeihung, wobei er die Versorgung der 
Kinder garantierte. Dazu bestimmte er 13. September 1561 für alle 
Söhne zusammen 30.000 fl. jährliches Einkommen und künftige Sicher- 
stellung in noch näher zu bestimmenden Gebieten, jeder Tochter aber 
10.000 fl. Heiratsgut als „ehrliche Abfertigung von solchen Fürsten- 
thumben und Landen Seiner Liebden anteüs". 

Diese Ehe, von deren eidlicher Geheimhaltung die Gatten erst 
durch päpstliche Gewalt 1576 dispensiert wurden, machte eine weitere 
Ergänzung der bisherigen Sukzessionsverfügungen Kaiser Ferdinands 
nötig. 

Der Erzherzog hatte schon zwei Söhne: den 17. Juni 1558 ge- 
borenen, späteren Kardinal Andreas und den 22. November 1660 ge- 
borenen, späteren Markgrafen Karl von Burgau. Sie und andere Söhne 
aus dieser Ehe waren nach der Urkunde vom 1. August 1559 von 
der Sukzession ausgeschlossen, und erst wenn ^ aller Mannsstamm des 
Hauses Osterreich gar (= ganz) abginge", sollte der Mannsstamm 
dieser Ehe in allen „Erbkönigi'eichen und Erbländern, gar nichtz 



1) über aU das Folgende, das sich auf Erzherzog Ferdinands Nachkommen- 
Kchaft bezieht, Hirn, Erzherzog Ferdinand, ü, 313 f., 451 f., wo die bis 1888 er- 
schienen«' Literatur verwertet ist. Im später erschienenen Buch von Boeheim, 
Philippine Weiser, Innsbruck 1896, bieten fast nur die Illustrationen Neues. Vgl. 
Buchültz, IX, 738 f., 743 f. 
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ausgenommen", folgen dürfen. 13. September 1561 schränkte er 
diese Verfügung bedeutend ein, indem er bestimmte: Erst wann 
„aller Stamen unseres hoclilöblichen Hauses Osten'eich gar abging'*, 
also nicht allein der Mannsstamm, sollen „alle unser österreichischen, 
von dem hayligen Eeich belehnte Fürstenthumb und Land, gar nichts 
ausgenommen", nicht aber Ungarn und Böhmen, an Philippine Welsers 
Söhne „oder deren mannliche Leibserben fallen". Diese Kinder sollten 
keine königlichen oder füi'stlichen Namen und Wappen gebrauchen, 
sondern den Titel „von Osterreich und dann von denjenigen Fürsten- 
thumben, Grafschaften und Herrschaften", die man ihnen zuweisen 
würde, überdies das österreichische Wappen und das der zugewiesenen 
Länder, „in Schild und Helm". Eidliche und schriftliche Anerkennung 
seiner Verfügungen hatte der Kaiser von den Eheleuten schon 6. Sep- 
tember 1561 erlangt. 

Er hatte 1559 zwar als Kaiser, „als Kunig von Ungarn und 
Böhmen" und als „Erzherzog von Östen-eich" das früher Erwähnte 
dekretiert; weil aber in einer, alle deutschen Habsburger betretfenden 
Angelegenheit auch die Zustimmung der anderen Erzherzoge nötig 
war, bestätigten Maximilian und Karl auch ihrerseits die Verfügung 
vom 13. September 1561 zwei Tage später.*) 

Für die Einhaltung seiner Erbfolgeverfügungen sorgte Ferdinand I. 
schließlich noch dadurch, daß er im Jahre 1564 seinen Söhnen in den 
ihnen zugewiesenen Gebieten die Erbhuldigung leisten ließ.-) 

c) Wirkungen des „Malus" nach der Auslegung 

Kaiser Karls V. 

1. Beerhnng der Linie Erzherzog Ferdinands von Tirol. 

Nach den letzten Erbfolgeverfügungen Ferdinands I. aus den 
Jahren 1559 und 1561 war es wahrscheinlich, daß die Linie Erzherzog 
Ferdinands den anderen zuerst Erbschaftsfreuden bereiten würde. 
Aber diese Verfügungen bezogen sich nur auf die Kinder aus der 
Ehe mit Philippine Welser, während nach dem Testament von 1543 
und den Ordnungen von 1554 und 1561 Kindern des Erzherzogs Ferdinand 
aus einer eventuell zweiten ebenbürtigen Ehe alle Sukzessions- 
rechte gewahrt blieben. Eine solche Ehe schloß er mit der mantuani- 
schen Prinzessin Anna Katharina, einer Enkelin Kaiser Ferdinands I. 
Wenn er damals Söhnen dieser Prinzessin Sukzessionsrechte garan- 



*) Archiv des R.-Fin.-Min., lleichsakten 120, nach einem Verzeichnis der 
Hausakten Karls von Burgau. Die Originale im Farn. Archiv. 
2) Siehe .unten ,.Landesfür8t und Landstände". 
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tierte, ohne, wie man es in Mantua wünschte, die Mitunterzeichnang 
und Mitsiegelung Kaiser Rudolfs und Erzherzog Karls einzuholen, 
so war er nach den Verfügungen Kaiser Ferdinands von 1543 und 
1554 und nach den Akten von 1559 und 1561 vollkommen im Becht. 

Durch diese Ehe suchte er auch die Sukzessionshoflfnungen seiner 
Neffen zu vereiteln.^) Aber Söhne blieben ihm dieses Mal versagt, 
und so mußte er sich darauf beschränken, die 1561 geschaffenen 
Garantien zu erneuern und zu verstärken. Es handelte sich besonders 
um die Ausstattung der Söhne der Philippine Welser mit Herrschafts- 
gebieten, deren jährliches Erträgnis die schon früher verbürgten 
30.000 Gulden erreichen mußte. 

In diesem Sinne ließ er sein Testament vom 20. März 1570, zu 
dem er 18. Juni 1594 ein Kodizill verfaßte, von Kaiser Maximilian 
und Erzherzog Karl bestätigen. Diese beiden gaben ihm auch 18. Ja- 
nuar 1574 eine Verschreibung wegen der Anweisung jenes vererb- 
lichen Jahresdeputats. Dieses garantierte Kaiser Rudolf IL mit Volhnacht 
seiner Brüder 26. Mai 1578. Hiebei bestimmte er, daß Ferdinands 
Söhne sich „Markgrafen des heiligen römischen Reiches zu Burgau und 
Landgrafen zu Nellenburg, Grafen von Hohenberg, Herrn von Feld- 
kirch, Bregenz und Hoheneck" nennen dürften. Diese Gebiete sollten 
jederzeit durch den „ältesten regierenden Erzherzog von Öster- 
reich" zugleich mit den anderen Reichsgebieten zu Lehen empfangen 
und ihnen und ihren „mannlichen Lehenserben" als österreichisches 
Afterlehen weiter verliehen werden. Erzherzog Ferdinands Söhne 
sollten „fürstliche Stimme und Session in des heiligen römischen 
Reiches und sonst allen anderen Versammlungen, Oiten und Enden 
haben, gebrauchen und genießen" ; die Appellationen sollten von ihnen 
an den Landesfürsten in Innsbruck als letzte Instanz gehen. 

Die Angelegenheit wurde aber verschleppt, weil Erzherzog 
Ferdinand auf eine genaue Eruierung der Einkünfte seines Landes 
nicht eingehen wollte, und weil viele der in Betracht kommenden 
Gebiete verpfändet waren, 2) hauptsächlich aber, weil das Verhältnis 
zwischen dem Kaiser und dem Erzherzog häufig nicht besonders 
freundlich war. 14. Juli 1588 verpflichteten sich Kaiser Rudolf II. 
und seine Brüder, den Betrag von jährlichen 6805 fl., um welchen 
die genannten Güter zu wenig eintrugen, zu ersetzen.») 



1) Hirn, a. a. 0., 449, 451. 

2) Die Angaben bei Hirn, a. a. 0., 373 f., 375, werden im Detail ergänzt 
durch Akten im Archiv des Reichs-Fin.-Min., Reichsakten 120, 124, und im Arch. 
d. Min. d. I., L B. 1, 3066. 

3; Albert Jäger, Beiträge zur Gesch. der Verhandlungen . . . 1595 bis 1597, 
Archiv f. ö. G., L, 205. 



— 175 — 

Ei'zherzog Ferdinand von Tirol erlebte die vollständige Ordnung 
der Angelegenheit nicht mehr (f 24. Januar 1595), und nach seinem 
Tode gab es viel Unrecht und Klagen in finanziellen Dingen. 25. Au- 
gust 1606 kam es endlich zu einem neuen Vertrag mit dem Mark- 
grafen Karl von Burgau, aber erst 6. September 1609 wurden ihm 
seine Gebiete durch Erzherzog Maximilian eingeantwortet. 

Er erhielt sie nach den genannten Bedingungen des Jahres 1578 
als österreichisches, vererbliches „rechtes Manns- und Afterlehen" 
und nicht mit voller Souveränität. Die Appellationen mußten stufen- 
weise bis zum jeweils regierenden Landesfürsten der oberösten-eichi- 
schen Länder (Tirol und Vorlande) gehen^ und Karl hatte nicht das 
Becht zu irgend einem Bergbau und zum Salzsieden. Auch war er ver- 
pflichtet, die Bewohner seiner Gebiete bei der katholischen Religion 
zu erhalten. 

Sein Bruder, Kardinal Andreas, eine unsympathische Figur, un- 
dankbar und hochmütig gegenüber einer verschwenderischen, väter- 
lichen Liebe,') war schon 20. November 1600 in Eom gestorben. 
Markgraf Karl verschied am 30. Oktober 1618 in Überlingen. Seine 
Ehe mit Sibylle von Jülich, die er 28. Februar 1601 geheiratet hatte, 
blieb kinderlos. 2) 

Nun war das Erbe Erzherzog Ferdinands von Tirol wieder 
vereinigt. 

König Ferdinand hatte 1554 bestimmt: Wenn einer seiner Söhne 
oder mehrere oder nach ihnen deren „männliche Lehenserben ohne 
Erbsün in absteigender Linie" verstürben, so sollten „alle des(selben) 
oder derselben Fürstenthumb, lanndt und herrschaften auf den oder 
die noch lebende andere .... geliebte Sün oder, wo die niet wären, 
ihre männliche lehenserben gänzlich erben und fallen". 

Durch diese Worte war ausgeschlossen, daß der jeweils Alteste 
der gesamten Deszendenz Kaiser Ferdinands die Herrschaft über das 
Erbe Ferdinands von Tirol allein beanspruchen konnte. Als daher 
Kaiser Rudolf II. dies trotzdem tat, berief er sich auf das von Kaiser 
Karl V. mit anderen Freiheiten bestätigte Vorrecht des Altesten, wie 
es das Privilegium malus ausgesprochen hatte. 10. x\pril 1595 wurde 
dem Kaiser von seinen Brüdern und von Herzog Wilhelm von Bayern, 
dem Mitvormund der minderjährigen Erzherzoge der steierischen Linie, 



1) Hirn, a. a. 0., II, 390 flf. 

2) In seinem Testamente vom Jahre 1618 sorgte er für seine natürlichen 
Kinder, die er, wie er sagt, „menschlicher Blödigkeit'' verdanke; es waren dies: 
„Anna Elisabetha Ferrerin" und zwei Söhne Karl und Ferdinand. Überdies sorgte 
er für einen natürlichen Sohn seines Bruders Andreas, namens „Hans Georg Albiz". 
Arch. d. R.-Fin.-Min. 
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eine Vollmacht ausgestellt, wonach er bis zum einhelligen Ausgleich 
als „Haupt und ältester Erzherzog von Österreich" die Erbschaft 
für sich und die anderen regieren und in seinem und der anderen 
Namen die Erbhuldigung entgegennehmen sollte. 

Dann nahm Erzherzog Matthias als Stellvertreter Rudolfs auf 
Grund einer ähnlichen Vollmacht die Huldigung entgegen. Während 
über einen Ausgleich verhandelt wurde, ließ der Kaiser als „ältester 
regierender Erzherzog" Tirol verwalten. Aber <lie Nachkonmien Erz- 
herzog Karls von Steiermark verfochten gegenüber dem Einheits- 
gedanken des Kaisers und seiner Brüder die Gleichberechtigung aller 
Erzherzoge und verlangten Teilung des Erbes zwischen den Linien. 
Die Hausgeschichte des 14. und 15. Jahrhunderts war eine wahre 
Rüstkammer für beide Parteien. Es mußte scliließlich zu einem Kom- 
promiß kommen. Dieses rettete nach dem Wunsch der Stände die 
Einheit des Erbes und in gewissem Sinne auch der Regierung. Wohl 
um den beiderseitigen Ansprüchen Rechnung zu tragen, wurde im 
Prager „Rezeß" vom 5. Februar 1602 und in einem Patent an die 
Stände vom 31. Mai desselben Jahres ausgesprochen, das Erbe sei 
auf beide Linien gefallen, und der Kaiser habe sieben Jahre lang 
als „ältester regierender Erzherzog" bis zu weiterer Vergleichung 
die Administration geführt. Weder jetzt noch künftig sollte aber eine 
Teilung des Erbes, dafür aber eine Teilung der Einkünfte stattfinden, 
ausgenommen, es würden sich alle Erzherzoge einstimmig anders 
entscheiden. Das Er])e sollte abwechselnd von der Nachkommenschaft 
Kaiser Maximilians II. und von der steierischen Linie regiert werden: 
zunächst von Erzherzog Maximilian; wenn mit ihm eine „Verände- 
rung" stattfinden sollte, dann von der steierischen Linie. Dem Guber- 
nator Maximilian wurden von jeder Linie zwei Räte zugesellt. Hohe 
Ämter mußten mit Zustimmung: der anderen besetzt, die katholische 
Religion im Lande aufrecljt erhalten werden. Vi 

In seltsamer Weise wurde so das Prinzip der Linearsukzession 
anerkannt, während der Anspruch des Altesten der gesamten Deszen- 
denz Kaiser Ferdinands I. auf Alleinregierung im Jahre 1602 nicht 
anerkannt wurde. 

Aber der Kaiser setzte sicli trotz des Vertrages zum Ziel ent- 
weder zum Alleinbesitz oder wenigstens zur Alieinregierung Tirols 



^) Albert JäjL,^er, Beiträi,^e zur Geschichte der Verhandlungen . .. 1595 bis 
1597, Archiv f. ü. G., 1873, L, lOS f., 113, 115, 133; Derselbe, Beiträge zur Gesch. 
des PassaufT KriegHvolkes, ebendas. LI, 290; Hirn, Tirols Erbteilung und Zwischen- 
reich 1595 bi:* Wri, obendas. 1902, XCTI. zweite Hälfte, kam mir durch die Freund- 
lichkeit des Vertass»Ts nach dem Abschlüsse meiner Arbeit noch in die Hand. 
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zu gelangen, M wobei er an Entschädigung der anderen Mitbesitzer 
dachte. Er wies auf das Vorrecht des Ältesten nach dem Privilegium 
malus und den Bestätigungen desselben hin. Daß das Recht nicht 
immer ausgeübt worden sei, verschlage nichts; denn in der von ihm 
selbst (Rudolf II.) wiederholten Bestätigung der österreichischen Frei- 
heiten vom Jahre 1530 sei ausgesprochen, daß „alle Conti-aventiones 
Underlassung und Verschweigung oder Nitgebrauch der alten öster- 
reichischen Freiheiten . . . per expressum einmal für allemal cassieii;'' «) 
worden seien. 

Oktober 1606 scheint Erzherzog Maximilian der Altere zum Ver- 
zicht auf seine Statthalterschaft vom Jahre 1608 angefangen bis zum 
Tode des Kaisers bereit gewesen zu sein. 3) Da aber Maximilian nur 
Bevollmächtigter des Gesamthauses war, so mußten auch die 
anderen ihre Zustimmung geben. Dafür hatte der Kaiser Erzherzog 
Leopold schon gewonnen. Im Liebener Frieden mit seinem Bruder 
Mathias 25. Juni 1608 erlangte er den Verzicht auf dessen „Erb- 
portion und Anteil" in Tirol und den Vorlanden. Auch nach seiner 
zweiten Demütigung des Jahres 1611*) strebte der Kaiser darnach, 
von den anderen Erzherzogen die nötigen Verzichte zu erlangen, 
aber immer vergebens: in der Urkunde, die er 11. August 1611 unter- 
zeichnete, blieb ihm außer der Kaiserkrone nur der Mitbesitz von 
Tirol und Vorderösterreich. 

Zwar hatte Erzherzog Maximilian während der Zusammenkunft 
der Erzherzoge vom 25. April 1606 in Bezug auf Amterverleihung 
in Tirol und den Verlanden'^) freie Hand erhalten, er war aber trotz- 
dem zeitlebens in Tirol nur Gubernator, nie Landesfärst, ^) auch 
nach dem Tode Kaiser Rudolfs nicht. Denn als ihm Kaiser Mathias, 



1) Hirn, Die ersten Versuche Kaiser Rudolfs II., in den Alleinbesitz der 
Grafschaft Tirols zu gelangen. Arch. f. ö. G., 1898, LXXXVI, 253 ff., 267 f., 289 f. 

2) März, April 1607 in dem Schriftenwechsel zwischen dem Kaiser und den 
Erzherzogen Maximilian und Mathias. Arch. d. Min. d. Inn., I A 2, 3007. Vielleicht 
hängt es mit des Kaisers Bestrebungen bezüglich Tirols und der Vorlande zu- 
sammen, daß er sich am 21. Oktober 1597 bei der Bestätigung der vorländischen 
Reichspfandschaften des Hauses Österreich, besonders der Verpfändung des Jahres 
1379, deren Lösung zu gunsten von Kaiser und Reich „allzeit" vorbehielt. Arch. 
d. Min. d. Inn., I, B. 1, 3066. 

3) Stieve, Briefe und Akten zur Gesch. des 30jährigen Krieges, München 
1895, VI, S. 158, 866. 

*) Mathias an 3Iaximilian, 19. August 1611, Original, Arch. d. Min. d. Inn., 

I, AI, 3004. 

s) Hirn, Die ersten Versuche Kaiser Rudolfs IL, in den Alleinbesitz Tirols 
zu gelangen, S. 290. 

«) Wie Albert Jäger a. a. 0., 136, und Hnber, Gesch. Ö., IV, 132, meinen. 

Tnrb», Thronfolge. I^ 
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vermutlich 11. Oktober 1612, „vollkommene Gewalt" fibergab, betraf 
sie nur sein eigenes „Geböhrnus und erblichen Interesse", d. L, er 
verzichtete auf das Recht, in wichtigen Dingen mitbefragt zu werden. 
Aber selbst diese Zession war unvollkommen, indem Mathias sich 
versprechen ließ, daß mit fällig gewordenen Lehen nichts ohne dessen 
Vorwissen geschehen werde. ^) 

Wegen des Verzichtes des Mathias glaubte Erzherzog Maximilian 
Ernst (t 19. Februar 1616) von der steierischen Linie im Recht zu 
sein, wenn er in seinem Testament vom 5. August 1614 sein ^antheil 
und gebührnus der ober- und vorderösterreichischen land" (Tirol 
und Vorlande) «ainig und allein" seinem ältesten Bruder Ferdinand 
(11., dem späteren Kaiser,) vermachte. Er hielt sich dazu um so mehr 
für berechtigt, als sein Vater, Erzherzog Karl, im Testament vom 
Jahre 1584 für seine Gebiete Unteilbarkeit und Primogenitur 
bestimmt hatte. Trotzdem annullierten die drei Brüder, Ferdinand, 
Leopold und Karl, 23. Juli 1616 dieses Testament, damit künftig 
niemand daraus Nachteil erwüchse, indem sie erklärten, es sei den 
, alten Hausverträgen" zuwider.*-*) 

Mit Maximilians Tode (2. November 1618) war das „Gubernament" 
der Linie Kaiser Maximilians IL zu Ende. Dem Prager Rezeß gemäß 
folgte nun die steierische in der Verwaltung Tirols und der Vor- 
lande. Durch eine Urkunde vom 14. Januar 1619, die sich auf diesen 
Rezeß beruft, wurde dann Leopold, wie es heißt, über einmütigen 
Beschluß des Kaisers Mathias (für sich und als Vollmachtsträger 
Albrechts), ferner Ferdinands und Karls als Gubernator eingesetzt*) 
Er durfte aber ohne Bewilligung der anderen keinen Landtag aus- 
schreiben und halten, ebensowenig Gnaden und Lehen verleihen. Auch 
diesmal handelte es sich nur um Gubernament, nicht aber um ein 
Landesfürstentum. 

Erst nach dem Tode des Kaisers Mathias (20. März 1619) und 
Erzherzog Albrechts (Juli 1621) war die steierische Linie alleinige 
Gebieterin über das Erbe Erzherzog Ferdinands von Tirol. 

Wenn auch Kaiser Rudolf das Vorrecht des ältesten aller 
deutschen Erzherzoge der ferdinandeischen Deszendenz nur zeitweilig 
und in sehr engem Sinne durchzusetzen vermochte, so gelang es ihm 



1) Konzept der Zession vom 11. Oktober 1612 und Konzept einea Revenes 
Maximilians vom 16. Oktober 1612 im Arch. d. 3Un. d. Inn., I, A 1, 3007. 

2) Orijijinalien im Wiener „Familienarchiv". Das Stück vom Jahre 1616 habea 
nur die Erzherzoge Karl und Ferdinand «gesiegelt und unterzeichnet. 

3) Ausdrücklich wird nur von „Gubernament und Regierung" Maximiliaiis 
gesprochen. Original im Staatsarchiv. Urk.-llepert. I. 
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wenigstens innerhalb der maximllianischen Linie, die Grundsätze des 
Mains und seiner Interpretation von 1522 und 1530 zur Anerkennung 
zn bringen. 

2. Die Linie Kaiser Maximilians II. 

Kaiser Maximilian II. starb 12. Oktober 1576, ohne ein Testa- 
ment hinterlassen zu haben. Darum mußte, was das Erzherzogtum 
Österreich unter und ob der Enns betrifft, die Nachfolgefrage zwischen 
seinen Söhnen Rudolf, Ernst, Mathias, Maximilian, Albrecht und Wenzel 
noch geordnet werden. 

Kaiser Rudolf und die Stände Österreichs begegneten einander 
in dem Streben, die Einheit des Landes zu erhalten. Die Erinnerung 
an die Zeiten Kaiser Friedrichs III. und seines Bruders Albrecht VI. 
wirkten mit. Die Wiederkehr solcher Wirren sollte verhütet werden. 
Die Stände wollten darum verhindern, daß die Vereinbarung, die ge- 
troffen werden müßte, später umgestoßen werden könnte. Sie huldigten 
Rudolf erst, als sein Bruder Ernst ihnen 1. Oktober einen vom 30. Sep- 
tember 1577 datierten Revers eingehändigt hatte, durch den die 
Erzherzoge bewilligten, daß Rudolf allein die Erbhuldigung empfange, 
und zwar für sich und seine „ehelichen Leibserben Mannsstammens 
von Sunen (Söhnen) zu Sunen zuraiten" (rechnen). Erst mit dem Aus- 
sterben von Rudolfs Mannsstamm, „aber nit ehe", sollen die Brüder 
oder ihre „männliche Leibserben, welcher darunter dieser [Maxi- 
milianischen] Linie der ältiste an Jaren am Leben sein wird", zur 
Sukzession gelangen können. 

Rudolf wird in dem Vertrag, den er 10. April 1578 ^) mit seinen 
Brüdern schloß, „ältister und regierender Herr" genannt. Ursprünglich 
war dieser Vertrag bloß für Osterreich geplant, später wurde er auf 
Böhmen und Ungarn ausgedehnt. 

Durch diese Bestimmungen ist das Privilegium malus 
samt seiner Auslegung vom Jahre 1522 und 1530 mit beson- 
derer Mitwirkung der Landstände, die sich bezüglich der Unteilbarkeit 
auf dieses Privileg beriefen, zur Anerkennung gebracht, zunächst 
allerdings nur in der maximilianischen Linie. 

Nach dem Vertrage vom Jahre 1578 sollte ferner immer der 
„älteste Erzherzog", aber nicht der maximilianischen, sondern der 
ganzen ferdinandeischen Deszendenz alle Lehen des Hauses Öster- 



1) Dieser Vertrag ediert von Jos. Fischer, Die Erbteilaag Kaiser Badolfs IL 
mit seinen Brüdern 157S, in der Zeitschrift des Ferdinandeams für Tirol, 1897, 
XLL Heft. Ergänzungen in Bezug auf die Entstehung in Akten des Arch. d. Min. 
d. LuL, I, A2, 3036, I, B. 1, 8066, 3059. 

12* 
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reich empfangen. Alle Erzhei*zoge sollen Wappen, Titel und Banner 
von jedem der österreichischen Länder fähren? 

In dieser Hinsicht wurde also an den testamentarischen 
Verfügungen Ferdinands L festgehalten. 

Die Entschädigung, welche die Brüder bekommen sollten, betrug 
45.000 Gulden jährlich, wobei man für OsteiTeich 25.000 Gulden, für 
Böhmen und Ungarn 20.000 Gulden rechnete, „jedoch" so, wie Erz- 
herzog Ernst am 31. Oktober 1578 nach Spanien schrieb: „daß es 
den Namen von der Künigreich und incorporierten Landen wegen 
nit habe." Diese Summe sollte nur auf den Namen des Kaisers gehen. 

Diese 45.000 Gulden Jahreseinkommen sollen ein „vererbliches'* 
und „frei aigen Deputat" bilden. Dazu sollte nach drei Jahren noch 
ein „Erbguetel" von 5000 Gulden Jahreserträgnis kommen: „frei und 
lediglich" auf „eheliche Leibserben vererblich" (also auch auf Töchter), 
aber unter östen-eichischer Obrigkeit und Appellation. 

Frei Eigen nannte man besonders in Östen-eich das Eigengut 
des Adels, das von jeder Lehenspflicht befreit war. 

Dem Vertrage gemäß konnte durch Tod, Verzicht oder Über- 
tragung ein Erbdeputat auf andere Brüder übergehen, die alle noch 
immer Erbanwärter blieben. 

So zedierte am 1. August 1597 Erzherzog Albrecht seinem Bruder 
Mathias, allerdings nur auf Widerruf, jährlich 11.250 Gulden als ein 
Viertel des Erbdeputats, das ihm durch den Tod des Erzherzogs 
Ernst zugefallen war, 

Kaiser Rudolf war auch in Friedenszeiten ein schlechter Zahler, 
dem gegenüber Beharrlichkeit im Fordern nötig war. Durch diese 
Eigenschaft scheint Mathias am meisten Wirkung erzielt zu haben. 
Die Rückstände an Erbdeputat wuchsen aber bei seinen Brüdern 
ins Ungeheuerliche. Nach Rudolfs Tode präsentierte Erzherzog Max 
17. September 1615 eine Rechnung von mehr als IV2 Millionen, Erz- 
herzog Albrecht Februar 1613 eine andere von 200.000 Gulden. 

Zur Sicherung der Thronfolge des Erzherzogs Ferdinand von 
der steierischen Linie waren Erbverzichte der noch lebenden Söhne 
Kaiser Maximilians IL nötig. 8. August 1618 schlössen darum die 
Erzherzoge Max und Ferdinand einen Vertrag, worin Maximilian 
unter anderem bezüglich Ungarns, Böhmens und des Erzherzogtums 
ob und unter der Enns auf ., Erbrecht und Gerechtigkeiten" ver- 
zichtete, Ferdinand aber versprach, beim Antritt der „wirklichen. 
Regierung" in Böhmen und Ungarn den Vertrag von 1578 zu be- 
stätigen, wie e.<=i „bey ieczig Kaj'. Majestät [Mathias] angetretener 
Regierung beschehen" sei. Maximilian sollte dann von Ferdinand 
<li(* . KrbJeputatsgebühr" samt der von Erzherzog Ernst „ererbten 
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Portion** und den 14.000 Gulden, die ihm Mathias zugesichert hatte, 
zuBammen jährlich 70.250 Gulden erhalten. Davon sollte Maximilian 
dem Erzherzog Leopold auf dessen Lebenszeit jährlich 10.000 Gulden 
testamentarisdi vermachen dürfen und Ferdinand sollte diese Summe 
auszahlen. ^) 

Durch den Tod Rudolfs IL (20. Januar 1612), 2) des Erzherzogs 
Max (2. November 1618)*) und schließlich des Kaisers Mathias (20. März 
1619), die alle keine legitimen Leibeserben hinterließen,*) wurde Erz- 
herzog Albrecht (f Juli 1621) nach dem Vertrage von 1578 und 
nach den testamentarischen Verfugungen König Ferdinands I. allein- 
berechtigter Erbe des Erzherzogtums Osterreich. Er verzichtete 
aber auf dieses Land und gab schon vor Mathias Tode dem König 
und Ei-zherzog Ferdinand von der steierischen Linie Vollmacht, die 
Huldigung im Erzherzogtum für sich selbst zu empfangen.^) Dafür 
und für die durch den Tod seiner vier Brüder Ernst, Rudolf, Max 
und Mathias erworbenen Erbdeputate wurden ihm 4. Januar 1620 
jährlich 100.000 Gulden und als Legat des Kaisers Mathias jährlich 
überdies 15.000 Gulden zugesichert.^) 

Wie Kaiser Friedrich IIL hat auch Kaiser Rudolf 11. die Einheit 
seiner Gebiete mit großem Eifer verfochten. 

Ich habe schon an anderem Orte ') betont, daß des Kaisers Eigen- 
und Machtliebe eine weitere Zerstückelung seiner Länder verhinderte, 
und daß seine, allerdings mit Egoismus gepaarten, staatsmännischen 



1) Original mit Siegel und Unterschrift Maximilians und Ferdinands im 
Familienarchiv, Wien. 

>) Über Kaiser Hudolfs IJ. uneheliche Kinder, siehe Turba, Beiträge zur 
Gesch. d. Habsb., I, S. 337, mit der dort angeführten Literatur. Don Mathias von 
Osterr., eines derselben, erhielt 26. Juni 1624 von Kaiser Ferdinand II. als Jahres- 
deputat im Königreich Böhmen und anderwärts so viel Güter, daß diese zusammen 
15.000 Gulden eintrugen. In seinem Testamente ernannte Don Mathias 28. August 
1626 Kaiser Ferdinand II. zu seinem Universalerben. Akten darüber im Reichs- 
Fiii.-Min.-Archiv, 100 b. 

3) Über seine Testamente vgl. Dudik, Arch. f. ö. G., 1865, XXXIII, 235 f. 
Vgl. ferner Hirn, Die ßenuntiation des Deutschmeisters Maximilian auf Polen 
(8. Mai 1598), Mitteil. d. Inst. f. ö. G., Ergänzungsband, 1893, IV. 

*) Mathias wies einem Ziehkind Dorothea, die er seiner Gemahlin zuliebe 
angenommen hatte und ins Kloster bei der „Himmelpforten" gebracht hatte, am 
19. Mai 1607 jährlich 200 Gulden an. Reichs-Fin.-Min.-Archiv, 100 i,. 

5) Lünig, D. E. A., Vi, S. 80. 

ö) Nach einer Abrechnung vom 18. August 1620 verblieben als Forderung 
Albrechts damals 15.700 Gulden, die bei eintretendem Frieden gezahlt werden 
sollten. Über alle genannten Geldbeträge vgl. die Gedenkbücher 167 (Fol. 254), 
149, S24, 168 (Fol. 1, 78), und Reiohsakten 100 ^ im Eeichs-Fin-Min.- Archiv. 

^ Beiträge zur Gesch. d. Habsborgeri* I, 8. 844 i^ 
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Erwägnngen die Bückkehr zur Großmachtstellnng der dentschen Habs- 
burger, die FerdiDand I. mit der Länderteilung des Jahres 1554 auf- 
gegeben hatte, vorbereiten halfen. 

Wenn sich nur seine stille Sehnsucht, die spanischen Habsburger 
zu beerben, erfüllt hätte! Er wäre dann auch gegen seine Brüder 
anders verfahren. 

Er selbst hätte nur dann geheiratet, wenn er dadurch seinen 
Besitz um die Niederlande oder wenigstens um Mailand als Heirats- 
gut vermehrt hätte. ^) 

Er ließ auch seine Brüder nicht heiraten, weil er von der hiezu 
nötigen Landausstattung nichts wissen wollte. 

Für die Landausstattung des jüngsten Bruders des Kaisers, des 
Erzherzogs Albrecht, sorgte der spanische König Philipp IL kurz vor 
seinem Tode 1598, indem er ihm nicht bloß seine Lieblingstochter 
Isabella Klara Eugenia zur Gemahlin gab, sondern beiden und ihrer 
etwaigen Nachkommenschaft auch die Niederlande abtrat 2) 

Die Wahl eines römischen Königs und die Sicherung der Suk- 
zession in Böhmen und Ungarn bei Rudolfs Lebzeiten lag im Interesse 
des Katholizismus und einer erblichen Thronfolge in diesen beiden 
Königreichen. Solange Rudolf lebte, hätte aber ein zur Kaiserwürde 
auserkorener römischer König schwerlich mit der Summe, die ihm 
der Vertrag von 1578 sicherte, Hof halten können. 

Die Frage war, ob und wie man den Grundsätzen der Einheit 
nichts vergeben und trotzdem die Sukzession sichern konnte. Die 
kaiserlichen geheimen Räte schlugen, als es sich um die Garantie der 
Sukzession des Mathias in Rudolfs Gebieten handelte, 1599 vor, 
Mathias müsse mit „Mund, Handt und Revers** versprechen, nicht zu 
heiraten, solange der Kaiser selbst auf Leileserben zu hoffen habe; 
ferner, w^nn der Kaiser selbst Kinder erhalte, nur bis zu deren 
Mündigkeit zu regieren und ihnen dann die Länder wieder abzutreten. 
Endlich sollte er versprechen, solange der Kaiser lebe, sich nicht in 
die Regierung zu mischen oder nur soweit, als es der Kaiser ge- 
statte.») 

Daß es nicht zur Ordnung der Nachfolge kam, lag nicht allein 
an dem Kaiser, sondern vermutlich auch an der Weigerung der Erz- 
herzoge Ernst und Mathias, in solche Beschränkungen zu willigen.*) 



Ebondas. S. 338 ff. 

•^) Ebcndas. S. 365 ff. 

'») Am 21. Juli 1599. Arch. d. Min. d. Inn., I, A 1, 2982. 

*) Vgl. Zöchbaur, Kaiser Rudolf IL und die Nachfolgefrage bis zum Tode 
des Erzherzogs Einst (20. Febiuar 1595), Programm des bischöll. GymnasiniDB in 
Urfahr ISMK IfCO, und Turba, Beitiöge 1, S. 344 fi — Am 8. Mai 1615 betonte 
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Bei Mathias war das Heiratsbegehren besonders heiß. Wieder- 
holt erklärte er, sein Gewissen verbiete ihm, sein bisher uneheliches 
Leben 1) fortzusetzen. 

Wenn schon die leidige Landausstattung eine ebenbürtige Ehe 
zu verhindern schien, so hätte sich eine unebenbürtige Ehe, ähnlich 
derjenigen, die Ferdinand von Tirol mit Philippine Welser geschlossen 
hatte, als Auskunft denken lassen. 

In der Tat hegte oder heuchelte Erzherzog Mathias 1604 die 
Absicht einer morganatischen Ehe. Der Kaiser hatte ihm Vorstellungen 
wegen seiner Aufführung durch den Erzherzog Max machen lassen 
und auf die Lösung der Beziehungen zu einer Dame gedrungen, der 
er einen unheilvollen Einfluß auf Mathias zuschrieb, sowohl was dessen 
Regierung, als was das brüderliche Verhältnis betriflFt. 

Der Erzherzog beantwortete die Vorstellung mit der Ankündi- 
gung seiner Absicht, diese Dame zu heiraten. Der Kaiser verbot ea 
aber, da von Mathias Kindern ^die Nachfolge im Reiche abhänge". 
Von den anderen noch lebenden Brüdern des Kaisers waren in der 
Tat keine ehelichen Kinder zu erwarten: Maximilian war Hoch- 
meister des Deutschen Ordens und Albrechts bisher fünflährige Ehe 
war kinderlos geblieben. Mathias entgegnete aber, es fehle nicht an 
anderen; er meinte die Erzherzoge der steierischen Linie. 

Auf einen neuerlichen Hinweis des Kaisers, daß er etwas Un- 
würdiges täte und nichts in die Ehe bekäme, erwiderte er: Die Aus- 
stattung möge der Kaiser nur den Verwandten der Braut überlassen. 
Jahre und Gut habe er im Dienste des Kaisers verloren; nun wolle 
dieser auch seine Seele verderben lassen. 

Als Bischof Khlesl, des Erzherzogs intimster Berater, deswegen 
nach Prag gerufen wurde, drohte Mathias zu tun, was ihm Gott 
eingebe, wenn der Kaiser Khlesl nicht rasch mit einer Entschei- 
dung zurückschicke. Der unehrerbietige und drohende Ton, den 



Mathias in einem Briefe an Maximilian, Unverzagt habe einen Revers abgefaßt, 
ihn den geheimen Räten vorgelesen und habe deren Billigung gefunden. Danach 
habe Mathias für den Fall, daß Rudolf heiratete und einen Sohn bekäme, nicht 
seinen eigenen Sohn, sondern Rudolfs Sohn zur römischen Krone „zu befördern" 
versprochen. Auch sei dem Kaiser geraten worden, daß sich außer Mathias auch 
der Papst und Spanien, beide im Namen ihrer Nachfolger, und die Brüder und 
Vettern des Hauses Österreich samt den Königreichen und Landen der deutschen 
Habsburger verschreiben sollten, „dessen auch etliche, dem Haus vertraute Chur- 
fursten Zeugnis geben sollen". Mathias fragte am Schlüsse dieser Mitteilungen: 
„Mit was Gewissen kundt ich dann unser linie [die ^faximilians IL] so unrecht 
sein, dieselbe zu degradieren und ausschlüssen?" 
1) Hirn, Die ersten Versuche, 264 if. 
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Mathias in dieser Angelegenheit anschlug, bereitete dem ohnedies 
leicht erregbaren^) Kaiser viel Verdruß und Angst 2) 

Schon früher hatte Rudolf bei der Nähe seines Bruders Angst 
empfunden. Er kannte ihn eben besser als die späteren Geschicht- 
schreiber. 

Die Sorge verließ ihn, wie es scheint, besonders seit 1599, nicht 
mehr, daß ihn seine Brüder bei nächster Gelegenheit entthronen würden. «) 

Den Erzhei'zog Ferdinand schätzte der Kaiser, wie der gut 
unterrichtete Nuntius meinte, wohl deshalb viel höher als seine 
eigenen Brüder, weil Ferdinand nicht so herzlos wie diese war.*) 

Was nun die Weigerung des Kaisers betreffs der morganatischen 
Ehe anbelangt; so nahm sie Mathias nicht tragisch. Dem Ehrgeiz die 
Treue zu opfern, 5) fiel ihm nicht schwer. 



1) Per piccola causa si comove et altera. Der Nuntius auf Grund von 
Bar Vit ins' Mitteilungen, Pilsen, 6. April 1600. Decifrat, Vatican. Arch., Borgh. 
III, 52 • f. 

2) Der Bischof von YerceUi, Nuntius in Prag, berichtete am 10. Januar 16(fö 
(Decifrat vom 29. Januar): II Clesellio mi ha con molta confidenza detto, la causa 
delle angustie di Sua Maestä et della sua chiamata, ignota quasi h tutti, et h: 
che, alcuni mesi sono, Sua M^^ fece lare offitio da Massimiliano, che stima casto, 
[coljrArciduca Matthia, i)erche lasciasse la concubina, stimando che ad instanza 
sua pecchi anche nel govemo non obedisca lui. L*arciduca lo ringratiö, ma scrisae 
a S. M** che confessava l'errore et ne voleva uscire e perö, conoscendosi inconti- 
nente, la voleva sposare et che perö le ne dava conto. L'Imperatore rispose che 
non voleva ä modo alc.uno, poiche dalli suoi iiglioli depoudeva la successione del- 
riiiiperio et casa sua. A ((uesto replico Matthia [im Decifrat irrig: Massimiliano] che 
non mancavano altri. Tornö a scrivere S. M^* che avertissc bene quelle che farä. 
poiche faceva cosa indegna et che non haveva niente. L^Arciduca Matthia [im 
Decifrat wieder: Massimiliano] al tine gli replicö che Sua Maestä gli havova perso: 
et li anni et la robba, et spcsi in servitio suo, et hora voleva perderli ancora 
l'anima. Et quanto al non havcre niente, lasciasse ([uesto pensiero alli parenti 
della moglie. Queste lottere dell Arciduca Matthia [wieder irrig: Massimiliano] 
sono State piene piü di ardire che di rispetto, cosa insolita, che preme ä Sua M** 
piü che la rebellione dol Re di Francia. Onde ha chiamato il Clesellio, creduto di 
lui consultore, et TArciduca Matthia [nicht: Massimiliano] scrive che, se non lo 
rimanda presto con la risolutione, che fara quel che Dio gli spirara. Maravigliandomi 
io di cio, 11 Clesellio usci a dirmi che Sua Altezza era quasi che acasato in 
una conveniente al stato suo, ma non voleva che S. M^^ lo sapesse, ma che 
con questo modo lo voleva tirare a persuaderlo di acasarsi con una pari. Vatican. 
Archiv, Borgh. III, 68 c, Fol. 84. 

3) [Che] . . . Effettivamente tema del detto Arciduca, pur, come s^iutende, 

ancor del Arciduca Massimiliano fratelli, dai quali dubita essere il 

primo giorno sposseduto d'ogni cosa. Der Nuntius in Prag, 16. Okt. 1600, 
Decifrat, Borgh. III, 52 « f. Vgl. damit Stieve, Politik Bayerns, II, 857 ff., 802 ff. 

*) L'impcratore ha inclinato sempre n<^irArci(luca Ferdinande et lo stima 
lurse per huomo di petto, che non sono quosti altri fratelli. Ebendas. 

') Turba, Beiträge I, S. 335 -:Vnm. 5, 310, 362, und unten das Folgende. 
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Als Mathias 1608 wenigstens teilweise ans Ziel seiner Wünsche 
gelangt war, warb er um die Hand der bayerischen Prinzessin Mag- 
dalena. Khlesl, „ein treuer Diener seines Herrn", hatte einen Ver- 
trauensmann des bayerischen Hofes, der schon in Wien vorher ins- 
geheim allerlei delikate Erkundigungen eingezogen hatte, zu beruhigen. 
Der Vertrauengmann verlangte, man möge ihm, bevor „die Herzogin 
Magdalena ins landt khäme, die verdächtige W^eybsperson zu 
mehrer Versicherung in das landt Bayern folgen lassen". Dieses Ver- 
sprechen gab Khlesl, wie er versicherte, „ohne alles Bedenken", weil 
er um die „Intention des Königs" gewußt habe.^) Die Heirat trotz- 
dem zu Falle zu bringen, hätte es nicht erst der Gegenbemühungen 
des Kaisers Rudolf bedurft. Inzwischen waren Dinge geschehen, welche 
die beiden Bayernherzoge Wilhelm und Maximilian, Vater und Sohn, 
mit Unwillen gegen Mathias erfüllten. 

Die Nachfolgefrage entwickelte sich schließlich so, daß List und 
Gewalt an die Stelle der Überredung traten. 

Kaiser Rudolf hatte seine ohnedies nicht gesunden Nerven durch 
seine Lebensführung zeiTüttet. 

Sein für die Umgebung unerträglicher Zustand (Angstgefühle, 
Zomausbrüche und ein in Angst unternommener Selbstmordversuch) 
besserte sich im Laufe des Jahres lüOl.-) Aber man mußte dem 
ruhebedürftigen und ruhesuchenden melancholischen Sonderling mit 
seiner Willensschwäche und mit seiner unpraktischen Gelehrtennatur. 



1) So stellte Khlesl selbst die Sache dar in einem Schreiben an die Erz- 
herzoginwitwe 3Iaria, die 31utter Ferdinands, Wien, 8. Nov. 1609. Das Konzept 
mit Khlesls eigenhändigen Korrekturen im Arch. d. Min. d. Inn., I, AI, 2985. 
Außer der auf diese Angelegenheit bezüglichen Korrespondenz Rudolfs II. mit 
Hanne waldt (ebendas. I, AI, 2982) vgl. Stieve in den Abhandl. der histor. Kl. d. 
bayer. Akad. d. W., 1901, XXII, Witteisbacher Briefe, Abteil. VIII, 9 ff. 

') Zu dem in meinen Beiträgen zur Gesch. d. Habsburger, I, S. 353 f., zitierten 
Tatsachenmaterial füge ich hinzu, daß die plötzliche Entlassung der geheimen 
Räte Rumpf und Trautsohn, die dann bei Mathias gegen Rudolf arbeiteten (Stieve, 
Briefe und Akten VI, 107), schon nach den Berichten der Nuntien wohl begründet 
war. Der Kaiser sagte in Bezug auf die erteilte Belehnung mit Modena und Reggio: 
„esser stato tradito et venduto dalli ministri; et fu vero," schrieb der Nuntius 
(21. März 1600). Der Nuntius bestach selbst beide mit je einer Goldkette im Werte 
von 500 Gulden und versprach für die Durchsetzung einer Angelegenheit, die sie 
schon wüßten, jedem 5000 Dukaten. Rumpf erscheint hierbei besonders skrupellos. 
Das Verbleiben Homsteins im Dienste war wohl begründet: der Nuntius schildert 
ihB als für diese Dinge unzugänglich: „incorrotibile. verdadero et secreto". Der 
spanische Gesandte kam durch Geld hinter alle Geheimnisse. Decifrate von Nun- 
tiaturberichten des 21. März, 26. Juni 1600 und des 12. Juli 1604. Borgh. lU, 
b2^f., 68 c, Vatican. Archiv. Vgl. Stieve, Briefe und Akten, VI, 49 ff., und „Die 
Böhmischen Landtags Verhandlungen", Prag 1900, X, 93, 97, 98 f., 105. 
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der in verdrossenen Stimmungen schon früher an ein Stilleben in Tirol 
gedacht hatte, i) alle Unannehmlichkeiten und Aufregungen der Re- 
gierung möglichst ersparen. Tausende von Aktenstücken harrten ge- 
legentlich der Unterzeichnung durch ihn.*) 

Trotzdem würde der moderne Psychiater einen derartigen 
Hen'scher schwerlich für „schwachsinnig" oder für „wahnsinnig" •) 
und regierungsunfähig erklären. 

Von dem Hexenwalm und dem Glauben an Verzauberung und 
Besessenheit waren damals selbst die Gebildetsten aller Stände und 
auch der Kaiser nicht frei. Der Nuntius schlug Oktober 1600 als 
geistliche Arznei Exorzismen zur Vertreibung des Dämons vor, der 
den Kaiser entweder von außen oder von innen peinige. Der spanische 
Gesandte in Prag erklärte sich aber mit aller Entschiedenheit da- 
gegen: das hieße, nicht nur den Kaiser für unfähig erklären, sondern 
die Unfähigkeit des ganzen Hauses Österreich zur Beichsregierung 
„kanonisieren".'*) 

Es war, soviel wir wissen, das zweite Mal, daß eine solche Frage 
im Kreise der Familie erörtert w^urde. Die goldene Bulle Kaiser 
Karls IV. vom Jahre 1356 hatte für die Ausübung kurfürstlicher 
Rechte, mithin auch für diejenigen Böhmens, ausgesprochen: Wenn der 
Erstgeborene in seinen geistigen Funktionen gehemmt oder schwach- 
sinnig sei, oder einen anderen bedeutenden und ruchbaren Fehler 
besitze, wegen dessen er über Menschen nicht gebieten dürfe oder 
könne,-'') so solle sein nächstälterer Bruder oder ein Verwandter, der 
in der absteigenden geraden Linie der Nächste sei, zur Nachfolge 
gelangen. 

Viel bestimmter lautete ein ähnlicher Passus im Vertrag, den 
Rudolf IV. mit seinen Brüdern im Jahre 1364 schloß: Wenn der je- 
weils Alteste unter den drei Brüdern ^seins leibs und naturlichs ge- 
presten wegen von menschlicher Vernunft und seinen sinnen 



1) Turba, Beiträj^e I, S. 353, 3ttl, Anm. 3. 

2) Hervorgehoben von Huber, Gesch. ö., IV, 4:77. 

3) Das erste sagt Schwarze, das zweite Stieve in der AUgem. deutschen 
Biogr. 1884, 1889, unter „Rudolph" II. (S. 637) und „Mathias" (S. 509). Stieve» 
Artikel wiederabgedruckt in seinen ,. Abhandlungen, Vorträgen und Reden", Leip- 
zig 1900, S. 111 f. Ein psychiatrisches Gutachten bei Turba, Beiträge I, S. 366. 

*) Per non inhabilitar l'lmperatore . . . per il pregiuditio che ne verrebbe 
a 8. M<i et ä tutta casa d'Austria il canonizzurla inhabile alP imperio. Der 
Nuntius am 23. Okt. 1600. Decifrat Borgh. TU, 52 f. Vatican. Arch. 

'•) diente captus, fatuus seu alterius famosi et notabilis defectns existeret, 
propter quem non deberet seu posset hominibus principari. Vgl. Du C^^ange, 
Glossarium mediae et infimae latinitatis, Paris 1843, HI, 201, 214. 
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keine bey seinen lebenden Zeiten", solle der nächst Älteste alle die 
Vorrechte des Altesten ausüben, aber nur solange als dessen 
Krankheit dauere.^) 

Im Jahre 1599 war vermutlich mit den anderen Familien- 
urkunden auch diese hervorgesucht worden. 2) Das war allerdings 
nur ein Vertrag von vorübergehender Gültigkeit, war aber vom 
Standpunkt der Familientradition in dieser Frage maßgebend. 

Daß aber Kaiser Rudolf schon „von menschlicher Vernunft und 
seinen Sinnen" gekommen sei, das wagte man selbst 1600, im Jahre 
seiner Nervenerkrankung, Ende Oktober zu Schottwien in der Ver- 
sammlung der Erzherzoge Mathias, Max und Ferdinand nicht zu be- 
haupten. Vielmehr wurde damals ein solcher Fall nur befürchtet; 
für diesen Fall sollte eben Vorsorge getroffen werden, 3) indem man 
den Kaiser überreden wollte, der Erwählung eines „Gehilfen" zuerst 
für Ungarn und Böhmen, dann für das römische Reich zuzustimmen. 
Als der Kaiser einer Entscheidung dieser Frage teils durch auf- 
schiebende Antwort, teils durch Passivität auswich, arbeitete Bischof 
Khlesl ein Gutachten aus;*) es ward für Mathias ein Aktionsprogramm, 
das er tatsächlich ausführte: Khlesl empfahl, daß sich die Erzherzoge 
den alten Hausverträgen gemäß über ein Haupt vergleichen 
sollten, und daß diesem Haupt volle Gewalt übertragen werden 
solle. Ferner sollte, um den Untergang der katholischen Religion zu 
verhüten, im größten Geheimnis der Papst und der König von 
Spanien um Hilfe an Geld und Truppen ersucht werden. Ei-st wenn 
diese beiden Dinge erreicht seien, sollte „der Kaiser in Gegenwart 
der Vertreter dieser Mächte, zweier Erzherzoge und zweier Kur- 
fürsten zum Rücktritt von der Regierung aufgefordert werden mit 
der Bemerkung, daß er Kaiser bleibe und seinen Sitz in Linz oder 
sonst, wo er wollte, nur nicht in Böhmen, nehmen dürfe". Wollte er 
diesen gelinden Weg nicht einschlagen, so wäre anderes zu versuchen. 
Damit war Zwang und Gewalt gemeint. In derselben Denkschrift wird 
auch geraten, die Ungarn zu veranlassen, auf dem nächsten Reichs- 
tage einen Nachfolger zu verlangen, und dazu Abgeordnete der Böhmen 
und der übrigen Länder heranzuziehen. 



1) Vgl. oben S. HO. 

2) Vgl. oben S. 162, 182 und unten S. 189, Anm. 1. 

3) „Das Geschrei von des Kaisers Hauptblödigkeit, aber gottlob falscher- 
weis, durch ganz Deutschland angeschwollen ist." Die Böhm. Landtagsverhand- 
Imigen X, 93. „Auf den Fall Ihrer Majestät ganz und gar vennangleten vemunft, 
davor Gott sei." Ebendas. 99. Vgl. 236, 242 ff., 300, 488 f. 

*) Huber, Gesch. Ö., IV, 477 f. 
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Zugleich ward, vermutlich besonders von KhlesI, der Grundsatz 
vertreten, daß der Kaiser in den Königreichen und Ländern nur des 
Hauses Osterreich „usumfructum und änderst nichts habe".^) 

Nicht etwa eine zunehmende Krankheit 2) des Kaisers, sondern 
der Wunsch, die Sukzessionsfrage unter allen Umständen zu lösen, 
war die Ursache dieses Programms. 

Zunächst wurde der erste Punkt desselben ausgeführt. König 
Mathias berief ^um sich über ein Haupt zu vergleichen", die Erz- 
herzoge nach Wien; ob alle, wissen wir nicht. Nur drei erschienen: 
sein Bruder Maximilian und die zwei ältesten Erzherzoge der steieri- 
schen Linie, Ferdinand (geboren 1578) und Maximilian Ernst (geboren 
1583). Daß Erzherzog Albrecht fehlte, ist dadurch begreiflich, daß 
er eine weite Reise hätte unternehmen müssen. Diese war auch des- 
wegen nicht rätlich, weü der wahre Grund der Zusammenkunft dem 
Kaiser gegenüber durch einen Scheingrund ersetzt werden mußte: 
nämlich durch die Frage der Regierung Tirols und Vorderösterreichs.*) 
Damit hätte aber Albrechts Reise schwerlich begründet werden 
können. Überdies pflegte Albrecht in derlei Dingen immer nach 
Instruktionen aus Spanien zu handeln. Es fehlte aber auch der 
Id^'^j&iinge Erzherzog Leopold, seit 1605 Bischof von Passan. Es 
gab in der steierischen Linie nur einen Erzherzog, der nach den 
damaligen Anschauungen der Familie noch minderjährig war: nämlicli 
den 1590 geborenen Erzherzog Karl. 

Es war daher Beschönigung oder Anmaßung, wenn die vier 
Erzherzoge Mathias, Max, Ferdinand und Maximilian Ernst in ihrer 
Verabredung vom 25. April 1606 erklärten, diese sei mit „Mund und 
Herz, einmütig und auch im Namen derjenigen, die minderjährig seien, 
zu Stande gekommen''. 

Wie schon im Jahre 1600, so konstatieren die vier Genannten 
mit einer bisher von Forschern nicht bemerkten Vorsicht nur Fol- 
gendes: Es sei offenkundig, daß der Kaiser wegen einer Indisposition 
und Schwäche des Geistes, die zeitweise gefährlich auftrete, den 
Aufgaben der Regierung weniger genüge und dazu weniger 
tauglich sei, so daß er den Dingeu, die ihm Gott anvertraut habe, 
nicht, wie es sich geliörte, vorstehen könne.*) Dazu hätten sie des- 



1) Stiüve, ßrit'le und Akten, VI, 49. 

■-) Was Stieve ebendas. V, 847, VI, 49 f , annimmt, aber nicht beweist. 

3) Ifirn, l>ie ersten Versuche, 289 f. 

*) Imi>eratorem ex quadam aninii indispositiono et infirmitate, quae sua 
periculo.sa iutervalla habet, in jy^ubeinatione re^^norum et provinciarum minus 
suffici entern et idoneum esse, ita, ut iis a Deo sibi commissis eo, quo par 
est, modu, praeesse nequeat ... Vielfach, schon bei Goldast, Appendix, 223 f., 
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wegen Mathias ausersehen (selip:amus), und zwar gemäß der Ordnung 
der Natur und gemäß der „Disposition" König Ferdinands, womit die 
vom Jahre 1554 gemeint war.^) 

Man wollte und konnte also nicht sagen, der Kaiser sei „von 
menschlicher Vernunft und seinen Sinnen'' gekommen und zur Re- 
gierung unfähig. Die gebrauchten lateinischen Worte lassen ein Kom- 
promiß zwischen den Anschauungen im erzherzoglichen Kreise ver- 
muten. 

Das Aktenstück erklärte hierauf, daß die vier Unterzeichneten 
alle ihre Gewalt und Autorität in bestmöglicher Form auf Mathias 
übertrügen und, w^as in dieser schwierigen Angelegenheit zu tun und 
zu beraten (deliberandum) 2) sei: beim Papst, beim spanischen König, 
femer bei Erzherzog Albrecht und bei anderen Fürsten, von vorn- 
herein gntheißsn und ratifizieren würden. Schließlich heißt es: Sollte 
aus den angeführten Gründen auch das heilige römische Reich die 
Wahl eines römischen Königs in Erwägung ziehen (deliberaret), so 
versprechen die Unterzeichneten, ihre Bemühungen allein auf Mathias 
zu richten. 

Daß Erzherzog Albrecht mit Zustimmung Spaniens 11. No- 
vember 1606 seine Einwilligung gab, bedeutete den endgültigen 
Verzicht auf seine eigenen Pläne bezüglich der römischen Königs- 
würde. 

Das Schriftstück vom April 1606 war eine Erklärung, daß 
Mathias und kein anderer Erzherzog Rudolfs Nachfolger im Reiche 
werden solle, ferner daß nach der ferdinandeischen Verfügung des 
Jahres 1554 er allein auf Rudolfs Länder: Böhmen, Ungarn und 
Osterreich Anspruch habe, und daß dieser Anspruch unterstützt 
werden solle. Wann Mathias- auch die Regierung dieser Länder 
anzutreten habe, ob noch bei Rudolfs Lebzeiten, was und wann 
Mathias mit dem Papste und mit Spanien verhandeln solle, war in 
dieser Vollmacht von merkwürdiger Allgemeinheit nicht gesagt. 

Es scheint, daß Mathias diese Allgeraeinheit mit Absicht ge- 
wählt habe. 



besser bei Hammer-Purgstall, Khlesl, Urkundensaminlung, 427, abgedruckt. 
Stieve, Briefe und Akten, V, 849, und ihm folgend Hub er, Gesch. Ö., IV, 478, 
übersetzen: „Wegen einer Geisteskrankheit zur Regierung unfähig." Stieve will 
in den gebrauchten Worten nur eine „höfliche Abschwächung" erblicken. 

1) Auch in einem Schreiben des Erzherzogs Max an Mathias aus Mergentheim 
vom 22. Mai 1599 wird zwischen Ferdinands I. Testament vom Jahre 1543, dem 
Kodizill von 1547 und der ,, väterlichen Disposition" von 1554 unterschieden. Arch. 
d. Min. d Inn., I, A 1, 2982. 

. 5?) Bei Hub er, Gesch. Ö., IV, 478, mit „beschließen" übersetzt. 
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Als er Februar 1608 diesen Vertrag in Abschrift an den Reichs- 
pfennigmeister Zacharias Geizkofler sendete/j wurde sein Kurier 
verhaftet. Erzherzog Ferdinand, der hiebei nnr Befehle des Kaisers 
zur Abfangung solcher Kuriere ausfahrte, 2) war über die Indiskretion 
auf das Höchste entrüstet. Am 17. März 1608 erinnerte er Mathias, 
der sich darüber beschwert hatte, wie sie sieh sämtlich auf das 
Feierlichste verpflichtet hätten, ^.diesen Schluß und Vergleich in 
höchster Geheim zu erhalten und vor der Zeit und Erforderung der 
Notturft mit nichten zu oflFenbaren". 

Dadurch, daß diese „gleichsamb aydtpindige^) und sub 
sigillo confessionis in höchstem brüderlichen Vertrauen furgeloffne 
Vereinigung' veröflFentlicht worden sei, sei der Kaiser ^als das Haupt 
merklich verschimpft worden", und auch sie seien „in merkliche 
Verachtung* gekommen, „weil sich das Prinzipalfundanent, darauf 
sich gemelte unser' Vereinigung furnemblich steurt : als nemblich Irer 
Majestät Inhabilitet zum Regiment, noch nit befindet*.^) 

Das Aktenstück war also nur eine Eventual vollmacht, von 
der Mathias erst Gebrauch macheu sollte, wenn Rudolfs Regiemngs- 
unfahigkeit tatsächlich eingetreten wäre. Darauf deutete auch der 
Schluß: „Sollte aus den angeführten Gründen im heiligen römischen 
Reich über die Wahl eines römischen Königs beraten werden.* 

Mathias war es nur infolge seiner Überredungskunst und infolge 
von Beteuerungen^) und Versicherungen gelungen, die Unterschrift zu 
dieser so allgemein abgefaßten Eveutualvollmacht zu erhalten. Gerade 



1) Zugleich mit einem Befehl wegen ..Erhandlung einer Anzahl Manition, 
Lunten u. dgl.'*. Harter, Gesch. Kaiser Ferdinands IL, Scha^hausen 1852, V, 51L 

2) Erzherzog Ferdinand an den Kaiser. 3. und 4. März 1608. Ebendas. 512 f., 
0I6 f. Das Original im Arch. d. Min. d. Inn., I, A 1, 2984. Vgl. das undatierte 
Schreiben Ferdinands an seine Mutter und das an Maximilian in derselben An- 
gelegenheit bei Hurt er, V, 449, 524. 

3) Aus diesen Worten kann man also nicht auf den Austausch Ton Eid- 
schwüren schließen, wie Stieve, Briefe und Akten, VI, 853 f., meint. 

*) Das Original dieses Schreibens an Mathias, das Hurter V, 529, nur nach 
einem Entwürfe publiziert hat, befindet sich im Arch. d. Min. d. Inn.. I, AI. 2984. 

^) Maximilian Ernst gesteht in einem Entschuldigungsschreiben an den Kaiser 
vom 12. März 160S. daß Mathias den ganzen Vergleich „aufrichten lassen und 
uns zu fertigen türbracht hatt. darzu er uns dann auch mit solchen Für geben, 
Bedeuerungen und Verbindtnus bewegt, das ich mich zum höchsten rer- 
wundem muß, daß . . . denselben Verheißungen allerdings zuwider gehandelt wierdt, 
welches ich dann Sr. Liebden die Zeit meines Lebens wohl nicht zugetraut, viel 
weniger gemaint hätte, daß er die berürte Vereinigung zu einem solchen Zill 
suechet. damit er so unzeittig damit aussprenge.** ... Er habe in seiner „unbe- 
dachten Jugeudt*' gefehlt und den „fürgebrachten Reden und Persuasionen 
sowohl als andere völligen Glauben geben*'. Arch. d. Min. d. Lul, I, AI, 2984. 
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die allgemeine Form machte aber die anderen Erzherzoge bedenklich, 
besonders als Mathias die Vollmacht dem Papste und Spanien mit- 
teilen wollte. Erzherzog Ferdinand wünschte, Maximilian für die 
Kassierung der Vollmacht zu gewinnen. Es geschah einmal im Sep- 
tember 1607, als er Maximilian in Innsbruck besuchte, worauf er auch 
im Oktober durch seinen geheimen Rat Hanns Ulrich von Eggenberg 
mit Mathias wegen der Aufhebung der Vollmacht verhandeln ließ.^) 

Am 17. März 1608 erinnerte er Mathias, daß er ihm seine Be- 
denken „in Besorgung einer Unordnung zu etlichen mallen" „so wohl 
Schrift- als mundtlich'' angedeutet habe. Dies dürfte auch nach 
dem Oktober 1607 geschehen sein, weil Ferdinand dem Kaiser am 
4. März 1608 in einem Entschuldigungsbrief schiieb, Erzherzog Max 
und er hätten „durch den von Eckenberg vnlengs widerumb 
urgiert und begert, dis ganze wesen zu annullirn und umbzustoßen". 

Dies geschah demnach wohl zu derselben Zeit, wo Mathias die 
Aktion in Ungarn, Osterreich und Mähren ohne Befragung der Erz- 
herzoge und mit Überschreitung ihrer Vollmacht einzuleiten begann 
(Dezember 1607, Januar 1608) und dadurch „die Elemente der Op- 
position entfesselte". 2) Nicht bloß die beiden Erzherzoge, auch die 
Mutter Ferdinands, Maria von Bayern, war mit dem Schritte, zu dem 
ihr Sohn April 1606 überredet worden war, nicht einverstanden und 
ließ darum dem Kaiser wiederholt schriftlich und mündlich über die 
damaligen Vorgänge „Andeutungen" machen. 3) Natürlich wurde da- 
durch des Kaisers Argwohn und Haß gegen den Bruder nur gestärkt. 

Vermutlich wai* gerade das Verlangen Ferdinands, Maximilians 
und Marias nach Annullierung der Vollmacht, für Mathias ein Grund 
mehr, das Aktenstück zu veröffentlichen, um die Erzherzoge mit sich 
fortzureißen und zum Bruch mit dem Kaiser zu zwingen. Keiner der 
Vollmachtgeber billigte die Heranziehung der ständischen und prote- 
stantischen Opposition, keiner war mit dem ganzen Vorgehen des 
Mathias einverstanden,*) von allen liefen beim Kaiser Erklärungen 
solchen Inhalts mit Entschuldigungen ein.^) Von Bayern besorgte 



1) Stieve, Briefe und Akten, V, 853 f. 

2) Weil Hub er die Geschichte dieses Reverses ebensowenig wie Stievo 
ontersTichte, nahm er bei Mathias loyale und gute Absichten an. 

5) „Was ich vor disem [Schreiben] zu etlich malen von dieser Materie so- 
woU schrifft- als mintlich in Underthänigkeit anteutten hab lassen," schrieb sie 
dem Kaiser am 12. März 1608, als sie ihren Sohn bei ihm entschuldigte. Hurt er, 
V, BIS. 

*) Von dessen Praktiken sagt Ferdinand in einem Briefe an seine Mutter, 
daß sie „weder vor Gott, noch der Welt zu verantworten" seien. Hurter, V, 468. 

*) Ein Schreiben Albrechts vom 15. März, aus dem Spanischen ins Italienische 
übersetzt, im Arch. d. Min. d. Inn., I, A 1, 2984; ein Schreiben Maximilians an den 
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Mathias eine Zeitlang sogar offene militärische Unterstützung des 
Kaisers.^) Maximilian und Ferdinand baten den Kaiser in einem 
gemeinsamen Schreiben vom 24. März 1608 um eine persönliche 
Zusammenkunft in Prag, um über einen Ausgleich zu beraten, und 
ei-suchten Mathias, ebenfalls zu kommen: 2) Er möge sich Rudolf IL 
„als dennocht regierenden Keiser und unseres Hauses Österreich haubt 
accomodieren und dero T\illens befleißen, sonderlich aber denjenigen, 
die eintweder aus fridhässigen gemüett oder Ires aignen verhoflFenden 
vortls halben etwan zu gefährlichen Neurungen genaigt sein möchten, 
nit zu vil zuhengen und nachgeben''. Es könnte bei ,so ungleichen 
gemüetern ein allgemeine Unrhue und entperung im Reich" ent- 
stehen. Maximilian ermahnte ihn an demselben Tage, sich in den 
, Schranken der Defension" zu halten.'^) 

In diesen Äußerungen liegt das Geständnis, daß man den Kaiser 
noch immer als regierendes und regierungsfähiges Haupt des Hauses 
anerkannte. Er selbst hatte .,als römischer Kaiser, ältester Erzherzog 
und regierendes Haubt" seinem Bruder Mathias am 23. Februar 1608 
., ernstlich", wenn auch vergebens, befohlen, mit allen , Neuerungen 
und Tätlichkeiten''*) einzuhalten. 

Mathias konnte und wollte nicht mehr zurück. Abgesehen von 
den Hoffnungen, die er bei den Ständen Ungarns, Österreichs und 
Mährens eiregt hatte, und auf deien Erfüllung man nun drang, hatte 
er inzwischen den zweiten Punkt von Khlesls Programm durchgeführt. 

Noch am 1. März 1608 schrieb Erzherzog Ferdinand seiner 
Mutter, er fürchte, der Vergleich des Jahres 1606 werde von Erz- 
herzog Mathias dem Papste mitgeteilt werden.^) Es war aber in- 
zwischen viel mehr geschehen, vermutlich seit der letzten ergebnis- 
losen Zusammenkunft des Mathias mit dem Kaiser, im Juli 1607, •) 
vielleicht zu derselben Zeit, wo die meisten Erzherzoge schon darüber 
(*inig waren, Mathias die Yollmaclit zu entziehen: Mathias hatte ein 



Kaiser ist in Maximilians Brief an Mathias vom 25. März erwähnt; die Schreiben 
der anderen Erzherzoge siehe oben S. 190, Anm. 2, und Anm. 5. 

1) Mathias schrieb an Joh. Jakob Molart, Freiherrn zu Reinegg und Drosen- 
dorf, den kaiserlichen Landeshaui)tmann in Österreich ob der Enns, Wien, 8. März 
1608, es sei ihm berichtet word<'n, daü Bayern in Österreich ob der Enns Kriegs- 
volk werbe. Wenn Molart zur Kenntnis solcher Werbungen gelange, solle er sie 
verbieten. Oritr. im Mss. 14.062 der Wiener Hofbibl. 

2) Hurter, V, 531 f. 

3) Ebendas. 536 und Arch. d. Min. d. Inn.. I, A 1, 2984. 
») Hurter, V, 507. 

■') Hurter, V. 443. 

•■) Stieve, Briefe und Akten, VF, 870. 



— 193 - 

Einverständnis mit dem König von Spanien Philipp III. und mit dem 
Papste erlangt; wenn auch noch nicht in Form eines schon unter- 
zeichneten Vertrages. 

Nicht auf eigene Verantwortung/) sondern im Auftmge seines 
Königs zahlte darum der spanische Botschafter Wilhelm von San 
demente an Mathias Hilfsgelder. Auf Befehl Philipps III. wurde 
Mathias schon 20. Juli 1606 im tiefsten Geheimnis gesagt, daß der 
König des Erzherzogs Wahl zum römischen König, soviel er könne, 
„ohne den Kaiser zu verletzen", unterstützen werde. 2) In den letzten 
Monaten des Jahres 1607 scheinen schließlich König und Papst ihre 
Zustimmung zur Anwendung von Gewalt gegeben zu haben. s) 

Dieses Einverständnis mit Papst und König flößte Mathias rück- 
sichtslose Entschlossenheit ein. 

Es ist uns eine Aufzeichnung über dieses Einvernehmen erhalten, 
die vielleicht schon das Ergebnis aller Unterhandlungen, aber noch 
nicht die endgültige Vertragsform ist.^) Zur Begründung wird daran 
erinnert, daß die vielfaltigen Bemühungen, Rudolf zu einer Heirat 
und dadurch zur Sicherung der Sukzession in seinen Ländern auch 
im Interesse des Katholizismus zu veranlassen, gescheitert seien. 
Darum seien Papst, König und Erzherzoge einmütig überein ge- 
kommen, zu erklären und zu fordern, daß der Alteste des Hauses 
sobald als möglich zum römischen König erwählt werde, und 
wenn dies undurchführbar wäre, daß er dann in Böhmen zum König 
erhoben würde. All dies müsse der Alteste des Hauses sobald als 
möglich betreiben, die Völker auf seine Seite zu bringen trachten 
und seiner Forderung mit einem genügenden Heere Nachdruck 
verleihen. Wenn der Kaiser und die Böhmen darauf nicht eingehen 
wollten, und wenn sie mit Gewalt gezwungen werden müßten, so 
verpflichteten sich Papst und König, „auf jede Weise und auf jeden 
Fall" Mathias mit Truppen und Geld, so oft er es verlange, zu 
unterstützen. 

Daß das Abkommen in dieser Form wirklich zu stände kam, 
ist schon wegen der Haltung der Erzherzoge unwahrscheinlich. Die 



i) Huber, Gesch. Ö., IV, 494; vgl. ebendas. 479 f. 

2) Stieve, Briefe und Akten, VI, 105 f. 

') Von dieser Entscheidung scheint nicht San demente, pondern sein Nach- 
folger Zufliga gewußt zu haben. Vgl. die Korrespondenz des Mathias mit San 
demente bei Stieve, a. a. 0., VI, S. 159, 174, 209, 259. 

*) Daß die Unterzeichnung durch die Erzherzoge tatsächlich erfolgt wäre, 
ist infolge ihrer Haltung ausgeschlossen. Mathias handelte nur auf Grund der Voll- 
macht des Jahres 1606. Auffällig ist. daß Rudolf nicht Kaiser, sondern „eletto Re 
di Romani" genannt wird, was vielleicht auf römischen Ursprung hindeutet. 

Tarb»! Thronfolge. IB 
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Gunst der Völker hat aber Mathias um den Preis konfessioneller 
Toleranz gewonnen und seine Forderung tatsächlich an der Spitze 
eines Heeres gestellt; dies entsprach auch dem dritten Punkte in 
Khlesls Gutachten. 

Als man aber der Stimmung der Erzherzoge und des bayerischen 
Hofes inne wurde und insbesondere die Gefahren erkannte, welche 
der monarchischen Gewalt und dem Katholizismus aus der Verbindung 
des Mathias mit der ständischen und protestantischen Opposition 
drohten, erst dann scheint man in Rom wie in Spanien der Vermitt- 
lung wieder den Vorzug eingeräumt zu haben. ^) Mathias war aber 
durch Rücksichtslosigkeit und Eile inzwischen seinem Ziele nahe ge- 
kommen, als ihn der spanische Gesandte San demente am 4. Mai 1608 
zui- Annahme kaiserlicher Vermittlungsvorschläge ermahnte, „weil Gott 
nicht mehr als das, was gerecht und vernünftig ist'', wolle. Hiebei 
betonte er, daß Papst und König von gleicher Absicht und gleichem 
Willen erfüllt seien.^) 

Die Unterstützung Spaniens und des Papstes war gegen den 
Willen der Vollmachtgeber erlistet worden. Durch die Parteinahme 
des Papstes und des Königs für Mathias wurde aber dem Katholizis- 
mus, dem man zu dienen vermeinte, im nächsten Jahrzehnt mehr ge- 
schadet als genützt, gar nicht zu reden von den großen Einbußen, 
welche die monarchische Gewalt erlitt. 

Ohnmacht und Entschlußlosigkeit mußten scliließlich gegen Ge- 
wissenlosigkeit und planmäßige Konsequenz unterliegen: am 25. Juni 
1608 mußte der hilflose Kaiser an die Stände Österreichs ob und 
unter der Enns Befehle erlassen, worin er sie von den Pflichten der 
Treue und des Gehorsams freisprach und sie aufforderte, Mathias 
und dessen ^ehelichen Mannserben " zu huldigen. Damit war die Form 
des Vertrages von 1578 gewahrt, aber das Vorrecht, das dieser Ver- 
trag Kaiser Rudolf garantiert liatte, war ihm mit den bedenklichsten 
Mitteln noch bei seinen Lebzeiten entrissen worden. Von der Ab- 
tretung Ungarns und Mährens und von der Erwählung des Mathias 
zum designierten König von Böhmen wird an anderem Orte die Rede 



1) San demente an Erzherzog? Mathias, 2. April 1608: „Scribitur ad me 
Roma, Sanctitatem Suam nihiloma^ns optare quam ut hae res pacifice transi- 
ü:antur."' Kidolti berichtete aus Rom (wo er unter anderem die Erklärung abgab, 
daß Mathias auf dem Preßburi,^er Reichstatje nichts ^e^en die Religion getan 
habe) am 15. März 1008. er könne Mathias versichern, „che stia benissimo con 
Sua Santitä, et da quello posso comi»rendere daU'ambasciatore, spero anco con U 
Re di Spa.ffna". Originale im Arch. d. Min. d. Inn.. I, A 1. 2984. 

-) ..Pues la intencion y voluntad df nucstros amos es una mesma.'' Original 
im Arch. d. 3Iin. d. Inn., I, AI, 2983. 
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sein. An dem Verluste des Kaisers änderte auch nichts die feierliche 
Abbitte, zu der sich Mathias nach mehrmonatlichen Unterhandlungen 
in einem Vertrage, der am 10. und 30. September 1610 unterzeichnet 
wurde, verpflichtete. Die Abbitte, welche durch die Erzherzoge Ferdi- 
nand und Maximilian geleistet werden sollte, ließ der Kaiser, nach- 
dem die Erzherzoge vor ihm erschienen waren, „dem Hause zu Ehren* 
doch nicht vollziehen. In diesem Vertrage wurde er noch einmal als 
„höchstes Haupt der Christenheit", als , Haupt und Altester des Hauses 
Osterreich" und als Reichslehensherr für die österreichischen Länder 
anerkannt. Ohne sein Vorwissen sollte Mathias in auswärtiger Politik 
„nichts disponieren oder ins Werk setzen".^) Damit kamen die testa- 
mentarischen Verfügungen Ferdinands I. zu Ehren. 

Aber auch dieser lügenhafte Rest ehemaliger Herrlichkeit ver- 
schwand am 11. August 1611, als der Kaiser die Urkunde unter- 
zeichnete, die ihm unter der Form freiwilliger, aber gänzlicher 
Abdankung bloß die Kaiserwürde, die Prager Residenz und eine 
Jahresentschädigung von 300.000 Gulden beließ. 

Man hat sich bisher täuschen lassen: Dieser schmerzliche 
Akt ist die Konsequenz des festen Entschlusses des Königs 
Mathias, es möglichst bald dahin zu bringen, sogar die 
Kaiserwürde noch bei Rudolfs Lebzeiten durch Renuntiation 
und Wahl wie Ferdinand L zu erlangen. Diese Absicht des 
Königs ist die tiefere Ursache der zweiten Demütigung Kaiser Rudolfs. 
Der Einbruch des Passauer Kriegsvolkes in Oberösterreich und später 
in Böhmen sowie die Machinationen des Kaisers sind nur willkommene 
Anlässe und Vorwände gewesen. 

Mathias hatte sich auf AV^unsch des Papstes, Spaniens und der 
Böhmen im Liebener Frieden vom 25. Juni 1608 mit weniger be- 
gnügen müssen, als sein Ziel von allem Anfang an gewesen ist. A'ier 
Tage später gab aber Mathias seinem Agenten Ridolfi in Rom den 
Auftrag, den Papst zu veranlassen, daß er dem Kaiser den Gedanken 
an einen Verzicht auf Böhmen nahe lege, und daß er Mathias' Königs- 
wahl fördere. Der Papst aber meinte, so offen könne er darüber nicht 
verhandeln lassen, er werde aber Auftrag geben, wenn sich eine 
günstige Gelegenheit biete, dem Kaiser die Sache geschickt nahe zu 
legen. Da aber Mathias hiebei von einer Entschädigung Rudolfs 



1) Dobner, Monum. bist. Boh. II, 499; Hammer-Purgstall, Kblesl, IL Bd., 
Beil., S. 247 f.; Stieve, Allj^^em. deutscbe Biogr. „Rudolf, 512. Ein Original vom 
7. August 1610 bloß mit vier kleinen Siegeln: des Matbias, Ferdinand, des Erz- 
bischofs Ernst von Köln und des Herzogs Heinricb Julius von Braunscbweig im 
Arch. d. Min. d. Inu., L AI, 3004. Vgl. Hammer-rurgstall II, 355. 

13* 
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spreche, so möge er die Höhe derselben mitteilen. Die Sache müsse 
aber tiefstes Geheimnis bleiben.^) 

Mit dem römischen Königstitel war aber Mathias nicht zu- 
Meden. Er wollte Eudolf zur Zession auf seine Kaiserwürde ver- 
anlassen, um dadurch gleich zum Kaiser gewählt werden zu können. 
Kaum war der Friedensvertmg des Jahres 1608 unterzeichnet, so be- 
kam Erzherzog Maximilian noch im Lager von Stierbohol am 30. Juni 
von Mathias den Auftrag, vor seinem „Verreisen" beim Kaiser ^und 
anderwärts" in dieser Eichtung zu wirken. Maximilian sollte, wie 
Mathias ihn mit sonderbarer Großmut anweist, den Kaiser erinnern, 
daß Mathias „schon die mitl berait" gehabt habe, den Kaiser „mit 
Gewalt zu einem mehrern und [zu] völliger Zession" zu bringen. Er 
habe ihn aber nicht ganz regieningsunfahig (nitt gar inhabilem) 
machen wollen. Der gemeinen Wohlfahrt und dem Hause Osterreich 
könne nur durch des Kaisers völlige Zession gedient werden. Es nimmt 
sich wie Hohn aus, wenn Maximilian empfohlen wird, das einst von 
Rudolf oft gebrauchte Argument von der Notwendigkeit, die Länder 
schon wegen des türkischen Erbfeindes ungeteilt zu regieren, an- 
zuwenden. Gleiches Wohlwollen tür den Bruder sprach auch aus 
einem anderen Argument: „Ohne große Mühe und Arbeit, auch viele 
Audienzen und Reformationen" sei besonders im heiligen römischen 
Reich, in Böhmen und Schlesien zu regieren unmöglich. Soviel war 
dem Kaiser 1608 geblieben. Der Kaiser werde von den „Ministern 
taglich behelligt und angeloffen", Mathias hoffe es bei den Ständen 
durchzusetzen, daß dem Kaiser jährlich eine „ansehnliche Sunune" 
zum Unterhalt gereicht werde. Statt dieses unbestimmten Ausdruckes 
stand in der Instruktion für Erzherzog Maximilian ursprünglich 
„400.000 Gulden". 2) 



Originalbericht KidolHs aus Rom vom 19. Juli als Antwort auf einen 
bezüglichen Brief des Mathias voiri 29. Juni 1608 im Arch. d. Min. d. Inn., I, 
AI, 2982. 

2) Dieses Aktenstück (mit einigen Korrekturen) im Arch. d. Min. d. Inn., I, 
A 1, 2982. Am meisten Rücksicht gegen Rudolf bewies in diesen Tagen Erzherzog 
.\lbrecht. Am 1. März 1609 erklärte er, die verlangte Mitunterzeichnung des in 
Schottwien am 25. Juli 1608 beschlossenen Empfehlungsschreibens an die Kur- 
fürsten wegen 31athias' römischer Künigswahl nicht geben zu können. Es würde 
<lem Kaiser befremdlich vorkommen, ihn beleidigen und noch mehr erbittern: 
„Denn E. Königliche 3Iajestat sich .... zu erinnern wissen, was die Fertigung 
und die Divulgation der brüderlichen Vereinigung (weil die etwas un- 
zeittig publiciert und offenbahr worden) bey Ihr Kay. May es tat, auch Chur- und 
fursten des heiligen römischen Reiches vngleiche Interpretationes und ver- 
standt verursacht." I, AI, 2985, Arch. d. Min. d. Inn. 
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Durch solche Zumutungen nährte man aber nur die Rachsucht 
des Kaisers und bewii'kte seine völlige Abwendung von der katho- 
lischen Kirche.^) 

Ehe der Kaiser zum letztenmal, wenigstens nach außen hin, als 
Altester des Hauses anerkannt wurde, verhandelte Mathias über einen 
Vertrag, der auch die spanischen Habsburger einschließen sollte. 2) 

Nach der Hochzeit des Mathias mit der Erzherzogin Anna, der 
Tochter seines Oheims Ferdinand von Tirol aus dessen zweiter Ehe, 
kam es am 16. Dezember 1611 zum Abschluß und am 27. 8 Uhr früh 
zur Unterzeichnung eines Familienpaktes. 3) Dieser bedeutet den 
Ausschluß Kaiser Rudolfs aus der Familie, ja ist gegen ihn 
selbst gerichtet. 

Die Leitung des Gesamthauses geht in gewissem Sinne in die 
Hände der Könige Philipp HI. von Spanien und Matliias von Böhmen 
und Ungarn über, indem bei künftigen Streitigkeiten innerhalb der 
Familie nur die beiden Schiedsrichter sein sollten. Wer sich ihrem 
Schiedssprüche widersetzt, ist gemeinsamer Feind der ganzen Familie 
(§ 2). Sollte einer der Räte aller Kontrahenten wegen dieses Faktums 
feindlich behandelt werden, so wird ihm gemeinsamer Schutz zuteil 
(§ 6). Das war besonders gegen Kaiser Rudolf gerichtet. 

Im übrigen werden alle „Ordnungen, Testamente, Kodizille, Pri- 
vilegien und Familienrechte " von jedem Kontrahenten aufs neue be- 
stätigt. Sie sollen in Wien, Graz, Innsbruck und anderswo zusammen- 
gesucht und in Abschriften gegenseitig mitgeteilt werden (§ l).-*) 
Ohne Billigung der anderen soU nichts geschehen, was irgendwie und 
irgendwo der katholischen Religion oder der ganzen Familie zum 
Schaden gereichen könnte, und keiner soll ohne Wissen und Willen 
der anderen Krieg beginnen. Der Angegriffene muß von den anderen 
unterstützt werden (§ 5). Wenn diese beiden Bestimmungen 



Turba, Beiträge I, S. 356. 

2) König Mathias an Erzherzog Max am 21. August und 1. Oktober 1610. 
Arch. d. Min. d. fnn., I, AI, 2987. 

') Ebendas. I, AI, 2985, 2992. Konzepte mit Dorsualnoten und andere Akten 
für das Folgende. Zwei lateinische Originalien im Wiener Staatsarchiv, das eine 
mit sieben Siegeln und Tuterschriften : des Königs Mathias und der Erzherzoge 
Max, Ferdinand, 3Iaximilian-Emst und Karl; für den spanischen König signierte 
der Botschafter Zufliga, für Erzherzog Albrecht „Philippus de Croy". Im zweiten 
Original fehlt die Unterschrift des Maximilian-Ernst; auch die Wachsschale zur 
Anfiiahme seines Siegels ist leer. Das Gleiche gilt für Erzherzog Leopold in beiden 
Originalien. 

<) So bekam der spanische Staatsrat vermutlich juristische Handhaben für 
die späteren Ansprüche Philipps IH. auf Böhmen und Ungarn. Siehe unten „//, 
Böhmen". 
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konsequent durchgeführt wurden, bedeuteten sie eine dau- 
ernde Einflußnahme Spaniens auf die Gebiete der deutschen 
Habsburger. Kaiser Ferdinand IL hat dies gelegentlich bitter genug 
empfinden müssen. Bekommt Mathias Nachkommen, so sollen, was 
„Nachfolge, Vormundschaft und KurateP der königlichen Kinder bie- 
triflpfc, der alten Kaiser und Könige, ebenso der Erzherzoge aus dem 
Hause Osterreich Testamente, Pakte und Verfügungen, die durch 
ununterbrochenen Gebrauch bestätigt seien, weiter gelten. Damit 
waren wohl zunächst die testamentarischen Verfügungen 
Ferdinands I. und der Vertrag von 1578 gemeint. Der spanische 
König, heißt es ferner, werde sich Mühe geben, daß die Angelegenheit 
der Sukzession und Kuratel zur größeren Sicherheit und zur Bekräfti- 
gung aller genannten Verfügungen nach dem Willen und der Ab- 
sicht der übrigen Erzherzoge zu gleicher Zeit, der erwünschten 
Wirkung wegen, in Angriflf genommen werde (§ 8). Keiner der Vertrag- 
schließenden, wer es auch sei, soll es wagen, aus irgend einem Grunde 
und irgendwie zum Schaden eines anderen gegen die Rechte der 
Familie und gegen Billigkeit nach einer Würde zu streben, oder einem 
anderen darin zuvorzukommen (§ 3). Wenn es auch gleich darauf 
hieß, daß die Kaiserwürde bei Mathias verbleiben solle, der vom 
spanischen König, von den Erzherzogen und von anderen den Kur- 
fürsten empfohlen worden sei (§ 4), so sollte durch diese Bestimmung 
doch die Möglichkeit geboten sein, daß auch ein spanischer Habs- 
burger gelegentlich zur Kaiserwürde gelange. Es gehörte dieses Ziel 
zur Politik schon Karls V. und Philipps 11. Ein totgeborenes Kind war 
aber die Bestimmung, dass ein „gemein' Aerarium", eine Familienkasse 
mit regelmäßigen Jahreseinzahlungen, errichtet werden solle (§ 7).') 

Der spanische Gesandte unterzeichnete diesen Vertrag nur vor- 
behaltlich der Genehmigung seines Königs; 2) nur bezüglich der Kaiser- 
wahl des Mathias erklärte er, bedingungslos zuzustimmen. 

Man wollte Erzherzog Leopold, welcher Bischof von Passau 
und von Straßburg war, zur Unterzeichnung des Vertrages bewegen 
und bot ihm auf Grund der Vermittlung des Papstes, des spanischen 
Königs und der Erzherzoge ^Verzeihung'' und Rückstellung der Güter 
des Passauer Bistums an. Nur sollte er eine Zeitlang in Straßburg 
residieren. Sonst fühlte sich König Mathias in seinem Besitze noch 
immer gefährdet. 



1) Bei Hurter, VII, 2 f., teils ungenau, teils ganz unrichtig mitgeteilt. Nach 
ihm sind z. B. „alle Brüder und Vettcni" in den Vertrag aufgenommen. 

2) In welcher Form sie erfolgt ist, und ob mit Einschränkungen, kaxm ich 
nicht angeben. 
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Erzherzog Leopold erklärte aber, „Verzeihung" sei ihm ^ver- 
kleinerlich" und würde Bekenntnis von „Offension, Schuldt und Miß- 
liandlung** in sich schließen. In seinem Gewissen sei er aber nicht 
schuldig, auch nicht wegen des Einfalls des Passauer Kriegsvolkes 
in Osterreich ob der Enns und in Böhmen. Er müsse ^fürstlichen 
Namen und Ehren in Obacht halten".^) 

Soviel ich weiß, hat Erzherzog Leopold diesen Familienpakt nie 
unterschrieben und sich dadurch eine selbständige Stellung gewahrt, 
die ihm auch bei der Beerbung der Nachkommen Kaiser Maximilians II. 
zugute kam. 

Aber die Hoffnung des Kaisers Mathias, die Nachfolge eigenen 
Kindern zu verschaffen, war eitel. Des Kaisers Rudolf Einheitsgedanke 
ging ohne sein Zutun in Erfüllung: Das Erbe seines Vaters und das 
seines Oheims Ferdinand von Tirol kam an 

3. Die steierische Linie, 

Ahnlich wie der Vertrag von 1578 setzte auch das Testament 
Erzherzog Karls von Steiermark vom 1. Juni 15842) All ein Sukzession 
und Alleinregierung seines ältesten Sohnes Ferdinand (11.) fest. Wenn 
dieser Ferdinand beim Tode des Vaters (Karl starb 10. Juli 1590), 
hieß es darin, schon „tot wäre'' und eigene Söhne nicht hinterlassen 
hätte, dann sollte nach dem Tode Karls „allezeit der ölteste" unter 
Karls Söhnen ihm in der Regierung folgen. 

Aus der Bedingung: wenn der vor dem Vater verstorbene Alteste 
keine eigenen Söhne hätte, ersieht man, daß dem Vater Enkel, die 
von seinem Erstgeborenen abstammten, unmittelbar folgen konnten, 
wenn er sie wirklich besaß. Das bedeutete aber eine neue Inter- 
pretation des Mains, die sich im Vertrage von 1578 noch 
nicht findet: erst jetzt gilt wenigstens in einer Linie der deutschen 
Habsburger, daß das Vorrecht des Erstgeborenen für seine Nachkommen- 
schaft durch Tod nicht verloren geht, sondern daß es auf sie vererbt 
wird. Man nennt dies Repräsentationsrecht. Man kann nicht sagen^ 
daß diese Auslegung des Mains durch den lateinischen Text oder durch 
dessen deutsche Interpretation von 1522 und 1530 ausgeschlossen war. 
Die sehr allgemeinen Fassungen ermöglichten sie vielmehr. 3) Auch 



1) Arch. (1. Min. d. Inn., I, AI, 2992 und IL B., 338. Ein ebendaselbst auf- 
bewahrtes Schreiben des Königs Mathias an Erzherzog Ferdinand vom li, Januar 
1612 hebt hervor, wie sehr Mathias auf „Versicherung sein, Erzherzogen Liebden, 
unser Königreich und Länder halben getrungen" habe. Hurt er, II, 384. 

2) Hurter, II, 522 bis 535. 
•J) Vgl. oben S. 1(3 1. 
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diese zweite Auslegung ist in die pragmatische Sanktion 
Kaiser Karls VI. übergegangen. 

Obwohl schon früher in Übung, war das Repräsentationsrecht 
in Bezug auf Erbschaften von reichswegen erst 1498^) ausdrücklich 
geboten worden. Außerdem dürfte seine Einfuhrung in der steierischen 
Linie der Habsburger durch spanische Sukzessionsbestimmungen 
mitveranlaßt worden sein. 

In einer Linie der Habsburger, welche die anderen be- 
erbte, ist nun Primogeniturvorrecht eingeführt. Die jüngeren 
Söhne erhalten jälu^lich 20.000 Gulden in Barem oder in Erträgnissen 
samt ^einem gelegenen Ort zu einer Wohnung und Hofhaltung". Diese 
beiden Bestimmungen scheinen eine Nachbildung des Vertrages von 
1578 zu sein. 

An König Philipps II. von Spanien Testament aus dem Jahre 
15942) erinnert aber die Bestimmung, daß Karls Söhne Sukzessions- 
recht verlieren sollen, wenn sie nicht Katholiken bleiben, und daß 
die Töchter nur Katholiken heiraten dürfen. Die erste Bestimmung 
ist in Karls VI. pragmatischer Sanktion wiederholt woi'den. 

Nach dem Testamente des Jahres 1584 sollten Vormünder für 
noch nicht achtzehnjährige Kinder Karls sein: Der Kaiser und Erz- 
herzog Ferdinand von Tirol, Karls Schwager Herzog Wilhelm von 
Bayern und dessen Schwester Maria, die Witwe des Erzherzogs. 

Diese Bestimmung trat für Erzherzog Ferdinand (IL), der beim 
Tode des Vaters erst zwölf Jahre alt war, in Kraft. Der Kaiser 
wünschte aber nur einen einzigen Regenten und bestimmte dazu 
zuerst seinen Bruder Ernst und nach dessen Abgang in die Nieder- 
lande (1593) seinen Bruder Maximilian. Ernst erhielt eine vom 18. Ja- 
nuar 1591 datierte Vollmacht als „Regent und Administrator der 
innerösterreichischen Lande''. Sie wurde von den vier genannten 
Personeji als Vormündern unterzeichnet. Das Verlangen der Erz- 
herzoginwitwe Maria, Anteil an der Administration zu erlangen, wurde 
abgewiesen, wogegen ihr Bruder wiederholt protestierte, auch als er 
sich am 23. Januar 1591 fügte, weil er überstimmt worden sei. 5) 

Was im Vertrage von 1578 und im Testamente von 1584 fehlte: 
die ausdrückliche Bestimmung, daß die Primogenitursukzession für 
alle Generationen und Zeiten zu gelten habe, dies hat Kaiser Ferdi- 



i) Vgl. obeu Ö. 75, Anm. 3. 

2) Turba, Beitrüge I, S. 424 f. 

^) Außer den bei IT über, GeHcb. ()., IV, S. 334, zitierten Quellen kommen 
zahlreiche Akten über Antritt und Führung der Vormundschaft im Arch. d. Min. 
d. Inn., r, A 1, 299."), 2997, in Betracht. 



— 201 — 

nand 11. am 10. Mai 1621 und am 8. August 1635 1) festgesetzt. Im 
Kodizill vom Jahre 1635 betont er, daß ^von nun an in Ewigkeit" 
alle seine „Erbkönigreiche und Länder" durch kein Testament, keine 
Heirats- oder andere Verträge „zerteilt oder zertrennt" werden dürfen, 
sondern daß sie „insgesamt auf den ältesten Deszendenten nach Art 
und Ausweisung des juris primogeniturae oder majoratus" fallen sollen. 
Alle seine Nachfolger verpflichtet er zur unverbrüchlichen Einhaltung 
dieses Kodizills. 

Im Testamente von 1621 hatte er seinen Sohn Ferdinand III. 
(Ferdinand Ernst) zum „unwidersprechlichen, rechten, natürlichen Uni- 
versalerben und Erbnehmer" für alle seine „Erbkönigreich, Erzherzog- 
und Fürstenthum, Markgrafschaften, Grafschaften, Herrschaften" etc. 
eingesetzt. Dieser sollte sie alle als der „Erst- oder Altistgeborne" 
„allein inne haben, regieren, heiTSchen und genießen". Stirbt aber 
Ferdinand (IIL) vor oder nach Erlangung der Regierung ohne 
eheliche, männliche Leibeserben, erst dann soll der jüngere Sohn 
Leopold Wilhelm die Regierung antreten. 

Diese Thronfolgeordnung wurde auf alle Gebiete, die künftig 
durch Kriegsrecht oder auf andere Weise an das Haus fallen würden 
und, wie schon im Vertrage von 1578, auch auf Böhmen und Ungarn 
ausgedehnt. Wie in diesem Vertrage wurde auch jetzt die Ausstattung 
der jüngeren Brüder mit jährlich 45.000 Gulden festgesetzt. 2) Jetzt 
erst wurde die Personalunion mit Böhmen, wo Primogeniturerbfolge 
schon im 14. Jahrhundert in Übung war, unabänderlich und dauernd 
gemacht. Verschiedene Umstände veranlaßten diese Thronfolgeordnung 
des Jahres 1621 und ermutigten dazu: die Schlacht auf dem weißen 
Berge bei Prag (8. September 1620) und die Beerbung der Linien 
Kaiser Maximilians IL und Ferdinands von Tirol Aber gerade diese 
Erbschaftsangelegenheiten stellten die Primogeniturerbfolge wiedei* 
emstüch in Frage. 

Die Brüder des Kaisers Ferdinand IL, Leopold und Karl, konnten 
die Zeit, wo die Erbschaft der maximilianischen Linie fallig wurde, 
nicht erwarten. Als Kaiser Mathias keine Nachkommen erhielt, be- 
gehrten sie, sich mit ihrem Bruder wegen künftiger Sukzession und 
Erbgerechtigkeit in den Ländern Kaiser Ferdinands I. schon damals 
zu vergleichen. Ihr Verlangen wurde im Oktober 1618 vor den Kaiser 
gebracht, damit er sich ins Mittel lege. Man gewährte ihnen Einsicht 



1) Harter, IL 635 bis 639, und Schrötter, Fünfte AbhandL, 515 ff., 532 f. 

2) Ferdinand III. erhöhte seinem Bruder Leopold Wilhelm, der damals ohne- 
dies schon Bischof von Passaii, Strasburg, Halberstadt und Olmütz war, am 12. April 
1638 dieses Erbdeputat auf 100.000 Gulden ,,für alles und jedes". Arch. d. Reichs- 
Fin.-Min., Reichsakten 103. 
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in das Testament Kaiser Ferdinands I. und in die Verträge von 1578 
und 1602. Darauf erklärten sie, wohl einzusehen, daß sie, solange 
der Kaiser und seine Brüder lebten, kein Recht hätten, etwas 
von den Königreichen und Erbländem Kaiser Ferdinands I. zu fordern.*) 

Nach dem Tode des Kaisers Mathias (20. März 1619) kam Erz- 
herzog Leopold, der seit 14. Januar 1619 in Tirol und Vorderöster- 
reich im Namen des Hauses bloß als Gubernator waltete, im No- 
vember 1619 vermutlich wegen der Sukzessionsfrage zu seinem Bruder 
Ferdinand U. nach Schottwien.-) 

Die Brüder vertraten in den Unterhandlungen den Standpunkt^ 
das Erbe Kaiser Maximilians II.: Österreich ob und unter der Enns, 
mit Böhmen und Ungarn sei mit gleichem Rechte an sie alle ge- 
fallen, und verlangten eine vollständige Teilung. Sie hatten hiebei 
wohl Hausverträge des 15. Jahrhunderts im Sinne, welche ihre An- 
sprüche stützen konnten. Bei dieser Forderung blieben sie aber nur 
eine Zeitlang. 

Nun ist es höchst merkwürdig, daß nicht nur Ferdinand n. an 
der Personalunion dieser drei Gebiete festhielt, welche schon der 
Vertrag von 1578 garantiert hatte, sondern daß seine Brüder sich 
schließlich seinen Standpunkt ebenfalls zu eigen machten, wenn auch 
in einem anderen Sinne. Jeder der fünf Erzherzoge, mit welchen 
Kaiser Rudolf II. den Vertrag des Jahres 1578 geschlossen hatte 
(Wenzel war allerdings gestorben, ehe ihm der Vertrag zur Unter- 
zeichnung gesandt wurdet sollte von Rudolf, wie wir wissen, jährlich 
25.000 Gulden, mit Rücksicht auf Böhmen und Ungarn aber überdies 
je 20.iKK) Gulden empfangen. Ferdinands II. Brüder meinten nun, die 
Vererblichkeit dieser Summe beziehe sich auch auf sie selbst, und 
beanspruchten nun zusammen 125.000 Gulden und außerdem 100.000 
Gulden jährlich. "^^ 



i) Schreiben beider an Mathias am 21. Oktober 1618, Gutachten Trantsons, 
Traatmansdorf und Ulms vom 2S. Oktober und das undatierte Konzept einer Mah- 
nung des Kaisers an die Erzherzoge Leopold und Karl, nicht unvorrichteter Dinge 
abzureisen. Arch. d. Min. d. Inn.. I, A 1, 3(X)7. 

^ So ist wohl der Pa??us in einem Schreiben dos Erzherzogs Leopold an 
Karl von Harrach vom IS. Nov. IQU) zu verstehen, worin er diesem mitteilte, dafi 
er la Schottwien angekommen sei und trotz der Kürze der Zeit bei seinem Bruder 
Ferdinand schon einen guten Anfang gemacht habe. Grad. Harrachisches ArchiT. 

') So erkläre ich mir die von Kenner. Zeitschr. des Ferdinandeiuns, Inns- 
brack 1873, ni. Folge, IS. Hett. 201, angeführt o Forderung eines Deputates von 
je 62.500 Gulden für Österreich ob und unter der Enns und von je 50.000 Gulden 
flir Böhmen und Ungarn. Renner konnte diese Forderung, weil damals der Ver- 
tilg von 1578 noch nicht bekannt war. nicht lieuten. Das Material, das ihm znr 
Verfligung stand, war auch sonst ohne rechten Zusanmionhanir. 
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Der Kaiser erklärte aber, nur auf eine Teilung der ober- und 
vorderösterreichischen Länder (Tirol und Vorlande) eingehen zu wollen. 
Da waren es wieder die Brüder, die eine Einkunftenteilung, bei der 
die Administi^ation in einer Hand bliebe, vorzogen. Aus dieser Er- 
klärung sprach wohl nur der Wunsch Leopolds, die Gebiete, die er 
schon als Gubernator inne hatte, auch weiter vereinigt zu regieren, 
sei es in dieser Eigenschaft, sei es als selbständiger Landesherr. 

Es wiederholte sich nun, was zu Zeiten Kaiser Friedrichs III. 
bezüglich des Erzherzogtums Österreich geschehen war: man hielt 
an dem Recht jedes einzelnen auf ein Drittel des Erbes fest, ohne 
zur wirklichen Landteilung zu schreiten. Erzherzog' Karl zedierte das 
ihm zustehende Drittel von Tirol und Vorderösterreich zu gunsten 
seines kaiserlichen Bruders im November 1623. Karl hatte schon am 
1, Oktober 1621 ^) auf Lebenszeit die Grafechaft Glatz, aber ohne die 
„Konfiskationen" (von Rebellengütem) erhalten, am 12. Mai 1623 auf 
seine Bitte auch diese, am 19. Oktober 1623 schließlich die „Bier- 
gelder" (Biersteuer), so daß dem Kaiser außer der Oberhoheit eines 
böhmischen Königs dort nur die anderen „Steuern und Landkontri- 
butionen'' blieben. Am 29. Oktober 1623 erhielt er dann von seinem 
kaiserlichen Bruder die schlesischen Fürstentümer Oppeln und Rati- 
bor, die böhmische Herrschaft Nachod mit einigen mährischen Herr- 
schaften 2) und die Markgrafschaft Burgau. 

Die Markgrafschaft Burgau war durch den Tod Karls von Burgau 
frei geworden und unter Erzherzog Leopolds tirolisch-vorländische 
Statthaltei'schaft gekommen. Erzherzog Karl erhielt nun diese Mark- 
grafschaft vom Kaiser «mit aller landtsherrlichen Obrigkhait und 
Propietet'',^) so daß er „von niemand ts andern dann von" Kaiser 
und Reich abhing und selbständiger Reichsfürst war. Erst wenn alle 
Zugeständnisse erfüllt seien, wollte Karl zu gunsten von Ferdinands II. 
Mannsstamm auf die Königreiche und die Stammländer verzichten. 

Der Vertrag bezüglich Burgaus war ohne Wissen Leopolds ge- 
schlossen worden. Als dieser aber davon Kenntnis erhielt, verlangte 
er am 18. November 1623 eine Abschrift davon, ^) und als er sie er- 



9 Dieses Datum in der Urkunde vom 12. Mai 1623. Diese und die vom 
19. Oktober 1623 als Originale im Wiener Staatsarchiv, böhm. Abteilung. 

2) Deren wirklichen Übergabe er gemäß der Erbvergleichung in einem 
Schreiben aus Neiße vom 19. April 1624 vor seiner Reise nach Spanien verlangte. 
Arch. d. Min. d. Inn., I, A 1, 3005. 

3) Nach dem Original, Wien Staatsarch., Familienakten. 

*) Erzherzog Karl teilte ihm den Inhalt, wie sich Leopold in einem Briefe 
an den Kaiser aus Melk 18. Nov. 1623 beschwert, bei der Abreise „gleichsamb in 
eil" mit (Original). 
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halten hatte, erhob er ernstliche Bedenken gegen eine solche Los- 
lösung Burgaus von den vorderösterreichischen Gebieten, was zur 
Folge hätte, daß Appellationen aus der Markgrafschaft künftig statt 
nach Innsbruck an das Reichskammergericht in Speier gelangen 
würden, und daß der Markgraf eine eigene Session im Reichstage 
besäße, zugleich auch eigene Reichsstenern zu zahlen hätte. Dies 
würde gegen das Testament Kaiser Ferdinands I. verstoßen, das jede 
derartige Trennung eines Gebietes vom Lehensverbande aller öster- 
reichischen Länder verboten habe. 

Die geheimen Räte Ferdinands II. billigten am 26. Juni 1624 Erz- 
herzog Leopolds Bedenken vollkommen, empfahlen die Einverleibung 
der Markgrafschaft in die Primogeniturordnung und eine Änderung 
des Vertrages, die aber, da dieser schon perfekt sei, nicht vom Kaiser, 
sondern vom Erzherzog Leopold angeregt werden müßte. Leopold 
könnte eine Geldentschädigung für die Erlaubnis, auch Karls Gebiete 
der Einheit wegen zu verwalten, anbieten.*) 

Die Sorge wegen der Einheit aller österreichischen Länder dem 
Reiche gegenüber wurde aber durch den Tod des Erzherzogs Karl 
in Spanien am 26. Dezember 1624 beseitigt. Auch Leopolds Ansprüche 
waren inzwischen zum Schweigen gebracht worden. 

Am 15. November 1623^) war es mit Zustimmung Karls zwischen 
dem Kaiser und Leopold zu einer „ Erbeinigung ** gekommen. Leopold 
erhielt das eigene Drittel von der tirolisch-vorländischen Erbschaft, 
dazu das Drittel seines Bruders Karl, das dieser dem Kaiser gegen 
die uns bekannten Entschädigungen überlassen hatte, im ganzen also 
zwei Drittel „eigentümlich'' und auf Söhne „vererblich". Des 
Kaisei*s eigenes Drittel erhielt Erzherzog Leopold auf Lebenszeit 
bloß zur Administration. Erst wenn eine genaue Berechnung der 
Einkünfte Tirols und Vorderösterreichs stattgefunden habe, sollte die 
wirkliche Landesteilung stattfinden. Der Kaiser habe dann die Grenzen 
der einzelnen Drittel zu bestimmen und Erzherzog Leopold habe für 
zwei die Vorwahl. Dann sollten auch die Schulden geteilt und die 
Huldigung für den Kaiser und Erzherzog Leopold getrennt geleistet 
werden. Beide Brüder erklärten gleichzeitig und am 22. Dezember 
in einem ^Erleutterungs-JSchein", der auch Karls persönliches Erb- 
recht walu'te, daß sie sich wegen der österreichischen Länder der 
^ewigen Primogeniturgerechtigkeit verglichen'' hätten. Sowohl in 



1) Die zitierten Aktenstücke alle im Arch, d. Min. il. Inn., I. A 1, 3005. 

») Die im Arch. d. Min. d. Inn.. I. A 2. 3007. betindliche Kopie, die kleine 
Korrekturen aufweist, trägt das Datum. Wi«^u. 25. Nov. 1628, Die Urkunde bei 
Benner, 197 ff., 206, gibt als Tair des Abschlusses in Wiener- Neustadt 15. Nov., 
an, ebenso die drei von allen Brüdern gesiegelten <>rig. im Famil.-Arch. 
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Leopolds als in des Kaisers Landen sollte sie gelten, Beerbung beim 
Aussterben des Mannsstammes einer Linie eintreten. 

Erzherzog Leopold verzichtete auf alle nicht bloß wegen Öster- 
reichS; sondern auch wegen Böhmens und Ungarns beanspruchten 
Jährlichen Deputata", und zwar zu gunsten Ferdinands IL, wobei 
Ferdinand im Vertrage hinzufügt: ^und [für] alle unsere Erben". 
Diese allgemeine Fassung bezog sich auch auf Ferdinands II. Töchter. 
Dieser hatte darauf bestanden, daß die Primogeniturvereinbarung 
nur für die österreichischen Länder gelten sollte. Die Personalunion 
zwischen Ferdinands Ländern und Böhmen sowie Ungarn konnte 
demnach mit dem Aussterben von Ferdinands Mannsstamm gelöst 
werden, wenn diesen der leopoldinische Mannsstamm überlebte. 

Sehr zweifelhaft ist aber, ob eine nur über Primogeniturfolge 
ausgefertigte Urkunde von Leopold und Karl wirklich unterzeichnet 
worden ist. ^) Es verschlug auch nichts, da nach dem Tode Erzherzog 
Karls 2) ohnedies eine neue Einigung nötig wurde. 

Diese erfolgte am 24. September 1625, diesmal trat aber eine 
Länderteilung ein. Erzherzog Leopold erlangte dadurch gegen Ver- 
zicht auf sein väterliches Deputat von 20.000 Gulden Tirol und von 
den vorderösterreichischen Landen den größten Teil mit Burgau 
„eigentümlich" für sich und seine „männlichen Leibserben und Erbens- 
erben ", während der Kaiser nur den Breisgau und Sundgau, ferner 
das Elsaß samt den vier Waldstädten am Rhein und den beiden Land- 
vogteien Hagenau und Ortenau behielt. Nun erst wurde Erzherzog 
Leopold Landesherr, legte das geistliche Kleid ab und heiratete am 
19. April 1626. Erst am 6. Juni 1626 ließ sich Ferdinand bewegen, 
die Untertanen, die ihm früher den Eid der Treue geleistet hatten^ 
ihrer Pflichten zu gunsten Leopolds ausdrücklich zu entbinden.*) 



1) Vom 26. Nov. 162B existiert das Konzept eines Schreibens des Kaisers an 
Erzherzog Karl, worin er erklärt, daß er die Urkunde, welche das Resultat der 
Verhandlungen wegen der „Primogenitur des Hauses Österreich" enthalte, habe 
ausfertigen lassen, und worin er ihn bat, die drei mitgesandten Parien zu unter- 
zeichnen, eines davon zurückzubehalten und die anderen durch einen Kurier zurück- 
zuschicken. Wie aus einem Briefe des Kaisers an Erzherzog Leopold vom 23. April 
1624 hervorgeht, hatte dieser trotz einer Aufforderung vom 7. Januar die Urkunde 
über die „ewige Primogeuiturordnung" damals noch nicht unterschrieben, weswegen 
er aufgefordert wurde, als erster zu unterzeichnen. Die Schwierigkeiten scheinen 
von Leopold wegen des Vertrages über die Markgrafschaft Burgau ausgegangen 
zu sein. Arch. d. Min. d. Inn., I, AI, 3005. Siehe uuten „Böhmen*. 

') Die durch seinen Tod heimgefallenen Fürstentümer Oppeln und Ratibor 
samt der Grafschaft Glatz schenkte der Kaiser am 25. Januar 1625 „aus väterlicher 
Liebe und Affektion" seinem Sohn Ferdinand Ernst. Arch. d. ßeichs-Fin.-Min., 
Gedenkbuch 169, Fol. 2. 

3) Renner, a. a. 0., 209. 
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Aber Erzherzog Leopold ruhte nicht, bis er in den Besitz des 
gesamten Erbes Erzherzog Ferdinands von Tirol gelangt war. Aus 
seinem Testamente vom 25. Juli 1629 erfahren wir, daß er schon 1628 
beim Kaiser Beschwerden vorbrachte, auf welche die Vertröstung er- 
folgte, ihn „wirklich zu sukkurieren". Er wünschte, daß ihm das 
Legat ausgezahlt werde, das ihm Erzherzog Maximilian vermacht 
hatte, und betonte, daß Ferdinand L bei seiner Länderteilung auf 
Gleichheit der Einkünfte gesehen habe; er sei mit Ferdinand (ü.) 
„ainicher natürlicher Bruder".^) 

Endlich gelangte er Oktober 1630 gegen Verzicht auf jenes Legat 
und gegen das abermalige Versprechen, wegen Ungarns und Böhmens 
nichts mehr zu begehren, in den Besitz von ganz Tirol und Vorder- 
österreich, wo er und seine männlichen Nachkommen nach Primo- 
geniturordnung „rechtmäßige und vollkommene Eigentumsheiren" sein 
sollten. Diese Primogeniturordnung bestätigte er auch in seinem Testa- 
mente vom Jahre 1629.^) Darin sicherte er den jüngeren Söhnen, 
wie es sein Vater getan hatte, mit dem vollendeten 18. Lebensjahr 
ein jährliclies Einkommen von 20.000 Gulden zu und ernannte, wieder 
dem Beispiele des Vaters gemäß, seine Gemahlin zur Mitvormünderin. 

Der Kaiser trat seinen Anteil an den Vorlanden nur mit größtem 
Widerwillen ab. Denn er wollte, solange es irgendwie ging, eine 
gegenüber Spanien übernommene Verpflichtung einhalten. 

Abgesehen von einem Zugeständnis, das sich auf die Sukzession 
in Böhmen und Ungarn^) und auf frei werdende Keichslehen in Italien 
bezog, hatte Ferdinand IL für den Verzicht des spanischen Königs 
Philipp HI. (j 1621) auf Böhmen und Ungarn diesem und seinen 
Nachfolgern Abtretung des Elsaß mit Hagenau und Ortenau ver- 
sprochen, aber ei-st dann, wenn diese Gebiete an ihn oder an 
seine Sühne gefallen seien. ^) Kaiser F'erdinand unterzeichnete und 

1) Autwort Leopolds auf eine Erkläruug des Kaisers, 12. Okt. 1630; Erwiderung 
des Kaisers vom 22. Ukt. u. Vertrag vom 24. Okt. 1030 im Arch. d. Min. d.Inn., I, A 1, 3005. 

2) Im Orij?iual und in mehrfachen Ahschriften im Wiener Staatsarcliiv, 
Msri. suppl. 383, VIII, und im Keichs-Fiu.-Arch., lOU^. 

•') Siehe unten „i/, Böhmen". 

*) „Postquaui provincia Alsatia ... mihi vel filiis meis ob vener int." 
Gindely, Gesch. des 30jähr. Kr., Prag 1869, 1, 53, hat den Wortlaut dieses Ver- 
zichtes, dessen Datum er nicht angibt, und d<'n man nach seinen aUgemeinen An- 
gaben eher in Spanien als im Wiener Staatsarchiv (Familienakton) suchen würde, 
entweder nie gesehen oder nicht verstanden. Denn daß Ferdinand nur versprochen 
habe, er werde das Elsaß „nach seinem Kegienmgsautrirt abtreten", ist nach dem 
Wortlaute ausgeschlossen. Gindely scheint hier Hurter, VIT, 73, gläubig gefolgt 
SU sein, der das Stück nie in Händen gehabt haben dürfte, aber behauptet, die 
Abtretung sollte „nach Mathias Ableben*' erfolgen. Siehe unten den Anhang. 
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siegelte diesen geheimen Vertrag in Prag am 20. März 1617 ganz 
allein. Als er am 29. Juni 1617 zum König von Böhmen gekrönt war, 
erneuerte und ratifizierte er ihn als gekrönter König von Böhmen in 
Prag am 29. Juli 1617. Weder der Kaiser Mathias, noch Kardinal 
Khlesl erfuhren davon. 

Jener Erbfall war nach dem Tode des Erzherzogs Maximilian 
am 2. November 1618, völlig aber erst nach dem Tode Erzherzog 
Albrechts im Juli 1621, eingetreten. 

Nie haben Philipp IIL und Philipp IV. auf die Ausführung 
dieses Versprechens des Kaisers verzichtet.*) Darum erklärte 
der Kaiser am 22. Oktober 1630 dem Erzherzog Leopold, da er dem 
spanischen König „der vorderösterreichischen Land halber" zugesichert 
habe, „dieselben auf kain andere Linien des Hauses Österreich zu 
transferieren, noch zu vergeben", 2) müßten sie beide sich um den 
Konsens des spanischen Königs bemühen. 

Der Vertrag war so abgefaßt, daß er mit denselben Worten: 
„Wenn das Elsaß mir oder meinen Söhnen zufallen sollte," erneuert 
werden konnte, wenn diesmal darunter das Aussterben des ununter- 
brochenen Mannsstammes Erzherzog Leopolds verstanden wurde. In 
der Schwedennot des Jahres 1631, am 20. Oktober, bald nach der 
Schlacht bei Breitenfeld, wui-de dieser Vertrag in Wien in der Tat 
erneuert und bestätigt, diesmal von Ferdinand 11. als erwähltem 
römischen Kaiser, und zwar aus Dankbarkeit für die großen Hilfe- 
leistungen ») König Philipps III. und König Philipps IV.**) 



1) Wie Gindely, 54, und Renner, 207, Aum. 28, angeben. 

2) Arcli. d. Min. d. Inn., I, AI, 3005. Sollte diese seltsame Fassung am 
Ende gar darauf hindeuten, daß Leopold noch immer nicht wußte, daß es sich zu- 
gleich um Abtretung an Spanien handelte, und sollten diese Worte gewählt worden 
sein, um das Geheimnis des Neben Vertrages von 1617 zu wahren? Das Konzept 
eines Protestes Karls und Leopolds vom 12. Nov. 1623 gegen die Folgen des Ver- 
gleiches mit Spanien vom Jahre 1617 bezog sich, nach Kenners Angaben (228 f.) 
zu schließen, wohl nur auf die Sukzession in Böhmen und Tugarn, von der im 
Haupt vertrag die Rede war. Siehe unten „-B, Böhmen''. 

') Nach Abzahlung eines bestimmten Betrages und nach Annullierung der 
Schuldverschreibungen vom 18. Febr. 1620 bis zum 5. Okt. 1622 hatte der Kaiser 
am 19. Juli 1624 nach einem damals ausgestellten Schuldschein dem spanischen 
Könige noch 154.406 Gulden zu zahlen. Am 4. Mai 1628 schenkte der Kaiser dem 
Bpanischen Botschafter Oöate zum Danke für gute Dienste 60.000 Gulden. Arch. d. 
Reichs-Fin.-Min., Gedenkbücher 168, Fol. 508, 169, Fol. 268. 

*) Eine authentische, wenn auch nicht gleichzeitige Ab.schrift des Vertrages 
und seiner Erneuerungen (die Siegelung hat stattgefunden) im Staatsarchiv, Wien, 
Familienakten. Ein Konzept zur Bestätigung von 1631 im Archiv d. Min d. Inn., 
I, AI, 2995, garantiert uns die Authentizität des Wortlautes. Siehe Anhang. 
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Diese abermals geheime Erneuerung wirft auch ein helles Streif- 
licht auf die Walle nstein-Katastrophe. Der Generalissimus wußte nicht, 
wie tief sich der Kaiser Spanien gegenüber eingelassen hatte. Der 
Kaiser war gegenüber dem Wunsche Wallensteins, die Spanier 1633 
vom Boden des Deutschen Reiches fern zu halten, *) vor die peinliche 
Alternative gestellt, entweder das geheime Abkommen des Jahres 1631 
Wallenstein zu verraten oder dessen Wünschen entgegen zu handeln. 

Erzherzog Leopolds Mannsstamm starb schon mit seinem jüngeren 
Sohne Siegmund Franz am 25. Juni 1665 aus. Ferdinands 11. Enkel, 
Kaiser Leopold, hätte nun die Möglichkeit gehabt, das Versprechen 
seines Großvaters zu erfüllen und das Elsaß an Spanien abzutreten. 
Die Möglichkeit bestand aber trotzdem nicht mehr, weil dieses Gebiet 
im westfälischen Frieden (1648) Frankreich zugefallen war. 

Infolge der Vereinbarungen über gegenseitige Beerbungen beim 
Aussterben des Mannsstammes Leopolds oder Ferdinands II. fielen 
Tirol und Vorderösterreich 1665 an Ferdinands II. Linie. Diese Linie 
vereinigte hiedurch alle Länder des österreichischen Reichskreises 
und, da in ilir Primogeniturerbfolge herrschte, sogar in einer einzigen 
Hand. Da diese Erbfolge seit 1621 auch für Böhmen und Ungarn 
galt, gebot derselbe Herrscher auch in diesen beiden Königreichen. 

Erst das Aussterben des leopoldinischen Manusstammes ermög- 
lichte aber eine vollkommene Unifizierung der Thronfolge 
der österreichischen, böhmischen und ungarischen Länder- 
gruppen. Denn bis dahin mußte mit der Möglichkeit gerechnet 
werden, daß der leopoldinisehe Mannsstamm den ferdinandeischen 
nur in dessen österreichischen Gebieten beerbte, während für 
Böhmen und Ungarn, wenigstens nach dem Wortlaute der Primo- 
geniturvereinbarung von 1623, weibliche Sprossen des ferdinandeischen 
Stammes noch immer in Betracht kommen konnten. Dadurch wäre in 
allen österreichischen GeMeten eine andere habsburgische Linie 
als in Ungarn und Böhmen zur Hen-schaft gelangt, was schon Kaiser 
Ferdinand I. als Eventualität in Aussicht genommen hatte. 



J' Die Renuntiationen. 

In den Keichsbelelmungen, welche seit der ^^Erbteilung' des 
Jahres 1522 erfolgten, waren, wie sohun im 14. Jahrhundert, auch 
die Erzherzoginnen eingeschlossen. Die österreichischen Erbländer 
\nirden nämlich nicht bloß allen lebenden Erzherzogen, sondern 



») Paul Schweizer, Die Wallenstoin-Fraire. Zürich 1S99, S. 196 f., 271. 
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auch deren Leibeserben, überdies noch allgemeiner: „allen Erben am 
gesamten Haus Österreich" erteilt. Auch die Bestätigung der öster- 
reichischen Freiheiten lautete so allgemein. 

Es handelte sich gleichsam um eine Vereinigung zweier Lehens- 
gemeinschaften : einer von Männern und einer von Erzhei'zoginneh. 
Nicht immer bestand aber in der Idee eine solche Scheidung nach 
männlichen und weiblichen Sprossen. Eine Zeitlang war man im Hause 
Habsburg nicht ganz klar, ob die Brüder und andere männliche Seiten- 
verwandten des letzten Besitzers vor seinen Töchtern Vorzug hätten 
und diesem folgen sollten.^) 

Vermutlich schon seit den Tagen König Rudolfs L hatte man 
mit der Möglichkeit weiblicher Sukzession gerechnet. Einigemale, 
so sicher 1300 und 1310, gedachte man sogar, Primogeniturerbfolge 
auch für Töchter einzuführen, wenn der letzte Besitzer keinen Sohn 
hätte, so daß selbst Brüder ausgeschlossen gewesen wären. Diese 
Versuche hat Herzog Rudolf IV. im Maius fortgesetzt; die nicht ganz 
präzise Fassung der betreffenden Bestimmung wird wohl auch darauf 
abgezielt haben. 2) 

Schließlich siegte die Idee des Vorrechtes der Lehensgemeinschaft 
der Männer auch im Hause und wurde im Jahre 1379 in einem der 
Teilungsverträge derart ausgesprochen: Solange ein Mann, welcher 
Linie immer, am Leben sei, sollten „dye tochter nicht gewalt haben 
über lannd und lewt". Dieser Grundsatz fand auch in Kaiser Karls V. 
Auslegung des Maius 1522 und 1530 Anerkennung. 

Sowie es innerhalb der Lehensgemeinschaft der Männer wegen 
des Verhältnisses ihrer Rechte zueinander zu geistigen und physischen 
Kämpfen kam, die erst 1584, 1621 und 1665 mit der allmählichen 
Einführung der Primogeniturfolge endeten, so sind auch in dem langen 
Zeitraum zwischen König Rudolf I. und Kaiser Karl VI. in Bezug 
auf weibliche Erbanwartschaften nicht immer die gleichen Ansichten 
herrschend gewesen. 

Eine Zeitlang dachte man, wie schon gesagt wurde, an unbe- 
dingte Primogeniturfolge, also auch der Töchter bei Mangel von 
Söhnen und unter Ausschluß aller Seitenverwandten. 

Renuntiationen von Erzherzoginnen aus dem 15. Jahrhundert 
beweisen, daß man bei gänzlichem Mangel von Männern an eine 
Lehensgemeinschaft vollkommen gleichberechtigter Erban Wärterinnen 
mit vorläufig ungeteiltem Gesamtbesitz dachte, •'^j 



i) Vgl. oben S. 116 f. 

2) Siehe oben S. IIB f. 

3) Vgl. oben S. 121 f., 148 f. 

Tarba, Thronfolge. 14 
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Solange nur die österreicbisclien Länder zu erben waren, ließ 
sich diese Recbtsidee festhalten. Als sich aber die Eenuntiationen 
und Erbvorbehalte auch auf das spanische, das burgundisch-nieder- 
ländische Erbe und schließlich auf Böhmen und Ungarn beziehen 
mußten, wurde die Sache anders. Denn die Thronfolgeordnungen dieser 
Länder schlössen eine Vielheit von Regierenden mit oder ohne Länder- 
teilung aus, weil dort Individualsukzession herrschte. Der Wortlaut 
der mit den Eenuntiationen verbundenen Erbvorbehalte mußte ver- 
schieden ausfallen, je nachdem man die Vereinigung bestimmter 
Ländergruppen, besondei-s mit den österreichischen Erbländern, selbst 
unter einer Erzherzogin weiter erhalten wollte oder auf eine der- 
artige Personalunion verzichtete. 

Als der Ehevertrag im Namen der Erzherzogin Elisabeth, einer 
jüngeren Schwester der Erzherzoge Karl und Ferdinand, mit dem 
Könige Christian IL von Dänemark am 29. April 1514 in Enns ge- 
schlossen wurde, erhielten die Braut und deren Kinder Nachfolgerecht 
im Erbe des Vaters (Philipp des Schönen) und der Mutter (Johanna 
von Kastilien, Erbin von ganz Spanien) nur für den Fall, daß sowohl 
Karl und Ferdinand, als auch deren älteste Schwester Eleonore ohne 
eheliche Leibeserben verstürben. Hiebei wird ausdrücklich bemerkt, 
daß es so gehalten werden solle, wie es der Königreiche und Länder 
Gewohnheit sei.^) 

Obwohl dieser Erbvorbehalt auch die österreichischen Erbländer 
umfaßte, ist er der spanischen und niederländisch-burgundischen Erb- 
folge angepaßt. Demnach haben Sukzessionsrecht nacheinander und 
immer allein: zuerst einer der Brüder und deren Kinder; eventuell die 
älteste Tochter mit ihren Kindern, in letzter Linie Elisabeth, die Braut, 
und ihre Nachkommen. 

Als im Jahre 1515 die Doppelheirat zwischen dem habsburgi- 
schen Hause und dem ungarisch-böhmischen Jagellonenzweige verab- 
redet wurde, ward Ludwig (IL), der künftige Gemalü der Erzherzogin 
Maria, einer dritten Schwester Karls V., von Kaiser Maximilian I. 
als Sohn adoptiert. Der daran geknüpfte Vorbehalt hat Anspruch auf 
unser Interesse. Denn Ludwigs Sukzessionsrecht als nunmehrigen 
Mitgliedes des Hauses Österreich sollte erst nach demjenigen der 
Erzherzoge Karl und Ferdinand und ihrer Schwestern in Kraft treten-) 



Lünig, Codex Genn. (lijjlüin. I, 575; Mss. 86, I, des Wiener Staatsarchivs. 

-) Sine tarnen i)reiudicio successionis eorundem Serenissimorum: principis 
domini ('aroli et infjintis dt>mini Ferdinand! ac sororum suarum, filiorum et nepotom 
nostroruni charissimorum, servato ordine et consuetudine clarissimae domns nostrae 
Austriae. Lüniir, Cod. (rerm. diplom. 1, 579 f. Vgl. Liske, Der Kongreß zu Wien, 
1515, 491. 



- 211 — 

und, wie es ferner heißt, „die Ordnung und Gewohnheit" des Hauses 
Österreich gewahrt werden. 

Es konnte also, wenn Marias Schwestern nicht mehr in Betracht 
kamen, geschehen, daß in deu österreichischen Erbländern nur sie 
regierte, ihr Gemahl Ludwig aber in Ungarn und Böhmen, und wenn 
diese Ehe kinderlos geblieben und durch Marias Tod gelöst worden 
wäre, erst dann hätte die Sukzession Ludwigs und etwaiger Kinder 
zweiter Ehe in den österreichischen Ländern eintreten können. Ver- 
mutlich hat bei der Abfassung dieser Bestimmung die Erinnerung 
an das Mains eine Bolle gespielt, weil es dort heißt, daß der Herzog 
von Osterreich, ohne daß er daran durch das Reich gehindert werden 
könnte, seine Länder, wem er wolle, schenken und hinterlassen könne, 
wenn er keine Kinder als Erben hinterließe. ^) Am 18. September 1520 
bekam Maximilians L Tochter Margarethe von Kaiser Karl V. in 
Brüssel 200.000 Gulden urkundlich zugesprochen, wenn sie ihr Recht 
auf „väterliche Sukzession" in den österreichischen Ländern voll- 
ständig aufgebe. Sie hatte Karl V. um Anteil an der Sukzession ihres 
Vaters entweder in Land oder in Geld gebeten. In dem betreffenden 
Aktenstücke, das Karl V. ausstellte, gesteht er ausdrücklich, daß 
nicht bloß ihm und seinem Bruder Ferdinand als Söhnen Philipps 
und Enkeln Maximilians, sondern auch dieser Margarethe als Tochter 
Maximilians Anteil an der väterlichen Sukzession in den verschiedenen 
Herzogtümern, Grafschaften etc. zukomme, 2) und daß Margarethe 
auf diesen Anteil am väterlichen Erbe in keinem Heiratsvertrag 
jemals Verzicht geleistet habe. 

Diese Formulierung beweist, daß die Renuntiationen auch damals 
nicht rein feierliche Akte waren, wie man gemeint hat, 3) Es galt hier, 
was wir schon früher beobachten konnten, daß erst die Auszahlung 
des Heiratsgutes den Mitanspruch der Erzherzogin beseitigte. 

Auch Ferdinand I. dachte an die Möglichkeit weiblicher Sukzession 
in den österreichischen Erbländeru. Denn 1554 sagte er in seiner 
„väterlichen Disposition", daß die Mannsstämme seiner Nachkommen 



1) Schwind-Dopsch, 18. 

2) Par droit de succession paternelle .... part et portion .... en 
plnsieurs duchez, contez, .... et biens meubles, d61aissez par icellui feu nostre 
ayenl [Maximilian]. Gachard, Analectes historiques, ser. XVII, 471. 

3) Hauke, 127, der dies aus einer Bestimmung des Testamentes König Ferdi- 
nands L von 1548 schließt. Dort heißt es, daß Ferdinands Töchter, auch wenn 
solche Verzichte, aus welchem Grunde immer, nicht leisteten, doch gegen 
Auszahlung der Mitgift von aller väterlichen und mütterlichen Erbschaft aus- 
geschlossen sein sollten. Es war dies eine nur einseitige hausgesetzliche Bestim- 
mung, deren Gültigkeit von selbst erlosch, wenn es keinen Mannsstamm mehr gab. 



sich gegenseitig beerben sollten, .damit solche Ffii-stenthamb und Herr- 
schaften von dem manlichen Stammen nnsers geblaets mit khumen, 
als lang derselbe weret'\ In den Verzichten der Töchter der Kaiser 
Ferdinand I. und Maximilian II. \) wird immer ausdrücklich zwischen 
den österreichischen Erbländern des Hauses mit Ungarn auf der 
einen Seite und Böhmen auf der anderen Seite unterschieden. DaTOn 
wird noch an anderem Orte die Rede sein. Was die österreichischen 
Länder und Ungarn betrifft, so lauten die Renuntiationen zu gunsten von 
Karls V. und Ferdinands I. ununterbrochenem Mannsstamm, was Böhmen 
betrifft, nur zu gunsten von Ferdinands Mannsstamm.-) Erst wenn 
die beiden Mannsstämme erloschen sind, sollen die verzichtenden 
Töchter und ihre Leibeserben in den österreichischen Ländern und 
in Ungarn .alles das zu erben zu gelassen werden, was sie von rechts 
und bemelt Königreichs und Haus Österreichs Pri^^legien, Ordnungen 
und Gebrauch' wegen billig erben mögen''. 

Nach diesen Bestimmungen konnte also der Fall eintreten, daß 
die österreichischen Erbländer mit Ungarn von einem 
spanischen Habsburger, Böhmen aber von einer deutschen 
Erzherzogin regiert wurden, was auch den testamentarischen Ver- 

1) Siehe oben S. 16S i\. Anni. 2. 

-» Am 5. Juli 1540 verziobteTe Anna, die sieb »srebnrne Königin zu Unngpem 
iiud B^heim"* nennt, mit ibri'm (.icmabl. Albrecbt von Bayern, der mitsiegelte und 
uniersv hritrb. weil sie das Heirat^s^ut von 50.lK)0 Gulden empfangen hätten und 
d.imit zuirifden seien: »nit allein treten . . . unserem . . . vatter [Ferdinand] . .. 
.«»oudorii aucb ^^eireu ... Karl j V/ . . . und ibr beider Majestäten kindern. 
erben und nachkommen. <•• durch die Linien des 3Ianstammens von ihren 
Majestäten eelich gejK'ni absteigen und herkommen . . . aber des kunigreichs 
FJtbeim ... Sil unser . . . vattor und irau muttt- r itzo haben und ihre M%je- 
sTäten und unser ireumltlich lieb bruder [iduraT und ihrer Lieb erben künfftig 
überkommen möiren, . .. dtrs alles vt-rzeihen wir uns lür uns. unser erben und 
na*;hk<.>mmen allr-in i.Vi:fU . . . vatter . . . und ihr knuiirlichen Majestät Sunen 
und derselben Krbvu und uachkumen manlichs stamen< und namens." Ihr Becht 
behält ^ie sich ferner vor. wenn der MaunäStamm des iresamten Hauses Öster- 
reich gänzlich .ib^^iiiire ..ui:d e> zu T^\htern käme*. Was B-hmen betrifft, behält 
si-r sich v.-r. wtun ii.r Vatt-r und ihit F.rü-l'T uud ders-lben -e»=*licbe mannliche 
erben und nachk'.mu. •:•'*:. iii,\nu5i»er>'.'neu. i'uo eeliohr münliobe leibserben ab- 
giniren' und ihr^r kein-^r m-Li v-rLaudcn wäre. ..alles das zu erben, was wir 
von liechts. Freiheit und Brau.h wr:-:::.-un billich erben m^iren ". Aus dem oft 
zitierieu. zweiielli.«> tuLr»n. 'inziiren «»ri^iL.il. Wirii. Familienarchiv. Man 
sieht, dati hier nicht ..eeliehe Leil'.-TriVtn" .IKiu sT»l.t. >.ii*lern entweder mit dem 
Zusätze .manlich* stamens" oi-r .-r'/.ich-. i::.iuiiI:ohe ? rbeu*". weshalb Berchtolds 
Bemeikur.^re:: iLaade>h"iieit. >.• uiii anler»^ K.iusrel'^ieii üb-rriüssii: werden. Es 
existiert au.ii keine zweite, rtw.i ^'- i.viiü- K- :iuiiti.uivu. i'er Wortlaut entspricht 
v..llkummen -lern der aiii-re:. K* ir.mti,.t. v.rii v.:i T.^ci;:orn Ferdinands I. und 
Maximilians II >iehe oben ^. l»i^ i.. Anx. 2. 



213 - 

fiigungen Ferdinands I. entsprach. M So wenig wurde damals im 
Herrscherbaus an der Union aller drei Ländergruppen festgehalten. 

Der Verzicht bloß zu gunsten des ununterbrochenen Manns- 
Stammes des Gesamthauses Osterreich erinnert an die Verzichte der 
Erzherzoginnen aus dem 15. Jahrhundert. Jede jener Erzherzoginnen 
und jede der Töchter Ferdinands L und Maximilians II. konnte 
Ansprach auf die österreichischen Erbländer erheben. 

Albrecht von Bayern, der 1546 zusammen mit der Erzherzogin 
Anna Verzicht leistete, stammte von einer Erzherzogin Kunigunde^) ab, 
die sich ihr Recht für den Fall des Aussterbens des ununterbrochenen 
Mannsstammes im Hause Habsburg vorbehalten hatte. Damit war 
aber für Ansprüche des bayerischen Hauses im Jahre 1740 nichts 
Besonderes gewonnen. Denn, wenn die Erzherzoginnen nach den 
„Privilegien, Ordnungen und Gebräuchen" des Hauses erben sollten, 
so war dies sehr vieldeutig: die Gebräuche und Ordnungen wider- 
sprachen sogar den Privilegien. 

Die im 15. Jahrhundert ausgesprochenen Anschauungen von der 
Lehensgemeinschaft gleichberechtiger Erbanwärterinnen galten auch 
noch für Töchter König Ferdinands L und Maximilians IL und aller 
späteren deutschen Habsburger. Nirgends ist in ihi-en Verzichten 
davon die Rede, daß etwa Ferdinands Tochter Anna als älteste ihrer 
Schwestern ein Vorrecht vor den jüngeren Töchtern gehabt habe. Im 
Heiratsvertrag vom 1. September 1534 und in der unausgeführten 
Heiratsabrede vom 11. Mai 1544 mit Kursachsen ist nur davon die Rede, 
daß Annas beziehungsweise Eleonorens Nachkommen eventuell „Mit- 
erben" beziehungsweise „gleiche Miterben" sein sollen.^) Es darf uns 
dieß nicht wundernehmen. Hat doch Ferdinand selbst die volle Gleich- 
berechtigung seiner Söhne innerhalb der österreichischen Erbländer 
in der Landauszeigung des Jahres 1554 zum Ausdnick gebracht. Da- 
mit wäre nur im Widerspruch gewesen, wenn er für seine Töchter 
Primogeniturvorrecht eingeführt hätte. 

Vom Gesichtspunkt der Entwicklung der Anschauungen in 
Bezug auf Sukzession im Hause Osterreich waren darum die An- 
spräche Bayerns im Jahre 1740 in gewissem Sinn ein Anachronis- 
mus. Eine Menge von Nachkommen anderer Erzherzoginnen aus dem 
14. bis 18. Jahrhundert hätte dieselben Ansprüche und mit demselben 
Recht erheben können. 

Was nun die „Privilegien" betrifft, so hätte zwar nach der 
Interpretation des Privilegiums Mains aus den Jahren 1522 und 1530 

Siehe oben S. 167 f. 

2) Siehe oben S. 15?. 

3) Codex Anstriacus II, »S. 108: Lüniir, Deutsches R.-A., XXV, S. 911. 
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Primogeiiiturfolge ganz allgemein eingeführt werden können. Aber 
König Ferdinand I. bat diesen Grundsatz des Mains der Familien- 
tradition des 15. Jahrhunderts bis auf ein paar unbedeutende Aus- 
nahmen geopfert. Noch sein Enkel, Kaiser Rudolf IL, hat sich unter 
unsäglichen Schwierigkeiten und schließlich doch vergebens um die 
Anerkennung des Mains bemülit, bis dieses endlich durch die steieri- 
sche Linie 1584, 1621, 1635 und 1665 in den österreichischen Erb- 
ländern vollständig zum Siege gelangte. 

In jener Interpretation der Jahi-e 1522 und 1530 war nicht 
bloß festgesetzt worden, wann überhaupt die Reihe an die Erz- 
lierzoginnen kam, sondern auch, welcher Erzherzogin die Nachfolge 
allein zuzufallen habe. Es war dies, weil die „Fürsten ohne Erbsun 
abgingen", die „ältist verlaßne Dochter" des letzten Besitzers: 
Maria Theresia, Tochter Karls VI. Auch das Kodizill Kaiser Ferdi- 
nands IL vom Jahre 1635 hätte vielleicht mit Rücksicht auf seine sehr 
allgemeine Fassung in gleicher Weise gedeutet werden können. Denn 
es heißt dort, daß alle seine Länder „insgesamt auf den ältesten 
Deszendenten nach Art und Ausweisung des iuris primogeniturae oder 
Maioratus" zu fallen hätten; unter „Deszendenten" konnten, als seines 
Bmdei-s Leopold Mannsstamm 1665 erloschen war, auch Töchter des 
letzten Besitzers verstanden werden. Aber diese Deutung war doch 
unsicher. 

Vergessen war aber damals der Grundsatz, daß man, um weibliche 
Kegierungszeit zu verkürzen, Söhne der Schwester des jeweils letzten 
Besitzers seinen Töchtern vorziehen müsse. Nach den genannten Aus- 
legungen des Malus und nach den wiederholten Bestätigungen der- 
selben von reichswegen schien bezüglich der Sukzession der Vorzug 
<1 er männlichen Sprossen der spanischen Linie vor den Erzherzogin- 
nen der Ferdinandeischen Linie sicher zu sein, wenn auch 1522 Karl V. 
für sich und seine Nachkommenschaft im allgemeinen zu gunsten 
Ferdinands und der Kinder desselben (cum suis) verzichtet hatte. 
Die Testamente Ferdinands I. lassen aber erkennen, daß er sich an 
jene Interpretation des Mains hielt, weil er bestimmte, daß für den 
Fall des Abganges des eigenen Mannsstammes Karl und dessen Manns- 
stamm Erben der österreichischen Erbländer seien. Auch die 
Kenuntiationen der deutschen Erzherzoginnen aus der Zeit nach 
Maximilians IL lauten, ohne wie fi-üher zwischen den österreichischen 
Erbländern mit Ungarn auf der einen Seite und Böhmen auf der 
anderen Seite zu unterecheiden, ganz allgemein zu gunsten aller männ- 
lichen Sprossen des Hauses Österreich, worunter auch spanische ge- 
meint sein müssen; bezogen sich doch auch die Reichsbelehnungen 
mit den österreichischen Erbländern auch auf die spanischen 
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Habsburger. Aber noch ehe dem Mannsstamm der spanischen Habs- 
burger auch in Böhmen und Ungarn, was wii' an anderen Orten näher 
erörtern werden, ausdrücklich Vorrang vor der weiblichen Deszendenz 
Ferdinands 11. 1617 garantiert wurde, hatten Ferdinands 11. Schwestern 
zu gunsten aller Fürsten des Hauses Österreich und ihres ununter- 
brochenen Mannsstammes Verzicht geleistet. *) Dies geschah vermutlich 
deshalb, weil man nach der Wiederkehr einer Union der böhmischen 
und ungarischen Ländergruppen mit allen österreichischen Erbländern 
strebte und sie eventuell auch unter einem spanischen Habsburger er- 
möglichen wollte. 

Die spanischen Habsburger traten aber nicht das Erbe der öster- 
reichischen an; denn sie starben schon 1700 aus, und auch der Manns- 
stamm der deutschen Habsburger ging mit Karl VI. 1740 zu Grabe. 

Für alle Sukzessionsfragen war noch ein Faktor wichtig, den 
man nicht gering anschlagen darf: Die Garantie der Landstände. 



e) Landesfürst und Landstände. 

Das Verhältnis der Stände zur Frage der Nachfolge gehört zu 
denjenigen Zuständen, die schwankend waren, und deren Fixierung 
man auf beiden Seiten auswich, weil man auf günstigere Gestaltung 
in der Zukunft hoffte.^) 

Die Geschichte lieferte darum beiden Parteien immer Material 
zu gegenteiligen Deduktionen. 

Wo sie die Gelegenheit dazu ersahen, betonten die Stände den 
Grundsatz, daß die Pflichten gegen den Landesherrn mit dessen Tode 
zu Ende und nicht unmittelbar darauf auch gegen seine Nachkommen 
einzuhalten seien, sondern daß bis zur Anerkennung des neuen Herrn 
ein ständisches Interregnum einzutreten habe. ^Le roi est mort, 
vive le roi!" im Sinne von Kontinuität landesfärstlicher Regierungen 
galt nicht in den Ländern des österreichischen Reichskreises. 

Nach Kaiser Maximilians I. Tode hielten die Stände der fünf 
^niederösterreichischen" Länder: Osterreich unter der Enns, ob der 
Enns, Steiermark, Kärnten, Krain, wenigstens eine Zeitlang, daran fest, 
daß durch Maximilians Tod die diesem durch die Huldigung über- 



^) „Pro Omnibus Austriacae familiae principibus eorumque liberis et haere- 
dibus legitimis per lincam masculinam descendentibus.'* Anna 1592, Maria Chri- 
stine 1595, Constantia 1605. „Omni paternae haereditati et successioni regnonun 
Uongariae, Bohemiae omniumque aliarum provinciarum ad . . . Austriacam domonr 
attinentiom [österr. Erbländer] in perpetunm, extantibus masculis inlinea des- 
cendenti et illic non deficieutibus." Heiratsvertrag vom 5. März 1595. 

2) Vgl. oben S. 144 f. 
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tragene Gewalt an das Land und seine natürlichen Vertreter, die 
Stände, zurückgefallen sei. Bis auf die Verwendung landesfürstlichen 
Einkommens erstreckte sich dieser Anspruch. Beliebt war der Hin- 
weis, daß schon König Rudolf I. Februar 1277 versprochen habe, nur 
mit Zustimmung der Stände Österreichs und Steiermarks in diesen 
Gebieten einen neuen Herrn einzusetzen, und ihnen bewilligt habe, 
daß sie einem künftigen Landesherrn gegenüber nicht frOher zum 
Treueeid verpflichtet seien, als bis er ihnen selbst einen Eid zur Ein- 
haltung ihrer Freiheiten geschworen habe. ^) Auch für die Zeit der 
Abwesenheit und Unmündigkeit des Landesfürsten und bei Erblosig- 
keit des Landes nahmen die Stände mindestens Mitregierung, im 
letzten Fall Alleinregierung in Anspruch.-) 

Ferdinands I. Zeit bedeutet auch in dieser Frage einen Um- 
schwung zu gunsten der landesfürstlichen Gewalt. Wenn er am 8. Juli 
und 15. Oktober 1521 beidemale in Graz für die Zeit eigener Ab- 
wesenheit seine Gemahlin zur „Statthalterin und Kegiererin" einsetzte, 
so wirkten dabei Vorstellungen mit, die er aus seiner spanischen 
Heimat mitgebracht hatte. 

Den Anspruch auf Zwisohenregierung nach seinem Tode beseitigte 
Fei-dinand L, indem er seinen Söhnen in den ihnen zugewiesenen 
Grebieten noch vor seinem Tode 1564 huldigen ließ.') Die Uneinigkeit 
im Hause Habsburg erweckte aber diesen Anspruch im Ei-zherzog- 
tum Osterreich unter und ob der Enns in den Jahren 1608*) und 
1619*^) zu neuem Leben. Es war ein lächerliches Beginnen, die Konti- 



1) Redlich, König Kudolf von Uabsburg, 341. 

-) Kraus. Zur Gesch. Österr. unter Ferd. I. a. a. 0., 27, 45, 51; Lüuig. 
Corpus iuris feudalis 11, S. 495 1". Eine Deduktion der Stände in Österreich unter 
der Enns von 1619 in den „Histor. Aktenstücken über das Ständewesen in Öster- 
reich '. Leipziir 1847, I, 17. 38. :n). Eine Deduktionsschrift der Stände in Österr. ob 
der Enns vom 18. April 1619 mit 36 Siegeln im Arch. d. Min. d. Inn., I, A 2, 3<)39. 
Andere bezügliche Akten ebendas. I. A 2, 3028, 3036, 3038 und im Wiener Suats- 
archiv, Mss. 127. 

') Arch. d. Min. d. Inn., L A 2. 3a%, 3039; Mss. suppl. 42 des Wiener Staats- 
archivs. 

*) Stülz, Zur Charakteristik des Freiherrn Erasmus von Tschemembel, 
Archiv i. ö. G., 1853, IX. 176 f. Der Bundesbrief der Homer Versammlung vom 
3. Okt. lOl^S im Notizenblatt der kaiserl. Akad. d. Wiss. in Wien, 1854, IV. 

') Kraus a. a. O.. UU f.: Histor. Aktenst. VI. 101 f.: Arch. d. Min. d. Inn., 
1. A2. :^K^.V Damals behauptete man. nur der auüer Landes weilende Erzherzog 
Albrecht sei der einzige und wahre Erbherr, was mit Rücksicht auf den Revers 
von 1577 O'gl. oben S. 179^ richtig war. P>zhorzog Albrecht mußte am 14. Sept. 
1619 gegenüber dfu Ständen ob der Enns auf die am 2. Februar 1619 aiidgestellte 
/r'>sion und Vollmacht zu gunsten Ferdinands 11. verweisen. Vgl. Gustermann. 
V«T<uoli ' ine< v-tlUtaiiilisron üst»-rr. Staatsrecht i's. I. Teil. 321 f. 
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nuität landesherrlicher Regierungen und auf der anderen Seite eine 
Rechtskontinuität für den Anspruch ständischer Zwischenregierung 
historisch beweisen zu wollen. Beide Parteien mußten irregehen. 

Eine Wendung mit andauernd günstigen Folgen für die landes- 
fürstliche Gewalt trat wieder unter Ferdinand II. ein. Er berief die 
Stände von Osterreich unter der Enns 1629 (es erschienen 20 infulierte 
Prälaten, 120 vom Herrenstand und 150 vom Ritterstand) in die 
kaiserliche Burg und ließ seinem Nachfolger huldigen. Hie bei wurde 
den Ständen zum ersten Male „kein Disputaf erlaubt und weder ^in 
religione noch in politischen Sachen ein Revers" gegeben.^) 

Wenn die katholische Minderheit im Erzherzogtum Osterreich 
unter der Enns 1608 die Erklärung abgab, daß man nicht erst durch 
die Huldigung Landesfürst werde, weil Osterreich ein Erbland sei, 
so daß die Erbhuldigung nicht anderes sei als ein öffentliches Be- 
kenntnis des ohnedies schuldigen Gehorsams und ein feierliches 
Versprechen, im Lande bleiben und für dessen Herrn leben und 
sterben zu wollen,^) so war dies eine Ansicht, die nicht immer und 
nicht überall herrschend war. 

Die Legalität einer landesfürstlichen Regierung machte man 
von der Bestätigung der Freiheiten, Privilegien und Gebräuche des 
Landes abhängig. Darum war die Frage, ob der Landesfürst vor 
oder nach der Huldigung der Stände einen Revers über diese Be- 
stätigung zu geben habe, nicht gleichgültig und wurde nicht immer 
und nicht überall gleich beantwortet. ») In Tirol geschah dies z. B. 
nach der Huldigung*); in Kärnten, Krain und Steiermark mußte der 
Landesfürst zuerst den Ständen einen bezüglichen Eid schwören, ehe 
er den der Stände empfing.'*) In Osterreich unter und ob der Enns 
wurde die Bestätigung zuerst mündlich versprochen, schriftlich aber 
erst nach der Huldigung übergeben.^) 

Von geringerer Bedeutung war ^vohl die Frage, ob von den 
Ständen ein , geschworener Eid" oder ein Gelöbnis mit „Mund und 



1) Arch. d. Min. d. Inn., I, A2, 3029. 

2) Histor. Aktenstücke, VI, 101 f. 

3) Ich kann hier nur einige Beispiele geben und muß eine eingehende rechts- 
historische Bearbeitung dieses Themas der Zukunft überlassen. Über das Huldigungs- 
zeremoniell vgl. Schrot ter, Dritte Abhandl. 76 bis 138. 

*) Alb. Jäger, Beiträge /Air Gesch 1595 bis 1597, a. a. 0. 117, 122. 

Vgl. oben S. 145. 

^) So 1521, 1564, 1597. Kraus 73; Dimitz, Gesch. Krains, H, 67, IH, 269 f. 
Vgl damit die Akten im Arch. d. Min. d. Inn., I, A 2, 8086, und im Wiener Staats- 
archiv, Mss. suppl. 42, Mss. 127. 

<^) So lautete eine auf Verlangen Kaiser Ferdinands I. erteilte Auskunft, die 
später als Muster diente. Arch. d. Min. d. Inn., I, A 2, 3036. 



- 218 -- 

Handstreich" geleistet werden müsse. Die vom Herren- und die vom 
Ritterstande in Österreich ob und unter der Enns behaupteten, nur 
die Prälaten hätten immer geschworen, indem sie zwei Finger auf 
die Brust gelegt hätten. Sie selbst hätten nie einen Eid geleistet. In 
der Tat setzten sie 1564 durch, daß man sich fortan mit Gelöbnis 
(„die Glub") und Handschlag begnügte. Man legte der Sache solche 
Wichtigkeit bei, daß am 4. September 1650 vier Adelige schriftlich 
bezeugten, sie hätten mit eigenen Augen gesehen, wie am 16. Oktober 1608 
die vom vierten Stande (Städtevertreter) bei Verlesung und beim 
Nachsprechen der Huldigungsformel drei Finger aufhoben.^) 

Das Bestreben, Länderteilungen zu vermeiden, fand bei den 
Ständen gelegentlich recht nachdrückliche Unterstützung: so 1621 
bei den Kärntnern und Krainern, später bei den Verhandlungen über 
die Beerbung der Linie Erzherzog Ferdinands von Tirol und Vorder- 
österreich, die zum Prager Vertrage des Jahres 1602 fährten. Wie 
die Stände dieser Gebiete, so drangen die des Erzherzogtums Öster- 
reich auf die Einheit des Landes und der Regierung im Jahre 1577. 

Diese Einheit mußte ihnen, einem damals übergebenen Revers 
gemäß, in den Jahren 1608 und 1619 abermals bestätigt werden. 
Damals sprach wenigstens der katholische Teil der Stände ausdrück- 
lich davon, daß der Fürst in den Besitz des Landes durch „Primo- 
genitur" kraft der österreichischen Freiheiten gelange, womit das 
Mains gemeint war. Man sagte zwar den steierischen Ständen 1564, 
als sie einige Schwierigkeiten bereiten wollten, der Landschaft ge- 
bühre gar nicht, über die väterliche „Disposition und Teilung" von 
1554 „erst viel zu disputieren und zu beratschlagen", sie hätten 
einfach zu huldigen.^; Diese Ansicht kam auch in der offiziellen Be- 
j^ründung der pragmatischen Sanktion Kaiser Karls VI., wenigstens 
für Belgien, zum Ausdruck. Dort hieß es, daß Kaiser Leopold L 1703 
„als Haupt unseres durchlauchtigsten Hauses", allein befugt gewesen 
sei, über „seine Königreiche und Erbländer zu disponieren".») Aber 
schon die Tatsache, daß Ferdinand I. seinen Söhnen noch bei Leb- 
zeiten huldigen ließ, beweist, daß er damit eine Garantie für die Be- 
folgung seiner „väterlichen l)isi)Osition" zu erlangen suchte. 

Trotzdem die landesfürstliche Gewalt unter Ferdinand IL so 
sehr erstarkt war, wagte er es doch nicht, sich mit seiner testamen- 
tarischen Primogeniturordnuug. einfach zu begnügen, sondern ließ 

M Arch. d. Min. d. Inn., 1, A2, 3088. 

2) Alb. Jäger, a. a. ()., 113. 131, 137 f.: Histor. Aktenst., VI, 101 f. Arch. 
d. :Miii. d. Inn., I, A 2, 2984, 3029, 3039, wo auch für das Folgende die Akten ssn 
finden sind. Der Revers von 1608 bei Hannner-Purgstall, Klesl, II, 140. 

:') Schrott er, Fünfte Abhandl., bU. 
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seinem ältesten Sohne Ferdinand HI. nnd dessen , Erben" noch bei 
seinen eigenen Lebzeiten huldigen (1629, 1630, 1631). Seinem Bei- 
spiel folgte Ferdinand III., zuerst für seinen Sohn Ferdinand IV. 
and nach dessen Tode für Leopold I. 

Eine solche Mitwirkung der Stände schien aber um so rätlicher, 
wenn nach einer langen Eeihe von Generationen zum ersten Male 
wieder weibliche Eegierung, diesmal in allen österreichischen Erb- 
ländein, faktisch eintreten sollte. 

Wie früher der regierende Erbe, so war von nun an auch die 
Erbin nur dann gegen den Anspruch anderer Erbinnen oder Mit- 
erbinnen auf gleichberechtigte Mitregierung gesichert, wenn die Stände 
eine hausgesetzliche Verfügung zu gunsten von Alleinregierung 
einer Erbin ausdrücklich garantiert hatten.^) 



i) Derlei Uausgesetze waren für die Landstände nicht bedingongslos ver- 
bindlich, wie Hauke, 83, zu meinen scheint. 



B. 



Böhmen. 



I. 

Männersukzession der Przemysliden. 

Wer an das Studium der böhmischen Sukzessionsgeschiehte in 
der Erwartung heranträte, Rechtskontinuitäten oder eine immer nur 
in derselben Richtung fortschreitende Entwicklung zu finden, würde 
bald sehr enttäuscht werden. 

Zwar hat, wie der Leser am Schlüsse der folgenden Ausfüh- 
rungen erkennen wird, der Gedanke, daß Przemyslidenblut mittels 
weiblicher Sprossen zuerst durch Luxemburger, dann Jagelionen und 
Habsburger fortgepflanzt und erneuert worden sei, auch in der Thron- 
folge Sieg und rechtliche Herrschaft errungen. Erst nach dem Aus- 
sterben aller Abkömmlinge der Przemysliden, auch der weiblichen im 
habsburg-lothringischen Haus, würde das Wahlrecht an die Gesamt- 
heit des Königreiches (communitas regni) ^) fallen. Aber der Sieg des 
Legitimitätsprinzips, wenn ich dieses Wort anwenden darf, war das 
Resultat eines Kampfes zwischen ständischer und monarchischer 
Gewalt. Man vergesse nicht, daß dieser Kampf unter anderen Konstella- 
tionen der europäischen Gesamtpolitik und unter weniger konsequenten 
Herrschernaturen auch einen anderen Ausgang nehmen konnte, wobei 
auf eine Zeit ständischer Übermacht eventuell sogar ähnliches wie in 
Polen eintreten konnte. Der Kampf hatte ein „fortwährendes Schwanken 
fundamentaler staatlicher Einrichtungen'^) besonders auch der Sukzes- 
sionsordnungen im Gefolge. Augenblicksbedürfnisse führten bald zu 
weiteren, bald zu engeren Auslegungen bestehender Gesetze. Darf 
man sich wundern, wenn darum die böhmische Geschichte in Sukzes- 
sionsfragen jedesmal gleichsam ein Arsenal bildete, aus dem bald die 
Stände, bald der König ihre Waffen holten? 



1) So in der si)äter zu erwähnendon Bestätigung des Privilegs von 1212 aus 
dem Jahre 1348. 

2) Tezner, Technik und Geist des ständisch-monarchischen Staatsrechte», 
Leipzig 1901, S. 50. 



\ 



- 224 — 

Schon in der ältesten Przemj'slidenzeit scheint der Thron nicht 
immer nach festen Rechtsgrundsätzen besetzt worden zu sein. Nur 
im allgemeinen darf man vielleicht folgendes sagen: Der regierende 
Fürst des Hauses der Przemysliden pflegte denjenigen zu bezeichnen, 
den er zu seinem Naclifolger wünschte (nominatio). Der Genannte 
bedurfte aber noch der Wahl oder Zustimmung des Volkes (electio, 
consensus), ferner der Bestätigung durch den römischen Kaiser oder 
König, die mit einer Belehnung verbunden war (confirmatio), und der 
Inthronisation als Herzog oder in späterer Zeit der Königskrönung, 
bei der es aber bis in die luxemburgische Zeit, nämlich bis zum 
Jahre 1347, keine festen Zeremonien gab. Erst damals wurden solche 
nach französischem Muster festgesetzt. 

Bei der Wahl oder Zustimmung war der Volkswille nur durch 
den hohen und niederen Adel mit dem Bischof von Prag an der 
Spitze vertreten. Für die Erhebung der „weitaus größten Zahl der 
Herzoge Böhmens" liegen Nachrichten vor, daß sie gewählt worden sind. 

Die Wahl fand nur zwischen den Männern des Herrscherge- 
schlechtes statt und war durch das Erbrecht des Gesamthauses, in 
dem alle Przemysliden in gewissem Sinne gleichberechtigte Erban- 
Wärter waren, beschränkt.^) Vielleicht ist die Erbfolge des Altesten 
des Gesamthauses, die sogenannte Senioratsfolge, doch älter als 
Bfetislavs Verfügung darüber vor seinem Tode 2) (f 10. Januar 1055). 

Ein förmliches, allgemein gültiges Landesgesetz solcher Art 
war aber wohl durch den Wahlanspruch des Adels des Landes aus- 
geschlossen. An dem Anspruch hielt dieser fortwährend fest, wenn 
der Anspruch auch in den Kämpfen um die Primogeniturfolge des 
12. Jahrhunderts gelegentlich bis zur einfachen Annahme des Nach- 
folgers und zur Erbhuldigung für ihn geschmälert wurde. 

Seit 1216») kam die Primogeniturfolge zum Sieg und die Seniorats- 
folge schon deswegen allmählich in Vergessenheit, weil die Zahl der 
Przemvsliden immer mehr schwand und beim Tode Ottokars L 



1) Ich folge in diesen Dinüfou meist Loserth, Das angebliche Seniorats- 
gesetz des Herzogs Bretislav . . . Archiv f. östcrr. G., 1882, LXIV, 22, 29, 30, 38, 
46, 58. 51. 59 f., 63 f., 66 f., 7.*i 77, und Loserth, Die Krönungsordnung der 
Kiiniire von Böhmen. Arch. f. ö. (i.. 1876, LIV, 7, 12 f., 14 ft". 27. 

-') Wenn auch die Beweise hiefür nicht zwingend sind (Hubers Urteil in 
seiner österr. Keichsgesch.. 2. AuH., Wien 1901. 101, Anm. 4, geht zu weit), so 
bietet anderseits die betrefteude Nachricht trenug Grund zu Zweifeln an der histori- 
schen Sicherheit des Tatsächlichen. Los(»rth, Arch. f. ö. G., LXIV, 3 ff. Vgl 
dariU^er Bachmann. Gesch. Böhmens, (jotha 1899. I, 231 f., 234, Anm. 3, 236, und 
Kalonsek. Ceske statni ]>ravo (böhmisches Staatsrecht). 2. Aufl., Prag 1892, 169 f. 

3) Vgl. Huber, Gesch. Osterr.. T, 392, Anm. 1. 
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(t 1230), Wenzels I. (f 1253), Ottokars IL (f 1278) und Wenzels IL 
(f 1305) nur je ein Sohn und Nachfolger am Leben war, bis schließ- 
lich der Mannsstamm der Przemysliden am 4. August 1306 durch die 
Ermordung des kinderlosen Wenzel IIL erlosch. 

Aber noch Juli 1216, als Wenzel L, der erstgeborene Sohn 
König Ottokars L, vom Reiche „mit dem ganzen Königreiche Böhmen" 
belehnt wurde (dies wurde nach Ottokars Tode 1231 wiederholt), war 
in der Urkunde darüber von einer Wahl Wenzels die Eede.^) Mark- 
graf Heinrich von Mähren (f 1222), hieß es darin, „et universitas mag- 
natum et nobilium Boemiae'' hätten mit Willen und Zustimmung König 
Ottokars Wenzel zum böhmischen König gewählt. Allerdings wai- 
dies bei Lebzeiten seines Vaters geschehen. Als es sich 1245 um die 
Schaffung eines österreichisch-steierischen Königtums des letzten 
Babenbergers, Herzog Friedrichs IL, handelte, sollte dieses, wie es in 
dem betreffenden Entwurf hieß, von Wahl und Krönung durch die 
Stände unabhängig sein und die Würde nur durch das Reichshaupt 
verliehen und vererbt werden können. Man denkt hiebei unwillkürlich 
an böhmisches Beispiel. Der Entwurf ist ein indirekter Beweis dafür, 
daß das böhmische Königtum damals noch nicht ein Erbkönigtum war. 
Zum letztenmal fand 1248 eine „Wahl" statt. Sie traf Ottokar U., 
aber nur in Opposition gegen den regierenden König, und erlangte 
wegen der folgenden Aussöhnung zwischen Vater und Sohn keine 
Bedeutung. 

Für den Wahlanspruch ist auch das Privilegium von 1212 wichtig.*) 
Mit diesem befreite Kaiser Friedrich IL Böhmen von Geldleistungen,») 
von der Gerichtsbarkeit des deutschen Königshofes,*) von der Pflicht 



Quod communi voluntate et assensu dilecti nostri Odacari ... elegerant 
in Regem eoruin Venceslaum, filium ipsius Kegis. .. primogenitnm. Emier, Heg. 
Bohemiae, Prag 1882, I, p. 266f.; die zweite Urkunde bei Goldast, Commentarii 
de regni Boh. iuribus, Frankfurt 1719, 81, und bei Lünig, Deutsches Beichs- 
archlT, VI II, S. 5, ebenso in Mss. 193, fol. 1^, Wien, Staatsarchiv. 

') Ich halte es für wahrscheinlich, aber nicht für sicher, daß die Artikel I 
bis inklusive V (nach der Einteilung bei Kalousek, 562) als erster Teil der 
Urknnde nur eine Wiederholung des Privilegs König Philipps von Schwaben vom 
8. Sept. 1198 sind, während als neue Eonzession das Folgende: „de nostrae autem 
liberalitatis munificentia" begönne. Vgl. Bachmann, Gesch. Böhmens, I, 386, und 
Huber, Gesch. Österr, I, 383, Anm. 1. Zu den in der Neubearbeitung der Böhmer- 
schen Regesten zitierten Texten seien auch hinzugefügt die authentischen Ab- 
schriften des Jahres 1547 in Mss. 193 des Wiener Staatsarchivs und in „Privilegien" 
des böhmischen Landesarchivs. Im folgenden zitiere ich beide kurz mit ,,Privi- 
legienbücher". 

3) Über die Deutung der Worte: absque pecunie exactione, siehe Bach- 
mann, Gesch. Böhmens, 386, Anm. 2, 877 f. 

*) Absque . . . consueta curiae nostrae iustitia. 

Tarba, Thronfolge. 15 
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zum Besuclie der kaiserlichen Hoftage '.ausgenommen die von Xüin- 
berg, Bamberg und Mei^eburg i, *) gab dem bnbmischen König das unver- 
kürzte Recht (integraliieri, seine Bischöfe zu l)trlehnen. und setzte 
iur eine Krönungsfahrr des deutschen Königs nach Bom entweder 
3C)0 .Bewaftnete" oder 300 Mark als Leistuucr fest. Hiebei wurde 
auch die Grenze Btihmens in vollem Tmfang ohne Rücksicht auf 
Entfremdungen, welcher An immer, anerkannt-» Wie Ottokar I. 
sollte auch dei- künftige böhmische König sich an Kaiser Friedrich 
oder an seine Nachfolger im Reiche wenden, um die Regalien in ge- 
bührender Weis»' zu empfansren. 

Am Schluß dei* Irkundf^ heißt es zwar, daß sie für immer gültig 
sein solle (robur peipetuo valiturum). Prüft mau aber den Wortlaut 
der einzelnen Artikel genauer, so scheint es, als l>estünden zwischen 
ihnen in Bezug auf die Gültigkeitsdauer Unterschiede. Denn diejenigen 
Artikel, welche Geldleistungen. (Teriohtsbarkeit (II). die Grenzen des 
Königreiches (IV: und die Leistung für die Romfahrt (IX) betrafen, 
sollten für Ottokar I. und sranz aUgemein für seine Nachfolger 
(successoribu.s) gelten.^) Das ist sicher ein weiterer Begritf als „Erben". 
Denn Nachfolger gab es auch, wenn kein Erbe Ottokars mehr vor- 
handen war. Vielleicht wurde der Ausdruck Nachfolger gewählt, weil 
die betreuenden Privilegien dem bcdimischen Königreiche als solchem 
oder der «universa Boemorum gens", wie die Einleitung der Urkunde 
sich ausilrückt. zuüredacht waren, und nicht allein dem Geschlecht 
des damaligen Königs dei^selben (Rex eorum\ In anderen Artikeln, 
welche die Investitur der Bischöfe (V; und den Besuch der Hotltage 
(\7) betreft'en, heißt es. daß die bezüglicht-n Vorrechte Ottokar und 
seinen Erben (sibi et haeredihus suis, beziehunirsweise: Rex . . . 
vel haeredes sui; gegeben worden seien. War damit gemeint, daß 
diese Vorrechte nur dem Herrschergeschlecht als solchem verliehen 
wurden, und daß sie mit dem Aussterben der Przemysliden nicht 
mehr gelten sollten? Derartig«- Interscheidung zwischen Vorrechten 
für das Land und solch(Mi für das Il^^'i-schergeschlecht würde an das 
Privilegium minus vom .lalin- 1156 erinnern. Übrigens wird auch in 
der Einleitung der Urkunde von IJDJ zwischen der von altersher 

1) |V1:] C^uöd illustri-s K'-\ iru- .ii.ru.«: vel berodes sui ad uullain ciiriam 
iiüstrain v«.*uire triieaurur. }5 iichniann. Gfsch. l*»«»hui.. I. 448. schließt, weil die 
Kinbeziehunjj der Nachfolger Fricdri« h> IL iVlile. daß dieses Zugeständnis nur auf 
die Zeit von Frifdrichs Walieu irelif. wa< m -irlich. aber nicht sicher ist. weil es 
auch im Art. II heißt: ..ab>que . . . curia»- iidsrrae iustitia" und trotzdem xon der 
«fellunjLT auch für ..suisque successoribus in i»eriteruunr* die Rede ist. 

') Über die Fratre, ob Mähren mitireiiieint ist. siehe Fachmann, J, 387, 878. 

••) Virl. die dem Lande erteilte L'rknmie vuni 27. November 1293, Goldast 266. 
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dem Reiche bewieseneu Treue der Böhmen und den persönliclien 
Verdiensten Ottokars um Kaiser Friedrich II. unterschieden. 

Was den „Nachfolgern" Ottokars garantiert wird, gilt sowohl 
für die Zeit, wo es Erben Ottokars gibt, als auch für spätere Zukunft. 
Mit diesen beiden Begriffen steht nicht im Widerspruch, daß es im 
Privileg von 1212 heißt: „Wer immer von ihnen [den Böhmen] zum 
König gewählt sein wird, soll zu uns oder unsern Nachfolgern 
kommen (accedat) und die Regalien in der gebürenden Weise em- 
l)fangen." 

Demnach wurde das Wahlrecht des böhmischen Adels 
von reichswegen für alle Zukunft, wenigstens indirekt, an- 
erkannt.^ Aber erst durch die Bestätigung von Seite des 
Reichshauptes wurde der Gewählte ein Reichsfürst. Die erste 
derartige Bestätigung, die schon erwähnte des Jahres 1216, erfolgte 
auf Grund dieser Urkunde. 

Die Begriffe „Wahlrecht" und „Erben" Ottokars bedeuteten 
ebensowenig wie vor Ottokar I. einen inneren AViderspruch. Die 
Frage, wer unter diesen Erben, solange es solche gab, zu folgen 
habe, ob der älteste oder ein anderer Sohn oder Seit^^nverwandter, 
und wer beim Mangel solcher Erben gewählt werden könnte, wurde 
nach dem Privileg von 1212 als eine innere Landesangelegenheit 
Böhmens betrachtet, die das Reich nichts angehe. 



*) Was liachmann, I, 387, nicht zugeben wiH. Er meint in dem Satze: 

-Quicunque ab ipsis in regem electus fuerit" [Art. 111], beziehe sich ab ipsis auf 

die Worte „sibi suisciue succeäsoribus" des voranstehenden Artikels [II] „und nicht 

etwa auf Böhmen oder auf die böhmischen Stände, von denen im Vorliergehenden 

nirgends die Ked«r' sei, weshulb ,,ab ipsis = de (ex) ipsis = ii)soruiii" bedeute 

(demnach grammatisch von ,, quicunque" abhäni^ig gemacht werde). Tatsächlich ist 

aber im Voranstehenden, 12 und 10 Zeilen vor ..quicunque", von der ..universa 

Doemorum gens" und von dem ,,rex eorum" die Rede. Auch Karl IV. hat 11^-18, als 

er diesen Artikel zu gunsten des Erbrechtes s«Mnes Hauses interpretierte, ,,ab 

ipsis" nur auf die Gesamtheit des bijhmischen Volkes bezogen. Wäre IJachmanns 

Deutung innerlich begründet, so hätte sie gewiß schon Kaiser Karl akzeptiert. 

Daß sie aber unrichtig ist, btMvoist auch der Wortlaut der Urkunde von 121 (>. 

Kalousek, ir.O. 172, interi)retiert siiiniremiiß. Ab ipsis ist nicht abhängig von 

quicunque, sondern von electus. Selbst wenn über das .,ab ipsis" = ., eorum" wäre. 

müßte man nach dem logischen Subjekte von eligere fragen. la dem Kaiser nach 

seinen eigenen Worten in der Urkunde nur die coust iturio und confirmafio 

des neuen Königs zustand, konnte electio nur einer anderen rcrson zukommen. 

Unter den ,. ipsis" sind eben dio früher in ,, eorum" au;j.eführten Personen gemeint, 

und daß man darunter nur die ..universa gens Doemorum" ver.-tt/hen konnte, ist 

wenigstens logisch unnufechtbar; nur ihnen kam die electio zu. Schon 1(321 wurde 

in der Streit- und Erwiderungs.schrilt ,,Jus haeroditarium ... in d.^m Königreich 

liüheimb . . . gedruckt durch Siegmund Latomum zu Frankfurt am Main lf521", S. 7. 

versucht, das Wort ..electus" wegzukommentieren. 

15* 
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Dies ist um so verständliclier, als wir nichts davon wissen, daß 
etwa Primogeniturfolge in Böhmen garantiert gewesen wäre. 
Einer solchen gesetzlichen Fixierung auszuweichen, lag im Interesse 
der Wähler; die Sache unentschieden zu lassen, rettete ihnen wenig- 
stens für die Zukunft die Möglichkeit, bei günstigen Gelegenheiten 
ein altes Recht hervorzusuchen. 

In dem Privileg von 1212 hat ferner das Reich einen 
über die Konfirmation hinausgehenden Einfluß auf Be- 
setzung des böhmischen Thrones und das Recht, über Böhmen 
auch nach dem Aussterben des HeiTSchergeschlechtes allein, d. h. 
ohne Mitwirkung der Stände, zu verfügen, gänzlich aufgegeben. 
Es konnte auch der Fall eintreten, daß diese Bestätigung gar nicht 
eingeholt wurde. In diesem Fall war der böhmische König kein 
Reichsfürst, und es war fraglich, ob er überhaupt den Königstitel 
zu führen berechtigt war. 

Tatsächlich wartete König Ottokar 11. von 1253 bis 1262, bis 
er es füi* nötig fand, um eine Reichsbelehnung nachzusuchen. Es ge- 
schah 1262 vermutlich mehr zur Sicherung des babenbergischen Erbes 
als wegen Böhmens und Mährens. Während aber Ottokar II. gemäß 
der Urkunde König Richards vom 9. August 1262^) Osterreich und 
Steiermark auch für seine Erben erhielt, ward er mit den Reichs- 
fürstentümern (priucipatibus) I^cihmen und Mähren nur pereönlich be- 
lehnt. Er erhielt sie nur so, ^wie sie sein Vater und seine Ahnen" 
„vom Reiclie inne gehabt" hatten. Mustergebend in dieser Hinsicht 
Avaren also die Urkunden von 1216 und 1231, in denen von Erben 
ebenfalls keine Rede war. Indessen sprach die Urkunde von 1262 
niclit mehr von einer Wahl der böhmischen Stände, was Ottokar ü. 
einen kleinen Ersatz für den fehlenden Einschluß seiner Erben bieten 
moclite. Es war aber eine dreiste Lüge oder grobe Unwissenheit 
wenn später am 26. Dezember 1349 und am 27. September 1355,*) 
als Karl IV. seinem Bruder Johann und dessen Mannsstamm Mähren 
als böhmisclies Erblelien verlieh, in beiden Urkunden darüber be- 
hauptet wurde, König Richard liabe den König Ottokar „für sich und 
seine Erben und Nachfolger, Könige von Böhmen", mit Böhmen 
und Mäliren von reichswegen belehnt. Es hing diese Unrichtigkeit, 
wi(^ wir seilen Averden, mit der Absicht Karls IV. zusammen, die 
Scliaft'ung eines Krbreiches historisch zu begründen. 



M Kmler, Re«,^ Kuh., 11. S. 147: über <leu Irrtum liothes, die Rejektion 
FtTdinaiids II. von Böhmen IClü, l)isi<ertation Halle 1898. 9 f., vjltI. oben S. 63 f. 
2) Codex Moraviae, VIL S. 1, VIII, S. 253 f. 
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Alle diese Dinge, die man bisher nicht bemerkt hat,^) lassen 
aber erkennen, welche Bedeutung es hatte, wenn König Ottokar ge- 
mäß dem Schiedsspruch vom 21. November 1276 nicht bloß persönlich, 
sondern zusammen mit seinen Kindern (et liberos) belehnt werden 
sollte, und wenn trotzdem in der Belehnungsurkunde vom 25. No- 
vember 1276 weder von Kindern, noch von Erben Ottokars die Rede 
ist. 2) Dadurch ward bloß Ottokar Reichsfürst, und das Reich über- 
nahm auch keine lehensrechtliche Garantie dafür, daß ihm seine Kinder 
oder eines derselben in dieser Würde und in den Reichslehen folgen 
müßten. Jene Einschränkung konnte bei der künftigen Nachfolge 
Bedeutung erlangen: das Wahlrecht konnte, wenn man es für nötig 
hielt, zu neuem Leben erweckt werden. Man weiß ja, daß Ottokar 
schon während des ersten Feldzuges König Rudolfs mit der Unbot- 
mäßigkeit eines Teiles seines Adels zu rechnen hatte und nach diesem 
Feldzuge dafür Rache nehmen wollte, ^j 

Ein Vertrag vom 12. September 1277 gewährte dann Ottokar 
persönlich volle landesfürstliche Gewalt nach innen und als Reichs- 
glied Frieden und Schutz des Reiches, wobei er für Leistungen über 
die herkömmliche Stärke (300 Reisige oder 300 Mark) wie andere 
Reichsfürsten eine besondere Vergütung bekommen sollte.-*) 

Allerdings konnte König Ottokar als untreuer Vasall des Reiches 
betrachtet werden, sein einziger Sohn, der siebenjährige Wenzel (IL), 
war überdies unmündig. Es kam aber Rudolf auch zu statten, daß das 
Reich lehensrechtlich für Ottokars Erben noch nicht gebunden war. 
Wohl aus allen diesen Gründen erklärte König Rudolf nach dem 
Tode Ottokars 11. und nach der Besetzung Mährens in einem Mani- 
fest an die böhmischen Stände (vielleicht September) 1278, Böhmen 
sei dem Reiche heimgefallen, und forderte sie auf, dem Beispiele 
Mährens zu folgen und ihm Treue und Gehorsam zu schwören.-') 
Kam das Privileg von 1212 in Betracht, so war König Rudolf zu 
einem solchen Vorgehen schwerlich berechtigt. Im günstigsten Falle 
konnte er die Stände zu einer Neuwahl auffordern. Denn nur unter 
Mitwirkung der Stände konnte er von reichswegen über den bölimi- 



1) VgL oben S. 63. Anm. 1, 86 f. 

2) Lünig, Deutsches Reichsarchiv, VIn, S. 10; andere Drucke in der Red- 
lichschen Neubearbeitung der Böhmerschen Regesten. 

5) Bachmann, Gesch. Böhm., I, 638 f., 646 f. 

*) Bachmann, I, 645. 

^) Ebendas. 655 f. Bachmann meint, Rudolf habe nicht daran gedacht, 
dem unmündigen Wenzel seine „Erblehen*' zu nehmen. Nach den Belehnungen 
von 1262 und 1276 war aber die Erblichkeit von reichswegen gar nicht anerkannt. 
Cber die folgende Entwicklung ebendas. 665, 667. 
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sehen 'i'liron verfügen. Aber König Eudolf hatte dieses Privileg nicht 
bestätigt, und vermutlieh hatte dies aucli König Ottokar nicht ge- 
wünscht, weil (hirin von der Wahl der Stände die Rede war. 

Ein dauerndes Interesse Böhmens an den Reichsangelegenheiteu 
und eine dauernde Einwirkung auf dieselben wurde erst durch Lehens- 
akte König Rudolfs vom 4. März 1289 und 26. September 1290V) 
ermöglicht. Sie fielen zeitlich mit König Rudolfs Bestrebungen zu- 
sammen, seinem Sohne Albrecht die Reichsnachfolge zu sichern. Von 
nun an war die böhmische Kui-stimme als siebente und das Mund- 
schenkenamt des böhmischen Königs von reichswegen anerkannt. 
22. Juli und 20. September 11^90 erhielt der damals 19jährige Wenzel II. 
auch die Belehnung mit einem Teile Schlesiens. Es ist bisher über- 
sehen worden, daß alle diese Beleliuungen nicht bloß Wenzel IL, 
sondern ausdrücklich zugleich ..seinen Erben" 2) erteilt wurden. ^j 

Auch das Versprechen einer Verpfandung Egers und anderer 
Gebiete von i*eichswegen, welches Herzog Albrecht von Osterreich 
und Steiermark vor seinei- Wahl zum römischen König am 12. Fe- 
bruar 1298 dem Böhmenkönig gab, und eine Lehenserneuerung bezüg- 
lich des Reichsmundschenkenamtes und der Kurstimme, die Albrecht 1. 
als nimischer König 17. November 1298 beurkundete, galten zugleich 
für ^Erben" Wenzels IL (f 21. Juni 1305). Desgleichen sprach König 
Albrechts Bestätigung über alle ^ Lehen, Rechte, Freiheiten und 
("inaden" für den lOjährigen Wenzel IIL im August 1305 davon, 
daß sie alle \\'enzel II., Wenzel III. und den Erben beider verliehen 
worden seien (patri suo ac sibi et ipsorum haeredibus)."*) 

Während also die Keichsbelehnungen vor Wenzel IL nur der 
einzelnen Person des jeweils regierenden Gliedes des Przemyslideu- 
hanses gegolten hatten, wurden sie bei den zwei letzten Herrschern 



1) Kalous»*k, 2rl. 

2) Die T<*xte zitiert in Hölimers Kegesten, VI, 480, ÖIO f., 513. 

^) Die Aüii^empiuheit des urkundlichen Vcrsi)rechens Köni^ Adolfs vom 29. April 
12i>2 tjej^enüber Wenzel II.. ihm zu verleihen: ..alle Lehen, die er von uns und 
d«.'iii hoili;u;en rruuischen Keicli inne hat, besitzt und besitzen soll" (possidere debet) 
bei Goldast, Conimentarii, 42, 43, und bei Lünig, Deutsches K.-A., VIii, S. 11. 
hur einen anderen (rrund als den, welchen Kalousek, 24, vermutet. In dieser 
.\lIg«*meinluMt waren wohl auch Österreich und Steiermark, ebenso Kärnten mit- 
iremeinr. Sie war v^rmurlich der erste We<!hsoI auf die Erfüllung des Versprechens 
:in<*r reichsrechtli(;ln;n Austraijuni? der Ansi»riiche Wenzels il. auf diese Gebiete, 
uiilir«Hd Kaluusi'k y:laubt, Hr.hmen und 3Iähreu seien mit (irund nicht genannt 
'vonleii, wril s'w. nicht mehr als Heichslehen betrachtet wur<len. Vgl. Bachmann. 
I. b^0. lerut'r die l*rivileiri*'nbüclnM' und oben S. 87. 

^1 Emier. l^■l,^ Boii., U, S. 7ü7 f., (iuldast, (\mimeutarii, 266,43; Lünig, 
l'tMitsrl,,.> n.-A.. Vlii. 12; vgl. Uachmann, I, 6Ü5 f.. 709 f. 
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dieses Geschlechtes ausdrücklich auch auf deren „Erben" ausgedehnt. 
Wenn man erwägt, daß bei beiden nicht mehr von einer Wahl durch 
die Stände die Rede ist, und daß noch König Rudolf seinem böhmi- 
schen Gegner Ottokar II. eine lehensrechtliche Garantie für dessen 
Erben versagt hatte, so wird man wohl nicht irre gehen, wenn man 
vermutet, daß den letzten Przeniysliden eine Reichsgarantie für die 
Vererblichung ihrer fürstlichen Rechte nach innen und für die Ver- 
erblichung ihrer Stellung nach außen gegenüber dem Reiche nur 
erwünscht war. Ja man wird sogar vermuten dürfen, daß sie eine 
solche Garantie gegenüber dem Wahlanspruch ihres Adels selbst ge- 
sucht haben. So mag es sich auch erklären, daß die letzten Könige 
nicht auf eine Bestätigung des Privilegs von 1212 drangen. 
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Stammtafel des böhi 



Wenzel I., geb. 1205, gewählt 1216, König t 

Wladislaw Heinricli, Markgraf v. Mähren, f 1247, Gem. 1246: Gertrnde v. Österr., kinderlos. 

Agnes, Gem.: Rndolf v. österr. (f 1290) We nzel ü., 277] 



Johann Parricida 



1. Wenzel IIL, 

4. vm. IS^ 



Margar., 1335 
bis 1349, Gem.: 
Ludwig I. V. Un- 
garn, kinderlos 



Katharina, 1342-1386, 
1. Gem.: Kndolf rv. v. österr. 

(t 1365); 2. Gem.: Otto 
V. Bayem-Brandenb. (f 1379) 



Elisabeth, 1358 bis Wenj 

1373, Gem. .1366: 1361- 

Albr. ni. V. Österr., röm.EI 

kinderlos i 



Anna, 1432- 

1462, Gem.: WiJ 

V. Sachs 



Margaretha, Gem. 1476: 
Job. Cicero, Korftbrst 

Y. Brandenburg, 
siehe oben Seite 132 



Katharini 

Herzog B 

V. Mtinät 

Sohn Könij 

4 I 

Lndwig ( 
1536, n 

Maria, So 



Elisabeth < 

(t 1545), Gem.: (f: 

Sigism. Ang. IL ] 

V.Polen, kinderl. B 



Am» (t 1580), Gem. 1571 
P hilipp n. V. Spanie n 

Phiüpp in., t 1621 



Rudolf n., Ernst, 
t 1612, t 1595, 
unTermählt 



Elisabeth, 
Gem. 1570: 
V. Frankr., 



t 1592, Mathias, 
Karl IX., (t 1619), 
kinderl. kinderlos 



Maximil., 
t 1618. 
iinverm. 



Philipp IV., t 1665 
' Karl n.^ t 1700 



1) Bezüglich der Daten vgl. Weihrich, Stammtafel des Hauses Habsburg, Wien 
Vi 265, Anm. 3 und Schotter, Johann .... von Böhmen, 56, 80. Genaue Geburtsdaten wurden. ^ 
Bloß die im Texte genannten Prinzessinnen wurden in diese Tafel aufgenommen. 
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chen Königshauses.^) 



r 22. IX. 1253, Gem. : Ktmigunde von Staufen 



üttokar IL, f 1278, 1. Gem.: Margar. v. österr. (kinderlos); 2. Gem.: Kunigunde v. Halitsch 



871—21. VI. 1305, 1. Gem.: Jutta v. Habsburg; 2. Gem.: Richsa oder Elisabeth v. Polen, f 1335 

a. 1289 bis 1. Anna, 1290—1313, Gem.: Heinrich 1. Elisabeth, 1292— 28. IX. 1330, Gem.: 
Inderlos v. Kärnten, kinderlos ISIO Johann v. Luxemburg, 

10. Vni. 1296-26. Vni. 1346 



Karl IV., Johann Heinrich 1322—1375, 1. Gem.: Mar- 

1316—1378, garetha „Maultasch'' bis 1341; 3. Gem.: Mar- 

aus vier Ehen: garetha v. österr. von 11. 1364 bis 1. 1366 



V.. 26. IL Sigismund, 14. 11. Johann Jodok, Job. Sobieslaw, Prokop, 

^ni.l419, 1368-9. Xn. 1437, v. Görlitz, 1351-1411, Bischof, t 1394, f 1405, 

10.VL1376, 1. Gem.: Maria V. 22. VL 1370 alle drei kinderlos 

erlös Ungarn (t 1395) bis l.m. 1396 

aus 2. Ehe: Elisabeth, Elisabeth, 

1409-1442, Gem.: t3.Vm.l45l 

Albrecht V. v. Österr. kinderlos in 

(t 27. X. 1489) zwei Ehen 



XI. Elisabeth, 1438—1505, Gem.: Ladisl. Posthumus, 

nUl. Kasimir v. Polen (f 1492), 22. IL 1440-23. XI. 1467, 

Bruder König Wladislaws (f 1444) unvermählt 



m.'. Wladislaw, Kasimir, Job. Albert, 1460 Alexander, 1461 Siegm. August L, 

rieh l.ni.l456bis 1458 bis bis 1501, poln. bis 1506, poln. 1467-1548, 

Tg, 13. m. 1516, 1483, König 1492, König 1501, poln. König 1506 

eorgii gewählt 1471 alle drei kinderlos 



11. VIL 1506-29. Vm. Anna, 1502 bis Sigismund August U., f 1672, 

lig 9. V. 1522, Gem.: 1547, Gem.: letzter König aus demManns- 

ister Karls V., kinderlos Ferdinand I. stamme der Jagellonen 

dmilian n. Anna (f 1580), Gem.: Ferdinand Katharina Karl (f 1590), 
j), Gem.: 1548 Albrecht V. v. Bayern, v. Tirol, ohne (f 1572), Gem.: Gem.: 1571: 
ia, Tochter Stammutter aller späteren ebenbürtige Sigism. Aug. n. Maria v. Bay- 
er Karls V. bayerischen Witteisbacher Söhne v. Polen, kinderL em (f 1608) 



Ubrecht. Wenzel, f 1578, Ferdinand]!., Maximilian Ernst, Leopold, Karl, 1590 bis 

1 162 1 , unv ermählt 1578—1637 15^3—161 6, u nverm. 1586—1633 1624,u nverm. 

"^^"^^•- Ferdinand in., ' Leopold Wilhelm, Ferdin. Karl, Sigism. Franz, 

1608—1657 1614-1662, unverm. 1628-1662 1630-1666 



Ferdinand IV., 1633 Leopold, 

bis 1654, unvermählt 1640 -1705 



Joseph L, Karl VL, 
1678—1711 1685-1740 



Maria Theresia, 

durch welche Przemyslidenblut 
weiter fortgepflanzt, wurde. 



^; Cohn, a. a. 0.; Palacky, Gesch. v. Böhmen, U. 293; Caro, Gesch. Polens, Gotha 1886, 
ÄD sie sicher waren, nur dort angegeben, wo sie wegen der Mündigkeitsfrage von Interesse waren. 



II. 

Parzieller Sieg privatreehtlieher 

Anschauungen. 

Nach dem Tode des letzten Przemysliden mußte es sich zeigen, 
wie weit man den Begrifl' .Erben" faUte: oh man ihn nur für Männer, 
oder ob man ihn in Ermanglung solcher auch für weibliche Spröß- 
linge des Heri^chergeschlechtes gelten ließ. 

Der Kampf um die Krone von Böhmen bedeutet vom reichs- 
rechtlichen Gesichtspunkt auch einen Kampf um die rechtliche Eman- 
zipation des Weibes. 

KöniiT Johann, der erste Luxembursrer auf böhmischem Throne, 
bestätigte den böhmischen und mährischen Standen 1310 und 1311. 
daß auch Töchter ,in der Erl »schalt und in den Gütern des Vaters" 
folgen dürften, wenn keine männlichen Nachkommen vorhanden wären. 
Dies bezeichnete er als .altes Recht", das nur durch den Mißbrauch 
einiger seiner königlichen Vorgänger aboliert und rt-voziert worden 
sei.* In der Tat war diese Erbfolge auch sonst slavische-» Rechts- 
anschauung. Auch unter Karl R'. wurde gelegentlich in böhmisehei! 
Lehen Töchterfolirt* irestattet, wenn die Eidame der Krone Böhmens 
den Vasallenei«! leisteten.^ 

Fraglich war nur. ob diese privat rechtlichen Anschauungt-u 
vun reichswfiren zugelassen wurden.* Sobald das Reichshaupi 
diese Anschauuuir :jrelten ließ, vermehrte es die Zahl der Reichs- 
^rebieif, in dt-neu snbsidiäie Weibersukzession sohun üblich war. 
An«lerufalls mulite das Reichshaupt erklären, daß es nach Reiclis- 

V_::. •idchir.ann. ue-^-i. B« hm.. 1. S*^l t.. wo die Literatur aiigegel>en ist. 
-> K.tl-'U>tk. 170. 

^ H; hiiiers Kogesta. Vlll. A.idiram. I. 7. XII. lo'36. 

'• Mau kAnn »laher ni» br >•• iM.firiv wie Uuber. liesch. Östeir.. IL Ä und 
«»-•-rr. Kri-:Lsi:e^«:h.. 2. Aud.. S 1» 3. Whauiit-u: -lue weiblichen Glieder des re- 
jierrv. :•:. Ha:i>r> harren in Bühnirn kein Krbrecht." 
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lebensrecht für Böhmen keine « Erben" der Przemysliden mehr gebe, 
schon deswegen nicht, weil Weibei-sukzession, wenn die sagenhaft** 
Lihuscha, dann die kurze Herrschaft des Polen Wladiwoi als Spröß- 
lings einer Przemyslidin (1002) abgereclmet werden, M in Böhmen ein 
Xovum wäre. Wenn man auch weibliche Erbanwartscliaft für Böhmen 
nach Lehensrecht gelten lieli. so waren wieder zwei Fälle denkbar: 
entweder konnte den bisherigen Erfahrungen gemäß eine Przemyslidin 
persönlich belehnt werden, persönlich und allein heri-schen, oder 
sie mußte einen Lehensträger beistellen, der für sie den Vasalleneid 
leistete, die Vasallenpflicht erfüllte und kmft eheherrlicher Vormund- 
schaft auch die Regierungsgewalt übte. 

Für Böhmen kam dann eine neue Schwierigkeit: Wenn schon 
die bisherige reichsrechtliche Garantie für , Erben" Wenzels IL und 
Wenzels IIL auch auf Töchter ausgedehnt wurde, so galt sie nur 
für diese, nicht aber für ihren Gemahl, und der bisher erreichte 
reichsrechtliche Schutz gegen einen absoluten Wahlanspruch der 
Stände hörte auf, wenn man eheherrliche Vormundschaft des Mannes 
gelten ließ. Denn das Wahlrecht der Stände mußte dann nach dem 
Privileg von 1212 wenigstens in der Richtung zur Geltung gelangen, 
daß sie gefmgt wurden, ob sie den Gemahl einer schon vermählten 
Prinzessin als Herrscher im Namen der Erbin ^^1inschten. Wenn aber 
eine Prinzessin, die in Betracht kommen konnte, noch ledig war, so 
bedeutete der W^ille der Stände eine starke Beeinflussung der Wahl 
ihres Herzens. 

Alle diese Erwägungen kamen auch für Thronvakanz 
nach dem Aussterben des luxemburgischen und später des 
jagelionischen Mannsstammes in Böhmen in Betracht. 

Nach dem bisher Gesagten ist es klar, daß es den Interessen 
und Ansprüchen der böhmischen Stände widei-sprochen hätte, einer 
Erbin volle Handlungs- und Regierungsfähigkeit zuzuerkennen. I)enn 
damit hätten sie ihren, Wahlanspruch fallen gelassen. Auch 
ihr König Ottokar II. hatte seiner Gemahlin Margaretha, der Baben- 
bergerin, volle Regierungsfähigkeit in ihrem eigenen Erbe nicht ge- 
statten wollen.-^) 

Derartiges lag auch nicht im Interesse der Reiclisgewalt. Denn 
hiedurch hätte sie zugegeben, den Heimfall eines Lehens an das Reich 
bedeutend liinauszuscliiebeu. Freilich, ließ man das Privileg von 1212 
fortwirken (es war von rtMchswegen niclit wieder bestätigt worden), 
so war der Einfluß des Reiches, auch wenn ein neues Herrscher- 



1) Bachuiaiiu, Cxesch. B., I, ISG. 

2) Vgl. oben S. 55 ft. 
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geschlecht auf den Thron kam, sehr gering, noch geringer aber, wenn 
man die Mitbelehnungen von Wenzels IL und Wenzels III. Erben 
auch für weibliche Sprossen gelten ließ. 

Die böhmischen Stände und die Reichsgewalt hatten also beide 
ein starkes Interesse daran, es zu einer Wahl kommen zu lassen. 
König Albrecht I. handelte überdies im persönlichen Interesse, als er 
erklärte, das Geschlecht der Przemysliden sei ausgestorben, Böhmen 
und Mähren seien dem Reiche heimgefallen. ^) Er ließ nämlich Oktober 
1306 seinen eigenen Sohn Rudolf (f 4. Juli 1307) zum böhmischen 
König erwählen. Rudolf nahm ei-st nach der Wahl den Königstitel 
an. 2) Er erhielt von seinem Vater die Reichsbelehnung ») und ver- 
zichtete noch im Jahre 1306 zu gunsten seines Bruders Friedrich auf 
Alleinsukzession und Alleinregierung in Österreich und Steiermark.*) 

Damit war vorläufig eine Personalunion Böhmens mit den 
Reichslehen Osterreich, Steiermark, Krain und Windische Mark aus- 
geschlossen. 

König Albrecht bewog die böhmischen Stände in Prag, vielleicht 
noch im Oktober 1306,'^) zu dem Zugeständnis, im Falle von Rudolfe 
Kinderlosigkeit die Nachfolge von dessen Brüdern samt den Nach- 
kommen derselben anzuerkennen. Dieses Zugeständnis wurde durch 
Siegel und Eidschwüre verbärgt, freilich wurde solche Willföhrigkeit 
durch ein Heer in Böhmen erzwungen, wenn auch dieses seit seinem 
Einmarsch keine Feindseligkeiten verübt hatte. 

Als Entgelt für diese Zusage ward den Böhmen das kostbare 
Privilegium von 1212 und die Urkunde über die Anerkennung von 
Wenzels I. Wahl vom Jahre 1216 von reichswegen bestätigt. 

Auf Grund der Zugeständnisse der böhmischen Stände nahm 
Rudolf am 18. Januar 1307 in Znaim die Belehnung seiner Söhne 
mit Böhmen vor. Der damals darüber ausgestellte Reichslehensbrief 
ist die erste habsburgische Sukzessionsordniing für Böhmen.®) Darin 
erklärte König Albrecht, daß sein Sohn Rudolf ihm das Königreich 
Böhmen zurückgestellt (aufgesagt) habe, damit auch seine Brüder 



1) So auch in der Znaimer Belelinungsurkuude Albrechts I. für Kndolf und 
dessen jüngere Brüder vom 18. Januar 1307. Emier, Reg. diplom. Boh. 11, S. 914, 
und Palacky, Über Formelbücher, Abhandl. d. k. böhm. Gesellsch. d. W., Prag 
1843, V. Folge, II, 326 f. 

2) Palacky, Gesch. v. Böhmen, Prag 1847, II/2, 47, 51. 

3) Bachmann, Gesch. B.. I, 716 f.. der wieder nicht an eine „förmliche 
Wahr* glauben will. 

*) Vgl. oben S. 104 f. 

') Palacky, (iesch. v. Böhmen, II/2, 52, Anm. 62; Kalousek, 29 f. 

') Vgl. obrn Anm. 1 und oben S. 236, Anm. 1. 
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darin folgen könnten, wenn er selbst ohne Kinder männlichen Ge- 
schlechtes stürbe. Unter Hinweis auf die Zustimmung ^) „der Fürsten, 
Magnaten, Barone und Edlen des Königreiches Böhmen" erklärt Albrecht 
Rudolf und zugleich dessen Brüder Friedrich, Leopold, Albrecht, 
Heinrich und Otto mit dem Königreich belehnt zu haben, doch in der 
Weise, daß der bei Rudolfs Tode älteste Bruder (frater senior tunc- 
superstes) und dessen männliche Deszendenz Rudolf folgen sollte, wenn 
dieser keine eigene männliche Nachkommenschaft hinterließe. 

Damit war Primogeniturfolge nur angebahnt, aber nicht dauernd 
festgesetzt, da noch nicht gesagt war, daß auch Rudolfs Erstgeborener 
folgen müsse. Aber auch diese Fassung widersprach an und für sich 
dem Privilegium von 1212, das König Albrecht selbst bestätigt hatte,'-) 
weil darnach die Feststellung der Sukzession Lande ssache war. Aber 
die Wähler hatten selbst auf ihr Wahlrecht verzichtet, oder hatten in 
eine Einschränkung desselben urkundlich und durch Eidschwüre ge- 
willigt, indem sie den Habsburgern die Nachfolge mindestens eines 
Bruders Rudolfs, wenn auch vielleicht nicht des ältesten, ausdrücklich 
garantierten. Neu war nur, daß diese ihre Zustimmung nunmehr in 
die Form eines Reichslehensaktes gebracht, und daß ihr Zugeständnis 
unter Reichsgarantie gestellt wurde. 

Der Leser weiß bereits, daß die Znaimer Ordnung den Primo- 
geniturabsichten König Rudolfs I. und Albrechts I. für die öster- 
reichischen Reichsgebiete entsprach. Eine sofortige Personalunion 
dieser Gebiete mit Böhmen trat aber nicht ein, weil in Osterreich, 
Steiermark, Krain und der Windischen Mark Friedrichs Mannsstamm 
sukzedieren soHte, war aber in der Zukunft nicht ausgeschlossen. 

Die Geschichtschreiber haben sich mit Recht darüber gewundert,») 
daß König Albrecht 1306 nichts getan hatte, die Wahl seines Netfen 
Johann (Parricida) durchzusetzen, obwohl dieser durch seine Mutter 
Agnes, die Tochter Ottokars IL, ein Sprosse der Przemysliden war 
und seit dem Jahre 1283 Anspruch auf Ausstattung mit einem König- 
reich oder Reichsfürstentum gehabt hätte.*) Aber Albrechts Selbst- 
sucht in dieser Frage hing auch mit seinen Primogeniturabsichten 
und mit dem Wunsche zusammen, es lieber zu einer Wahl kommen 
zu lasseu, bei der er eher als bei Anerkennung des Erbrechtes einei* 



*) Er übertrieb: „preces humiles et consensum". 

2) Insoferue scbeint mir Kalousek, 29 f., Kecbt zuhaben, nicht aber wenn 
er von rücksichtsloser Nichtachtung des Rechtes spricht, ,,als ob gar keine Wahl 
von Seite der böhmischen Stände stattgefunden hätte." 

3) Vgl. auch Bach manu, Gesch. Böhmens, I, 725. 
*) Vgl. oben S. 101 f. 



- 238 — 

Przemyslidin zur Bejrründunij habsbunarischer Herrschtift in Böhmen 
zu jrelangren hufl'te. 

Die Ermordunj? Koni? Albrecbts <!. Mai IcOS» bedeutete aucb 
das Ende von Friedrichs des Schönen Herrschaltsanspruch in Böhmen. 
Friedrich hätte na<-h seines l^ruders Rudolf Tode, den beschworenen 
und besiegelten Versprecliunffen der böhmischen Stände gemäß, folgen 
sollen und mußte nun seinem Gegner Heinrich von Kärnten im 
Znaimer Frieden (August 130S) gegen eine ru-ldentschädigung, für 
die ihm mährische und Kärntner Gebiete verpfändet wurden, das 
F*dd räumen. M 

Die Rückgabe jener Urkunden von 130G und 1307 wurde den 
Luxemburgern 18. September \?yl'l von den Habsburgern bloß ver- 
sprochen.-) Gänzlich sind sie wohl erst 13»)0 ausgeliefert worden. 
l)enn auch am 26. P>l>ruar 1324 verziclitete Herzosr Leopold von 
Österreich'*) nur für sich und seine Eriken auf alle Rechte und An- 
sprüche auf Hölimen und Jlähren und versprach, .innerhalb zweier 
Monate" nach A^v Entlassung seines Bruders Friedrich aus der Ge- 
fangenschaft sicli mn die Ratifizierung dieses Verzichtes bei ihm zu 
bemülien. Da aber diese Ansprüche von allen Söhnen Albrechts I. 
erworben waren, so liatteii derlei Zugeständnisse nur dann Wert, 
wenn sie wieder von allen in vollkommen übereinstimmender Weise 
ab^reireben wurden. 

Inzwischen hatten aber privatrechtliche Anschauun<ren zugunsten 
von l'^raueneibfolsre gesiegt, um so mehr, als es sieh gezeigt hatte, daß 
sie sich aucli mit dem Walilanspruch d( r Stände vereinigen ließen. 
15. August 1307 war Heiniicli von Kärnten zum König erwählt 
worden. \\v\\ er Gemahl Annas, der ältesten Schwester Wenzels IIL 
war, die als Krln'n des Lan<les angesehen wurde. 

Der uns eiiialtene HuMigungseid der Stadt KouMm i.Gurim") 
vom 1. April 131)8 ist hiefiir typisch und noeh für König Ferdinands L 
Zeit vorliildiich. Der Kio wurde nämlich nicht bloß König Heinrich 
geleistet, sondern xu<:lei( h seiner (leniahlin Anna und nur den „Erben'* 
aus ihrer Kh«-, ilie \u\\ voinlien-in als Könige von IJöhmen und als 
wahre leLn'tinn iJeiitMi hezeichnet werden.* 



■I n.M hiiiuiiii. 1. 72»j. 

•-') Vti:l. Kalousek. :;i. 

■) (ri»l(hisr. ( 'niiiui« iitari'niiiii .. . A]»i»cu(.li.\. S. 4-7. 

V IJ'.-nrioM , . . «'t ... .viiiia.". iiuemi" er r..>loiu«' r»'ü:iuat.", cousorti suae ac 
luturis ba»:r».'<l ihiis -nis. >i ([iios «'i> siiiiul (.leiut'nria diviiia «lonaverit . . . 

liHf-r»-!'-. -i <(U"^ -Uli! \iiu.i. i«j^:iiia U(.>>rra, babucrit. qiios ex nunc 

rt-iiis I'.',-ii' lüia«- y.x <luiiiiuo.> vtTos ac leiritiiin»s esse a^Sfrimus. Gedruckt bei 
<ii»l'lasr. Cnuiriit-iiTarioiuin ... Aii|»»iidix, .S. 2G7. wo es ab-.T beißen soll: ,,Henrico 
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Herzog Heinrich verstand es aber nicht, seine Herrschaft zu 
festigen. Trotzdem die Stände ihre Übermacht fühlen ließen, nahmen 
sie doch Rücksicht auf das Erbrecht der Przemyslidinnen. Die Königin 
ward früher als der König gewählt: Die Böhmen verlangten 1310 die 
18 jährige Elisabeth zur Königin. Der römische König Heinrich VII. 
wünsclite, seinen Bruder Walram mit ihr zu vermählen, während die 
Böhmen es durchsetzten, daß Heinrich nachgab und ihnen seineu erst 
14jährigen Sohn Johann zum Gemahl Elisabeths und zum König 
gab. Schwieriger war es aber, eine Rechtsform zur Beseitigung eines 
schon gewählten Königs zu finden. Auch hier kam ihnen der deutsche 
König und das Reich zu Hilfe. Am 27. Juli 1310 erfolgte von reichs- 
wegen der Rechtsspruch, daß die Böhmen nicht verpflichtet seien. 
Hei*zog Heinrich von Kärnten die geschw^orenen Eide zu halten, da 
er im Banne sei, worauf der König den Kärntnerherzog der böhmischen 
Krone und der angestammten Länder für verlustig erklärte. M 

Der König trug den Anschauungen der Böhmen Rechnung und 
bezeichnete, wahrscheinlich auch den Kurfürsten gegenüber, Elisabeth 
als ^rechtmäßige Erbin des Königreichs'', mit welcher er seinen Sohn 
vermählen wolle.-) 

Dies entsprach auch dem Sukzessionsrecht seines Stammlandes 
Luxemburg; denn dort waren Frauen wiederholt sukzediert, weshalb 
auch 1354 bei der Erhebung dieser Reichsgrafschaft zum Herzogtum 
die Stellung eines Herzogs daselbst nicht bloß Karls IV. Bruder 
Wenzel, sondern ganz allgemein auch dessen „Erben und Nachfolgern'^) 
garantiert wurde. An dem Rechte weiblicher Sukzession wurde nicht 
bloß innerhalb der luxeml)urgischen Herrscherfamilie, sondern auch 
im Lande selbst noch im 15. Jahrhundert festgehalten.*) Selbst Herzog 
Philipp von Burgund hat, als er am 24. Mai 1442 mit Elisabeth von 
Görlitz, einer Enkelin Karls IV., zum Zwecke der Regierung dieses 
Landes einen Vertrag schloß, ihr Sukzessionsrecht nicht geleugnet. 

Aber Regierungsrecht, wie es Heinrichs VII. Ahiilhuien in 
Luxemburg gehabt hatten, anders ausgedrückt: volle Haudlungstahig- 
keit und passive ijehensfiiliigkeit, erkannte Heinrich VII. seiner 



Bohemiae ... reüfi", nicht: .,Germaniae ... Tei2;y\ Priviletrienbüelier im Wiener 
Staats- und im Präger Landesarchiv (Mss. l^SS, t'ol. 4: '). 

1) Hachmanu, Gesch. J5., 1, 736 f. 

2) Regni heredem lejLifitiiiiam copulare matrimüiiialiter nos dclectat. Chron. anlae 
regiae bei Los ort h, fönt. rer. Aust., L Abt., 187.'), VII L 2i)V), 2Hi^. 

3) Tu. herodes et successores tui, Duces. Schrott er. Zweite AbhaiidL aus 
dem österr. Staatsrecht, 228 f. 

*) Über diese Sukzessionsverhältnisse horte ich, nächstens eine eigene Ab- 
handlung zu veröft'entlichen. 
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Schwiegertochter in Böhmen nicht zu. Vermutlich wollten auch die 
Kurfürsten keine Genossin ihrer Rechte in ihrer Mitte dulden. Denn 
Elisabeth wäre sonst nach Erbrecht die erste Kurfürstin gewesen. 

Darum verlieh König Heinrich 31. August 1310 „das König- 
reich Böhmen mit aUen dazugehörigen Ländern'' nur seinem Sohne 
Johann als ihrem Gemahl, und die kirchliche Trauung erfolgte am 
Abende desselben Tages. Die Belehnungsurkunde fehlt uns zwar, doch 
ist uns durch einen gut unterrichteten Augenzeugen des Lehensaktes 
verbürgt, daß die Belehnung (geradeso wie bei Wenzel II. und 
Wenzel III.) nicht auf Johann beschränkt wurde, sondern daß dieser 
das Reichslehen „mit Erbrecht für sich und seine Kinder und Nach- 
kommen" erhielt. 1) 

Auch andere Reichslehen erhielt Johann „für sich und seine 
Erben und nachkommende Könige zu Böhmen", so September 1319 
sicher Bautzen und infolge des Frankfurter Vertrages mit Kaiser 
Ludwig vom 30. März 1339'-^) ebenso sicher Eger, gemäß diesem Ver- 
trage aber wahrscheinlich auch die Bestätigung der Verleihung des 
Jahres 1310. 

Auf diese Weise wurde zwischen Landesrecht, welches weibliche 
Anwartschaft anerkannte, und dem Reichsrecht, welches eine Ver- 
mehrung der Reichslehen mit weiblicher Subsidiärsukzession verhindern 
wollte, gewissermaßen ein Kompromiß geschlossen. Weibliche Erban- 
wartschaft wurde anerkannt, und wenn sie auch nicht zu persönlicher 
Regierung der Erbin führte, so wurde wenigstens das Sukzessions- 
recht auf ihre Kinder vererbt Die Reichsbelehnung hatte aber auch 
den Vorteil, daß entfernte Blutsverwandte der Przemysliden, die ihre 
Abstammung von anderen Przemyslidinnen nachweisen konnten, als 
Erbanwärter ausgeschlossen waren. 



1) Porroctoque sceptro reguum Bohemiae cum oinnibus terris ad ipsam per- 
tinentibus ... iure baereditario sibi suisque liberis et posteris dedit. Chron. 
aulae regiae a. a. O. 270. 

2) Lünig, Deutsches R.-A., VIii. S. 13 f.; Huber, Gesch. der Vereinigung 
Tirols mit Osterreich. Innsbruck 1861, S. 145 f. 



m. 

Przemyslidiseh-luxemburgisehe 

Erbfolge. 

Durch die Mitbelehnung von Johanns „Kindern und Nach- 
kommen'' kelirte König Heinrich VII. zu den Vererblichungstendenzen 
der Przemysliden des 13. Jahrhunderts zurück und garantierte selbst 
für die Zukunft die Möglichkeit weiblicher Sukzession, wenn auch 
wieder in der oben genannten Einschränkung. 

Nun waren bei allem Vorzug (ier Männer vor den Weibern von 
reichswegen alle vSprossen des neuen przemyslidisch-luxem- 
burgischen Hauses als Erbanwärter anerkannt, und der Wahlan- 
spnich der Stände konnte im besten Falle nur innerhalb dieses Kreises 
zur Geltung kommen, vorausgesetzt, daß es bei der bisherigen Indi- 
vidualsukzession blieb, nach welclier nur eine Pei'son gleichzeitig 
sukzedierte und regierte. 

Wenn aber einmal die Reichsgewalt die Worte »iure hereditario", 
die vermutlicli in der Belehnungsurkunde von 1310 standen, zu 
gunsten des Erst- und Altestgeborenen des jeweiligen Machthabers 
interpretierte, so war es um dieses Wahlrecht der Stände geschelien. 
Denn dann hatten sie, von Seitenverwandten ganz abgeselien, nicht 
einmal das Hecht, unter mehreren Kindern des Machthabers eines zu 
wählen, sondern sie hatten dem nur durch Geburtsfolge vorher- 
bestimmten Kinde einfach die Huldigung zu leisten. Den Keichs- 
belehnungen entspn^chend gebraucht nicht erst Karl IV., ^) sondern 
schon König Johann in den Tikunden für böhmische Vasallen die 
Worte; „Wir, unsere Erben und Nachfolger, Könige von Böhmen 
und Markgrafen von ^Mähren",'-) iind die Vasalleneide wurden ganz 



*) Lilnii;:, Corpus iuris foudalis, III, 214, für einen Lehensbrief über Saal- 
feld vom 1. Februar 1361. 

2) Tadra, Summa Gerhardi, ein Formelbuch, Arcli. f. österr. (t.. 1882, liXIIT, 
395; Jakobi, Codex ei»istol. Johannis regis Bohemiae. Berlin 1841, S. 34. 

T u r li a , Tlironfoljte 1 6 
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allgemein auch seinen „Erbten"' »feleistct.M Solange König Johanns 
Gemahlin Elisabetli lebte (sie starb am 28. September 1330), bekam 
er es in Konflikten mit seiner Gemahlin und mit dem bölimischeu 
Adel wiederholt zu hören und zu fühlen, daß er ein Fremder und 
nur sie rechtmäßige Erbin sei, Sie liat auch gelegentlich in Ab- 
wesenheit Johanns die Regierung geführt/-) nach ihrem Tode ihr 
ei-stgeborener Sohn Karl. Elisabeth gebar ihrem Gemahl nocii einen 
zweiten Sohn, Johann (Johann Heinrich). 

Man kann es aus den genannten Gründen König Johann nicht 
verdenken, daß er gegen die Böhmen Abneigung empfand, die sich 
bis zu Plänen eines Eintausclies Brdimens gegen die Kurpfalz (1318) 
oder eines Regierungsverzichtes zu gunsten Karls (1341) steigerte. ^j 

Die reichsrechtliche Garantie zu gunsten der Naclifolge von 
Johanns „Erben'' genügte nicht. Auch die Stände Böhmens hatten 
in der Sukzessionsfrage eine Mitwirkung. 

Wollte aber König Johann seinen Kindern die Nachfolge in 
Böhmen und Mäliren sichern, so mußte er auf die Kechtsanschau- 
ungen des Landes Rücksiclit nehmen. Darum konnte er nur den 
Nachkommen der Elisabi-th, weil sie aus Przemyslidenblut entsprossen 
waren, nicht aber dem dritten Sohn Wenzel aus seiner zweiten Ehe 
die Nachfolge in Böhmen und Mähren verschaffen. Dafür mußte Karl 
schon 1335 (Wenzel wurde erst 1337 geboren und starb 1383) zu 
gunsten der Kinder seines Vateis aus zweiter Ehe auf Luxemburg 
Verzicht leisten.*) 

In Übereinstimmung mit den Anschauungen der Böhmen be- 
stimmte König Johann am 9. September 1340 in seinem Testamente, 
das unter einem Lagerzelte an der Brücke zu Bouvignies'») geschrieben 
wurde, seinem Sohne Karl die Nachfolge in Bölimen und in den dazu 
gehörigen Gebieten Schlesiens, in Bautzen und G('>rlitz, Johann aber 
die Naclifolge in Mäliren, während er für Wenzel die Naclifolge in der 
Heichsgrafschaft Luxemlmrg und in den dazu gehörigen Gebieten des 
Königreiches Frankreich festsetzte. 

Diese Trennung wurde in dem Testamente so konsequent durch- 
geführt, daß für etwaige Unmündigkeit Wenzels niclit einer seiner 
älteren Brüder, sondern (*in oder zwei rechtschaffene und treue 



i) So am 28. Dez. 1318 und am 16. Januar 1819. Mss. 193, Fol. 267 f. de» 
WieiKT Staatsarchivs. 

-!) J*»aclimanii, (irsch. 1^., T, 750, 753 ft., 758 tt., 778. 

'•'■) Ebcndas. 757: .Takobi. Codex epist.. p. VIII der EiiilcitmiiC; Böhmers 
Kr^c^ta, VIII, Addit. I ad 14. Dez. 1341. 

») Codex Moraviar. VII. S. 60. 

'-) In llrnnpofau. Emh-r, Ketf. Boh., IV, 8. 322. 
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luxemburgische Vasallen zu vormundschaftlichen Regenten dieses 
Landes bestimmt wurden.^) Von „Nachkommen" ist bei keinem der 
drei Söhne im Testament die Kede. 

König Johann verlangte aber Juni 1341 von den böhmischen 
Ständen die urkundliche Anerkennung der Nachfolge nicht bloß seines 
Sohnes Karl, sondern auch „der Erben" desselben als Könige in 
Böhmen. Der Landtag eifüllte diese Forderung ohne jede Schwierig- 
keit.-) Dementsprechend erfolgten noch 1341 Huldigungsakte in Böhmen 
und in Schlesien^) für Karl und ganz allgemein für seine „Erben",^) 
also eventuell auch für Töchter. Von Mähren scheint noch nicht die 
Rede gewesen zu sein. 

Karl hatte damals nur eine Tochter, Mai-garetha. Seine zwt^ite 
Tochter Katharina wurde erst 1342 geboren, der erste Sohn Wenzel 
lebte bloß vom 17. Januar 1350 bis zum 26. Dezember 1351, der zweite, 
ebenfalls Wenzel genannt, kam am 2(5. Februar 1.^61 zur Welt-O und 
wurde sein Nachfolger. 

Konnte man es, dem Landtagsbeschluß und den Huldigungsakten 
des Jahres 1341 gemäß, dahin kommen lassen, daß eine Tochter 
Karls IV. samt ihrem Gemahl nachfolgte, während sein Bruder Johann 
und eventuelle Söhne von ihm am Leben waren? Dies war um so 
wichtiger, als Katharina schon 1344 dem Habsburger Rudolf IV. 
zur Gemahlin bestimmt, und als dieses Versprechen im Juni 1348 (er- 
neuert ward.*') Dadurch wäre ein in Böhmen fremdes (Tcschlecht 
vor dem Przemyslidensprößling Johann zur Herrschaft gelangt. 

Unter diesem Gesichtspunkt begreift man, warum es zu den 
Staatsakten vom 26. Dezember 1349 und 27. September 1355') kommen 
mußte, und warum bei diesen die Mitwirkung der Stände nötig war. 



1; Vgl. Weruuski, (icsch. Kaiser Karls IV.. Innsbruck 1880, 11/2, 305. 

2) Ebcndas. I, 278; Palacky, Gesch. v. B.. IT/l, 246. 

3) Emier, Hesf.Boh., IV, S.410f.; Goldast, Coninientarii, Ai)i)en(lix, 8. 271. 
*) „Sin>s<[ue haeredes". Nur eine der vielen Trkunden ist erhalten. Dali aber 

nur der Mannsstaniin Karls gemeint sein könnte, wie Kalousek, 171, annimmt, 
i«t durch die uns oft genug bekannt gewordene Bedeutung von ..Erben" aus- 
geschlossen. In den.selben Irrtum geriet Toman, Das böhmische Staatsrecht. Prag 
1872, S. 13, weshalb er den BesehlnU von 1355 anders interpretierte. Auch die 
Sukzessionsgewohnheiten der Länder des s])ätereu burgundischen Beiches, wo sogar 
die Tochter der regierenden Linie Vorzug vor männlich<Mi Seitenverwandten hatte. 
.sind geeignet, mitberücksichtigt zu werden. Siehe unten! 

5) Wer uns ki, Karl TV., II/2, 337, 111, 237. 

e) Werunski, a. a. ()., I, 357, IT, 115: Huber, Gesch. Ö.. IL 186; Bach- 
uiann, Gesch. B., I, 805, Anm. 2. 

') Codex Moraviae, VII, S. 680 f., VIII. 253 f.; .lirecek. Korunni archiv 
resky (böhm. Kronarchiv), Prag 1896, Nr. 299. 

16^ 
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Diese Akte wurden auf der einen Seite von Karl IV. und den 
böhmischen Ständen, auf der anderen Seite von Karls Bruder Johann 
und den mährischen Ständen beschworen.*) Sie sollten für immer 
(perpetuo) gelten und waren wegen des I^andtagsbeschlusses von 
1341 nötig geworden. 

Mit den beiden Akten wurde eine Bestimmung des Testamentes 
König Johanns vom Jahre 1340 ausgeführt. Der zweite Sohn Johann 
erhielt Mähren, aber nicht als ^ Verwaltungsgebiet im Auftrage des 
vom Reiche belehnten Königs", wie es die früheren Przemysliden 
erhalten hatten, auch nicht als reiclisunmittelbares Lehen, das es eine 
Zeitlang gewesen war, 2) sondern bloß als böhmisches Lehen und, da 
Böhmen und Mähren vom Reiche zusammen verliehen wui-den, als 
Reichsafterlehen. Man hat bisher übei-sehen, daß die Luxemburger 
damit eine in ihrer westdeutschen Heimat übliche Sitte, jüngere Söhne 
durch Verleihung kleinerer Territorien Vasallen des erstgeborenen 
werden zu lassen, in iliren neuen Hen*schaftsgebieten eingeführt 
haben. 3) 

Zwar mußte Johann für sich und seine .Erben'' auf jeden weiteren 
Anspruch seinem Bruder und dem Königreich Bölnnen gegenüber ver- 
zichten, dagegen wurde damals ausgesproclien, daß Johann und seine 
Erben männlichen Geschlechtes in Böhmen, in Bautzen, in den 
schlesischen Gebieten und in Luxemburg sukzedieren sollten, sei 
es, daß Karl oder daß sein ununterbrochener Mannsstamm nicht mehr 
am Leben wäre. 

Diese Sukzession von Jolianns Mannsstamni sollte ohne Wahl 
oder andere Annahme (absque electione sive assumptione alia) 
von selbst eintreten (devolvatur). 

Starb hingegen Johann und hörte sein ununterbrochener Manns- 
stamm auf, so sollte Mähren fallen: an Karl IV. und an seine , Erben 
oder fsive) Nachfolger, KTniige von Böhmen, und an dieses Königreichs 
Krone". Reverse iohanns vom Dezember 1349 und vom September 
1355 nennen Karl und ganz allgemein seine „Erben'' natürliche und 
erbliche Herren des Königreichs.*) 

niese allgemeinere Fassung ist nicht absichtslos gewählt. Es 
sollte wohl damit angedeutet werden, daß nach der Beerbung von 

Es ist also mehr als eine Verordnung; mit vorhergehendem Rate der Stände. 
\v:\. Kaluusek, 173. Durch die aui^egebeuen Tatsachen ist aber auch der Auf- 
fassung widersprochen, daß diese Akte selbständig .s«Meii, ^idiuc aus den vorherigen 
Gesetzen hervorzugehen". Kalousek, 174. 

') Bachmann, (iesch. JJ.. I, 455, 815, 878. 

^) ir. Schulz«'. Das Krb- und Kamilienrecht. GO. 

^) Codex Morav.. Vlf, Vm f.; Dobner, Monum. Boh., IV, 325 t\. 
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Jolianiis Mannsstamm auch weibliche Sprößlinge von Karls Manns- 
stamni in Böhmen Nachfolgerecht besitzen sollten, niclit weil Karl 
der Erstgeborene war, sondern weil seine Linie die erbende wai*. 

Karls Stiefbruder Wenzel aus Johanns zweiter Ehe ist auch in 
diese Thronfolgeordnung nicht eingeschlossen.^) Karl befolgte 
damit nur die Anordnungen seines Vaters. Er nennt die przemys- 
lidischen Könige Böhmens in den Urkunden der Jahre 1349 und 1355 
seine Ahnen (progenitores . . . nostri), so daß er sich als ihren erb- 
berechtigten Sprößling betrachtete. Dies kam auch dadurch zum Aus- 
drucke, daß er, wenn auch irrigerweise, 2) von Böhmen und Mähren 
behauptete, diese Länder seien 1262 Ottokar II. und „dessen Erben" 
von reichswegen verlielien worden. 

War man einmal darüber einig, daß die Abkömmlinge der Prze- 
myslidin Elisabeth und subsidiär sogar weibliche Sprößlinge, nicht 
bloß ans karoliniscliem Stamm, Erbanwartschaft hatten, und waren 
auch die Erbfälligkeiten zwischen den beitien Mannsstämnien Karls 
und Johanns gesetzlich geregelt, so blieb nur übrig, die Sukzession 
innerhalb des karolinischen Mannsstammes zu ordnen. 

Zunächst gab dazu Anlaß die Geburt Wenzels, des eisten, aller- 
dings nicht lebensfiiliigen, Sohnes Karls IV., am 17. Januar 1350. Zu 
größerer Sicherheit, man k(Jniite sagen übertlüssigerweise, verzichtete 
Markgraf Johann 1351, weil der König einen männlichen Erben be- 
kommen habe,^) auf Böhmen. 1350 und 1351 leisteten die Untertanen 
Karls IV. über dessen Aufforderung Huldigungseide. Wir besitzen 
darüber eine größere Zahl besonderer Urkunden von Städten mit 
Einschluß von Breslau.^) 

Diese Eide sind die Erweiterung des Landtagsbeschlusses des 
Jahres 1341, wo dem Testamente Johanns gemäß Karl und ganz all- 
gemein seinen „Erben'' gehuldigt worden war. *'^) Man schwor nun, immer 
allein und nacheinander von Karls Mannsstamm als böhmischen 
König anzuerkennen: zuerst diesen erstgeborenen Sohn Wenzel 
und, wenn dieser beim Tode seines Vaters niclit mehr am Leben 
wäre, Wenzels ältesten Sohn, wenn aber Wenzel gar keine Söhne 



*) Was schon Kaloiisek, 174, auffiel. 

2) Vgl. üben S. 64 und 228. 

3) Dobner, Monum. bist. Bob., IV, S. 337. 

*) Vierzebn an Zabl im Wiener Staatsarchiv, aucli in autb»^ntiscbeu Ab- 
schriften in den PrivilegienbiUborn dos .labres ir)47. Vgl. Talarkv, Gesch. B. 

Tr/2, 814. 

^) .,('onsi(l».*rata antiqui regni Boeniio consuetudine duduni laudabiliter 
observata nee nou ordiuatioue provida'' König Johanns. 
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hätte, den ältesten Bruder Wenzels, nötigenfalls auch den ältesten 
Sohn dieses Bruders u. s. w.^) 

Demnach war Priniogeniturfolge der Männer für Böhmen dui'ch 
die Stände anerkannt, während sie für andere Kurlürsteutümer von 
reicliswegen erst durch die goldene Bulle Karls IV. vom Jalire 1356 
gesetzlich fixieit wurde. 2) 

Als der Lehens- und Sukzessionsakt des Jahres 13f>5 von den 
Ständen einzeln und urkundlich angenommen wurde, fand man bald, 
daß darin zwei Fragen unberührt geblieben waren, deren Beantwortung 
man nicht der Zukunft überlassen wollte: 1. Was sollte geschehen, 
wenn ein Besitzer Böhmens oder Mährens, der keine Söhne hatte, 
verstarb und eine Witwe in gesegneten Umständen zurückließ: 
2. Durfte dem letzten Besitzer auch der Enkel seines vorverstorbenen 
Erstgeborenen folgen, wenn ein Sohn vom vorverstorbenen Zweit- 
geborenen vorhanden war? Karl IV. antwortete darauf in einem 
Zusatzartikel (adiecit . . . extra articulum) zur Urkunde vom Jahre 
1355. Die Annahme dieses Artikels wurde wahrscheinlich von allen 
Ständen einzeln verbrieft, wenn wir auch darüber nur Urkunden 
<ler Prager Altstadt, 3) von Olmütz, Brunn, Znaim und von Iglau, alle 
vom 5. August 1356, besitzen. 

Es wurde nun für alle Zukunft bestimmt, daß die Beerbung des 
einen Mannsstammes durch den anderen erst dann eintreten müsse, 
wenn jene Witwe ein Mädchen gebären sollte, und daß nicht der 
Enkel des vorverstorbeneu Erstgeborenen des Erblassejs, sondern 
der älteste Sulin seines vorverstorbeneu Zweitgeborenen ihm zu 
folgen luii)e. 

Damit war von Seite Böhmens und Mährens Primogenitur- 
Thronfolge für Männer, welche schon die letzten Przemysliden und 
der habsburgische König Albrecht sichern wollten, gesetzlich aner- 
kannt. Dassellx* galt vom sogenannten Kepräsentationsrecht in be- 
schränktem Sinne, da wenigstens dem Sohn, wenn schon nicht dem 
Enkel des Erstgeborenen <ies Tlironiuhabers, das Erstgeburtsvorrecht 



h »Suo iniiiioy:euitu vrl. ill<» iioii existente, seuiori suoruni herediim. vel ipso 
ul)s«iu«' lieredibus decedente. fratri suo seniuri. .si quem halmerit, aut illo dece- 
dont«'. s«*niori eiusdeni Iratris lieredi. atquo s^ic <lemum in autca: senioribuf 
iVatribus ac seiiiuruiii fratruin seni<»ribiis beredibiis in liuea sexns ma^sculini 
procedondo eontinue. 

'-) VVcruuski. 111, 120 f.; Tbeodor Linduor, Die gcddene BuUe mid ihre 
nii«riualausferti^nintr<*n, Mitteil. d. Inst. 1. ö. G., 1884, V, 120. 

•'•) Diese cvwiibnt von Wrrunski. III, 148. j^edruckt bei Dobner, Monani. 
bi<t. r.oh.. IV, S. 851, die anderen bei (ii)ldast. Connnent., Appendix, S. 316. Der 
Text auch in den l'rivilcgienlMicboin des .Jahres 1547. 
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gewahrt blieb. 1364 ließ Karl IV. seinen dreijährigen Sohn Wenzel 
zum böhmischen König krönen. Denn mit der Sukzessionsordnung 
war noch nicht alles getan. Mit Kecht ist bemerkt worden, daß 
„eine solche Eile mit der Krönung des unmündigen Kindes in einer 
despotischen Erbmonarchie keinen Sinn gehabt hätte". 

Diese Garantien für die Sukzession von Karls Mannsstamm wären 
aber mit Rücksicht auf den ganz allgemein für Karls ^ Erben" lautenden 
Laudtagsbeschluß des Jahres 1341 unvollständig gewesen, wenn nicht 
auch Katharina, Karls zweitgel)orene Tochter, auf die Thronfolge zu 
gunsten beider Mannsstämme besonders verzichtet hätte. Dies tat 
zwar nicht sie selbst, wohl abei* in ilirem Namen eidlicli und urkund- 
lich ihr Gemahl Herzog Rudolf in Eßlingen am 5. September 13()0: erst 
wenn von Karl IV. und von .loliann eigene Leibeserben und Erbens- 
erben männlichen Gesclilechtes niclit mehr vorhanden seien, sollte 
Katharinas Sukzessionsrecht Geltung gewinnen.-) 

In derselben Urkunde verzichtet Rudolf aucli für sich selbst 
und für seine Brüder auf alle Ansprüclie, die sein Haus von früheren 
Zeiten her auf Bölimen oder bölimische Länder erheben konnte. Schon 
am 16. Mai 1360 hatte er dem ungarisclien König liUdwig in Tyrnau 
als Schiedsricliter „gänezlicli'', wie er sa^ite, .,alle die handvest und 
briefe, die vnser vordere, wir vud vnser brudc^r [= Brüder] von 
Lehens- oder Pfantscliaft wehren autt den landen Belieim und Mer- 
hern'^ oder auf anderen Ländern des Kaisers und seines Bruders 
gehabt hätten, abgeliefert und hatte versi)rochen, daß bezügliche Ur- 
kunden, die sich etwa noch tinden würden, ungültig sein sollten.-*) 

So wichtig scliienen Karl IV. diese habsburgischen Verzichte, 
daß er diese und die Verzichtbriefe, die er selbst und sein Bruder^) 
über Ansprüche auf habsburgische Länder ausstellten, durch die Kur- 
fürsten 1361 bestätigen ließ. 

Erst damit war przemyslidisch-luxemburgische Thron- 
folge in Böhmen nach menschlicher Voraussicht vollkommen 
gesicliert. 



Kalousek, 173. 

2) Nomiiiiitim illi iuri, quod v.\ luirte illustris . . . Katheriuae, predicti do- 
iiiim uostri Imroratoris tiliac. . . . hab«'re posscmn.'«. Naiii id ii)sum ins uobis Mif- 
fragari non dcbet, iiisi forto . . . Imperator et d<»iuiuus marchio [Moraviac»] iiieiiio- 
rati et coruni haeredes masculini sjoxiis ... ita deccderent, ut ipsi logittimos 
post se non rclinqiiereut corixirum suorum haored^s shxus, ut ]a'emittitur. 
masculini. Die Abdrücke» zitiert in Böhmers Keico.sta, VIII, 8. 566; die authen- 
tischen Texte in den genannten Privile^ienbüchcrn (deutsch und lat.). 

3) M:?s. 194 des Wiener Staats- und das Privih'gicnbnch 2 des PraRvr Landes - 
archivs; v;ü;1. Böhmers Re^^esta, VIII. 8. 565. 

i) Vj^l. oben S. <)0 f. und Mss. 194. Fol. 201, Wien. Staatsarchiv. 
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Indem die böhmischen und mährischen Stände Primo- 
geniturfolge anerkannten, verzichteten sie, solange einer 
der beiden Mannsstämme existierte, auf das Recht, den 
Thronfolger zu wählen. 

Diese Erbfolge ist aber damit nicht für ewige Zeiten, son- 
dern nur für beide luxemburgischen Mannsstämme anerkannt. 

Primogeniturfolge von Töchtern war land es gesetzlich noch 
nicht anerkannt. Weibliche Eventualsukzession schien aber im all- 
gemeinen durch das Landesgesetz von 1341 und durch die Bestim- 
mung vom Heimfall Mälirens an Karls Erl)en gesichert zu sein. Auch 
Herzog Rudolfs Verzicht auf die Rechte seiner Gemahlin beweist dies. 

Primogeniturfolge für Töchter war auch nicht vom 
Reiche anerkannt. Denn aus den Mitbelehnungen der .,Erben" der 
letzten Przemysliden und König Johanns folgte noch nicht, daß sub- 
sidiäre Fraueufolge auch nach Primogenitur gesichert gewesen 
wäre. Noch weniger war dies aus jenem vielumstrittenen Akten- 
stücke vom 7. April 1348 zu deduzieren,^) worin Kaiser Karl IV. 
auf Bitten der böhmischen stände und unter ihrer zweifellosen Mit- 
wirkung das Privilegium Friedrichs IL von 1212 von reichswegen 
bestätigte und interpretierte (interpretamur). 

Die kaiserliche Interpretation-) betraf hauptsächlich die Worte: 
.^quicunque ab ipsis [Bohemis] in regem electus fuerit'\ damit, wie 
Karl IV. sagte, ^jeder Zweifel oder jedes Dunkel" lür die Zukunft 
beseitigt werde, was freilich nicht erreicht woixien ist. 

Diejenigen, welche ihn um die Bestätigung gebeten hatten: die 
„praelati, Duces, i)rincipes, barones, proceres et nobiles'* seines König- 
reiches Böhmen, und ganz allgemein: „die Gesamtheit des König- 
reichs Böhmen",'*) sollten auch für immer (in perpetuum) das Recht 
besitzen, den König zu wählen. Diese Worte entsi)reclien dem Ausdrucke 



1) Die Drucke zitiert bei 15 ö Inner, Rej^esta, VI II, S. 55. 

2) Über eine zweite lnterj)ret;itiun bozü^^licb der Kegalien siebe Uuchinann. 
I, 885. 

3) A<1 praeliitos, Duccs. juincipes, l)arone8, nobiles rt coiniiiuuitatem re«:ni 
. . . in perpetuum i»ertinere ipsius rej^is ßobomiae electionem. Aucb an einer trüberen 
Stelle beiüt es, dir* Bestätigung sei erteilt den: ..praelatis. Ducibus, priucipibus, 
liaronibus, proceribus. nobilibus et counnunitati" des Kr>nigreicbs. Damit dürfte 
aucb der allgem<'in«* Ausdruck ..incolarum status" zusammenbängen. Gegenüber 
Hacbmann, T. 815, 885, 886, bemerke icb, daß unter dem allgemeinen Begriil 
cummunitas die Städte geradeso wie di^ Adelii!:en mitverstauden. aber nicbt allein 
verstanden sind. Der Revers König Ferdinands J. vom 13. Dezember 1526, den mau 
von ibm verlangt batte, spracb von seiner Wabl durcb: „barones, nobiles et etiam 
civitates ac tota communitas regni Hoemiae*' und sj.äter durcb: „praetati statuü 
et communitas illius regni". 
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„univeisa Boemoriuu geus*', die nach den Worten des Fridricianums 
belohnt werden sollte nnd ebenso der ^Gesamtlieit (universitas) der 
Magnaten und Vornelimen Böhmens", wie sie in der Urkunde von 
1216 genannt werden, womit wohl auch die Nebenländer gemeint 
waren. Das Wichtigste ist aber der an das Wahlrecht geknüpfte 
Vorbehalt: 

„in casu duntaxat et eventu, quibus de genealogia, progenie, 
vel semine aut prosapia^) regali Bohemie masculus vel femella 
superstes legitimus .... nullus fuerit oriundus, vel per quem- 
cunque alium modum vacare contigerit dictum regnum" und 
später : 

^ipsius regis Bohemiae electionem in casu et eventu predictis 
et non aliis." 

Nach diesem Vorbehalt sollten die Stände nur dann ihren König 
wählen dürfen, wenn nach dem Tode des jeweiligen Erblassers weder 
männliche, noch weibliche eheliche-) Abkömmlinge königlichen Blutes 
mehr vorhanden seien. Erst dann trat 1'hronvakanz ein. Hier kommt 
dem Leser zu statten, was er über den Ansi)ruch auf ständisches 
Interregnum in den östeireichischen Erbländern schon kennen gelernt 
hat. Die Rechtsidee, die dieser vacatio regni zu gründe liegt, ist näm- 
lich Kontinuität unmittelbar aufeinanderfolgender Regie- 
rungendes i)rzemyslidisch-luxeniburgischen Erbhauses, wodurch Unter- 
brechung durch ein ständisches Interregnum, wie es z. B. 1306 ein- 
getreten wai-, ausgeschlossen ist. Bei dieser Deutung schwinden alle die 
Schwierigkeiten und Widersprüche, die man in dieser Stelle bisher 
gefunden hat, von selbst. 

Was Karl IV. aber unter königlichem Blut verstand, wissen wir 
bereits. Es war das der Przemysliden. 1348 kamen daher außer ihm 
selbst und außer seinem noch kinderlosen Bruder Johann nur noch 
zwei Töchter: die schon genannte Katharina (geb. 1342, f 1386) und 
Margaretha (geb. 1335, f 1349), die mit König l^udwig I. von Ungarn 
vermählt war, in l)etraclit. Es war daher um so nötig(»r, auch diese 
Töchter als Eventualerbiunen rechtlich zu sichern. Abkömmlinge 



1) Eine in der rrkun«lensi»riiche nl»liche Hiiutunir von Taiitolot^ieu. 

-) Haeres Icfjitinius ot snj>erstt*s loivitinius kommt in rrkumlen überall nur 
in der Hedeut.ung „ehelich*' im (ioofen.satz zu unehelich vor. Tom ans (Das böhm. 
Staatsrecht, 12 f., 19 f.) l>eutuni,^: haeres ex h'ge (des Landes) ist unzutreffend, was 
schon Krones, Handbuch der (iesch. Osterr., IV, 3S2, erkannt hat; ebenso Hauke, 
a. a. ()., 47. Der Einwand. daU das mitt(fliilrerlich«' Urcht Erbfoljre unehelicher 
Kinder niclit gekannt habe, daß darum die Anführuny: ehelicher (ieburt überÜüssiir 
.sei, ist aurh nicht stichhaltig:. Denn schon die im Abschnitte .1 zitierten Urkunden 
würden allein zeii^^en, daß mau trot/jleiU diesen iiusatz nicht für überflü'^si^ hi<'It. 
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köni«:liclien Bluters Ovaren aber auch alle anderen künftigen Nach- 
kommen beider I^rüder, männliche und weibliche. Denn die Worte 
der Urkunde sind so allgemein gefaßt, daß man sie durchaus nicht 
auf direkte Nachkommenschaft des jeweils letzten Throninhabera 
allein deuten kann.^ Diese Allgemeinheit war den böhmischen 
Ständen günstiger. Dort konnten sie künftig mit ihren Ansprüchen 
anknüpfen, was sie auch getan haben. 

Sollte aber diese Allgemeinheit ni(*ht zum Teil Absicht gewesen 
sein? War auch das ständische Wahlrecht von i-eichswegen sehr 
eingeschränkt, so blieb in der Urkunde von 1348 doch absichtlich 
unentschieden, welche Art der Thronfolg(% ob Seniorats- oder Primo- 
genituifolge zu gelten habe, und ebensowenig wurde gesagt, ob die 
Verfügungen darüber allein Sache des regierenden Hauses und Königs 
oder Sache übereinstimmender Willensäußerungen des Herrscherhauses 
und des Volkes seien: in beiden Phallen waren sie aber ausschließ- 
liche Aufgabe des Landes. 

Innerhalb dieses weitgesteckten Rahmens haben dann König 
und Volk in den folgenden »Jahren die Thronlolgeordnung wenigstens 
für den Mannsstamm des Herrscherhauses, wie wir schon wissen, 
in der Richtung des Erstgeburtsvorrechtes ausgebaut. 

Eine landesgesetzliche Ordnung bezüglich wei])licher Anwart- 
schaften ])lieb aber erst der Zukunft und abermals einvernehmlicher 
Regelung durch Herrscherhaus und Stände überlassen. Das Reich 
hatte damit wieder nichts zu schatten. 

Diese Frage konnte übrigens auch deswegen nicht entschieden 
werden, weil man, wie wir schon wissen, trotz genereller Anerkennung 
weiblicher Sukzession bislier mindestens von reichswegen auf männ- 
licher Regierung Böhmens l^estanden hatte. Zur Anerkennung männ- 
h'cher Regierung war aber, wiMin der betretfende Mann nicht mehr 
königlichen Blutes, sondern Mitglied eines anderen Hauses war, eine 
Wahl durch die Stände unerläßlich. Eine Konkordanz zwischen 
Reichsrecht, ständischem Wahlrecht und den Ansjjrüchen einer Erbin 
königlichen Blutes schien aber durch eine vorausbestimmte Thron- 
folgeordnung, die das Verhältnis weiblichei* Erbanwärter zueinander 
geordnet hätte, ausgeschlossen. Eine solche Konkordanz hätte zur 
Voraussetzung gehabt: 1. Daß ilas Reich seinen Widerstand gegen 
weibliche K*egierung, besonders bezüglich der Führung der Kurstimme, 
aufgai), was 1356 gar nicht geschah; 2. daß sich die Stände die 
Gelegenheit einer Wahl, wenigstens dem Genialil gegenüber, entgehen 
ließt»n, so daß die Erbin in der Wahl ihres Lebeiisgefithrten nur ihren 

1) \Vi«* Toinan. ]hxn bohiiu SuiatsnM-lif. 15, will. 



— 251 - 

eigenen Willen ^eliabt hätte. Sobald aber diese zwei Voraussetzungen 
fehlten, mußte eine Übereinstimmung zwischen dem Willen der Erbin 
und dem Willen der Stände gesucht werden, worauf erst die Reichs- 
belehnung des Gemahls der Erbin erfolgen konnte. Fand aber eine 
solche Übereinstimmung zwischen Erbin und Ständen nicht statt, so 
mußte eine andere Erbin in Betracht kommen, bei der dies niiiglich 
wurde. Es war daher unmöglich, im vorhinein zu bestimmen, welche 
der Erbinnen zu folgen hatte. 

Die Bestätigung des Fridricianums dachte auch an eine andere 
Thronvakanz, als an die infolge des Aufhörens ununterbrochener 
Regierungen des Herrschergeschlechtes. Denn sie sagt, daß die Stände 
nicht bloß in diesem Fall das Wahlrecht ausüben sollten, sondern 
auch „wenn in diesem Königreich durch W(^lch(^ Art sonst immer 
Vakanz eintreten sollte". 

Welche Fälle konnten gemeint sein? Man hat bisher hervor- 
gehoben, daß in der goldenen Bulle Kaiser Karls IV. für das Reich 
vom Jahre 1356 die Führung der Kui^stimme an die Bedingung des 
Laienstandes des dazu sonst Berechtigten gebunden sei, wie denn 
Laienstand für weltliche Territorien Bedingung passiver Lehens- 
fahigkeit war. Man hat auch darauf hingewiesen, daß 1356 selbst fin- 
den Fall schwerer (irebrechen des Körpers und Geistes eines Kur- 
fürsten oder Kurprinzen Vorsorge getroÖV^i wurde. ^) Man hätte aber 
in diesem Zusammenhang auch betonen sollen, daß auch für Unmündig- 
keit des Erben in der goldenen Bulle von 1356 bestimmt ist, welcher 
Verwandte für ihn Kurrechte ausüben solle. 

Am wichtigsten ist aber die Stelle der l'rkunde von 1356, wo 
es nach der Bestimmung über den Heimfall der Kurfürstentümer an 
das Reich heißt: .,Salvis semper privilegiis, iuribus et consuetudinibus 
regni nostri Boeniie super electione in casu vacationis per regni- 
colas, qui ins habent eligendi regem Boemie facienda.'' Ein ein- 
facher Heimfall des böhmischen Kurfürstentums mit alleinigem 
Verfügungsreclit des Reiches darüber ohne Mitwirkung der 
böhmischen Stände ist also auch nach diesen Worten ausgeschlossen. 
Das Wahlrecht der Stünde wird hier ganz allgemein für den Fall 
einer vacatio des Thrones oder Königreiches hervorgehoben. 

Die Fälle, wo vacatio des Thrones eintreten konnte, sind etwa 
folgende: 1. Regierungsverzicht des Königs, was z. B. K(inig Johann 134 1 
geplant hatte; 2. Eintritt in das geistliche Leben;-) 3. Achtung von 



1) Bothe, a. u. 0. 

') Was in Bezug auf das Aufgeben des lleerscliildes dem Tode gleich ge- 
achtet wurde. Schröder, Lehrb. d. deutschen Retlitsjr'sch , 2. Aufl., Leipzig 
189:1, S. 40*.). 
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reichswegen : *) 4. Kircheübanu, wie er 1310 deu Vorwand zui* Ent- 
thronnng König Heinrichs im Einvernehmen zwischen Keich und 
Ständen geboten hatte: 5. Mit Regierungsunfähigkeit verbundene kör- 
perliche und geistige Gebrechen: 6. Unmündigkeit des Thronerben, 
oder 7. Zweifel über die Thronfolge, wenn ein Sohn beim Tode des 
Vatei-s noch nicht geboren war. Der letzte Fall war allerdings noch 
nicht eingetreten, wohl aber hatten sich die Stände für die Zeit 
der Minderjährigkeit Wenzels II. über die Führung der Regierung 
geeinigt. 

In allen den genannten Fällen hörte die Kontinuität der HeiT- 
Schaft auf. Denn zu einer solchen wäre die Foilfiihrung der Regierung 
durch den Berechtigten bis zu dessen Tode und die Mündigkeit seines 
unmittelbaren Nachfolgers nötig gewesen. 

Dieses Eventualwahlrecht der Stände ist auch nicht 
durch die Primogeniturordnungen, denen sie zustimmten, 
aufgegeben worden und sollte ihnen künftig verbleiben. 

Hiebei ist zu beachten, daß die Dauer der ständischen Vonnund- 
schaft über einen künftigen Herrsclier Böhmens landesgesetzlich nicht 
gesichert war. Die goldene Bulle von 1356 setzte zwar für die Kur- 
fürsten, darum auch für den böhmischen. Achtzehnjährigkeit fest, 
aber nur wegen der Ausübung des Kurrechtes, niclit aber bezüglich 
der Landesregierung.^) Mit Recht ist schon betont worden, daß 
diese P>age eine Folge der Priniogeniturordnung war, und daß sie, 
als in Böhmen Senioratsfolge gebräuchlich war. eigentlich aus- 
geschlossen war.-*) Für Wenzel II. (geb. 27. September 1271) war 
ursprünglich eine bis zum 1. Mai 1287 dauernde Vormundschaft 
in Aussicht genommen.^) Ludwig II. (geb. 11. .luli 1506) wurde 
tatsächlich im 16. Lebensjahre Mai 1522 von den Ständen für mündig 



Nur an diene Fülle dachte Kicliard Streiii in seiner 15*.)*,» aut Krzherzoir 
31athias' Wunsch verfaßt»»n l)»Mluktiun ül)er die Kechle des Hau.se< Hahshurg auf 
Brdimen. .\rrhiv d. Minist, d. Innern. 1. AI. 2982 83, tredruckt hri (Joldast, Cul- 
lectio variorum consilioruni. Frankfurt 1719. »S. 96 ff. Wenn er in den heiden ersten 
Fällen nur einen König im Auge hatte, ..der nit Kinder oder Erhen hätte", so 
war dies eine im Wortlaut, nicht begründete Einschränkung. Ebenso unrichtig 
ist es, wenn er behaupt^^t, daß „in crimine laesae Maiestatis die Kinder so wohl 
als die vätter piessen"; dies gilt nicht in solcher Allgemeinheit. Denn Böhmen 
ist nicht ein Reichslehen mit Riickfall>recht: di«- Thronfolge kann nur im Ein- 
vernehmen zwischen Ständen und d«T Reichsirewalt stattfinden. Ferner war der 
Rückfall von Lehen im Fallo einer Ächtung bei einem alten od«»r Familien- 
^St;iinm.)lehen sehr bestritten und nur b«'i neuen Lelien unbestritten. 

2) Siehe oben S. 139. Vgl. Jlurmayr. Über Minderjähriirkeit, Wien 1898, 8, i)9. 

■') J'alack\ . (iesch. v. T,.. II 1. S. 291. 

*) Bach mann. (jes<!h. Böhmens. 1. 657. 
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erklärt. Für die Vollendung des 15. Lebensjahres war vielleicht die 
Übung des polnischen Nachbarreiches maßgebend, wo auch dieses 
Lebensalter für den König gefordert wurde. Aber König Johann von 
Böhmen erhielt schon im Alter von 14 Jahren Weihnachten 1310 die 
Huldigung. *) 

Die aus anderen Anlässen erwähnten «) Erbverträge des przemys- 
lidisch-luxemburgischen Hauses mit den Habsburgern aus den Jahren 
1364 und 1366 sind ebenfalls Beweise nur genereller Anerkennung 
Aveiblicher Sukzessionsanwartschaft. Auf beiden Seiten wurden die 
weiblichen Sprossen, damalige und künftige, ausdrücklich einbezogen: 
Herzog Rudolfs IV. Gemahlin Katharina, von den habsburgischen 
»Sprossen im ersten Vertrag Margaretha (f 14. Januar 1366).») 

Kaiser und Kurfürsten mußten die Verträge bestätigen, weil es 
sich um Verzögerung des Heimfalls handelte. Es erfolgten auch Even- 
tualbelehnungen durch Kaiser und Keich unter Zustimmung der Kur- 
fürsten*) (auch des dreijährigen Knäbleins Wenzel!), und die Stände 
beider Ländergruppen gaben ihre urkundliche Zustimmung. 

Beide Häuser sind von nun an dem obersten Lehensherrn gegen- 
über eine lehensrechtliclie Einheit, gelten ihm gegenüber, wie es im 
Vertrage heißt, als „ein Person". Jedes Haus bestätigte den Ständen 
des anderen Teiles ihre Freiheiten und Privilegien. Da den böhmisch- 
mährischen Ständen nach der T^rkunde von 1348 beim Aussterben 
des böhmisch-mährischen Herrscherhauses in weiblichen wie männ- 
lichen Sprossen ein Wahlrecht zukam, so würde es befremden, wenn 
sie damals darauf verzichtet hätten. In der Tat erwählten sie 
„eiumutiglich und williglich'' beide damals lebenden Habsburger 
Albrecht IIL und Leopold IIL „zu Kunigen zu Böheim".^) 



1) Schütter, Johaim ... von Böhmen, Luxem))urg 1865, 80. Johann von 
Görlitz (geb. 22. Juni 1570) war vielleicht auch schon mit 14 Jahren mündig, .-sicher 
mit 15, da er von Kr)nig Wenzel in diesem Alter Regieruntrsgtiwalt ü]>er Luxemburg 
erhielt. Gelbe, Job. v. (i., Neues Lau«itzische« Magazin, (lörlitz 1883, 114. 

2) Vgl. oben S. 123 f., 129 f., 14(5 f. 

3) Steyerer, (Jommentarii, 14, 30, 383 f. 

<) Kalousek, 42 f., meint, weil die österreichischen Erbländer zum 
Deutschen Keich gehört hätten, war die Einwilligung der Kurlursten zu diesem 
Vertrage nötig. Aber auch die böhmische Kurwürde und das Keichsmundschenken- 
anit, Schlesien und die Lausitz waren Keichslehen. Von lirdimen und Mähren selbst 
war es in dieser Zeit vermutlich schon zweifelhaft. 

•'•) Von Kalousek, 176 f., mit Recht hervorgehoben; die Quellen sind dort 
zitiert. Vgl. Werunski, Gesch. Kaiser Karls IV., 111, 277, 331 f., 334, 336; 
Böhmers Kogesta. VIll, S. 326 f., 353, 572; Talacky, 11/2, 371, über die Even- 
tualhuldigung auch der böhmischen Städte. Ih'e Texte auch in den zitierten Pvi- 
vilegienbüchern des Jahres 1547 und im Mss. 19 F(»l. 85, 88, Wien, Staatsarchiv. 



— 254 — 

Mit diesem staatsrechtlichen Ciiriosum einer Wahl gleichzeitig 
zweier böhmischen Könige bloß zu dem Zwecke, deren Nachkommen 
Eventualsukzession zu garantieren, erscheint die Ausgestaltung des 
Erbrechtes in der böhmischen Erbmonarchie vollendet. 

Diese Wahl ließ aber vorläufig doch unentschieden, ob die Linie 
Albrechts III. oder die Leopolds III. künftig ein Vorrecht in der 
Sukzession habe, und sicherte eben dadurch das Wahlrecht. 

Dieser Vertrag wurde 3. November 1404 von König Wenzel von 
Böhmen und von Jost und Prokop von Mähren, also unter Ausschluß 
Sigismunds, mit den damals lebenden Habsburgern erneuert, jedoch 
mit einer bloß einseitigen Begünstigung des böhmischen Herrscher- 
hauses, indem die Habsburger schon beim Aussterben aller ihrer 
Mannsstämme beerbt werden sollten.^) 

Kaiser Karl IV. hatte die Habsburger und das ungarische 
Königshaus 13G6 zum Verzicht auf ihren Vertrag zu gegenseitiger 
Beerbung vermocht, der wahrscheinlich 3L Dezember 1361 2) ge- 
schlossen worden war, und hatte diesen Vertrag überdies durch einen 
Rechtsspruch für ungültig erklären lassen, weil er ohne des Kaisers 
und Keiches Erlaubnis geschlossen worden sei.'*) Darauf wurden die 
österreichisch-ungarischen Bündnisurkunden ausgeliefert 

König Sigismund war 1366 noch nicht geboren, war aber als 
künftiger „Erbe'' Karls, für welchen der Vertrag ebenfalls galt, 
miteingeschlossen. Ausdrücklich hieß es aber im Erbvertrag des 
Jahres 136G, daß das Königreich Ungarn von diesem Erbvertrag aus- 
geschlossen sein, und daß es demjenigen, welchem Ludwig es zuwenden 
wolle, und dann auch „desselben Erben" verbleiben sollte. 

Zum Eventualerben Ungarns ward dann iSigismund ausei^sehen 
und darum 1374 mit König Ludwigs I. älterer Tochter Maria ver- 
mählt. Um ihn aber in dieser Eventualerbschaft zu sichern, hatte 
Karl IV. schon 14. März 1372 feiei-lich beschwören müssen, daß er 
mit seiner Gemahlin Elisabeth (von Pommern f 1393), ferner Wenzel, 
Johann, Jost und die „übrigen 8öhne und Erben" von ihm und von 
den anderen niemals auf die Königreiche Ungarn, Dalmatien und 
Polen Ansi)rüche erheben würden.*) 

Am 3. Juni 1388 verzichtete Sigismund auf die Sukzession in 
Böhmen nach seinem Brudei-, auf welche er volles Recht habe (plenum 
ins), und welche ihm aus „väterlicher Schenkung und nach Sukzes- 



n Yfrl oben S. 129 f., U6 t. uihI Kalous(*k. 177. 
'i) Steiuherz, 3Iitteil. d. Iu8t. f. üst. Gesch., 1888, IX. 538, 557. 622. 
-') Böhiiu^rs Kegesta, VIII, S. 350; Werunski, 111, 8:U f. 
*) Caeterisqnc» iiostris jCaroliJ et poriim rtliis et liaenMÜlins. hobinr, Muimui. 
bist. Hob.. III. HSC) f. 
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sionsordnung*' uumittelbai- iiacli seinem Ikuder Wenzel zustelle, wenn 
dieser, ohne eheliche Söhne zu hinterlassen, vor ihm stürbe. Sigis- 
mund erklärte damals zugeben zu wollen, daß sein Bruder Wenzel 
über die Nachfolge eventuell zu gunsten des jüngeren Johann von 
Görlitz (geb. 1370) testamentarisch verfüge. ^) 

Der Verzicht des Jahres 1388 bedeutete aber nicht, daß Sigis- 
mund auf die Krone Böhmens unter allen Umstünden verzichtet 
habe. Derartiges ist auch den böhmischen Ständen nie zur Kenntnis 
gebracht worden. Wenn auch Sigismund 1404 als Herrscher Ungarns 
vom Erbvertrag des Jahres 1366 ausgeschlossen war, so erneuerte 
er diesen Vertrag doch pei'sönlich im Jahre 1409,^^ aber ohne jede 
Änderung. Er erklärte, wenn er seinen Bruder Wenzel von Böhmen 
und den Markgrafen Jodocus von Mähren überlebte, und wenn diese 
Länder, „der wir erbe sein", wie er hinzufügt, an ihn fielen, dann 
die Stände auf die Herzoge von Österreich verpflichten zu wollen. 
Aber auch diese Erneuerung des Erbvertrages beider Häuser schloß 
Sigismund nur als böhmisch-mälirisclier Erbanwärter ab. Auch dieses 
Mal wurde Ungarn ausdrücklich ausgeschlossen. 

Vergleicht man die Ordnungen des bölimischen Herrscherhauses 
über gegenseitige Beerbung ihrer Mannsstämme mit dem Schwur von 
1372, mit der Zession von 1388 und mit beiden Erneuerungen des 
Vertrages von 1366, so findet man, daß eine Perßonalunion Bcihmens 
und Ungarns nur dann stattfinden konnte, wenn vom Mannsstamm 
außer Sigismund und seiner Nachkonnnenschaft niemand mehr am 
Leben war. 

Inzwisclien waren die anderen männlichen Erbanwärter auf 
den Besitz Böhmens und Mährens gestorben: von der Hauptlinie 
Johann von Görlitz am 1. März 1396, von der mährischen Linie der 
kinderlose Prokop am 24. September 1405, so (hiß im Jahre 1409 für 
Sukzession in Mähren nur noch der ebenfalls kinderlose .lodocus in 
Betracht kam, mit dem am 18. Januar 141 1 die mährische Linie 
ausstarb. Die Primogeniturerbfolge war in der mälirisclien Linie ein- 
gehalten worden. •<) 

Nach Jodoks Tode fiel Mähren den Staatsakten von 1349 und 
1355 gemäß nach Oljähriger Trennung an die kai'olinisclie Linie zurück, 



^) Goldiist, Cominentarii, Appeudix, S. 323; Lüni^% Deutsches R.-A., VI ii, 
S. 67; Privilej?ienl)üclier des Jahres 1547: (ielbe a. a. (>. 19. 

'^) Der Text, auch iu Mss. 19 (Praclitkodex Kaiser Friedrichs III.), Fol. 94 
im Wiener Staatsarchiv. 8ielie oben S. 147. 

'^) So auch im Testannrnto .lolianns von Mähnen vom Juui 1303 samt der l'e- 
stütigmijr Karls IV. IJöhmer, Keg-esta, VJIL, S. 321. 
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und im Februar 1411 ieijsteten die mährischen Stände König Wenzel 
den Huldigungseid. 

König Sigismund hätte nach dem Ableben des kinderlosen Wenzel 
am 16. August 1419 Böhmen, Mähren und die Gebiete seines Bruders 
Johann von Görlitz erben sollen, es dauerte aber bis zum 26. Au- 
gust 1436, bis ihm in Prag gehuldigt wurde. Daß ihm die Thronfolge 
solange vei^sagt blieb, ja daß die Nation das Recht in Anspruch 
nahm, ihn selbst seines Erbrechtes für verlustig zu erklären, sollte, 
weil er gewisse, außerhalb des Erbrechtes liegende Forderungen 
nicht erfüllte, 1) für die Thronfolge der nächsten Generationen ein 
Beispiel werden, auf das sich die Stände bei der Betonung eines 
Wahlrechtes beriefen. 

Aber Sigismund war nicht bloß Miterbe von Böhmen und Mähren, 
sondern seit Oktober des Jaiires 1373-) auch Miterbe der Mark Branden- 
burg, die am 29. Juni 1374 dauernd und selbst für den Fall des Aus- 
sterbens des gesamten böhmisch-mährischen Hauses mit Böhmen ver- 
einigt wurde.'*) Das brandenburgische Kurfürstentum erhielt dann 
Sigismund durch die Länderteilung seines Vaters 21. Dezember 1376, 
während damals Wenzel Böhmen und die Oberhoheit über alle Länder 
der böhmischen Krone, ferner Schlesien, Bautzen und den westlichen 
Teil der (Nieder-)Lausitz mit den Besitzungen des Hauses in Bayern, 
Franken und Saclisen, der jüngste Sohn Johann aber den östlichen 
Teil der Lausitz und denjenigen Teil der brandenburgischen Mark, 
der östlich von der Oder lag, als Fürstentum G(">rlitz erhielt. -•) Schon 
1373 belehnte der Kaiser mit der Mark Brandenburg nicht bloß seine 
eigenen Söhne „und Ir aller Erben und Erbeserben und Nachkommen, 
künige zu Beheim", sondern, wenn .,die alle nicht wären . . . ., Johansen, 
Markgrafen zu Mähren, seine Erben und Erbserben ewiglich". Viel deut- 
licher als bei der Heichsbelehnung von König Johanns P]rben mit 
dem gesamten Königreich B(')hmen liegt hier ein Fall von Gesamt- 
belehnung mehrerer männlichen (ilieder dc^sselben Hauses vor. Es 
liegt ferner ein sehr interessanter Fall einer Eventualbelehnung, 
nämlich der Johanns vor. Stünde nicht «Künige zu Beheim" und 
wüßten wir nicht, daß nach den Staatsakten von 1349 und 1355 beim 

>) Die Boschwerdeu des Cashuier Lainlta<^os vom Jahre 1421 bei (ioldast, 
Comineutarii, Ai)i)('iidix, 118 f. 

2) Riedel, Codex diplomat. Brandeiib., lierlin 1846, Um, 1!M., Das Oriuriiial 
im Prairer Kionarchiv. Vgl. Tlieuner. Der l beriraim der Mark Uraiideiibnrj? vom 
witteNbachischen au das luxemburgische Haus. GiJrlitz 18H7. 

••) Riedel, Codex dipl. Um, 42 f. 3Iss. 194, Fcd. 148, Wituer Staatsarchiv. 

') Schlesiuger in d. Mitteil. d. Ver. f. (lesrli. d. Deutschen in Hühmeu 
{HWA. 81. S. r> f. 
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Fortbestand des mährischen JVIannsstammes nicht an karolinische 
Erbinnen Böhmens gedacht werden konnte, so hätte man auch meinen 
können, daß Jolianns Mannsstamm erst nach dem Aussterben auch 
aller karolinischen Erbinnen sukzedieren konnte. 

Wegen der Leliensgemeinschaft aller Glieder des przemyslidisch- 
luxemburgischen Königshauses behielt sicli Si^ismund bei der Über- 
gabe der Mark Biandenburg an den Burggrafen Friedrich von Nürnberg 
noch am 30. April 1415 das Kecht vor, daß er und Wenzel oder ihre 
männlichen Erben <ias Land um 400.000 Gulden wieder einlösen 
könnten.^ Die Einheit des Hauses und des Besitzes sollte nach der 
Erbteilungsordnung Karls IV. von 1376 dadurch zum Ausdruck kommen, 
daß „ein König von Böhmen" und „ein Markgraf" von Brandenburg 
ihre Reichslehen (Mähren war damals nur böhmisches Lehen) immer 
„ungesund er f" zu gesamtem- Hand empfangen, und daß alle gemein- 
same gleiche Wap])en führen mußten. 

Daß die Männer eventuell auch der mälirischen Linie in Böhmen 
und Brandenburg vor allen p]rbanwärterinnen Vorzug hatten, betont** 
auch die Ordnung von 1376. Darnach sollten ferner die karolinischen 
Mannsstämnie in der 1349 bis 1356 festgesetzten Folge eventuell einer 
den andern beerben, gegebenenfalls auch von den mährischen Manns- 
stämmen nach Primogenitur beei'bt werden. Erst wenn alle Manns- 
stämme ausgestorben seien, sollte „die älteste Tochter" im zuletzt 
erbenden ununterbrochenen-) Mannsstamme Böhmen und Branden- 
burg für sich und ihre Erben wieder nach Primogeniturfolge besitzen. 

Darnach hätte Sigismunds einzige Tochter in Böhmen folgen 
sollen. Diese Verfügung von 1376 besaß aber nur hausgesetzlichen, nicht 
landesgesetzlichen Charakter, war darum für die Stände nicht bindend. 



1) Kiedel, Codex Diplom. Hm, 228. 

2) „Die eldiste tochter unseres gesleclites [Luxemburger!, die denue [= dann] 
uuserm k un i gl i ehern stamme [iirzemyslidisch-luxemburgiscli| nach veter Hoher 
stammen [Ascendenz ihres VatersJ, nach der weterlicher lineen [Descendenz des 
Vaters] an dem nehsten sey.' J^. hfchlesingor, a. a. n. Dem Erblasser war 
z. I^. die Tochter eines vorverstorbenen Zweitgeborenen niiher als die Enkelin 
des vorverstorbenen P^rstgoborencn. (Siehe oben S. 240, dazu die Bemerkung bei 
Dobner, Monum bist. IV. 355:) Namque filius secundogeniti paterno stipiti pro- 
pinquior quam nepos primogeniti videatur. Dies wird für die gegenseitige Beerbung 
der karoUnischen und der mährischen Mannsstämme in der Ordnung von 1376 
wiederholt: „Allewege der eldisto und der nochste weterlichen stamme nach 
ordentlicher weterlichen lineen." 



Tnrba, Thronfolge. 17 



IV. 

Neue Kämpfe um Anerkennung 
weiblicher Erbfolge. 

Daß Sukzession oder Erbrecht und Regierung rechtlich getrennt 
werden müssen, liaben wir schon in der Geschichte der landesfiirst- 
liclien Sukzession der österreichischen Länder beobachten können. *) 
Nach den Erfahrungen der Jahre 1306 bis 1310 und nach der Urkunde 
von 1356 2) hatte beim Mangel weiblicher Primogeniturerbfolge nur 
weibliche Sukzession, nicht aber w^eibliche Regierung Aussicht auf 
Anerkennung. Nach dieser Erkenntnis Iiat auch König Sigismund ge- 
handelt, als er 4. Oktober 1423 seinem Schwiegersohn Albrecht (V.) 
von Osterreich samt seiner einzigen Tochter Elisabeth und deren 
„Leibeserben" Mähren als böhmisches Lehen erteilte und diese Be- 
lehnung auch als römischer König bestätigte. 

Herzog Albrecht V. leistete den Huldigungseid in seinem Namen 
und im Namen seiner Gemahlin. König Sigismund mußte also 
den lehensrechtlichen Anschauungen diese Konzession machen und 
konnte seiner eigenen Tochter niclit volle Handlungsfähigkeit zu- 
erkennen. 

Da in die Mitbelehnung nur die Kinder Elisabeths aus der Ehe 
mit Albrecht eingeschlossen waren, so konnte sie, wenn dieser ihr 
Gemahl vor ihr starb, ohne Kinder zu hinterlassen, das Land nur 
noch auf eigene Lebenszeit weiter behalten, womit auch andere Be- 
stimmungen der Lehensurkunde übereinstimmten. Sie hätte wohl heiraten 
dürfen, aber zu einem Vererbungsrecht für Kinder einer zweiten Ehe 
wäre eine zweite Belelinung uiitig gewesen. Dagegen enthielt die L'r- 
kunde Bestimmungen, durch welche Albrecht ein eigenes Vererbungs- 
reclit auch auf Kinder aus einer zweiten Elie garantiert wurde. Für alle 

1) Vgl. oben S. 130, 133, 13(5 ff. 

2) Siehe oben S 248. 
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diese Bestimmungen wurde aber der Vorbehalt gemacht, daß König 
Sigisraund und, wenn er noch männliche Leibeserben bekommen 
sollte, auch diese, Mähren zurückfordern könnten, worauf es dann 
nur noch pfandweise im Besitz der Belehnten verbleiben sollte, und 
auch dies nur solange, bis die für das Land nachweislich ausgelegte 
Summe ersetzt sei. 

Von dieser Bedingung abgesehen, war den Nachkommen Al- 
brechts V. Erbrecht in Mähren, allerdings ohne die legale Zustim- 
mung der Gesamtheit der böhmischen Stände, zugesichert, ehe die 
Frage entschieden war, ob Albrecht auch in Böhmen folgen könne. 

Von dieser Belehnung wurde das Bistum 01m ütz und das Herzog- 
tum Troppau ausgenommen. Diese Gebiete sollten weiter dii*ekt dei- 
böhmischen Krone unterstehen, und deren jeweilige Inhaber sollten 
verpflichtet werden, Herzog Albrecht und Elisabeth ihre „Stimme" 
„zu einem kunig zu Beheim" zu geben". *) 

Diese Nachfolge hatte Sigisniund beiden schon 28. September 1421 
in Preßburg in einem Vertrage vers])ro(hen, wenn er selbst ohne 
weitere Erben stürbe.*-) 

Auch König Sigismund erkannte, daß der Erbanspruch seiner 
Tochter wegen des Widerstandes gegen weibliclie Regierung nicht 
genüge, und daß dieser Anspruch nur durch die Mitwirkung der 
Stände, d. h. durch deren Wahl gesetzliclie Anerkennung erhalten 
könne. Die Sache war schwieriger als im Jahre 1310, weil die Erbin 
schon verheiratet war und die Stände zur Annahme ihres Gemahls 
nicht verpflichtet werden konnten. Darum berief Sigismund vor 
seinem Tode die Stände aller Länder der böhmisclien Krone nach 
Prag auf den 18. Dezember 1437, um die Anerkennung seiner Tochter 
und ihres (lemahls in Böhmen zu erlangen. ») Er erlebte aber diesen 
Tag nicht mehr, sondern starb schon 9. Dezember 1437. Noch vor 
seinem Tode gab er aber Instruktionen zur Begründung seiner Ab- 
sicht. Zuerst betonte er, daß nach der goldenen Bulle des Jahres 
1348 das weii)Iiche Geschlecht wie das männliche er])en könne. In 
solcher Allgemeinheit war die Behauptung riclitig; daß Primogenitur- 
folge der Töchter anerkannt sei, behauptete er nicht, und hätte es auch 
nicht tun können. El)ensowenig behauptete er, daß seine Tochter die 
einzige Erbau Wärterin sei. Denn es lebte damals eine andere Elisabeth 



1) „Demselben imserm Sim Herzog Albrechtt'U uiid unser tochter ihr Stymme 
geben zu einem knniii: zu Beheim und in[en] des beholfen sein." 

2) Die Drucke unter diesem Datum verzeichnet in Böhmers Regesta, be- 
arbeitet von Altmann, XL 

-') Ebcndas. XIj, S. 342. Vi;l. Rachmann, Ein Jahr böhmischer Gesch., Georg 
von l*odiebrads Wahl, Krönung und Anerkennung. Arch. f. ö. G. 1876, LIV. 64, A. 1. 

17* 
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i^t 3. August 1451), worauf Albreclits Gegner, der Polenkönig. si>äter 
auch dem Papste gegenüber hinwies.*) Diese Elisabeth war die seit 
1424 zum zweiten Male verwitwete Tochter Johanns von Görlitz und 
reeht'iirhe Piandinhaberin des Hei-zogtums Luxemburg. Feiner wies 
Kaisf r Sigismund in der Instruktion, die er für seine Gesandten ver- 
fassen ließ, auf die zwischen Böhmen und OsteiTeich geschlossenen 
Erbveitrage hin. Aber nach diesen Verträgen wäre Albrecht V. nicht 
alleiniger Erbanwärter gewesen, da 1366 nicht bloß Albrechts Groß- 
vater Albreeht III., sondern auch dessen Bruder Leopold HL ein- 
mütig und gleichzeitig zu Königen von Böhmen gewählt worden waren, 
wtshalb die Anwartschaften auf die böhmische Krone auf alle Deszen- 
denten beider übergegangen waren. 

In diesem Zusammenhang begreift man, weshalb König Wladislaw 
von Polen zur Verteidigung der Wahl seines Bruders Kasimir vom 
29. Mai 1438 behauptete, wenn man schon diesen Erbverti-ag gelten 
lasse, so habe Herzog Friedrich als der älteste Herzog stärkeres 
Kecht.^) 

Böhmen war auch solange kein erledigtes Eeichslehen, als die 
Habsburger lebten. I)enn diese bildeten seit 1366 mit dem böhmi- 
schen Königshause dem Lehensherrn gegenüber eine Person. Der 
Kaiser hätte darum allein, von reichswegen, über Böhmen nicht ver- 
fügen können. 

Aber da das przemyslidisch-luxembm-gische Haus noch gar nicht 
ausgestorben war, lag lehensrechtlich gar keine Veranlassung vor, 
den Vertrag des Jahres 1366 schon auszuführen.^^) Der Hinweis auf 
diesen Vertrag hatte keine Beweiskraft. Da noch f^rbanwärterinnen 
lebten, lag auch nicht derjenige Fall von Thronvakanz vor, der 
gemäß der goldenen Bulle von 1348 ei-st nach dem Aussterben des 
Gesamthauses eintrat, und der eine Wahl im Gefolge haben sollte. Es 
handelte sich jetzt nur um den Gemahl der Erbin, oder trenauer: 
einer Erbin. 

König Albrecht 11. ist daher im Kechte, wenn er dem Papste 
ffegeuüber behauptet: Von einer vacatio in Böhmen |im Sinne des 
Privilegiums von 134S] k«inne man nicht sprechen, weil Elisabeth 
und. wie er sagte, „unsere Kinder"^) am Leben seien. Er meinte seine 
Tochter Anna (^geb. 1432, gest. i:>. November 1462) und Elisabeth 
(geb. 1438, gest. 3. August loOö). Das Keclit von allen diesen Per- 

*i Monum. luedii aevi hi>turica Pulouiue. Krakaa 1876, II i. S. 103. 

-} Fridoricus, Aastrie dux senior, iure pocior esset. Ebendas. 
•) Dies bemerke ich gegenüber Bacbmann. Ein Jahr, 62 f. 
«» Pnori wio^pueri ntrinsque sexus'*«>der,.puer masoulusvel femineus'bei Ried, 
«-••d. Kati^^bun 1. S. 2S7 und Zahn. Cod. Ausir.-Fris.. S 352. fast immer gebraucht. 
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sonen sei auf ihn als Gatten und Vater übergegangen, und auf Grund 
dieses Rechtes habe er die Regierung (regimen) auch der übrigen 
Länder des verstorbenen Kaisers erlangt.^) Er übei-sah nur, daß seine 
Gemahlin nicht die einzige Erbanwärterin war. 

Auch die ungarischen Stände sprachen dem Polenkönig gegen- 
über 1438 nur davon, daß Albrechts Königtum und Regierung in 
Böhmen vom „angeborenen" und ererbten und vererblichen Recht 
seiner Gemahlin stamme, „mit der", wie sie sagten, „unser König eine 
Seele und ein Fleisch bildet". 2) 

Daß sich bei dieser Rechtslage die Stände Böhmens die Gelegen- 
heit, Bedingungen zu stellen, nicht entgehen ließen, ist begreiflich. 
Eine Gegenpartei betonte, daß Sigismund persönlich nicht so sehr 
durch Erbrecht als durch Wahlrecht nach der Aussöhnung mit der 
Nation die Krone erlangt habe. Daß seine Tochter Elisabeth eine 
Erbanwärterin sei, bestritt man nicht, ja man suchte die Bedingung 
der Vereinigung von Albrechts Ländern mit den böhmischen dadurch 
annehmbar zu machen, daß man erklärte, Albrecht werde „wie seine 
Kinder dann Herr und Erbe dieses Königreiches sein".^) 

Albrechts V. Wahl zum böhmischen König erfolgte schließlich 
18. März 1438 durch große Mehrheit, auch ohne die Erfüllung dieser 
Bedingung. Er wurde aber nicht auf Grund der Erbverträge der 
Habsburger gewählt.*) 

Wie bei allen späteren Krönungen böhmischer Könige wurde 
am 29. Juni 1438 bei der Krönung Albrechts an das im Sankt Veits- 
dom versammelte Volk die Frage gerichtet: „Ist es Euer Wille, daß 
wir die böhmische Krone dem König auf das Haupt setzen und ihn 
zum König krönen?" Nach lauter Zustimmung wurde wieder gefragt: 
„Wollt Ihr ihn zum König haben und ihm ergeben, treu und gehor- 
sam sein?"'*) 



1) Quomodü enim (licere possuut, quotl regnum id vacaverit, cum ... legi- 
M'ma beres et superstes remanHerit . . . Elisabeth . . . coutoralis nostra, puerifiue 
nostri, quibu» ins siiccessionis iudubitanter attinet in uos traductum le^itiiue, ([ui 
eo iure etiam cunctoruni regnorum suorum alioruin Suae ilti« [des Kaisers] . . . 
regiraeu nacti suinus. Köni«^ Albrecbt an den Papst Eugen 1438. 3Ionum. medii 
aevi bistorica . . . Poloniae ... 11, 8. 101. 

-) Sibi [Alberto] iure uativo et bereditario ... Elisabetb, Keginae tiliat* 
. . . Sigismundi, . . . ipsius Regis Bobemiae, veri beredis . . . suae vero cousortis, 
cum qua ipse dominus noster Rex est una anima et una caro ... et cuius geni- 
turae titulo ad sceptrum et coronam dicti regui Bobemiae eelebriter e-^t assump- 
tns. Monum. medii aevi . . . Poloniae ... 11, S. 92. 

3) Palacky, 1II/3, 295 f., 300. 

4) Wie Bacbmann, Ein Jabr, 63, Gl, glaubt. 
'•) Palacky, 111/3, 308 f. 
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Albrecht V. liat das tatsäclilictlie J{ecljtsverliältnis auerkaunt, 
indem er sich selbst nur „erweiter Kunig zu ßehmen" nannte,^) in 
Erklärungen an den Kurfürsten von Sachsen allerdings auch „rechter 
herre'' von erbganges wegin [wegen] syner gemaheln und auch von 
Vorschribunge und erwelunge wegin ". 

Dieses Verhältnis kam auch im Eid der Breslauer zum Aus- 
druck. Der Eid w^urde 1438 nach iiiren Worten geleistet: Albrecht 
„als einem erwählten gekninten Könige zu Behmen, unserem gnädigen 
Erbherrn", [wohl mit Rücksicht auf die Zukunft], „und Ewr. Gnaden 
gemahell, unser gnädigen Frauen, kunigin Elisabethen als unsrer 
gnädigen angeboren erbfraun und Ewr beiden Erben". 2) So 
hatte man auch Heinrich von Kärnten und der Przemyslidin Anna 
in Böhmen geschworen.^) 

Die Gegenpartei, trotz gegenteiliger Behauptungen des Polen- 
königs Wladislaw doch nur die Minderheit,^) wählte aber 29. Mai 
1438 den noch unmündigen (11jährigen) Bruder desselben, Kasimir, 
zum böhmischen König. Daß aber der Thronkampf in Böhmen auch 
ein Kampf um die reclitliche Emanzipation des Weibes war, erfahren 
wir auch aus der Streitschrift des Polenkönigs Wladislaw, mit welclier 
dieser dem Papst gegenüber Albrechts Ansprüche zurückzuweisen 
sucht. Denn er hält prinzipiell daran fest, das w^eibliche Geschlecht 
sei überhaupt nicht fähig, eine solche Last zu trage iL-') 

Aber Politik hat oft kein Gedächtnis. Wladislaw hatte vor 
Sigismunds Tode von dem Kaiser gefordert, er möge ihn und Kasimir 
adoptieren und ihnen beiden Albrechts Töchter Anna und Elisabeth ver- 
loben. Durch Adoption und Heirat sollte also das gesamte polnische 
Königshaus ein Erbi*echt auf Böhmen und Ungarn erwerben.^) 

Wladislaws Bruder Kasimir wurde selbst ein eifriger Verfechter 
eines erheirateten Erbrechtes der Elisabeth, der zweiten Tochter der 
Königin Elisabeth, und verschatfte dadurch seinem eigenen Sohn 
Wladislaw die böhmische Königskrone. Von dessen Tochter Anna 
leiteten dann wieder die Habsburger ihre Erbrechte auf Böhmen ab. 



1) Albrecht II. au den KurtüMten Friedrich von Sachsen, 2. Juni 1488. 
Mouum. niedii aevi histor., Knikaii 1894, XIV, S. 559, 563. 

2) Archiv des Minist, d. Innern, 1, A2, 3034: ältere schlesische Eide und 
Huldigungi^n nach authentischen gleichzeitigen Aufzoichnuny:en in Kopien de» 
10. Jahrhunderts. Vgl. Huber, Gesch. 0., IIF, 8. 8. 

») Vgl. oben S. 238, Aum. 4. 

*) Monuni. . . . Pohmiae XIV, 556 f., 565. Vgl. König Albrechts genaue An- 
t,^aben im Briefe an den Papst, Il/l, S. 103. Caro, (lesch. Polens, IV. 168 ft". 
'•) Ebendas. II/l, 8. 108. 
6) Aschbach, Gesch. Kaiser Sigismunds, Uamburg 1838, IV, 396. 
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König Albrecht IL starb am 27. Oktober 1439 und hinterließ 
nur zwei unmündige Töchter, die siebenjährige Anna und die zwei- 
jährige Elisabeth, von denen die ältere als Kind noch im Todesjahr 
ihres Vaters Gemahlin Wilhelms von Sachsen ^ geworden war. Ladislaus 
(Posthumus) wurde nach dem Tode seines Vaters (22. Februar 1440) 
geboren. Aber nur Schlesien, Ober- und Nieder-Lausitz und ein Teil 
der Mährer, diese wohl auf Grund der Urkunde von 1423, huldigten 
dem Neugeborenen.'-*) 

Durch Albrechts Tod war wieder einer jener schon erörterten 
Fälle von „vacatio" des Thrones eingetreten, für welche die goldene 
Balle des Jahres 1348 den Ständen Wahlrecht gaiantiert hatte. Denn 
die Thronvakanz dauerte nicht bloß bis zur Geburt des ersehnten 
Thronerben, sondern auch bis zu dessen Mündigkeit. Bis zu dieser 
Zeit konnten sich die Stände Böhmens einen anderen zum Regenten 
wälüen, oder die Regierung selbst nach ihrem Gefallen einrichten. 

Die Böhmen haben von diesem Recht ausgiebig Gebrauch ge- 
macht. Die Erbanwartschaft des Ladislaus und seiner Mutter Elisa- 
beth haben sie, so viel man erkennen kann, doch nie bestritten. Die 
Mehrheit der Stände sprach vielmehr die Ansicht aus, die Ansprüche 
des Ladislaus brauche man nicht zu leugnen. Es genüge, wenn er 
einst als Mann zur Regierung gelange, wozu ihm der Weg auch durch 
eine Wahl nicht verschlossen bleibe.») In der Tat wählten die Böhmen 
Juni 1440 einstimmig Herzog Albrecht von Bayern-München zu ihrem 
König, dieser nahm aber die Wahl nicht an."*) 

Königin Elisabeth leugnete aber auch dieses interimistische 
Wahl- und Regierungsrecht der Stände, solange sie und andere 
Sprößlinge böhmischen Königsblutes als Erben am Leben seien. Bei 
dem AViderstande gegen weibliche Regierung hatte sie ohne einen 
von den Ständen anerkannten Ehemann ein wertloses Sukzessions- 
recht. Wie aber konnte sie heiraten, ohne den Rechten ihres Solmes 
Ladislaus etwas zu vergeben? An dieser Frage scheiterten 1442 auch 
die Versuche ihrer ungarischen Parteigänger, sie mit dem ISjälirigen 
Polenkönig Wladislaw zu vermählen/») der 1440 von der Gegenpartei 
zum König von Ungarn gewählt worden war (f 10. November 1444). 
Aus solchen Versuchungen und Pflichtenkonflikteu erlöste sie der Tod 
Jim 19. Dezember 1442. 



1) Vgl. oben S. 132, 147. 

2) Huber, Gesch. Ö., III, 29. 

3) Palacky, IV/1, 80, 72, 100 f., 124 f., 13:^ 138, 14G f., 172, 183 f., un.i 
llTiber, Gesch. Ö., III, 29. 

' <) Vgl. Palacky, Archiv Öesky, Prag 1840, I, 264. 
5) Hub er, Gesch. Ö., XU, 19, 26 f. 
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Ihr Tod bedeutete für die Böhmen einen Grund mehr, sich 
wenigstens für die Zeit der Minderjährigkeit des Ladislaus einen 
König zu wählen. Man bot dem römischen König Friedrich 1443 selbst 
die»böhmische Krone an. Friedrich gab aber den Rat, die Böhmen 
sollten sich provisorisch selbst regieren.') Das taten sie auch. Der 
goldenen Bulle von 1348 ward auch so Genüge getan. Georg von 
Podiebrad bestand nicht auf der Auslieferung des Ladislaus, wogegen 
ihm der Kaiser 1451 die Verwaltung Böhmens vertragsgemäß bis auf 
Widerruf überließ. Georg wurde dann am 27. April 1452 von den 
böhmischen Ständen zum Verweser des Landes bestellt.*) 

Da inzwischen auch die kinderlose Elisabeth von Görlitz am 
3. August 1451 gestorben war, bedeutete der Landtagsbeschluß vom 
Oktober 1452, welcher König Ladislaus nur als gewählten König 
proklamierte, gerade so wie die seinerzeitige Nichtanerkennung Sigis- 
munds eine Leugnung übernommener Verpflichtungen. In der Politik 
werden aber auch Eide leicht vergessen. Die Begründung, Ladislaus' 
Vater sei nicht rechtmäßiger König von Böhmen gewesen, hält vor 
objektiver Betrachtung nicht Stand. Dies widersprach früheren An- 
schauungen des größten Teiles der Böhmen, wonach die Legitimität 
des Ladislaus als Königs nicht vom Vater, sondern von dem Prze- 
rayslidenblut der Mutter abzuleiten war, was sie, wie wir noch sehen 
werden, bei einem späteren Anlasse feierlich anerkannten. 

König Ladislaus mußte das zwölfjährige Interregnum der Stände 
samt den getroffenen Verfügungen urkundlich anerkennen. ») Die 
Mährer leisteten ihm die Huldigung und erkannten ihn schon vor 
der Königskrönung als hinterbliebenen Erbkönig am 6. Juli 1453*) 
an. Das konnten sie auch auf Grund der Belehnungsurkunde von 1423 
tun. Als der König 1454 nach Breslau kam, leistete ihm auch diese 
Stadt den Eid, wie sie sagte, als „unserm gnädigsten Erbherrn 
und Euren leibserben, Kunigen zu Beheinr.'') Aber in dem 
Eide, den er beim Betreten böhmischen Bodens und in demjenigen, 
den er bei der Krönung im Sankt Veitsdom in Prag 28. Oktober 1453 
leistete, durfte er sich nur „erwählter König von Beheim" nennen.«) 



1) Ebendaa. 30. 

2) Ebendas. 76 ff. 

^) Die Urkunde ist uns nicht erhalten. Chrael, Beiträge zur Gesch. des 
Kr)nig.s Latlishius, Habsburg. Exkurse, VII, 488 f. 

*) Palacky, IV/1, 336, Anm. 282. 

^) Huber, III, 96. AI, und Arch. d. Min. d. Inn., I, A 2, 3034, in der Sanim- 
lung schlesischer Huldigmigseidf*. 

6) Goldast, (\dlectio varioruin consiliorum, 291; L ün ig, Deutsches Reichs- 
arihiv. VIii, S. S2. 
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Damit wurde dit* Kutwickluiig des Tliroufol^erechtes auf die 
Zeiten des Privilegiums von 3212 zurückgeschraubt, ja man konnte 
sich sogar auf ein altes Recht und, weil man das alte auch für gut 
hielt, auf ein gutes Recht berufen. 

Nach dem Tode des Königs Ladislaus Posthumus am 23. No- 
vember 1457 machte man auch von diesem alten Rechte vollen Ge- 
brauch, indem man Georg von Podiebrad zum König erhob (2. März 
1458). Von einer Wahl konnte eigentlich keine Rede sein, weil ihm 
seine Anhänger, ehe es zu einer Erörterung der Ansprüche anderer 
kommen konnte, und ehe alle einzeln um ihre Stimme gefragt werden 
konnten, auf Verabredung huldigten und dadurch die anderen zu dem 
Gleichen mitrissen. Bei diesem Akt waren die Nationalen unter sich. 
Er vollzog sich unter dem Einfluß von Straße und Hussitenkanzel und 
ohne Mitwirkung der Nebenländer, ^), die nach dem „ Grundgesetz "* 
vom 27. September 1355'^) und nach der goldenen Bulle von 1348 
über die Thronfolge mitzusprechen hatten. 

Unabhängig von diesen Tatsachen muß aber die Frage beant- 
wortet werden, ob die Böhmen damals überhaupt zu einer Wahl be- 
rechtigt waren. 

Die rechtlichen Verhältnisse nach dem Tode des Königs Ladislaus 
waren ähnlich denen nach dem Tode Kaiser Sigismunds. Vom böhmi- 
schen Herrscherhaus waren noch zwei Abkömmlinge der 1442 ver- 
storbenen Elisabeth, der Gemahlin König Albrechts, am Leben: Anna, 
die Gemahlin Herzog Wilhelms von Sachsen, und Elisabeth, die Ge- 
mahlin König Kasimirs von Polen. Beide hatten in ihren Renuntiationen 
nur auf die österreichischen Erbländer zu gunsten der habs- 
burgischen Mannsstämme verzichtet. In ihren Verzichtbriefen wird 
ausdrücklich zwischen dem Erbanspruch von Seite des Vaters und 
dem von Seite der Mutter, Königin Elisabeth, und infolgedessen 
zwischen den österreichischen Erbländern und den Königreichen von 
Böhmen und l^ngarn unterschieden. Anna nahm die Länder der 
böhmischen und ungarischen Krone ausdrücklich aus,*^) weil, wie es 



1) Bachmann, Ein Jahr, 84 f., 92, 95; Palacky, Beiträi^e, Fontes rerum 
Anstr., zweite Abteil., 1860, XX, 129 ft. 

2) Kalousek, 90. 

•») Ausgenommen der ..kunij^reich Hungern, Behmen, Dalraacien, Croacien, 
de» llerczogthumbs Luczemburg und der margraffschaflt zeu Meren und aller an- 
derer lande", die Albrecht „yetzt besiezt" oder künftit? erlangen wird . . . und 
„die den fursteii zeu Osterich nicht zeugehorent, was der [statt: deren, 
davon] auft' vns vud unser leibserbiii [sicl] rechtlich gefallen mochte, der haben 
wir vns nicht verczigen'. Wien. Staatsarchiv. Familienakten. Vgl. oben 8. 147. 
Auch im Verzichte Katharinas, der Tochter des Herzogs Ernst, vom Jahre 1447 
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in ihrer Urkunde heißt, diese Länder den Fürsten von Österreich 
nicht „zugehörten". Der Verzicht der Elisabeth hatte in Bezug auf 
Böhmen und Ungarn nur zu gunsten ihres Bruders Ladislaus und 
seiner männlichen Nachkommenschaft gelautet. Da Ladislaus aber 
gar keine Nachkommenschaft hinterließ, wai-en Elisabeths Rechte auf 
diese Länder gewahrt. Dazu kam, daß die auf Böhmen und Ungarn 
entfallenden Teile der Mitgift nie ausgezahlt wurden, weshalb diese 
Ansprüche nach den damaligen Rechtsanschauungen in Kraft blieben. 

Gerade weil Elisabeth, die Tochter der böhmischen und ungari- 
schen Königin Elisabeth, solche Erbanwartschaften besaß, war sie 
stark begehrtes, politisches Heiratsobjekt. So wurde Elisabeth von 
Herzog Philipp von Burgund für seinen einzigen Sohn Karl (den 
Kühnen) verlangt. Dabei hoffte Philipp, Luxemburg, das er bisher als 
Regent inne hatte,-) als Eigentum und vererbliche Mitgift zu er- 
langen. König Friedrich, an den dieses Ansinnen gestellt wurde, er- 
klärte aber, eine solche Zusage nicht machen zu können, da seine 
Vormundschaftsrechte über Ladislaus sich nicht auch auf Böhmen 
erstreckten. 

Ehe Elisabeth Gemahlin Kasimirs von Polen w^urde (1454), war 
sie Juli 1450 einem jüngeren Sohn Herzog Friedrichs von Sachsen 
zugedacht worden.^) 

Da es also nach König Ladislaus' Tode nicht eine, sondern zwei 
Erbanwärtennnen, Anna und Elisabeth, gab, die als königliche 
Sprößlinge auf ihre aus der goldenen Bulle von 1348 ableitbaren 
Rechte nicht verzichtet hatten, eine Bevorzugung der älteren vor der 
jüngeren gesetzlich aber nicht vorgesehen war, so hätten die böhmi- 
schen Stünde 1458 noch immer das Recht zu einer Wahl zwischen 
ihnen und, weil Anerkennung weiblicher Regierung nicht zu erwarten 
war, auch zwischen ihren eheherrlichen Vormündern gehabt. 

Tatsächlich ließ Wilhelm von Sachsen die Erbansprüche Annas 
mündlich und schriftlich darlegen,^) wobei er sich als ihren „rechten, 



wird unter anderen Ländern des Hauses Österreich Böhmen und Ungarn nicht 
ifenannt. Vgl. oben S. 14S. 

1) Vgl. oben S. 149 f. 

2) Vgl. Birk in Ohm eis Österr. Geschichtsforscher, I, 223 bis 271, und 
Chmel, Materialien, I, 165 f., 205 bis 208, 240 bis 245, 274, 277, 287; Mss. 153 
des Wiener Staatsarchivs, vielleicht ein Stück des Konzeptbuches der burgiindi- 
schen Gesandten aus dem Jahre 1447. 

^) Chmel, Materialien, In, 321 f. 

*) Palacky, Beiträge zur Gesch. B., 119, 124, 137; Bachmann, Urkunden 
und Aktenstücke zur österr. G., Wien 1879, Fontes rer. Austr., zweite Abteil., 
XLII. 230, 233. 234 Anni. 1, 269; Bachmann, Ein Jahr, 63. 65 ff., 71, 82, 94. 
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uaturlicheii und cliristliclieii gerlial>en iiud voruiund" auch über ihre 
^anerstorbeu gerechtikeid" in Bezug auf Böhmen und Ungarn be- 
zeichnete. Es gehörte zu den Meisterstücken in der Politik König 
Georgs, daß es ihm gelang, alle Herzoge zu »Sachsen: Friedrich, 
Wilhelm und die Söhne Friedrichs: Ernst und Albrecht, für sich und 
^alle ihre Erben" „mit Rat ihrer getreuen Untertanen" für immer- 
währende Zeiten zum Verzicht auf die Krone von Böhmen 
zu bewegen. Sie taten es in Eger in einer Urkunde vom 25. April 1459, 
und zwar zu gunsten Georgs mit „sineu erben, erbneme[r]n und 
nachkomen, konigen und der Cron zu Belieim".*) Die Sache gewinnt 
größere Bedeutung, wenn wir erfahren, daß Herzog Wilhelm alle 
Rechte, die seiner Gemahlin Anna (f 13. November 1462) auf die 
böhmische Krone zustanden, ihrer und seiner Tochter, der sechsjährigen 
Katharina, 11. November 1459, bei deren Verheiratung mit Heinrich, 
Herzog zu Münsterbeig, dem jüngsten Sohne König Georgs, als Mit- 
gift verschrieb. 2) 

Dies beweist uns, daß der Wahlkönig nach der Vererbung der 
Krone in seiner eigenen Familie strebte. P^^ine solche Absicht hat 
man bisher bei ihm für das Jahr 1465 wahrgenommen.'^) 

Er gab übrigens auch Lehen, welche die Inhaber besitzen sollten: 
„von seiner königlichen (inaden und Seiner Gnaden Nachkommen".'*) 

Die gesamtpolitischen Verhältnisse nötigten aber Georg, auf 
diesen Plan zu verzichten. König Kasimir hielt unentwegt an dem 
Erbrecht seiner Gemahlin Elisabeth fest/') Es fehlte auch nicht an 
päpstliclien Ermahnungen an diese K(>nigin, ihren Gemalil zur Geltend- 
machung der Ansprüche zu bewegen,'») ebensowenig an J^inladungen 



Dessen Behauptung (S. 65), daß Wilhelm sich „mit l'nrocht für den nächsten Erhen 
des Thrones ansah", ist wohl mit Rücksicht auf Wilhelms Ansjiruch auf eheliche 
Vormundschaft einzuschränken. 

Original, Wien, Staatsarchiv; ein Vidimus vom .lahre 1754 im Prager 
Landesarchiv. Eine andere Urkunde von dem gleichen Tage im Staatsarchiv, 
Mss. 193, Fol. 128, und im Prager Landesarchiv, Privilegienhuch 2, Fol. 128, he- 
trifft nur hestimmte Gehiete der höhm. Krone. Vgl. Bach mann, Ein Jahr, 274. f. 

2) Wilhelm teilte dem französischen Könige über seineu Friedens- und 

Freundschaftsvertrag mit Georg mit [1459?]: „Primo nos filiam nostram 

tilio Kegis predicti desponsavimus et sihi omne ins, quod illustri consorti nostre, 
matri sue, et nobis r(;spectu eiusdem ad coronam Boemie ac ad totani Slesiam 
cum suis attinentiis competero videbatur, tilie et heredi nostre in dotem dedimus. 
Mss. 153 des Wiener Staatsarchivs. Vergl. Palacky lV/2 116 f. 

3) Kalousek, 183. 

*) Lünig, Corpus iiiris feudalis, U, S. 178. 

^) Hachmann, Ein Jahr, 71, 89 f.; lluber, 111, 225, 245. 

^) So 14()6. Monum. . . . Poloniae ... XI, 435. 
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des katholischen Adels Böhmens und Mälirens, das Reich des seit 
23. Dezember 1466 exkommunizierten Georg in Besitz zu nehmen. 
Als sich König Mathias von Ungarn von der katholischen Partei am 
3. Mai 1469 zum König wählen und in Mähren, Schlesien und den 
Lausitzen huldigen ließ, parierte Georg die Streiche seiner Gegner, 
indem er auf die Ausführung eigener Vererbungsabsichten verzichtete, 
Juni 1469 den ältesten Sohn dieser Elisabeth, den 13jährigen Wladislaw, 
zum böhmischen Thronfolger designieren und den Polenkönig um die 
Annahme bitten ließ.«) 

Die Form der Designation war keine andere als die einer Wahl. 
Eine solche fand nach dem Tode König Georgs am 27. Mai 1471 
statt.*) Der gewählte Wladislaw mußte, wenn die uns darüber er- 
haltene Aufzeichnung wirklich in diesem Punkte so angenommen 
wurde, sogar bestätigen, diese Wahl sei nach den Freiheiten und 
Rechten der Krone Böhmen aus freiem Willen und ohne jede 
Verpflichtung gegen ihn oder seine Nachkommen^) geschehen. Es 
war aber doch wieder wie zur Przemyslidenzeit eine Wahl zwischen 
p]rbberechtigten, diesmal zwischen den Söhnen Elisabeths: Wladislaw, 
Johann Albert, Alexander und Sigismund, als Abkömmlingen aus 
przemyslidisch-luxemburgischem Blute. 

Daß Wladislaws Mutter eine Schwester des Königs Ladislaus 
Posthumus sei, hebt auch König Georgs Sohn in einem Schreiben au 
die Stadt Eger hervor.'») 

Aber die böhmischen Stände verteidigten die Rechtmäßigkeit 
des Königtums ihres gewählten Wladislaw gegenüber den Ansprächen 
des Königs Mathias auf die Krone ihres Reiches, indem sie ihm 
sagten: „Du selbst wirst nie zu behaupten wagen, daß Dein Stamm 
und Dein Geschlecht von unserem Volke, viel weniger, daß es von 
unseren Königen oder von weiblicher Seite [derselben] stamme. 
Durch Deine Ehe mit der Tochter des Königs von Böhmen ist Dir 



Ebendas. 440. 

2) Palacky, 17/2, 594 f.; Monum. . . . Poloniae ... XI, 454; Huber, III, 
196, 199, 201, 217, 221. 

3) Palacky, V/1, 26 f.; Kalousek, 184: Bachmaun, Urkunden und 
Aktenstücke, 520. Vgl. Caro, Gesch. Polens, V, 2651'., 297 ff., 337 t. 

*) „De libera voluntate et absque ulla obligatione eorundem erga nos et 
nostros posteros.*' Monum. . . . Polon. IIii, S. 256 f.; die übrigen Artikel kehren 
bei allen späteren Bestätigungen der böhmischen Freiheiten wieder. 

■•) Auch die Worte: „dy sich seiner königlichen gnaden als unsers rechten 
Krbherrn vesticlich und getrewlich gehalten haben" . . . scheinen sich mit Rück- 
sicht auf die bald darauf erwähnte Wahl Wladislaws auf diesen und nicht auf 
König Georg zu beziehen. Herzog Heinrich von Münsterberg, 31. Mai 1471. Hach- 
mann. Urkunden und Aktenstücke. 520. 
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und den Deiiiigen nichts vom (königlicli-)böhimschen Blut eingeflößt 
worden, da wir doch wissen, daß Deine Gemahlin schon vor einer 
Keihe von Jahren (f 1464) ohne Nachkommenschaft verstorben ist. Du, 
durchlauchtigster König, hast in Dfeinen Briefen, welche wir als 
Zeugnisse dafür unversehrt und eifrig aufbewahren, bezeugt, daß 
Wladislaw durch König Albrechts Tochter aus königlich-böhmischem 
Blute sei**.^) Diese schon vor mehr als 130 Jahren gedruckten Worte 
hätte man schon lange beachten sollen. 

In ihrem Sinne ist der gewählte König (vol6ny kral) Wladislaw 
auch Erbkönig (dedirny kral) mit Rücksicht auf Vergangenheit und 
Zukunft und konnte sich so nennen. Wenn die böhmischen Stände 
1471 für seine eigenen Leibeserben keine Verpflichtung übernehmen 
wollten, so konnten sie nach seinem Tode eventuell einen seiner 
Brüder wählen. Denn auch dieser stammte aus altem böhmischen 
Königsblut. Mathias knüpfte an diese Auffassung an, als er 1471 dem 
Polenkönig Kasimir vorschlug, er wolle Wladislaw an Sohnesstatt 
annehmen und als seinen Nachfolger anerkennen, selbst aber eine 
Tochter des Polenb'niigs zur Ehe nehmen. 2) 

In dem endgültigen Vertrag vom Juli 1479, welcher den Thron- 
kampf des Mathias und Wladislaw von Böhmen beendete,-*) und der 
von Vertretern der Stände garantiert wurde, werden beide erbliche 
Könige (verus et hereditarius Rex) genannt, Mathias nur mit Rück- 
sicht auf die Zukunft,*) ähnlich dem Eid, den ihm Znaim 1479 
leistete, wo es heißt: ^Als unserem erblichen und gnädigsten Herrn". •'^) 
Zugleich wird die Eventualwahl des Mathias oder seiner Erben und 



1) Ipse uunquam aftinnare ausurus es, stirpem et jremis tuuni a gento 
iiostra, multo minus a regibus nostris vel per latus faemineum descendis.so. 
(juod tiliam Georgii, regis JU)heiiiiae, inatriuionio iunctam habueris, inde in Te 
tuosque nihil infusuni regii sanguinis, posteaquara illam ante annos pluriinos 
improlem demortuam nou ignoramus. Et vero Tu ipse, Rex Serenissime, litteris 
Tuis, quas illibatas rei huic in testiinoninm sedulo conservamus. testatus es, 
Wladislauin regio per Alberti üliam Bohemo sanguine satuiu. Undatiert 
bei Dobner, Monum. bist. Hob., II, 431 f. Vgl. Palacky IV/?, 302. 

2) IT üb er, lU, 222. 

3) ("bmel, Aktenstücke und Briefe zur (iescb. d. Hauses Habsburg, Wien 
1858, UI, 225, 252 f.; Dobner, 3Ionum. bist. Bob., TV, 440 f.; ein Exemplar im 
Prager Landesarcbiv. Vgl. Kalousek, 185. 

*) Die recbtsbiötoriscbe Tatsache (Kalousiik, 186), daß die Böhmen von 
altersher Grundeigentümer oder auch Besitzer ohne Itücksicbt auf die Art der 
Erwerbung „Erben", das Grundstück selbst „Erbe" und das Kecht darauf Erb- 
recht nannten, zur Erklärung des Wortes „Erbkönig" heranzuziehen, halte ich 
nach der oben gegebenen Erklürung für überflüssig. 

••) Nach einem .,uralten Protokoll" in einer Abschrift, vielleicht schon des 
18. Jahrhunderts, im Arch. d. Min. d. Inn., 1, .\2, 3034. 
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Nachfolger an die Bedingung geknüpft: „Wenn König Wladislaw ohne 
eheliche Erben sterben sollte'*. 

Damit war die starre Negation einer Verpflichtung der Stande 
gegenüber Wladislaws Nachkommenschaft gebrochen. 

Zwar erteilte König AVladislaw nicht bloß im Jahre 1510,^) 
sondern schon 1488 dem sächsischen Füi'stenhaus böhmische Lehen 
und empfing den Lehenseid, wie er sagte: ^für uns. unsei-e Erben 
und nachkommende Kunig und die Ki-one Beheim''.^) Es dauerte aber 
noch eine geraume Weile, ehe eine solche Siclierung erreicht werden 
konnte. Noch 1504 wurde z. B. ein Lehenseid bloß der .»königlichen 
Majestät und der Krone Beheimb" geleistet,^) ein Landtagsbeschluß 
vom Jahre 1497 nalmi aber schon auf diese .»Erben" Kücksiclit. Denn 
der Eid, der damals vom Landtag für die Burggrafen von Karlstein 
als Wächter der Krone, der Reiclisinsignien und der Staatsakten des 
Königreichs beschlossen wurde, sollte geleistet werden: dem herr- 
schenden König und seinen ., Erben, die legitim von Seiner Majestät 
abstammen", allerdings auch „allen Ständen und der Gemeinschaft 
des Königreichs".'*) 

Februar 1507 verlangte der König von den böhmischen Ständen, 
daß sie sowohl Ludwig als seine Tochter Anna als Erben der 
böhmischen Krone anerkennten. Die Stände willigten darein. Damit 
war ein bedeutender Schritt zur Anerkennung weiblicher Sukzession 
überhaui^t getan. Der am 2. Juli 1506 geborene Ludwig wurde am 
11. März 1509 gekrönt. Im Krönungsrevei-se vom 21. März 1509 ver- 
sprach ^\^adislaw, daß sein Sohn, wenn dieser mündig sei und einst 
zur Herrschaft gelange, den Ständen gegenüber alle Pflichten erfüllen 
werde, welche frühere böhmische Könige erfüllt hätten. Sonst seien 
die Stände nicht verpflichtet, ihn zur Regierung zuzulassen. König 
Wladislaw gestand auch in diesem Revers, daß die Stände seinen 
Sohn nur „aus ihrem freien Willen, und ohne dazu verpflichtet ge- 
wesen zu sein", bei seinen Lebzeiten erwählt und gekrönt hätten.^) 
Die böhmischen Stände beschlossen 1520, als ob sie ihie Nachgiebig- 
keit gereut hätte, die Wahl und Krönung eines Sohnes des regieren- 
den Köuijrs in Hinkunft erst nach dem Tode des Königs vornehmen 
zu wollen. Ferner sollte kein .,König oder Expektant" früher gekrönt 
werden, als bis er die Kechte und Freiheiten des Landes bestätigt 



1) l.^ber diese Lehensvcrleihuug v^^l. Talacky, V/2, 175 f. 

-) Arch. d. Min. d. Inn. „Protokolle in Lehensaclieu. IV", Fol. 6 und 9. 

') Lünii?, Corpus iuris feudalis, II, S. 179. 

') i'alaoky, V/1, UO; Kalousok, 191. 

•') Kalousc'k, 192 f.; vgl. Goldast, (Jollcctio variorum, 321. 
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habe: wenn er außerhalb des Landes weile, an den Grenzen Böhmens, 
sonst auf dem Prager Scliloß.^) 

Mit Wladislaws Tode (1516) trat nach der goldenen Bulle von 
1348 wieder eine „vacatio" des Thrones ein, ähnlich jener nach König 
Albrechts IL Tode. Daß der Nachfolger schon gekrönt war, änderte 
an diesem Rechte nichts. Die stände konnten bis zur Mündigkeit 
des Königs, wen und wie viele sie wollten, zu vonnundschaftliclien 
Regenten wählen. Wenn die böhmischen Stände darum Kaiser Maxi- 
milian L und König Sigismund von Polen gemäß den Wiener Ver- 
trägen von 1515, auf die sie nicht verpflichtet waren, zu Vomiündern 
und Schützern des jungen Königs erwählten und sich von beiden 
beurkunden ließt^u, daß dies nur aus freiem Willen (sponte ac libera 
eorum voluntate) geschehen sei, 2) so hatten sie das formelle Recht 
auf ihrer Seite. Diesem Recht der Selbstregierung entsprach es auch, 
daß sie, wie iu der königloseu Zeit vor der Geburt des Ladislaus 
Posthumus 1440 (Friedrich IV. wurde am 2. Februar gewählt), so in 
der Zeit der Unmündigkeit ihres Kiinigs 1519 kurfürstliche Rechte 
durch ständische Vertreter bei römischen Königswahlen üben ließen. 3) 
Erst am 9. Mai 1522, nach dem Eide des erst löjälu'igen Ludwig 
auf die Privilegien und Freiheiten des Landes und der Stände,*) 
hörte das ständische Interregnum mit der Scheinvormundschaft Kaiser 
Maximilians und König Sigismunds von Polen auf. 

11. Januar 1510 verfügte Wladislaw in einem Majestätsbrief, 
welcher später gewöhnlich die „dispositio Wladislai" genannt wird,"») 
über die Nachfolge. Die Stände nahmen den Brief an, ^) so daß ähnlich 

Goldast, Collecrio, 329. 

2) Ebendas. 204 f., 338 f. 

3) Kalonsek, 49, schließt aus beiden Tatsachen, daß dieses Kurrecht ohne 
Belehnung durch das Reich (tültigkeit gehabt habe; Ludwig sei überhaupt nie 
von reichswegen belehnt worden. Man kann hinzufügen, daß auch in der Urkund«* 
von 1348 nicht gesagt ist, durch vacatio des Thrones erworbene ständische Hechte 
müßten von reichswegen bestätigt werden. Vgl. Rezek, Zur Kaiserwahl des Jahres 
1519, Forschungen zur deutschen Gesch., 1883, XXIIl, 337. 

<) Goldast, Cüllectio, 329 f.; Palacky, V/2, 461. 

"^) In böhmischer Sprache im Wiener Staatsarchiv, gedruckt in lateinischer 
und deutscher bei Lünig. Deutsches R.-A., Vlii, 98, und bei Goldast, Collectio, 
325. Palacky, V/2, 195, weicht der Beantwortung der Frage aus. ob die Stände 
sich dadurch zu dem Prinzipe der Erblichkeit der Krone in männlichem und weib- 
lichem Geschlechte bekannten. 

«) Toman, Das böhm. Staatsrecht, 17, meint zwar, was Kalousek nicht 
wiederholt: ein ausdrückliches Zeugnis über die Annahme des Majestätsbriefcs 
liege nicht vor. Warum befand sich der Brief auf dem Karlstein V Warum hoben 
die böhmischen Stände dies 1526 nicht besonders hervor? Wenn aber Toman 
Recht hätte, würde dies für Annas Erbrecht um so günstiger sein, weil dann die 
Begchlüsse von 1497 und 1507 gültig wären. 
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wie 1341, 1349 und 1356 in Bezug auf Thronfolge eine Überein- 
stimmung zwischen Herrscher und Ständen erzielt ward. 

In dieser Urkunde wird zuerst konstatiert, sein Sohn Ludwig 
habe die böhmische Krone ,aus freiem Willen der Barone, Ritter 
und Städte des Königi-eichs'' erlangt, und König Wladislaw fügt 
hinzu: ^Wo nach Recht, Satzungen und Privilegien . . ., wenn König 
Ludwig ohne Erben verschiede, was Gott verhüten möge, dann 
unsere Tochter, Herzogin Anna, wahre und legitime Erbin des ge- 
nannten Königreichs wäre (existeref). Dann bestimmt er, daß seine 
Kinder an einem geeigneten Orte erzogen werden sollen, wo sowohl 
böhmische als ungarische Untertanen freien Zutritt zu ihnen hätten, 
und daß immer eine gleiche Anzahl von Böhmen und Ungarn männ- 
lichen und weiblichen Geschlechtes um sie sein sollten, damit seine 
Kinder deren Sprache erlernen und sich über die Verhältnisse und 
Bedürfnisse ihrer Länder mit ihren Untertanen verständigen könnten. 
Dann heißt es: „Wir vei'sprechen überdies dem Königreich Böhmen, 
daß wir ohne Rat und Wissen des genannten Königreichs unsere 
Tochter, Herzogin Anna, als künftige Erbin desselben (tanquam illius 
futuram haeredem) niemand verloben oder verheiraten werden. Alles, 
was in diesem Briefe enthalten ist, versprechen wir mit unserem 
königlichen Woi't und mit diesem unseren Brief 

Die böhmischen Stände sind hier wieder um einen Schritt 
von ihrem frühei-en Standpunkt zurückgewichen. Diesmal bezogen 
sie das Erbrecht nicht mehr auf alle Sprossc^n der Luxemburgerin 
Elisabeth, sondern schränkten es nurmelir auf die Nachkommen- 
schaft König Wladislaws ein und schalteten die Anwartschaft Sigis- 
munds von Polen aus.^) Sie erkannten Annas Erbreclit an, aber aus- 
drücklich erst dann, wenn Ludwig „ohne Erben'' stürbe. Nach diesen 
Worten muß man annehmen, daß eine Tochter Lu<iwigs vor Anna 
Vorzug gehabt hätte. Daß dieses Zugeständnis nur dann gelten sollte, 
wenn Ludwig vor seinem Vater verstarb, also gar nicht zur Re- 
gierung gelangte, kann man ans diesen Worten nicht deduzieren. 
Waren docli Karls IV. „Erben", S()hne und Töchter, vom Lande 1341 
als Nachfolger zugelassen worden! Wenn also Anna 1507 und 1510 
mit Zustimmung der Stände „nach Recht, Satzungen und Privilegien" 
dieses Königreichs neben ihrem Bruder Ludwig „wahre und legitime 
Erbin" B(')hmens ist, hätte eine Einscliränkung: „nur wenn Ludwig 
nicht die Regierung erreicht", keinen Sinn gehabt, oder sie hätte 
mindestens ausdrücklich erwähnt werden müssen. 



») Fehles in tr er, (lesch. Böhmens, 1870, 444; Bothe. 44. 
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Wichtig ist aber, daß der Majestätsbrief des Jahres 1510 auf 
frühere Anschauungen zurückgreift, indem er mit „königlichem Worte" 
den Ständen ausdrücklich verspricht, die Eventualerbin „ohne Rat 
und Wissen" der Stände nicht zu vermählen. Der Grund ist uns 
schon bekannt: es ist der Widerwille gegen weibliche Regierung, 
welcher zur Folge hat, daß das Wahlrecht der Stände wenigstens in 
Bezug auf ihren Lebensgefährten platzgreifen muß. In dieser Hin- 
sicht hat König Wladislaw zweifellos sein königliches Wort nicht 
gehalten. Er hat Anna nach den Heiratsverträgen der Jahre 1507^) 
und 1515, welche auch Papst Leo X. am 29. Januar 1516 guthieß, 
dem Kaiser Maximilian vorläufig noch zur Erziehung übergeben und 
sich wegen ihrer Vermählung mit einem Sprossen des Hauses Öster- 
reich bei den Ständen nicht Rats erholt. Die Anerkennung der Erbin 
war allerdings nicht ausdrücklich an die Erfüllung dieses Versprechens 
geknüpft, konnte auch nicht daran geknüpft werden, weil Anna auch 
ohne die Erfüllung desselben Erbin blieb. Aber diese Unterlassung 
bot den böhmischen Ständen um so mehr Anlaß, ihr Wahlrecht zu 
betonen: sie konnten die Bewerbung von Annas Gemahl Ferdinand 
auch ablehnen und bei dem Widerwillen gegen weibliche Regierung 
auch das Erbrecht Annas für diese selbst außer Wirkung setzen. 
Sie konnten dann einen anderen Abkömmling von Wladislaws Mutter 
Elisabeth, nämlich einen Prinzen aus dem polnischen Königshaus, 
wählen. Durch die Beschlüsse der Jahre 1507 und 1510 ist in Bezug 
auf Zulassung weiblichen Geschlechtes zur Thronfolge zwar nichts 
Neues geschaffen worden; sie sind aber für die spätere Thronfolge 
entscheidend gewesen. 



1) Huber, Gesch. Ößterreicha, III, 436. 



Tarba, Thronfolge. 
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V. 

Das Reich und die Kaiser Friedrieh IIL 

und Maximilian L 

Es erübrigt noch, die Haltung des Reiches gegenüber der böhmi- 
schen Thronfolge seit König Georgs Wahl zu beleuchten. 

Der Kaiser unternahm keinen Versuch, Georg die Krone Böhmens 
streitig zu machen.^) Vielleicht wirkte die Erkenntnis mit, daß die 
Habsburger kein Recht hatten, sich auf den Vertrag von 1366 zu 
berufen, solange ein weiblicher Sprößling des früheren Königshauses 
am Leben sei, weil in diesem Vertrag auch weibliche Sprößlinge 
des böhmischen Königshauses eingeschlossen waren. Jenes versuchten 
nur des Kaisers Bruder, Herzog Albrecht VI., und des Kaisers 
Vetter, Herzog Sigismund von Tirol, in einem gemeinsamen Schreiben, 
das sie an die mährischen Stände am 10. April 1458^) sendeten. 

Bezüglich Mährens erklärten die beiden in demselben Schreiben 
und auch der Kaiser in einem anderen vom 17. April im Namen des 
ganzen Hauses Österreich,^) das Land sei als Heiratsgut „zu ewigem 
erb zu dem fürstenthunib Österreich" erblich an sie gefallen. Diese 
Behauptung zeigt, daß die Habsburger diese Frage nach ihren eigenen 
Hausgesetzen beurteilten, nach denen weibliche Sprößlinge erst dann 
folgen durften, wenn kein männlicher mehr vorhanden war. Da aber 
Mähren auch nach dem Vei'trag von 1423 im staatsrechtlichen Ver- 
band mit Böhmen blieb, und da die Belehnung Albrechts und seiner 
Gemahlin Elisabeth alle Kinder Albrechts einschloß, so hatten die 
Töchter beider, Anna und Elisabeth, nach König Ladislaus Tode ein 



1) Zeißberg, Der österr. lirbfolgostreit. Arch. f. österr. (f., LVIII, 144. 
-) Chmel, Urkunden und Aktenstücke. Fontes rer. A., zweite Abteü., II, 
I». XXX. und Zeißber^. Der r».sterr. Erbfolgestreit, 145. 
') Zeißberg, Der österr. Erbtolgestreit. 119. 
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besseres Recht auf Mähren. Mau kann daher nicht von einem „guten" 
Recht der Habsburger sprechen.*) 

An der energischen Geltendmachung dieser Ansprüclie waren 
die Habsburger übrigens durch Zwietracht in ihrem eigenen Hause 
gehindert. Daher kam es zwischen König Georg und dem Kaiser am 
2. Oktober 1458 zu einem Frieden, worin unter anderem festgesetzt 
wurde: Der Kaiser werde sich Georg gegenüber so verhalten, wie 
ein römischer Kaiser sicli gegen einen böhmischen König und obersten 
Kurfürsten verhalten solle.-) 

Am 31. Juli 1459 erfolgte dann eine allgemeine Bestätigung 
der Privilegien für das Königreich und für dessen König Georg. Der 
Kaiser gedachte, hiedurch und durch bestimmte Geldversprechungen 
König Georgs Hilfe zur Erwerbung Ungarns zu gewinnen.») 

Kaiser Friedrich gab Georg aus Dankbarkeit für die Hilfe, 
welche ihm dieser gegen Herzog Albrecht VI. geleistet liatte, eine 
aus Neustadt 21. Dezember 1462 datierte Urkunde*) mit goldener 
Bulle, worin die bisherige Leistung zur Romfahrt auf die Hälfte 
herabgesetzt wurde (150 Reisige oder 150 Mark statt 300 Reisiger 
oder 300 Mark) und die Freiheiten des Privilegiums von 1212 ver- 
mehrt wurden: Die Belehnung des böhmischen Königs sollte fortan 
nur innerhalb der böhmischen Reichsgrenzen oder liöchstens in einer 
Entfernung von 10 bis 15 deutschen Meilen von diesen Grenzen statt- 
finden und die Hauptleute des Reiches in Böhmen keine (Tewalt haben. 
Vielleicht war für diese Zugeständnisse das ^Privilegium malus" Vor- 
bild. Die Unabhängigkeit kam auch dadurch zum Ausdruck, daß 
König Georg damals nur die Kurwürde und das Erzschenkenamt, 
nicht aber Böhmen und Mähren, wohl aber die außerhalb dieser Ge- 
biete gelegenen Reichsgebiete von reichswegen erhielt, was am 
10. .luni 1477 für König Wladislaw von Böhmen wiederholt wurde 
und den Ausschluß Böhmens aus der Kreiseinteilung des Reiches 1512 



n Ebenda». 168 f. 

■^) Bachmann, Ein Jahr, 170 f.; Kalousek, 44. 

•«) Lünig, Deutsches K.-A., VIii, S. 83; authentische Texte in den Trivi- 
leic:ienbttchern des Jahres 1547. Die Urkunden vom 2. und 6. August 1459 bei 
Kurz, Österr. unter Kaiser Friedrich IV., Wien 1812, I, 2SÜ f., 290 f.; eine vom 
4. August im Prager Laudesarchiv. 

*) Lünig, Deutsches R.-A., VIii, S. 84. Original im Prager Lnndesarchiv. 
Eine beglaubigte Abschrift, die im Auftrag König Ferdinands und der böhmischen 
Stände am 20. April 1530 angefertigt wurde, im Archiv d. Min. d. Inn., II, B. 4, 
itö4, trägt zwei eigenhändige, fast gleichlautende Dorsualnoten Ferdinands, von 
denen die längere lautet: „Privilegio de los feudos de Bohemia dado por el Em- 
perador Friderico.*' Ein Vidimus auf Pergament vom 12. Juni 1541 im Wiener 
Staatsarchiv, böhm. Abteil. 

18* 
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erklärt. Kaiser Friedrich erhob Dezember 1462 aach die Söhne 
König Georgs in den Beichsforstenstand^j nnd ernannte König Greorg 
sogar zum Ober^ormand seines Sohnes Maximilian, wenn er. der Kaiser, 
vor Maximilians Volljährigkeit mit Tod abginge. Dieses Recht sollte 
von den übrigen Erben des Kaisers nnr um 100.000 Dnkaten ab- 
gelöst werden können. 

DaB aber damals dem König auch die Urkunden über die Erb- 
vertrage von 1364 and 1366 znrückgesteUt worden seien, ist schon 
deswegen nicht sicher, weil sie sich 1526 noch in Innsbruck be&nden.') 
König Georg sagte zwar 25. November 1465, als er in gefahrvoller 
Lage an seine Verdienste erinnerte: „Wir haben mit Gottes Hilfe 
der böhmischen Krone die Freiheit verschafft, daß die Fürsten Öster- 
reichs das Secht fallen ließen und darauf verzichten, sich jemals in 
Ewigkeit darauf zu beziehen oder darauf Anspruch zu erheben. Der 
Kaiser tat es als Fürst von Österreich^ als römischer Kaiser bestätigte 
er es durch seinen Majestätsbrief, so daß Ihr jetzt befreit seid, wenn 
es keinen König gäbe." Ja, er fügte hinzu, er habe die Bestimmung 
durchgesetzt, daß das Fürstentum Osterreich an die böhmische Krone 
fallen solle, wenn Kaiser Friedrich ohne männliche Erben stürbe. 
Über alle diese Dinge seien Briefe zu Karlstein aufbewahrt.^) 

Vielleicht wird uns die Zukunft noch Beweise dafür liefern, wie 
viel an dieser Behauptung Wahrheit ist, und ob nicht ein Teil der- 
selben auf Rechnung der Stimmungsmacherei und Übertreibung zu 
setzen ist. Soviel scheint aber mindestens festzustehen, daß der Kaiser 
es aufgab, irgend welche Ansprüche auf den böhmischen Thron aus 
den Erb vertragen der Jahre 1364 und 1366 zu erheben, was nicht 
allein das Resultat politischer, sondern, wie oben bemerkt wurde, ^) 
auch rechtlicher Erwägungen gewesen sein dürfte. 

1) Kalousek, 44, 46 f., 50 f. In dieser Beziehnng halte ich Kaloaseks 
Deduktionen ans dem Wortlaut beider Belehnnngsurknnden für richtig, während 
ich seinen Beweis für frühere Zeiten nicht für zwingend erachte. Bei Hnber, lU, 
141, ist irrig von einer „Belehnnng mit dem böhmischen Keiche'' die Rede. 

2) Chmel, Kegesten, II, S. 897. 

3) Huber, HI, 170 f., gegenüber Palacky, IV/2, S. 266. Richard Strein, 
der bekannte Historiograph und Vertranensmann Kaiser Maximilians n., schrieb 
in einer dem Erzherzog Mathias gesandten Rechtsdednktion im Jahre 1599 über 
den Erbvertrag des Jahres 1366: „Dieser Brief ist doppelt, eines Inhalts, aber 
divers a Urthographia und Idiomate, im Schatzgewölb zu Wien [Hofburg] zu 
befinden, auch baide brief an die statt gesigelt, ob vielleicht das ain Exemplar in 
Behaim gehert hctt: mehr zwei gleichlautend Transumpt: Berchtoldus Episcopus 
Brixiuensis ex teutimico in latinum.*' Archiv d. Min. d. Inn., I, A 1, 2983 und 298J. 
8iehe oben S. 129 und „Böhmische Landtagsvcrhandl. *, Prair 1877, 1, 10. 

») Kalousek, 183. 
^) S. 274. 
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Vielleicht gab er wirklich eine urkundliche Erklärung darüber 
ab, ohne die Urkunden des Jahres 1366 auszuliefern. Nie hat er 
selbst den Titel eines Königs von Böhmen geführt. Das 
Erbrecht Wladislaws scheint er frülier anerkannt zu haben ^) als März 
1474 und Dezember 1476,^) wo er es sicher tat, und Juni 1477, wo 
er Wladislaw die Freiheiten Böhmens bestätigte und ihn in der 
Wiener Stephanskirche belehnte.^) Nur notgedrungen belehnte er 
dann auch König Mathias, diesmal aber ausdrücklich mit Böhmen.^) 

Aber der Kaiser hat, was man übersehen hat, in all den Ur- 
kunden, die er König Georg und Wladislaw ausstellte, nur von 
ihnen selbst gesprochen, nie aber von ihren Kindern oder Erben. 

Diese Zugeständnisse sind also nur temporär. Der Kaiser hat 
dadurch seinen eigenen Anwartschaften, die er und sein 
Haus etwa haben konnten, nichts vergeben. 

Sollte er den Erbvertrag von 1366 doch erueuei-t haben, wie 
eine späte Nachricht will,^) so ist dies vermutlich olme feierliche 
Zustimmung der 8tände Böhmens und unter voller Aufrechthaltung 
der Rechte aller weiblichen Sprossen mindestens König Wladislaws 
geschehen. Denn sonst würde er im Preßburger Vertrag des Jahres 
1491, der nur für Ungarn galt, kaum versprochen haben, er werde 



1) Vgl. unten Anm. 5. 

2) Huber, III, 248, 280. Der Vertrajj: Kaiser Friedrichs HL mit König 
Wladislaw, Wiener-Neustadt, 8. Dez. 1476 auch in den „Kaiserurkunden in Ab- 
bildungen", S. 500. Vgl. Caro, Gesch. Polens, V. b78 f. 

3) Aber nicht mit dem Königreich Böhmen. Huber, III, 250. Vgl. Palacky, 
V/l, 158. Die Texte bei Goldast, CoUectio, 304 f., und bei Ltinig, Deutsches 
R.-A., VIii, 88, und in den Privilegienbüchern des Jahres 1547. 

*) Bachmann, Urkundliche Nachträge zur österreichisch-deutschen Gesch. 
im Zeitalter Kaiser Friedrichs III., Font. rer. Austr., 1892, zweite Abteil., XL VI, 
435; Chmel, Monum. Habsburg., II, 119, und Chmel, Eegesten, II, S. 687. 

^) Der Verfasser einer Rechtsdeduktion aus dem Jahre 1608, der zum Landes- 
archiv der Stände Österreichs unter der Enns Zutritt hatte (Arch. d. Min. d. Inn., 
I, AI, 2983), schrieb: Wladislaw sei von dem Kaiser in Böhmen bestätigt worden, 
„doch hat er die pactata mit dem Haus Österreich der Sukzession 
halben wieder erneuert". Hält man damit die Notiz des fleißigen Sammlers 
Johann Christoph de Borsok (Handschriftenband II, S. 405, der Strahower Stifts- 
bibliothek) zusammen, der in einer genauen Geschichte des schwarzenbergischen 
Archivs in Wittingau im Jahre 1711 unter zahlreichen anderen Akten auch an- 
führt: „Pacta successionis inter Fridericum Imperatorem et Kasimir um Regem 
Poloniae" (Jahresangabe fehlt leider), so ist eine vertragsmäßige Anerkennung 
des Vorzuges der polnischen Erbanwartschaften vor denen der habsburgischen 
Familie nicht unwahrscheinlich. Leider konnte trotz genauer Nachforschung in 
Wittingau dieses Aktenstück nicht gefunden werden. Ich sage hiemit dem liebeus- 
wdrdigen Herrn Bibliothekar in Strahow und der Direktion des Schwarzenbergischen 
Familienarchivs meinen besten Dank für das bewiesene Entgegenkommen. 
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sich bemühen, die Böhmen zn dem Zugeständnis zn bewegen, daß sie. 
wenn er selbst ohne männliche Erben verstürbe, Maximilian oder 
dessen eigene eheliche Leibeserben anerkennen würden. 

Zu dieser Anerkennung ist es nun nicht gekommen. Vielmehr 
wurde das Erbrecht von Wladislaws Tochter Anna, wie wir bereits 
wissen, 1507 durch die Ixihmischen Stände besonders gesichert. 

Darum konnte sich Köniir Ferdinand L der Gemahl dieser Anna, 
nach dem Tode König Ludwigs II. bei Mohacs (1526) nicht auf Grund 
des Vertrages von 1366 und nicht nach dem Rechte seiner Familie 
um den böhmischen Thron bewerben. 

Daß sein Kecht auf Böhmen im Gegensatz zu dem auf Ungarn 
nicht ein Recht der gesamten Familie war, ist in vielen Verfngiinirt'n 
des Gesamthauses zum Ausdruck gekommen. 



VI. 

Das böhmiseh-habsburgisehe 

Königshaus. 

1. Könujin Amia und König Ferdinand, 

Die Nachricht vom Tode des böhmischen und ungarischen Königs 
Ludwig II. traf Erzherzog Ferdinands juristisch gebildete Katgeber 
völlig unvorbereitet. Ferdinand hatte nicht die Urkunden zur Ver- 
fügung, mit welchen er seine Bewerbung um die böhmische Krone 
begründen konnte. Er scheint nicht einmal den Wortlaut der Ver- 
fügung Wladislaws vom Jahre 1510 gekannt zu haben, sicher kannte 
er nicht den Wortlaut der goldenen Bulle des Jahres 1348.0 

Seine Gesandten, die er nach Prag schickte, erhielten darum 
ihre Instruktion vom 21. September erst auf der Reise dahin. Das 
wichtigste Argument darin war, die Königreiche Bölimen und Ungarn 
seien auf Ferdinand „nach rechter Erbschaft und nach Inhalt etlicher 
aufgerichter Verträge gekommen". Damit war der Vertrag von 1366 
gemeint. Aber schon auf dem Wege nach Prag erfuliren die Gesandten, 
daß die Stände gewillt seien, die Ansicht zu verfechten, daß ihnen 
eine „freie Wahl" zustehe, „wenn ein Kunig an [= ohne] mandliche 
Leiberben abgienge". Es wurde ihnen daher von den Anhängern 
Ferdinands auch in Prag geraten, sich nicht auf den Erbanspruch 
Annas und auf jenen Vertrag zu stützen, sondern bloß „mitlaufen" zu 
lassen, daß Ferdinand und Anna „die nächsten Freunde und Erben" 
des verstorbenen Königs Ludwig seien.'-) 



1) Das bekennt er in seinem Testamente von 1543, noch deutlicher in dem 
Kodizill vom 4. Februar 1547, von dem weiter unten die ßede sein wird. 

2) Rezek, Geschichte der Regierung Ferdinands I. in Böhmen, Prag 1878, 
18; Auftrag König Ferdinands I. aus Linz vom 20. September 1526 an den Vize- 
kanzler in Österreich, in Wien und Wiener-Neustadt nach Verträgen zwischen 
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Da sie in Prag nicht mehr auf das EintreflFen einer neuen In- 
struktion Ferdinands warten konnten, brachte Graf Starhemberg die 
Werbung auf eigene Verantwortung vor und übergab sie in böhmischer 
und deutscher Sprache: die Gesandten Ferdinands nannten darin Anna 
.eine geporne Kunigiu zu Hungern und Beheim* und erinnerten 
daran. daS nach dem Tode König Ludwigs keine näheren Verwandten 
und Erben desselben vorhanden seien als Erzherzog Ferdinand und 
Anna, weswegen diese beiden die Hoffnung hegten, „pillich vor andern 
Zuetritt zue diesem löblichen Kunigreich ze haben". Die Werbung 
sprach nach Anfuhrung anderer Empfehlungsgründe nur von „fleißig 
ansinnen, pit und begehr", die Stände möchten sich Ferdinand und 
Anna ^als ihre recht lierren, kunig und kunigin, gefallen lassen und 
[sie] annemben". 

Ferdinand billigte den Inhalt dieser vorsichtigen Werbung in 
Hainburg 5. Oktober 1526. 

Als die Gesandten vernahmen, daß die Stände insgeheim über eine 
freie Wahl verliandelt hätten, erklärten sie, sie hätten sich nicht 
versehen, daß die Stände eine solche für nötig halten würden. Hiebei 
wiederholten sie den Inhalt ihrer früheren Werbung, wobei sie Anna 
eine geborene Königin zu Hungern und Böhmen nannten. Sie „ge- 
trösteten sich", die Stände würden Ferdinands und Annas Gerechtig- 
keit „unvergriffen" handeln. Die Stände ließen auf der Burg Karlstein 
einij^e Urkunden ausheben, sie nach dem Prager Schloß bringen 
und erklärten schließlich, daß sie „niemand sein Gerechtigkeit zue- 
oder absprechen wollten", aber sie hätten nach ihrer Ansicht das 
Recht, sich einen König, der ihnen gefallig, zu erwählen.^) 

Als die Stände schließlich doch zu einer freien Wahl schritten 
und Ferdinand erkoren, dankten ihnen die Gesandten am 24. Ok- 
tober dafür, daß sie Ferdinand, „dergleichen" Anna, zu „angeunden 
[= angehenden] Kunig und Kunigin" von Böhmen „erweit auch 
fürgenommen" hätten. Auch König Ferdinand ließ seinen Bruder 



Österreich, Böhmen und Ungarn zu suchen. Arch. d. Keichs-Finanz-Ministeriums. 
„Böhmen". Das Material für die Wahl Ferdinands am besten gesammelt im Prager 
Landesarchiv, zum größten Teil nach Abschriften aus anderen Archiven. Die Kor- 
respondenz Ferdinands mit seinen Gesandten im Mss. 14.907 der Wiener Hofbibl. 
nach einer von Franz Kurz 1823 besorgten Abschrift aus dem Starhembergischen 
Familienarchiv; nach einer anderen die Böhm. Landtagsverh. I, 153 f. 

1) Dies hebt der wohlunterrichtete Richard Strein in seiner schon erwähnten 
Rechtsdeduktion aus dem Jahre 1599 hervor. Strein hat aber Unrecht, wenn er 
saKt, 1526 hätte sich Ferdinand auf die Sukzessionspakten aus der Zeit König 
Albrechts I. berufen sollen. Sie waren nämlich schon lange, spätestens 1360, von 
den Habsburgern abgetreten worden. Siehe oben S. 90 f., 238. 
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Karl V. das Wort ^WahP gebrauchen, als er den Ständen dafür 

danken ließ.^ 

So schlug Ferdinand seine Kivalen, besonders die Herzoge 
Ludwig und Wilhehn von Bayern, durch das diplomatische Geschick 
seiner Gesandten, welche rasch und auch mit klingenden Argumenten 
arbeiteten, 2) aus dem Feld. Es war dies ein um so bedeutsamerer 
Erfolg, als die Gesandten eine Zeitlang nicht ohne Besorgnis waren, 
daß Sachsen, Brandenburg oder Bayern Ferdinands Schwester Maria, 
die Witwe des verstorbenen Königs Ludwig, zu einer Heirat bewegen 
würden, um dadurch eher zum böhmischen Throne zu gelangen.») 

Ferdinands Gesandte bekannten also, daß Ferdinand und sogar 
seine Gemahlin erwählt worden seien. Vor der Krönung (Februar 
1527) verlangten aber Bevollmächtigte der Stände, welche Ferdinand 
die Nachricht überbrachten, außer der Privilegienbestätigung*) einen 
Eevers, den er am 13. Dezember 1526 in Wien wirklich ausstellte. 
und worin er bekannte, er sei durcli die „böhmischen Stände und 
die Gesamtheit des Königreiches" „aus freiem und gutem Willen", und 
ohne daß hiezu eine Verpflichtung vorgelegen hätte, gewählt worden.^) 

Dieser Revers entsprach der Rechtslage, nach welcher zwar 
Anna, nicht aber Ferdinand, persönlich Erbrecht hatte. Denn solange 
seine Gemahlin lebte, konnte er nach den Thronfolgesatzungen der 
Jahre 1507 und 1510 und nach der goldenen Bulle von 1348 gar 
keinen Anspruch auf die Ausführung der Garantien des Jahres 1366 
erheben; nicht einmal nach dem Tode Annas, wenn ihres Vaters 
Bruder, König Sigismund von Polen, ebenso Nachkommenschaft von 
ihm noch lebten. Denn dieser Sigismund war der letzte lebende 
Sohn jener schon oft genannten Erbin Elisabeth, einer Enkelin 
Kaiser Sigismunds 



1) Electum et assuraptum ... in caput elegeritis. riidatiert. Arch. d. 
Min. d. Inn., 1, A2, 3009. 

2) Vollmacht des Kaisers vom 5. Oktober 1526 für Gesandte zu Geldver- 
schreibungen. Arch. d. Reichs-Fiu.-Min., Gedenkbuch 25, Fol. 303. 

3) Berichte der Gesandten aus Beneschau vom 30. September und aus Prag 
vom 9. Oktober, sowie Ferdinands Schreiben vom 5. Oktober 1526, worin er erklärt, 
wegen seiner Schwester Maria sei seine Meinung, daß die Gesandten sich weder 
öffentlich, noch privatim „keiner scherf vernemben" lassen sollten. Sollten sie ge- 
fragt werden, so mögen sie antworten, daü Ferdinand sich wegen seiner Schwester 
schon vergleichen werde. Mss. 14.907 der Wiener Hofbibl. 

*) Sie ist bis auf den ersten Artikel ziemlich gleichlautend derjenigen König 
Wladislaws. Goldast, Commentarii, Appendix, S. 206. Der Text auch in den 
„Privilegienbüchern" des Jahres 1547. 

^) Der Text bei Goldast, Commentarii, Appendix, 206, und in den Privi- 
legienbüchern. 
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Die Stände suchten aber Annas Erbrecht auf gesetz- 
liche Weise zu beseitigen. Gelang ihnen dies, so hatten sie es 
künftig mit einem ganz neuen Herrschergeschlecht zu tun, und Annas 
Nachkommen konnten später ein Sukzessionsrecht nur von Ferdinand, 
nicht aber von Anna und vom alten przemyslidiseh-luxemburgischen 
Blute ableiten. 

So ist es wohl zu verstehen/) wenn die Stände außer dem Wahl- 
revers von Ferdinand auch eine Bestätigung der goldenen Bulle des 
Jahres 1348 und eine königliche Interpretation derselben (lucidius 
exprimere) in böhmischer Sprache verlangten, des Inhaltes: ^daß nach 
Seiner Majestät nur der Sohn (filius) Erbe ist, und die von Seiner 
Majestät abstammenden männlichen Erben. Wenn aber keiner der 
Erben männlichen Geschlechts vorhanden ist, erst dann soll die 
Tochter des letzten Königs, die nicht verheiratet und nicht ausge- 
stattet worden ist, Erbin sein und niemand anderer männlichen oder 
weiblichen Geschlechts "" . ^) 

Daß diese enge Auslegung im Wortlaut der Urkunde von 1348 
nicht begründet war, wissen wir bereits.^) Durch die Anerkennung 
der eventuellen Thronfolge nur der Tochter des letzten Königs 
würde Annas Erbrecht trotz der Verfügungen der Jahre 1507 und 
1510 gesetzlich weginterpretiert worden sein. Denn sie war weder 
die Tochter des letzten Königs, noch war sie 1526 ledig. Die Stände 
hoben während der Wahlverhandlungen hervor, daß die Verfügungen 
König Wladislaws durch Nichterfüllung seines Versprechens, Anna 
nur mit Rat und Wissen der Stände verheiraten zu wollen, hinfallig 
geworden sei. Beim Trauungsakt vom 24. Juli 1516 in der Wiener Hof- 
kapelle waren aber der Kanzler der Krone von Böhmen und andere 
Repräsentanten der böhmischen Stände anwesend, ohne daß sie gegen 
diesen Akt irgendwie Vorstellungen erhoben hätten. Freilich ist auch 
dieses Stillschweigen kein besonders starkes Aigument zu gunsten 
Ferdinands.*) König Sigismund von Polen hätte der Ansicht der 
böhmischen Stände durch seine eigene Kandidatur^) eventuell zum 



1) Gustav Seid 1 er, Studien zur Geschichte und Dog^atik des österr. Staats- 
rechtes. 34, nicht hervorgehoben. 

■-) Eine Abschrift im Arch. d. Min. d. Inn., I, AI, 2981, schon benützt. Ich 
bezweifle, daß die Stände damit Annas eigenes Erbrecht nicht bestreiten und 
nur betonen woUten, sie habe durch den Tod ihres Bruders keinen neuen Erb- 
anspruch gewonnen. Hauke, 48. 

3) Vgl. oben S. 249 f. 

*) Liske, Der Kongreß zu Wien 1515. Forschungen zur deutschen Gesch., 
1867, VII, 528. Vgl. Kalousek 201 f. 

\) Smolka, Archiv für österr. Gesch., 1879, LVH, 55, hat mit Recht be- 
hauptet, daß Sigismund von Polen nach der goldenen Bulle von 1348 Ansprüche 
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Siege verhelfen küuiien. Daß er es nicht tat, bedeutete für Anna und 
ihi'e Nachkommen einen großen Gewinn: die Verheiratung zweier 
ihrer Töchter mit König Sigismunds einzigem gleichnamigen 
Sohn und Nachfolger (1548 bis 1572), i) dem letzten Jagellonen^ 
entsprang nicht allein dieser Erkenntnis Ferdinands, son- 
dern sollte überdies den böhmischen Königsthron Annas 
eigenen Nachkommen sichern. 

König Ferdinand weigerte sich, die verlangte Interpretation aus- 
zustellen, und behielt sich dadurch Handlungsfreiheit vor. 

Sein Revers vom Jahre 1526 berührte gar nicht die Frage, 
ob seine Gemalüin Erbin des Königreiches sei, vermutlich auch des- 
wegen nicht, weil die Stände und er selbst einer Entscheidung darüber 
vorläufig ausweichen wollten und jeder Teil hoffte, sie später* doch 
im Sinne seiner Ansprüche herbeizuführen. Es gilt auch hier der 
Satz: „Krone wie Stände ziehen die Rechtsunsicherheit mit ihrem 
großen Spielraum für volle Betätigung der jeweiligen Macht der Auf- 
stellung dauernder und fester Rechtsschranken vor." 2) 

Dazu kam noch Unkenntnis des Thronfolgerechtes, womit König 
Ferdinand 1543 und 1547 in seinem Testamente ^j die Ausstellung 
seines Reverses entschuldigte. Tatsächlich erhielt er noch im Juni 
1538 ein Paket mit Akten über die Privilegien und Freiheiten des 
Königreiches zugesendet.^) Damals scheint er schon zur Überzeugung 
gelangt zu sein, daß seine Gemahlin die unanfechtbare Erbin des 
böhmischen Königreiches sei. Dies sprach er dann den Söhnen gegen- 
über in seinen Testamenten aus. 

Um zum Ziel zu gelangen, wählte König Ferdinand, wie Karl IV. 
getan und die Stände 1526 versucht hatten, den Weg der Inter- 
pretation. Auf seinen Wunsch gaben ihm die Stände „Montag nach 
Maria Himmelfahrt" d. i, am 17. August 1545 den Revers von 
1526 „in öffentlicher Landtagssitzung auf der Prager Burg zurück".^) Er 
ist uns darum nicht mehr im Original erhalten, nicht aber deswegen, 
weil er etwa im Jahre 1541 beim Brande der Landtafel zu gründe 
gegangen wäre.*^) Dafür gab König Ferdinand den Ständen einen 



auf Böhmen erheben konnte, was Sigismund im Jahre 1527 Ferdinand gogenühor 
betonte. 

1) Siehe oben die Stammtafel V, S. 233. 

2) Tezner, Technik und Geist des stand. -monarch. Staatsrechtes, 64, 95. 

3) Siehe oben S. 168, 170 und unten S. 28G Anm. 2. 

-*) Von Florian Griespeck gemäß dem Schreiben desselben aus Prag vom 
6. Juni 1538. Original im Keichs-Fin.-Min., Kopie im böhm. Landesarchiv. 
5) Siehe unten S. 286, Anm. 1. 
••) Wie man nach Hub er, IV, S. 126. glauben könnte. 



— 2*4 — 

anderen Kevers, welcher von ihnen angenommen und im Jahre 1547 
auch in die neue Landtafel eingetragen wurde, wodurch er gesetz- 
liche Gültigkeit erlangte. 

In dem neuen Revers vom 2. September 1545, der den Standen 
in böhmischer ') und lateinischer Sprache übergeben wurde,*) erklärte 
Ferdinand, seine Gemahlin Anna sei im Jahre 1526 von den Ständen 
„ gehorsamlich " anerkannt und angenommen worden, weil sie «rechte 
Erbin und Kunigin'' gemäß den ^Rechten, Ordnungen und Frayhayten" 
des Königreiches sei, und bemerkt ferner: «und daneben^) auch 
Unns zu ihrem regierundem Kunig und herm, unser Person 
halben, guetter freier wolmaynung erweit und angenommen, 
w-eliche Ire waal und annemung unserer Person halben also guet- 
willigclich beschehen, von Uns, unsern Erben und nachkhumben. 
kunigen zu Behaim, Inen, Iren Erben und Nachkhomben zu allen 
genaden und guettem khomben vnd gedeyen soir. 

Nach diesen Worten ist Anna Erbin und Königin, aber nicht 
regierende Königin. Denn dies konnte nur ein Mann sein. 

Vor diesen Schlußsätzen des neuen Reverses steht aber eine 
Begründung von Annas Erbrecht, von welcher der zweite Teil be- 
sagt, daß nach der goldenen Bulle von 1348 den böhmischen Ständen 
freie Wahl erst zustehe, wenn vom königlichen Blut oder Stamm 

1) Das Original des Reverses in böhmischer Sprache auf Pergament in 
Wien, Staatsarchiv, böhm. Abteil, mit Ferdinands I. Siegel und mit Ferdinands, 
mit des Kanzlers und mit Ziabkas Unterschrift. Ziabka erscheint schon 1508 auf Ur- 
kunden und war seit 1531 auf Ferdinands Befehl an dessen Hof. Prager Statt- 
haltereiarchiv, j,kaiserliche Befehle 5", Fol. 66, 79, 92 und „Verschreibungen. Schen- 
kungen und andere Urkund«-n 5". Kalousek, 581 f., hat diesen Text mit Aus- 
nahme? orthographischer 3Iodemisierung nach dem Privilegienbuch in böhm. Sprache 
im Prager Laudesarchiv riclitig wiedergegeben. Der lateinische Text fehlt in dem 
lateinischen Privilegienbuch (Prag und Wien). Derjenige in den j.Böhm. Landtags- 
verhandlungen und Landtagsbeschltissen', Prag 1877, II, S. 637, ist auf Grund einer 
fehlerhaften Kopie publiziert; besser im Arch. d. Min. d. Inn.. I. A 1, 2981. 

2) Das deutsche ßeinkonzept, das der Übersetzung ins Böhmische zu 
gründe gelegt wurde, habe ich im Arch. d. Min. d. Inn., I, AI. 2981, gefunden. 
Dieser deutsche Originaltext ist nicht identisch mit den unzuverlässigen Rück- 
übersetzungen bei Lüuig, l)eutsche3 Heichsarchiv, VIii, S. 108, und bei Goldast. 
CoUectiü, 340 f. (darnach bei Tom au, Das böhm. Staatsrecht, 19), die auf eine 
stellenweise ebenfalls unzutreffende amtliche Übersetzung, vielleicht noch des 
18. Jahrhunderts, zurückzugehen scheinen. Diese Übersetzung liegt beim böhm. 
Original. Das deutsche Reinkonzept trägt König Ferdinands eigenhändige 
Dorsualnote: „Copiae literarum mearum reversoriarum statibus regny bohemio 
per mc datarum" und von anderer, ihm (oder einem Nachkommen) dienenden Hand: 
,,eodem die cassate sunt priores''. Siehe unten den Anhang. 

3) Im lateinischen Text: „et Nos post iam dictam coniugem ... pro Rege 
et domino suo ex libora et bona voluntate elegerunt et susceperunt'*. 
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keine ehelich erzeugten Sprößlinge mehr vorhanden seien. Dies ist 
richtig wiedergegeben. Aber der Zusatz : „nicht eer und in khainerley 
Weeg* ^) ignoriert gänzlich die in jener goldenen Bulle angedeuteten 
anderen Fälle von Thron- oder Regierungsvakanz, so daß eine 
Schmälerung ständischer Rechte eintrat, die nach formellem Rechte 
ganz unbegründet war. Richtig war dagegen im ersten Teile der 
Begründung des neuen Reverses der Hinweis auf die Verfügung 
König Wladislaws vom Jahre 1510 zu gunsten von Annas Eventual- 
sukzession. 

Die zweifellose Annahme dieser Interpretation durch die böhmi- 
schen Stände, zuerst im Jahre 1545, dann nach dem mißglückten 
böhmischen Aufstandsversuch des Jahres 1547 auch in diesem Jahre, 
sicherte diesem Akte landesgesetzliche Anerkennung. 1547 
hatten sich die Stände geweigert, der Urkunde von 1545 gemäß die 
Landesofßziere auch auf die Erben des Königs vereidigen zu lassen. 2) 
Dies ward uun anders. 

Nach dem Beschluß des Jahres 1547 sollten von nun an für die 
Thronfolge unbestritten nur in Betracht kommen: die goldene Bulle 
Karls IV. von 1348, die Verfügung König Wladislaws vom Jahre 1510, 
die eigentlich eine Präzisierung des ständischen Beschlusses von 1507 
bedeutet, und der neue Revers König Ferdinands vom Jahre 1545. 
Dadurch war eine von den Abkömmlingen des przemyslidisch- 
luxemburgischen Hauses lange verfochtene Rechtsanschauung zum 
Siege gekommen, und es wurde eine Rechtskoutinuität mit der Zeit 
des przemyslidisch-luxemburgischen Hauses hergestellt. Man hielt das 
Erbrecht der Kinder Annas auf diese Weise für besser gesichert, als 
wenn man es bloß auf die Abstammung von dem Wahlkönig Ferdinand 
begründet hätte. Denn wie leicht konnte bei einer solchen Begründung 
der Anspruch auf unumschränktes W^ahlrecht der Stände gegenüber 
Ferdinands I. Kindern erneuert werden! Nach dem mühsam erkämpften 
Thronfolgerecht gab es von nun an ein böhmisch-habsburgisches 
Königshaus. Für dieses Haus galten auch die Verfügungen des 
Jahres 1348 zu gunsten des Erbrechtes des damals regierenden Ge- 
samthauses, wenn auch nicht die Primogeniturfolge, die einst nur 
für die inzwischen ausgestorbenen luxemburgischen Manns- 
stämme landesgesetzlich beschlossen worden war.") 



1) Im lateinischen Text sogar: „et non alitor aut alio modo competat". 

2) Fachmann, Österr. Reichsgesch., I, 255 f. 

3) Gindely, Beiträge zur Gesch. des 30jährigen Krieges, Sitzuugsber. der 
Wiener Akad. der Wissensch., 1859, XXXI, 11, 15, hat den Sachverhalt verkannt. 
Er erklärte, das Gesetz von VMS gelte nicht auch für die Habsburger. Weil er 
aber anderseits Primogeniturfolge auch für die Zeit nach 1526 annahm, geriet er. 
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Als im Jalire 1620 infolge der europäischen Gesamtpolitik die 
böhmischen Stände wieder über einen Wahlkönig (den ^Winter- 
könig" Friedrich V. von der Pfelz) mehr gebieten konnten, als er 
über sie, wollte man von der Existenz dieses Reverses nichts wissen 
und wollte ihn darum auch weder im Original^ noch in den authen- 
tischen Privilegienbüchern finden, die im Jahre 1547 auf Karlstein 
liinterlegt worden waren. Ja, mehrere Kronbeamte erteilten sogar 
über eine besondere, an sie gerichtete Aufforderung „von amtshalber* 
^auf christlich Gewissen, Eid und Pflicht", die Auskunft, zwar sei 
im lateinischen Privilegienbuch des Jahres 1547 in einer Rand- 
bemerkung zum Revers von 1526 ein anderer Revers vom Jahre 
1545 zitiert,^) aber „mit keinem Worte" eingeschrieben. Dies ist 
richtig. Aber abgesehen vom Original, das sicher vorhanden war, 
mußte man dessen Text auch im tschechischen Privilegienbuch finden. 
Man bezweifelte 1620 sogar die Tatsache der Auswechslung und 
meinte, darüber sei in den Landtagsakten 1545 nichts zu finden. 
Aber jene Tatsache ist durch Ferdinand I., der alle auf die 
böhmische Thronfolge bezüglichen Akten, auch älteren Datums, 
persönlich las, in seinem Testamentskodizill vom Jahre 1547 2) und 



wie er klagt, .,in die Irrgänge dieses Labyrinths*' der böhmischen Thronfolge, aus 
-dem er keinen Ausweg mehr wußte. 

*) Diese Randnote lautet: ^Hae literae [von 1526] sunt Regiae Maiestati a 
statibus regni Boem. indieta publica in arce Pragensi feria secunda post 
festum assumptionis beat§ Mariae virginis anno D. 1545 redditae, atqne alio 
literu* loco illarum a Sua Mt« statibus regni in lingua bohemica sunt daUe, 
quae in hunc librum [das lateinische Buch] sunt quoque inscriptae, Fol. 27, 
quarum datum: in arce Pragensi feria IV, post Aegidii anno domini 1545." 
Goldast, Gommentarii, Appendix, 206, hat diesen authentischen Text der Note 
irgendwie benützen können. Die Marginalnote ist von derselben Hand wie der 
übrige Text im Auftrage der gemischten königlichen und ständischen Eommission 
niedergeschrieben. Es war daher sehr sonderbar, wenn die Kronbeamten 16'20 
sagten, es sei aus der Randnotiz nicht zu sehen, wann sie geschrieben sei, und 
üb von einer den Landständen verpflichteten Hand. Lünig, Deutsches R.-A., 
VIn, S. 188 f. Statt 27, das nur im Wiener Exemplar und von späterer Hand 
eingefügt ist, und das nur für das tschechische Copialbuch richtig ist, sollte, 
wie ein freigelassener Raum an dieser Stelle des Prager Exemplares beweist (Fol. 21'), 
etwas nachgetragen worden, sobald die Urkunde von 1545 eingeschrieben war. Die 
I'nterlasHung diente dann als Argument für die Xichtexistenz des zweiten 
Ivcverses. Ein zweites tschechisches Pergamentbuch im Arch. d. M. d. Inn. 

-) .,So haben wir mit ermclter Unser Chron Böheim Ständen so vil gehandelt. 
«las sy vnns obberiert Urkhuiidt und Kecognition wieder herauß gegeben und 
erkhont haben, das sollich köuigreich nicht durch Ihr waal, sondern durch 
rechte Erbschaft und Succession an unser liebste Gemahel löblicher und seliger 
uedächtnus als ihr Erbkönigin und -frauen gefallen und durch sy an uns kernen 
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auf dem deutschen Reinkonzept des neuen Revei-ses unwiderleglicli 
bezeugt.^) 

Gemäß den Beschlüssen von 1545 und 1547 wurden die 
obersten böhmischen Kronbeamten, d. i. der oberste Burggraf, der 
Prager Schloßhauptmann und, wie schon 1497, der Burggraf von 
Karlstein 2) auch auf „die Erben" des regierenden Königs in Eid 
genommen,^) desgleichen die Lehensträger der böhmischen Krone, ^) 
obwohl, wie die Lehenseide, z. B. die des sächsischen Hauses (1543), 
zeigen, damit schon früher begonnen worden war. Auch in die Landes- 
ordnung, die nacli den Beschlüssen des Jahres 1547 durch eine ge- 
mischte Kommission allmählich zusammengestellt wurde, aber erst 
beim Regierungsantritte Maximilians 11. zur Veröffentlichung kam,^) 
wurde die Wahl eines Königs auf den Fall beschränkt, daß Ferdinand 
(Anna war tot) „keine Erben", also auch keine Töchter, mehr hinter- 
lasse. Dementsprechend ist auch der darin aufgenommene Wortlaut 
der Eide der Landesoffiziere gehalten. 

Königin Anna^) wurde 1526 zwar nicht in Böhmen, wohl aber 
in Mähren, Schlesien und in den Lausitzen als Erbin aner- 
kannt. 10. April 1527 übertrug sie ihrem Gemahl ihr Erbrecht auf 
die Markgrafschaft Mähren, jedoch unter dem Vorbehalt, daß es auf 



sey, welles alles Ihren Liebden [seinen Söhnen] zu wiissou und sich darnach ze 
richten haben, wir nucz und guet sein achten." 

i) Siehe oben S. 28*, Anm. 2 gegenüber Kalousek, 215 f., 218. 

2) Vgl. oben S. 270. 

3) Lünig, Deutsches R.-A., VIii, S. 108 f. Der Eid des Oberstburggraien 
und der böhmischen Kammerräte vom Jahre 1527 lautet ähnlich wie zu Zeiten 
König Wladislaws (Goldast, Commentariorum . . . Appendix, S. 195) nur für 
Ferdinand und die Stände. Arch. d. Min. d. Inn., IV, H. 5; Arch. d. Reichs-Fin.- 
Min., (redenkbttcher: 300, Fol. 6 und 29, Fol. 78 v und 300. Vgl. Goldast, a. a. 0., 210. 

*) Zahlreiche Eide in den „Protokollen in Majestätssachen, IV und VIF' und 
in I, A2, 8034, I, A 1, 2989, 2981, des Arch. d. Min. d. Inn.; femer in den Gedenk- 
bttchern „Böhmen 301 und 302*' des Rcichs-Fin.-3Iin.-Arch. und im Präger Statt- 
halterei- Archiv unter „Verschreibung und Konfirmation, I'', Fol. 343. 

^) Die Vorrede des „Wolf von Wertzessewitz, Obristen Landtschreibers im 
Königreich Böhmen' ist datiert: „Prager Schloß Sonnabend nach Maria Himmel- 
fahrt anno 1564" und an Kaiser Maximilian II. gerichtet. Ich konnte nur einen 
Druck unter dem Titel „Beheimische Landorduung samt erneuerten reformierten 
Artikuln und Satzungen von der Wahl, Krünung . . . übersetzet durch Petrum 
Sturba . . . gedruckt zu Frankfurt a. M. 1604", und ein Mss. 7711 der Wiener 
Hofbibl. benützen. 

^) Obwohl slavischor Abstammung, pflegte sie mit ihrem Gemahl deutsch 
zu korrespondieren. Dies beweist ein Autograph vom Jahre 1527 und ein andere» 
Stück von 1540 im Arch. d. Reichs-Fin.-Min. „18.503" und „Autographe". Im ersten 
nennt sie sich ,,Euer Liebden freundlich und gehorsam gemahel". Ihre deutache 
Erziehung erwähnt Liske, Der Kongreß zu Wien, 503. 
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sie wieder zurückfallen müsse, wenn Ferdinand vor ihr stürbe, ohne 
ihr Nachkommen zu hinterlassen.^) Ferdinand ist also Regent statt 
ihrer. Ferner huldigten die Schlesier 11. Mai 1527 nicht bloß König 
Ferdinand, wie sie sagten: .,als unserem gnädigen Erbherrn und Eures 
Leibs Erben Kunigen zuBeheimb", oder: „als rechtem und gekrönten 
König zu Beheim, Ewr. Königlichen Majestät Leibserben und nach- 
kommenden gekrönten Königen zu Beheim "*, sondern leisteten auch 
Anna besondere Treueeide: einen gemeinsamen selbst für den Fall, 
daß Ferdinand vor ihr stürbe, ohne ihr Kinder zu hinterlassen.*) 
Man ersieht, daß trotz der vollen Anerkennung des Erbrechtes 
selbst in diesen Gebieten die Legitimität der Regierung von der 
Krönung abhängig gemacht wurde. 

Wenn sich Ferdinand nur als regierenden König neben der 
wahren Erbin betrachtete, konnte er am 17. September 1532 über 
Böhmen ohne Mitwirkung seiner Gemahlin keine gültige testamen- 
tarische Verfügung treffen. In einer vom 9. desselben Monats datierten 
Urkunde erklärte Anna, sie habe ihre Rechte, oder wie es wörtlich 
heißt: „unser erblich Succession und all' unser Gerechtigkeit, so wir 
zu berürten Königreichen Hungam und Böhmen haben'', ihren damaligen 
Söhnen Maximilian und Ferdinand, „gebornen Kunigen zu Hungern und 
Böheimb" und anderen aus ihrem „Leib geborenen Söhnen Ferdinands" 
, gänzlich und gahr zugestellt, übergeben und cediert". Sie behielt sich 
aber die Regierung der Königreiche vor, wenn ihr Gemahl vor ihr 
stürbe. Sie wollte dann, so lange sie lebte, die Regierung führen. 

Wenn Anna die rechte Erbin war, so konnte für diesen Fall 
an ihre Wiederverehelichung gedacht werden. Daß sie selbst aber 
Söhnen einer eventuell zweiten Ehe gar keine Sukzession zuerkannte, 
geht aus einer anderen Stelle derselben „Donation'' hervor, worin es 
heißt: „Den Sonen aus bemeltem unserem herzlieben Herrn und Ge- 
mahl und uns geporen, unverhindert aller ander' unser Erben männ- 
liches und weibliches Geschlechts".») 

Karl V. bestätigte diese Schenkung als Kaiser am 30. September 
1532 und nannte in der darüber ausgefertigten Urkunde Anna „geporne 



M Rezek, Gesch. der Regierung Ferdinands L, 146, 171. 

2) Daß sie sich ,,dann neben allem dem, das Ir Khunigliche Majestät [Anna] 
recht haben wirt und wir zu thiin schuldig sein werden, gegen Irer Majestät als 
fromen [es steht nicht: frowen oder frauen] zustehet, getreulich halten und 
erzeigen wollen". 

^) Original, Wien, Staatsarchiv, böhm. Abteil.. Kopie in Mss. 383^; eine 
unbrauchbare Inhaltsangabe bei Gindelv. Über die Erbrechte des Hauses Habs- 
bürg auf die Krone von Ungarn, Arch. f. öst. G., 1879, LI, 205, nach der Kopie 
im Arch. d Min. d. Inn. „Fremde Gegenstände". 
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und gekrönte Königin zu Hungern und Böhmen" und ihre Söhne Max 
und Ferdinand ^geborene Kunig zu Hungern und Böhmen''. i) 

Von diesen Söhnen bestimmte König Ferdinand in allen seinen 
Testamenten dem erstgeborenen die Alleinsukzession in Böhmen und 
Ungarn, verfügte aber trotzdem im Linzer Testamente, daß seiner 
Gremahlin „Regierung und Besitzung gedachts Königreichs Böheim ihr 
Leben lang'* zustehen sollte, weil sie dessen „recht' Erb" sei. 

Hätte Ferdinand keine Söhne mehr bekommen, so würde 
die Personalunion Böhmens und Ungarns mit den öster- 
reichischen Ländern wegen der Testamentsverfügungen des 
Jahres 1532 nur während seiner Herrschaft gedauert haben.-) 

Wenn auch die Schenkung der Königin Anna nur ihren Söhnen 
galt, so traf doch Ferdinand in seinen Testamenten 1532 und 1543 
auch wegen seiner Töchter Verfügungen. Es hieß in beiden: wenn 
seine Söhne nach ihm ohne „Erben" stürben, sollte von seinen hinter- 
lassenen Töchtern „eine" Böhmen und TTngarn „besitzen und inne" 
haben. Die Entscheidung darüber, welche derselben zu folgen hätte, 
sollte wohl nicht bloß der Familie, sondern auch den Ständen über- 
lassen werden, vermntlicli auch deswegen, weil Ferdinand einsah, 
daß Primogeniturfolge für Erbanwärterinnen gesetzlich noch nicht 
festgelegt war. Aber in dem Kodizill, das er im Februar 1547 nach 
dem Tode seiner Gemahlin Anna verfaßte, bestimmte er, in dem ge- 
nannten Falle sollten beide Königreiche fallen: „an unser eltiste 
Tochter, so zu derselbigen Zeit in Leben sein wirdet". In beiden 
Testamenten wird den Töchtern seiner Söhne Vorzug vor 
seinen eigenen Töchtern eingeräumt. 

Die Erbverzichte der Töchter König Ferdinands in Bezug auf 
Böhmen lauteten nur zu gunsten des Mannsstammes ihres Vaters, 
nicht aber zu gunsten des Mannsstammes Kaiser Karls V.») Dadurch 
kam der Gedanke zum Ausdruck, daß das habsburgische Haus für 
sich allein in Böhmen gar kein Erbrecht habe, und daß dieses Recht 
nur von Ferdinands Gemahlin Anna stamme. 

Da Maximilian 11. Böhmen wie Ungarn, von den anderen Brüdern 
„ungeirrt und ungehindert", besitzen sollte, so mußte er nach der 
väterlichen Verfügung des Jahres 1554 seinen Brüdern für Böhmen 
eine Apanage von 10.000 Talern ähnlich derjenigen von 10.000 Gulden 
für Ungarn bezahlen. 



Vom Kaiser unterschriebenea („Carolus") Original auf Pergam. im Wiener 
Staatsarch., böhm. Abteil. 

2) Vgl. oben S. 167, 170 f. 

3) Vgl. oben S. 168, 212 f. und Schrötter, V. Abb., 389, 395, 403. 

TnTbftf Thronfolge. 1*^ 
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Es waren dies lauter hausgesetzliche Verfügungen, welche ohne 
Mitwirkung der Stände gar keine Garantie für die Ausführung boten. 
Mit Recht ist hervorgehoben worden, daß bis auf Kaiser Ferdinand HI. 
kein Habsburger ohne Mitbeteiligung der böhmischen Stände König 
geworden ist.^) Der Grund lag aber nicht in einem unbeschränkten 
Wahlanspruch der Stände, wie man bisher geglaubt hat, sondern 
gerade in den Thronfolgegesetzen der Jahre 1348, 1510 und 1545, 
welche seit 1547 als einzige Richtschnur für die Thronfolge gelten 
sollten. Weil aber darin Primogeniturfolge nicht gesichert 
war, konnten die Stände zwischen den Nachkommen Annas 
als den Erben wie früher zwischen den Przemvsliden 
wählen. 

Ferdinand wahrte auch die reichsrechtliche Stellung Böh- 
mens. Schon 26. November 1526 hatte Karl V. auf seine Bitte in 
Granada eine Urkunde ausgestellt, worin er als oberster Lehensherr 
erklärte, daß er aus kaiserlicher Machtvollkommenheit „das König- 
reich Böhmen'' und was dazu gehöre, einerlei, ob es nun ihm und 
dem Reiche heimgefaUen sei, oder ob es durch natürliches Sukzes- 
sionsrecht oder durch die Foim vergangener Investituren an „Anna* 
gelange, Ferdinand und Anna gemeinsam und für immer als 
Reichslehen verleihe. Hiebei wurden mitbelehnt: „welche Söhne, 
Erben und Nachkommen immer, die von ihnen ehelich erzeugt seien 
oder erzeugt würden". 2) 

Diese Investitur ließ die Frage offen, ob Böhmen dem Reiche 
heimgefallen sei, oder ob es fortgeerbt werde, und sollte eine Ent- 
scheidung zu gunsten von Annas Erbrecht herbeiführen. Der Kaiser 
schrieb aber seinem Bruder am 30. November 1526: weil behauptet 
werde, daß das Königreich Böhmen von dem Reiche exempt sei, möge 
sich Ferdinand, bevor man erfahre, daß diese Investitur stattgefunden 
habe, vergewissern, ob es ein Präjudiz wäre, sie zu gebrauchen, und 
ob die Untertanen sie übel nehmen würden. Solche Unkenntnis 
deutschen Staatsrechtes war die Folge der Erziehung in der Fremde.») 
Wann Ferdinand diese l^rkunde den Ständen mitgeteilt hat, ^nssen 



1) Tom an, Das böhm. Staatsrecht, 16. 

2) Sive i(i [regnum] ad nos . . . devolutiim censeatur, sive natarali suc- 
cessionis iure, aut ex precedencium investiturarum forma ad ... Annam, ... 
Ferdinand! . . . coniugem, ob venire dignoscatur . . . dominum Ferdinandum et 
dominam Annam coniunetim pro se, quam filiis, beredibus et snccessori- 
bus suis quibuscunque ab eis procreatis seu proereandis ac legitime des- 
cendeutibus in perpetuum. Wien, Staatsarchiv, böhm. Abteil. 

^) Chmel, Habsburg. Exkurse, I, S. 14; Böhm. Landtagsverh. I. 73 f. 
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wir nicht, wohl aber, daß sie am 12. Mai 1541 aiif der Prager Bui-g 
über sein Verlangen vidimiert wurde. ^) 

Die folgenden Eeichsakte bezüglich Böhmens nennen nur Ferdi- 
nand. Als nämlich dieser 1530 dem Kaiser in Augsburg die PrivDegien 
Böhmens nicht vorweisen konnte, aber sie bestätigen lassen wollte, 
tat der Kaiser das letztere am 24. Dezember 1530 in allgemeinen 
Worten, damit weder Ferdinand, „noch seinen Erben und Nach- 
konmien" daraus ein Nachteil erwüchse. 2) Ferner erteilte der Kaiser 
dem Bruder am 27. Dezember 1531 eine Belehnungsnachsicht,^) ein 
sogenanntes Lehensindult, weil die Belelmung innerhalb der Grenzen 
des Königreichs Böhmen oder in einer Entfernung von 10 bis 15 Meilen 
davon nicht möglich gewesen sei, damit diese Unterlassung weder 
Ferdinand, noch seinen „Erben und Nachkommen" Schaden bringe. 
Diesmal wird nicht mehr das Königreich Böhmen als Lehen genannt, 
sondern nur: „so vil solichs Kunigi^eichs und Cronen Behmen von 
Uns und dem heiligen Reich zu Lehen gienge". Auch der Eegens- 
burger Belehnungsakt vom 13. Juli 1541 hielt sich so sehr an das 
Muster der letzten Belehnungen Georgs und Wladislaws, daß nicht 
einmal von Ferdinands Erben die Rede ist, wohl aber davon, daß 
Ferdinand die Lehen empfange, wie Seiner Liebden „vordem, Könige 
zu Beheim," dieselben inne gehabt hätten.*) Am 28. Juli 1541 be- 
stätigte dann Karl V. auch das Privilegium von 1212 (aber nicht dessen 
Interpretation durch Kaiser Karl IV. aus dem Jahre 1348) und er- 
neuerte unter einem die Bestätigung Karls IV. über die Reichsbeleh- 
nung König Ottokars IL von 1262. 5) 

In allen diesen Reichsakten ist zwar von Anna nicht mehi' die 
Rede, was sich daraus erklärt, daß dem Reich gegenüber nur ein 
Mann die mit Böhmen verbundenen Reichslehen inne haben sollte, 
aber auch die Erneuerung dieser alten Rechte zeigt das Streben, 
eine Rechtskontinuität mit der Vergangenheit zu gunsten von Annas 
Erbrecht herzustellen. 

2. Die Nachkommen der Köniyin Anna, 

Indem die böhmischen Stände nach der Krönung Ferdinands I. 
und Annas (24. und 25. Februar 1527) entgegen ihren früheren Be- 

1) Gleichzeitig mit dem Privilegium vom Dez. 1462 „in stuba maiori privi- 
legiorum regni Bohemiae inxta palatium ßegium". Wien, Staatsarchiv, böhm. Abteil. 

2) Ebendas. Original mit großem kaiserl. Siegel und den Unterschriften des 
Kaisers, des Mainzer Erzkanzlers und des Alexander Schweiß. 

3) Goldast, Collectio, 337 f., Original im Wiener Staatsarchiv. 

*) Goldast, Collectio, 377; Privilegienbücher des Jahres 1547 und in „18.603" 
des Reichs-Fin.-Min.-Archivs. 

5) Wien, Staatsarchiv, böhm. Abteil. Vergl. oben S. 87, Anm. 3. 

19* 
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Schlüssen von 1520 und 1526 bewilligten, daß ein voUjähriger Sohn 
Ferdinands schon bei Lebzeiten des Vaters gekrönt werden könne/) 
verzichteten sie auf das ihnen anderenfells zustehende autonome 
ständische Interregnum. 

Aber daraus folgte ebensowenig wie aus den Gesetzen 
von 1348, 1510 und 1545, daß nur Ferdinands erstgeborener 
Sohn Maximilian (IL) gekrönt werden konnte. 

Dazu hätte ein ausdrücklicher Beschluß über Primogenitur- 
erbfolge gehört. 

Anfangs handelte es sich König Ferdinand nur darum, seinem 
Sohn Königsrang und -Titel zu verschaffen, weil er ihn mit des 
Kaisers Tochter Maria vermählte. Selbst diesen Rang und Titel 
konnte er nicht ohne Mitwirkung der Stände erlangen. Die Stände 
willfahrten aber seinem Wunsch und brachten ihren beschränkten 
Wahlanspruch zur Geltung, indem sie am 19. Februar 1549 eine Ur- 
kunde ausfertigten, worin sie Maximilian erklärten, sie hätten ihn 
über Wunsch seines Vaters noch bei dessen Lebzeiten einstimmig 
und einmütig (gednoswornie, gednomyslnie) zu ihrem König an- 
genommen.-) Maximilian mußte sich durch einen Revers verpflichten, 
solange sein Vater lebe, sich nicht in die Regierung Böhmens zu 
mengen. Auch Kaiser Karl V. und der Infant Philipp (IL) stellten 
den Ständen Böhmens in Brüssel 2. Mai 1549 Bürgschaftsbriefe aus, 
worin sie versprachen, Maximilian zur Erfüllung dieses Versprechens 
zu verhalten, „sonst solle er", wie sie sagen, „nicht bloß den be- 
willigten Titel verlieren, sondern auch das Sukzessionsrecht in diesem 
Königreich und jedes andere Recht, das ihm zu demselben zusteht".») 
Eine ähnliche Verpflichtung mußten auch Rudolf IL, Mathias und 
Ferdinand 11. in Reversen der Jahre 1575, beziehungsweise 1608 und 
1617*) übernehmen, weil sie vor dem Tode ihrer Vorgänger zu Nach- 
folgern bestimmt wurden. 



1) Rezek, Gesch. d. Regier. Ferdinands L, 140 f. 

2) Pergamentoriginal im Arch. d. Min. d. Inn., I, AI, 2982, laut einer Dor- 
sualnote am 19. März 1549 präsentiert. Herr Dr. Wilhelm, Beamter dieses Archivs, 
hatte die Güte, mir bei der Übersetzung behilflich zu sein, wofür ich ihm auch 
hier meinen besten Dank ausspreche. Das Dankschreiben Maximilians schon vom 
12. März (wenn nicht etwa eine Vordatierung vorliegt) im Prager Landesarchiv 
nach einer Kopie aus dem Wiener Staatsarchiv. Vergl. Kalousek 221 f. 

3) „Et si contra fecerit, amittat non solum . . . concessum titulum sed etiam 
ius succedendi in dicto regno omneque aliud ius, quod sibi in et ad dictum 
regnum competit." Pergamentoriginale, Wien, Staatsarchiv, bühm. Abteil. 

*) Pergamentoriginalo im Prager Landesarchiv, Transsumpt aus dem Jahre 
1750 im Wiener Staatsarchiv, böhm. Abteil.; deutsche Übersetzungen bei Goldast) 
(olli.'ctiu, 364 f., und bei Lünig, Deutsches R.-A., VIi, 49 f., VIn, 477. 
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Trotzdem dem Erzherzog Maximilian die Sukzession in Böhmen 
und Ungarn schon im Heiratsvertrag mit Maria 24. April 1548^) von 
Karl V. und Ferdinand I. ausdrücklich garantiert, und trotzdem sie 
vom böhmischen Landtage 1549 beschlossen worden war, war sie 
wegen seines Verhaltens in religiösen Dingen eine Zeitlang unsicher. 
Der Erzherzog Ferdinand, welcher der ^böhmischen" Sprache völlig 
mächtig war und eine starke Partei unter den Ständen hatte, wäre 
dann Thi'onfolger geworden. Aber diese Gefahr für Maximilian ging 
vorüber. Vater und Sohn lenkten ein. Auch Maximilians Gemahlin hatte 
mit richtigem Gefühl Ehescheidungszumutungen zurückgewiesen. *) Der 
kluge Papst Pins IV. ließ Maximilian nach dessen römischer Königs- 
wahl mitteilen, wenn auch an den Gerüchten über Maximilians Ver- 
halten , etwas daran gewesen, so hielte doch Ir Heiligkeit derfuer, 
das es alain darauf angesehen, damit E. Majestät [Maximilian] zu 
diser Dignitet khomen möchte. Nachdem Sy aber jeczo das Ihenig, 
80 Sy hierin gesuecht, erlangt, so weren Sy der unzweiflen [!] Hofif- 
nung, Sy wurde sich so guet katholisch erzeigen und halten alls 
ainicher irer vorfarn''.^) 

Als der Papst im Dezember 1562 so sprach, hatte Maximilian 
nicht bloß die römische (November), sondern auch die böhmische 
Königskrone (September 1562) erlangt. Wie einst sein Vater, leisteten 
auch er und später seine Söhne Rudolf und Mathias auf die Privi- 
legien und Freiheiten des Königreichs einen Eid, den ihnen der Oberst- 
burggraf in „böhmischer" Sprache vorsprach. Bei den letzten Eides- 
worten: „Als wahr Uns Gott helfe und alle Heiligen", legte Maximilian 
beide Hände auf das Kruzifix des Meßbuches, das der Erzbischof ihm 
vorhielt.*) 

Kaiser Maximilian II. suchte im Jahre 1574 durch den „alten 
Herrn von Pernstein", den Kanzler von Böhmen, dasselbe zu er- 
reichen, was ihm im Jahre 1569 und 1572 in Ungarn 5) gelungen war: 
auch die böhmischen Stände sollten selbst die Ordnung der Thron- 
folge verlangen. Daß dieser Plan mißlang, soll Schuld des Herrn von 



1) Herrgott, Pinacotheca, Auctarium diplom. 

2) Was Maximilians II. Vertrauensmann Richard Strein aus des Kaisers 
eigenem Munde erfuhr und in seiner schon zitierten Rechtsdeduktion wiederholte 
(S. 121 f.). Über diese Konflikte, Steinherz, Nuntiaturberichte aus Deutschland, 
I, S. XLn sq.; Hopfen, Kaiser 3Iaximilian 11., München 1895, 46 f., 55 ff., und 
Turba, Venetian. Depeschen vom Kaiserhofe, lU, S. XXVI sq. 

8) Aus dem Berichte Don Juan Manriques aus Rom, 19. Dez. 1562. Orig., 
Arch. d. Min. d. Inn., n, B. 4, 337. 

-*) Krönungsberichte ebendas. I, A2, 3009. 
*) Huber, Gesch. ö., HI, 278. 
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Eosenberg gewesen sein, welcher auch aus Eifersucht gegen Pemstein 
erklärte: „die Krone Beheimb were wohl der mühe wert, daß mann 
darumb bäf*; die Stände hätten wie in Polen „eine freie Wahl".^) 
Mit vieler Mühe gelang es, im Krönungsbeschluß der Stände das 
Geständnis der „ Erwählung " durch das Wort „Annahme" Rudolfs zu 
umgehen,^) als ob dadurch das Recht der Stände, unter gesetzlich 
anerkannten „Erben'* zu wählen, beseitigt worden wäre! 

Wie schon sein Vater 23. Mai 1567 bestätigte auch Rudolf am 
12. November 1576 die Privilegien und Freiheiten des Königreichs 
in böhmischer und lateinischer Sprache. 3) 

Der Vertrag Rudolfs mit seinen Brüdern vom Jahre 1578 sicherte 
Rudolf samt seinen „Leibserben und Erbenserben Manns stammens" 
Alleinsukzession in Böhmen und Ungarn, was der Verfügung König 
Ferdinands vom Jahre 1554 entsprach, während seine Brüder als 
Apanage aus beiden Ländern je 20.000 Gulden bekamen. Die Personal- 
union Böhmens und Ungarns mit dem Erzherzogtum Österreich, welche 
dieselbe Verfügung Ferdinands L geschaffen und der Vertrag von 1578 
bestätigt hatte, war, wie der Leser schon weiß, von 1608 bis zum 
Jahre 1611 unterbrochen. Wenn Rudolfs Mannsstamm ausgestorben 
sei, soUte nach diesem Vertrag der an Jahren älteste, lebende 
Erzherzog der Gesamtlinie Kaiser Maximilians 11. in den Königreichen 
„gebürlichen Zugang" haben. 

Aber der Vertrag des Jahres 1578 war wie die Testamente 
Ferdinands L bloß ein Hausgesetz, das nur so lange Gültigkeit 
hatte, als die Brüder einander die Treue hielten. Für die böhmi- 
schen Stände war er durchaus nicht rechtsverbindlich, da sie 
den böhmisch-habsburgischen Erben Primogeniturfolge bisher nie ge- 
währleistet hatten. Wie hätten sie dies auch tun können, wenn sie 
überhaupt noch ein Recht zur Mitwirkung bei der Thronfolge be- 
haupten wollten? 

Wenn sie daher Wahlrecht in Anspruch nahmen, so war dies 
in der damaligen Rechtslage wohl begründet. Alle Erzherzoge, 



1) In der zitierten Rechtsdednktion des damaligen Unterhändlers Richard 
Strein. 

2) Spuren des Kampfes um diese Worte auch in den ProtokoUen über Be- 
ratungen kaiserlicher Räte mit böhmischen Herren im Arch. d. Min. d. Inn., I, 
A2, 3036. Rudolf soUte den Krönungseid vor der Feier erhalten: „zu desto pesserer 
pronuncierung". Vgl. Hub er, Gesch. ö-, IV, 278, und Turba, Venetian. Depeschen, 
Wien 1895, III, S. 528 f., 529, Anm. 4, 5. Der in Anm. 4 genannte „Strainer" ist 
Richard Strein. 

3) Originalien im Prager Landesarchiv ; überdies in den Privilegienbüchem, 
III, Fol. 298 ^ und I, Fol. 41 f. (nur in den Prager Exemplaren). 
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versichert der Nuntius im Jahi*e 1600,^) hätten unter den Ständen 
eine eigene Partei; dazu kam auch der Bayernherzog Maximilian. 
Kein Wunder: Hatten doch die b(Uimischen Stände immer ganz all- 
gemein den „Erben'' Kaiser Ferdinands I. und Annas und dann wieder 
den „Erben" Maximilians II. Treue geschworen! Erben waren darum 
nicht bloß die Brüder des Kaisers Rudolf, sondern auch der steierische 
Ferdinand 11,, als ein Enkel König Ferdinands L, mit seinen 
Brüdern, im gewissen Sinne auch der Bayernherzog Maximilian 
mit seinen beiden Brüdern Ferdinand und Albrecht als Nachkommen 
Annas, der ältesten Tochter Ferdinands I., endlich auch König 
Philipp in. von Spanien als einziger Sohn einer anderen Anna, der 
ältesten Tochter Kaiser Maximilians 11. 2) Allerdings hatten diese 
beiden Erzherzoginnen vor ihrer Verheiratung mit Zustimmung ihrer 
Ehemänner Erbverzichte ausgesteUt, was Böhmen betrifft, zu gunsten 
des Mannsstammes aller deutschen Habsburger, aber doch nur mit 
der Klausel: soweit sie dazu nach den Rechten und Privilegien der 
Königreiche verpflichtet seien. Vermutlich war damit gemeint, daß 
die Stände unter den Erzherzoginnen, die nach dem Aussterben des 
Mannsstammes alle „Miterben" und nie Alleinerben waren, 3) wählen 
konnten. Diese Worte waren aber auch anderer Auslegung fähig. 
Eine extreme, damals aber nur kleine Partei dachte sogar an ein 
durch keine Erben beschränktes Wahlrecht, wie es 1458 geübt 
worden war.*) 

Das auf die Erben des böhmisch-habsburgischen Königs- 
hauses beschränkte Wahlrecht ist von den Ständen nicht nur 



„Finirö con dire . . . che in regno [di Bohemia] pretendono, non habbia b, 
Bucceder Matthias, ma s'habbia da venire alTelettione per molte raggioni, et 
ho inteso da persona di grande esperienza che non solo sarä divisione tra heretici 
et catolici, mall catolici stessi saranno divisi, perchö ciascuno di questi prin- 
cipi di casa d'Anstria ci ha la sua parte, et ancor il Dnca di Baviera ci ha la 
sua, et molti, massime di Slesia, desiderano il Ke di Polonia, parendo loro che 
potesse portare molta felicitä k questo regno Tunirlo con quello di Polonia." Der 
Nuntius in Prag, 16. Oktober 1600, Decifrat, Borghese, III, 52 e, f, Vatikanisches 
Archiv Rom. Vgl. die „Landtagsverhandlungen", Prag 1900, X, 236, 243 f., wo 
auch von Bayerns Absichten auf Böhmen die Bede ist. 

2) Es ist daher ganz unzutreffend, wenn Huber, Gesch. ö., V, 91, sagt: 
„Das Wahlrecht der böhmischen Stände heQ sich nach den Landesprivilegien und 
dem Vorgehen bei der Erhebung Maximilians II. und Rudolfs U. nicht behaupten.'' 

3) Vgl. oben S. 213. 

*) Weil Gindely, Gesch. des SCtJähr. Krieges, I, 10 f., das Thronfolgerecht 
nicht richtig erkannt hat (siehe oben S. 285, Anm. 3) und behauptet, daß sich di& 
„Erblichkeit der Krone" „einigermaßen schwer" beweisen ließe, meint er, Annas- 
Verzicht sei nicht bindend gewesen, da keine derartige gesetzliche Verpflichtung 
hiezu bestanden habe. 
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bis 1627 behauptet und von den Erben ausdrücklich an- 
erkannt worden. Erst die Annahme der pragmatischen 
Sanktion Kaiser Karls VI. durch die böhmischen Stände im 
Jahre 1720 hat die Furcht vor einer Wiederkehr dieses Wahl- 
anspruchs beseitigt, weil in diesem Jahre die bloß haus- 
gesetzlich eingeführte Primogeniturerbfolge auch landes- 
gesetzliche Sanktion erhielt. Erst damals wurde für männliche 
wie für weibliche Erben des böhmisch-habsburgischen Königshauses 
erreicht, was einst bloß für den przemyslidisch - luxemburgischen 
Manns stamm garantiert worden war. 

Schon am 8. Mai 1608 wurde Kaiser Rudolf durch den Treu- 
und Vertragsbruch seines Bruders Mathias gezwungen, ihm zu ver- 
sprechen, daß er ilim die „Expectanz" oder Anwartschaft auf den 
böhmischen Thron durch die Stände erwirken werde. ^) Rudolf sprach 
selbst in einem bezüglichen Mandat an die böhmischen Stände von 
einer Wahl des Mathias zu seinem Nachfolger, ebenso Mathias, wenn 
auch dieser nicht versäumte zu betonen, daß er „angeborene 
Neigung und Liebe** zu den Böhmen habe, weil er aus „königlich- 
böhmischem Blute" sei. Er wurde zunächst nur zum Expektanten 
der böhmischen Krone „aus freiem und gutem W^illen" der Stände 
gewählt und nannte sich „designatus in Regem Bohemiae".«) Eine 
zweite Wahl, dann aber zum König von Böhmen, sollte stattfinden, 
wenn Kaiser Rudolf stürbe, ohne eheliche Manns erben zu hinter- 
lassen. Wenn aber solche zur Welt kämen, sollte Mathias bloß „Ver- 
walter und Gubernator" dieser Erben und der Krone sein, bis die 
Erben mündig seien. 3) Damit verzichteten die Stände auf das ihnen 
1348 für eine Regierungsvakanz garantierte autonome Inter- 
regnum, jedoch nicht völlig, weil Mathias nur „mit Rat, Wissen und 
Willen der obersten Landesoffiziere und Rechtsbeisitzer" regieren sollte. 

Indem Rudolf eigener männlicher Nachkommenschaft nach Mathias 
Tode die Nachfolge sicherte, setzte er eine Bedingung durch, die er 
von allem Anfange an^) für Mathias Nachfolge gestellt hatte. 



1) Ruber, Gesch. Ö., V, 506 f.; die schon benützten Urkunden im Arch. d. 
Min. d. Inu., I, AI, 2982, 2984. Vgl. Dobner, Monum., n, 480, 485. 

2) 22. Juni 1608 bat Mathias den Kardinal Dietrichstein, Bischof von Olmütz, 
schriftlich, er möge beim Kaiser dahin wirken, daß das Wort „futurum" nach 
„Bohemiae" ausgelassen werde. Arch. d. Min. d. Inn., 1, A 1, 2982. 

3) Vgl. oben S. 182. Kaiser Rudolfs Revers vom 25. Juni 1608 lateinisch bei 
Goldast, Comment., Appendix, 345 f., deutsch bei Goldast, CoUectio, 364 f., 
und bei Lünig, Vi, 49 f. 

*) Vielleicht 1599. Daran erinnert Mathias in einem Briefe an Erzherzog 
Maximilian am 11. Mai 1616. Arch. d. Min. d. Inn., I, AI, 2993. 



— 297 — 

Obwohl sich der Kaiser den Titel eines Markgrafen von Mähren 
vorbehielt, bekam Mathias wie einst die böhmischen Thronfolger schon 
jetzt auf eigene Lebenszeit die Regierung Mährens. Starb aber 
Mathias vor Kaiser Rudolf, so durften sich die mährischen Stände 
, einen anderen, der ihnen aus dem Hause Österreich gefallig sei", 
zum Schutzherrn bis zum Tode des Kaisers Rudolf „nehmen", oder, 
wie es im ursprünglichen Ent\TOrfe hieß: „wählen". i) Auf alle Fälle 
war damit auch den mährischen Ständen ein Wahlrecht, aber nur 
zwischen den Erben des Hauses Österreich, ohne Rücksicht auf Primo- 
genitur, garantiert. 

Als Kaiser Rudolf auch Böhmen, Schlesien und die Lausitz 
verlor, wurde Mathias, ohne daß der Kaiser die Bedingung des Vor- 
rechts eigener Mannserben fallen gelassen hätte, am Pfingstmontag 
des Jahres 1611 (23. Mai) zum König gewählt und geki-önt. Bis 
elf Uhr nachts des vorangehenden Tages hatte er sich geweigert, 
außer den Privilegien und Freiheiten des Königreiches samt den 
Majestätsbriefen Kaiser Rudolfs für Böhmen und für Schlesien vom 
Jahre 1609 auch noch das religiös-politische Bündnis der ständischen 
Nebenregierung Böhmens mit den schlesischen Ständen vom 13. Juli 
1609 zu bestätigen.'^) 

Als Mathias schließlich fragte, „ob diese Union oder Compactata 
wider die Katholischen seien", und ihm die Stände beteuerten, daß 
das nicht der Fall sei, fand man den Ausweg durch eine Klausel, 
welche lautete: „sintemahlen dieselbe [Union] wider die Katholischen 
sub una^) nicht gemeint sein soll". Auch am anderen Tage verzögerte 
sich die Krönung bis vier Uhr nachmittags, weil der Kaiser den 
Schlesien! und Lausitzern die Eidespflicht gegen sich nicht früher 
erließ.-*) 

Da weder Kaiser Mathias, noch seine Brüder Maximilian und 
Albrecht Kinder hatten, suchte Mathias seinem Vetter Ferdinand (IL) 



*) „Und sich und sein Protection zu befelhen waahl hetten". Vgl. den lateini- 
schen Text bei Dobner, Monum., 11, 485. 

2) Muber, Gesch. ü., IV, 533, 554. 

3) Mit Rücksicht auf die „sub utraque". 

*) Briefe des Mathias an seine Räte in Wien vom 21. Mai und an die Erz- 
herzoge Maximilian und Ferdinand, ferner an die Herzoge von Bayern vom 24. Mai 
1611 im Arch. d. Min. d. Inn., I, A 2, 3009. Der Revers vor der Krönung und die 
Privilegienbestätigung nach derselben bei Goldast, Comment., Appendix, 347, 848, 
Goldast, Collectio, 389 f., 393 f., und bei Lünig, Deutsches R.-A., Vi, 72, 74. 
Über die Erniedrigung der monarchischen Gewalt siehe den Brief des Kaisers 
Mathias an Ferdinand vom 10. Nov. 1613 im Arch. d. Min. d. Inn., I, A 1, 2981, 
im Auszug bei Hurter, Vn, 14 f., und Gindely, I, 78 f. 
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von der steierischen Linie die Nachfolge wie in Ungarn so in Böhmen 
zu sichern. 

Dazu war aber vor allem ein volles Einverständnis 
zwischen allen Erben, die von der jagelionisch-böhmischen 
Anna abstammten, nötig. ^) Einer Einigung innerhalb der 
steierischen Linie scheinen Ferdinands IL Brüder Leopold und 
Karl kein Hindernis bereitet zu haben. Auch eine Vereinbarung dieser 
Linie mit der Kaiser Maximilians IL war nötig, solange außer Mathias 
dessen Brüder Maximilian und Albrecht lebten, wenn auch voraus- 
zusehen war, daß mit ihnen der gesamte Mannsstamm der maximilia- 
nischen Linie aussterben werde. Zunächst willigte Erzherzog Ferdi- 
nand Juni 1616 auf Wunsch des Mathias in die Bedingung, daß 
eventuelle Söhne des Kaisers vor Ferdinand selbst ein Vorrecht 
haben sollten, 2) und stellte darüber einen ähnlichen Revers wie einst 
Mathias gegenüber Kaiser Rudolf aus. Die Erzherzoge Maximilian 
und Albrecht verzichteten dann in einer gemeinsamen Urkunde vom 
8. und 29. Juni 1617^) zu gunsten Ferdinands und seiner „männlichen 
Leibeserben'*, solange solche vorhanden seien, auf ihren, wie sie 
sagten, „ersten und nechsten" Anspruch auf Böhmen, weil sie »alt 
und an Kraft schwach und ohne Erben" seien. Dieser Verzicht soUte 
aber ungültig sein, wenn Mathias vor ihnen stürbe und überdies 
früher, als man Ferdinand und dessen männlichen „Leiberben" ge- 
huldigt habe, oder früher, als Ferdinand zu „vollkommener, wirklicher 
und ruhiger Possession" beider Königreiche gelangt sei. Schließlich 
verzichteten sie auch auf diesen Vorbehalt.^) 

Aber das Einverständnis zwischen der steierischen und maxi- 
milianischen Linie hätte nicht genügt. Es hatte sich nämlich in dem 
spanischen König Philipp III. als Sprößling Kaiser Maximilians IL 



9 AU diese Dinge hat Gindely, Beiträge zur Gesch. d. STjähr. Kr., I, 6 ff., 
teils unzureichend, teils unrichtig dargestellt. 

2) Dies schrieb Mathias selbst 11. Mai 1616 dem Erzherzog Maximilian und 
bat diesen, Ferdinand darüber zu fragen, worauf Maximilian am 30. Juni 1616 
antwortete, daß Ferdinand kein Bedenken trage, den vorgelegten Revers zu unter- 
schreiben. Ar eh. d. Min. d. Inn., I, AI, 2993. 

3) Pergamentoriginal, Familienarchiv, Wien : ein Vidimus im Prager Landes- 
archiv. Diese nur für Böhmen gültige Ausfertigung scheint auch für Ungarn in 
gleicher Fassung ausgestellt worden zu sein. 

*) Khlesl bemerkte auf diesem Aktenstücke in dorso: „Das ist die Cession 
der Erzherzoge, wie Erzherzog Maximilian mir dieselbe überschickt und ich vom 
8. Juni [wohl: 1617] difficultiert hab." Vgl. die geh. KatsprotokoUe dieses Jahres 
im Staatsarchiv. Dort ist zu ersehen, daß eine Beratung in Gegenwart des Kaisers 
und der Erzherzoge Max und Ferdinand diese Eenuntiation und die des spanischen 
Königs betraf. 
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von dessen ältester Tochter Anna für Böhmen und Ungarn ein anderer 
Erbe angemeldet. Man darf behaupten, daß dieser Anspruch eine 
Folge des Familienpaktes vom Dezember 1611 war, welcher Spanien 
eine dauernde Einwirkung auf die Gebiete der deutschen Habsburger 
sicherte: unter anderem war damals bestimmt worden, kein Mitglied 
des Gesamthauses dürfe eine Würde und Ehre ohne Wissen und Zu- 
stimmung auch des spanischen Königs anstreben.^) 

Je größer der Ki^eis der Erben und Mitbewerber war, desto 
eher kam die Entscheidung in die Hände der böhmischen Stände, 
während es sich bei einer vollständigen Einigung unter den Erben 
nur noch um eine einfache Zustimmung der Stände handeln konnte. 
Diese Gefahr wurde auch nicht durch die Tatsache aus der Welt 
geschafft, daß nach bisheriger Übung der ununterbrochene Manns- 
stamm vor den Sprößlingen von Erbinnen Vorzug gehabt hatte, und 
daß Philipps III. Mutter bei ihrer Verheiratung samt ihrem Gemahl 
auch zu gunsten der Söhne Erzherzog Karls von Steiermark ver- 
zichtet hatte, nicht bloß zu gunsten ihrer Brüder, wie man irrig be- 
hauptete. 2) Unter der Suggestion des spanischen Thronfolge- 
rechtes erklärten die Kronjuristen König Philipps III., dieser habe 
ein besseres Recht als Ferdinand (II.), weil er mit Kaiser Maxi- 
milian IL und dessen Sohn Mathias in näherer Verwandtschaft als 
mit Ferdinand (11.) stehe. Beim Mangel von Söhnen kämen des Königs 
Tochter, nicht aber des Königs Bruderkinder in Betracht, was für 
spanische Thronfolge richtig war. 3) Die Eenuntiation sei nur ge- 
schehen, „so weit" Anna „nach den Eechten und Privilegien Böhmens 
und Ungarns dazu verhalten war". Da aber dort weibliche Nachfolge 
gestattet sei, sei die ganze Eenuntiation ungültig. Zwar könnten in 



1) Vgl. oben S. 197 f. 

2) „Renuntiamus liaereditatipaternae et inaternae [Marias von Spanien] 
tarn respectu regnorum Hungariae et Bohemiae, quam provinciarum Austria- 
canun, non solum pro Maiestate Sua Caesarea [Maximilian 11.], verum etiam pro 
Serenissimis eiusdem fratribus [Ferdinand von Tirol und Karl von Steiermark, 
die überdies einige Zeilen früher ausdrücklich genannt sind], eorumque omnium 
liberis et haeredibus per lineam masculinam legitime descendentibus, quatenus 
ioxta eorundem regnorum et provinciarum iura et privilegia ad huiusmodi renun- 
tiationem tenemur, salvo nobis iure succedendi in predictis in defectu haeredum 
mascolorum." 29. April 1571, Familienarchiv, gleichzeitige Abschrift nach dem 
Original, mit den Unterschriften Philipps, Annas und Gabriels a (,'aias; etwas 
fehlerhaft bei Dumont, Corps diplom., Vn, 177; dort, IV/3, 106, auch der ähnlich 
lautende Heiratsvertrag. Ein Zweifel, ob Philipp wirklich seine Unterschrift gab 
(Hurt er, VII, 27 f.), ist nicht begründet. Documentos in6ditos para la bist, de 
Espafia, cm, 407, 409 f., 503. 

3) Siehe unten D, 
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den Kurfürstentümern wie Böhmen nach dem Reichsgesetz von 1356 
Frauen nicht folgen, aber nicht Philipps (III.) Mutter, sondern er 
selbst komme nun in Betracht. 

Das beste Gegenargument auf Seite Ferdinands (II.) war wohl, 
daß Philipps III. Anspruch von Mutterseite schon wegen ihrer Re- 
nuntiation und wegen des bisherigen Vorzugs der männlichen vor 
den weiblichen Erben erst nach dem Erlöschen der steierischen 
Linie zur Geltung kommen könne. Dann wäre auch ein Anspruch 
Philipps III. von Vaterseite auf Ungarn und auf die österreichischen 
Erbländer fällig geworden,^) so daß in diesem Falle alle Gebiete der 
deutschen Habsburger an die spanischen gefallen wären. 

Philipp III. und seine Räte ließen sich aber durch keine Rechts- 
gründe überzeugen, schon deswegen nicht, weil sie für ihre Ansprüche 
mindestens eine Entschädigung zu erlangen strebten. Sie ließen darum 
sicher in der ersten Hälfte des Jahres 1614,2) vielleicht auch früher, 
unter anderen Reichslehen in Italien besonders die Markgrafschaft 
Finale und die österreichischen Vorlande als Entschädigungsobjekte 
nennen. Umsonst bemühten sich Erzherzog Maximilian und dessen 
jüngste Schwester Margarethe, ») die als Nonne im Kloster barfüßiger 
Klarisinnen bei Madrid lebte, ^) durchzusetzen, daß wenigstens die 
Vorlande von dieser Entschädigung ausgenommen würden. Während 
einer Beratung im Linzer Kapuzinerkloster, wobei Bischof Khlesl im 
Auftrage des Kaisers präsidierte, wurde 1614 Elsaß als Entschädigungs- 
objekt genannt. Der Kaiser und Erzherzog Maximilian machten darauf 
in einem Schi-eiben an Philipp III. den Vorschlag, dieser möge der 
Verwandtschaft, besonders Ferdinand, zu Liebe auf eine Entschädigung 
verzichten. Dafür sollte aber „beim Mangel der männlichen Erben 
in der Grazer Linie" die Sukzession in beiden Königreichen an den 
Mannsstamm der spanischen Linie übergehen.'^) 



1) Eine Rechtsdeduktiou zu gunsten Philipps III. und eine Erwiderung 
darauf im Arch. d. Min. d. Inn., I, A 1, 2992, und bei Gindely, Gesch. des 30jähr. 
Kr., I, 10 f. 

2) Aus einem Gutachten kaiserlicher Bäte und des Dr. Götz im Namen Erz- 
herzog Ferdinands vom 26. August 1614 erfahren wir, Erzherzog Maximilian habe 
durch den Grafen von ßuquoy dem spanischen Gesandten Balthasar de Zufiiga 
„die schwäre und gfaar seiner prätendierten Recompens der Vorlande in gemüth 
führen lassen". Von Tirol ist keine Rede. Gindely, Gesch. des 30jähr. Kr., I, 10 f. 

3) In einem Briefe vom 20. Oktober 1614 versprach sie Maximilian (?) in 
dieser Frage ihre Mithilfe am spanischen Hofe. Arch. d. Min. d. Inn., I, A 1, 2991. 

*) Turba, Beiträge zur Gesch. d. Habsburger, I, S. 53 f. 

5) AH dies in einem Berichte Zuüigas vom 29. Oktober 1615, den er wegen 
seiner bevorstehenden Mission nach Rom für den Kaiser verfaßte. Den Monat der 
Beratung erfahren wir daraus nicht. 
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Erzherzog Maximilian hatte als „Gubernator" von Tirol und 
Vorderösterreich das größte persönliche Interesse an der Unteilbarkeit 
seiner Gebiete und führte, als Philipp III. noch immer nicht nachgab, 
am 17. Februar 1616^) eine Reihe von Gründen gegen die Zession 
des Elsaß ins Feld: Damit würden, führte er aus, die hausgesetzlichen 
Vertilgungen Ferdinands I. umgestoßen werden, weil sie eine solche 
Zerteilung oder Entäußerung österreichischer Länder verböten. Elsaß 
sei des Hauses unwidersprechliches Erbland, während man in 
Böhmen und Ungarn über „freie Wahl" disputiere und sie mit Gewalt 
zu behaupten stetes Verlangen trage. Man würde also das Sichere 
gegen das Unsichere eintauschen. Überdies könnten Reichspfand- 
schaften ohne Einwilligung aller Stände des Reiches gar nicht ein- 
getauscht werden. Das letzte Argument war wohl am schwächsten, 
weil auch die spanischen Habsburger in die Reichsbelehnung ein- 
geschlossen waren. 

Der spanische König übertrug den Abschluß der Verhandlungen 
dem durch die Wallensteinkatastrophe später berüchtigt gewordenen 
Grafen von Oüate. Nicht Philipp III. hatte es aber eilig, sondern nur 
Erzherzog Ferdinand, auch wegen der zeitweilig besorgniserregenden 
Kränklichkeit 2) des Kaisers. Man täuschte aber sogar die Erzherzogin 
Margaretha über die Instruktion, die man Oüate geben wollte. Denn 
schon am 4. Juni 1616 schrieb sie ihrem Bruder Maximilian, sie finde 
König Philipp IIL dem „gemeinen Nutzen" und dem Haus Osterreich 
„so wohl gewogen", daß er sich „endlich" entschlossen habe, „alle 
Anforderung hindanzusetzen, wie auch die vermainte Recompens deß 
Elsäßischen Chi-aiß, damit nur alle Vnglegenheit verhütet bleib", s) 

Endlich traf nach einer neuen schi'iftlichen Mahnung des Kaisers 
vom 19. November 1616^) der sehnsüchtig erwartete Spanier am 
8. Februar 1617^) in Prag ein, und nun begann ein seltenes politisches 
Gaukelspiel. Schon auf der Durchreise Oüates in Graz scheint der 
Handel perfekt geworden zu sein, der am 30. März 1617 insgeheim 
die Form einer rein persönlichen schriftlichen Zusage Ferdinands 
erhielt. Der Erzherzog garantierte nämlich dem spanischen König 
außer frei werdenden italienischen Reichslehen den Vorzug des spani- 



1) Dieses Stück wie Zuöigas Bericht im Arch. d. Min. d. Inn., I, A 1, 2991, 2993. 

2) „Tarn diuturna stomachi debilitate". Erzherzog Max an Karl von Harrach. 
Neustadt, 15. Mai 1617. Gräfl. Harrachisches Familienarchiv. 

3) Nach einer Kopie ebendas. Am 12. Dezember 1616 schrieb auch Erzherzog 
Albrecht an den spanischen König, er möge wegen des Verlangens bezüglich des 
Elsaß auf die Gefahren des Hauses Rücksicht nehmen. Arch. d. Min. d. Inn., I,A 1, 2993. 

*) Ebendas. I, AI, 2993. 

5) Hurter, Gesch. Ferdinands IL, VII, 73. 
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sehen Mannsstammes in Böhmen und Ungarn sogar vor seinen eigenen 
Brüdern und das Elsaß mit der Landvogtei Hagenau und der 
Grafschaft Ortenau, sobald diese Gebiete an ilin (Ferdinand) oder an 
seine Söhne gefallen seien. Man meinte die Zeit nach dem Ableben 
des Gubernators Erzherzog Maximilian.^) 

Ohne eine Ahnung von Ferdinands Verpflichtung zu besitzen, 
setzte Erzherzog Maximilian in einer gemeinsamen Beratung mit 
Oflate und Erzherzog Ferdinand 15. April 1617 fest, in welcher Fonn 
sein und seines Bruders Albrecht bedingungsloser Verzicht auf Böhmen 
und Ungarn und der Verzicht des spanischen Königs von dem Kaiser 
ratifiziert werden sollte. ^) Auf Grund dieser Verabredung wurde dann 
eine aus Prag vom 6. Juni 1617 datierte Urkunde ausgestellt, in der 
Philipp ni. die Renuntiation seiner Mutter Anna vom 29. April 1571 
wiederholte und bestätigte, auf seine eigenen Ansprüche verzichtete 
und für diese ganz besondere Wohltat (singulare beneficium) von 
Seite Ferdinands (II.) das Zugeständnis erhielt, daß der Manns- 
stamm Philipps in. vor Erzherzoginnen oder deren Sprossen aus der 
steierischen Linie Erzherzog Karls Vorzug haben sollte.») In diesem 
Hauptvertrag war also das Recht eventueller Nachfolge von Ferdi- 
nands Brüdern in den Königreichen gewalirt, obwohl es damals ohne 
ihr Wissen schon aufgegeben war. 

Hiemit schien die bisher bestehende Verschiedenheit in den 
hausgesetzlichen Bestimmungen in Bezug auf Sukzession in Böhmen 
und Ungarn, welche eine Trennung beider Gebiete ermöglicht hätte, 
im Sinne vollkommener Gleichheit beseitigt. Es hatten nicht mehr 
deutsche Erzherzoginnen in Böhmen Vorzug vor dem spanischen 
Mannsstamm. Die Grundsätze des Mains nach der Inter- 
pretation von 1522 und 1530 wurden nun auch auf Böhmen 
angewendet. 

Zur Täuschung des Kaisers und Erzherzog Maximilians wurde 
im Vertrage bemerkt, die Frage der Entschädigung mit einem öster- 
reichischen Gebiete sei auf eine gelegenere Zeit verschoben worden, 
weil man vorerst die Privilegien und Kompaktaten des Hauses Oster- 
reich genau prüfen müsse. Auf diesen Hauptvertrag leisteten der 
bevollmächtigte spanische Botschafter im Namen seines Königs und 

1) Vgl. oben S. 178. 

2) Eine Reinschrift im Arch. d. 31 in. d. Inn., I, AI, 2994, eine Abschrift 
auch in den Familienacten des Wiener Staatsarchivs mit dem Datum des 18. April, 
überdies ärgerliche Bemerkungen des Reichsvizekanzlers Ulm über das Konzept 
des Barvitius. 

3) „Lineam foemininam paternae [Karls] nostrae [Ferdinands] stirpis, nee 
non lilios ex liliabus eiusdem stirpis descendentes praecedat." 
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Ferdinand einen feierlichen Eid. Der Kaiser bestätigte diesen Vertrag 
am 15. Juni 1617.^) Die am Schlüsse dieser Bestätigung anbefohlene 
Eintragung in die böhmische Landtafel scheint nie vollzogen worden 
zu sein. 2) Wenn Mathias den Erzherzog Ferdinand überdies adop- 
tierte,») so sollte wohl seine Kandidatur für den böhmischen Thron 
nicht bloß gegenüber anderen Erben und Bewerbern gesichert, sondein 
auch den böhmischen Ständen die Möglichkeit benommen werden, 
überhaupt auf einer Wahl zu bestehen. Denn eine solche hätte wenig- 
stens unter den Erzherzogen der steierischen Linie stattfinden können. 

Nachdem durch die genannten Akte unter den Erben des böh- 
misch-habsburgischen Hauses in Bezug auf die Nachfolge die nötige 
Einigkeit hergestellt war, trat man an die böhmischen Stände heran 
und teilte ihnen die Verzichte der Erzherzoge Maximilian und Albrecht 
mit Darauf nahmen sie Ferdinand als böhmischen König an. Wenn 
auch diesmal das Wort Wahl vermieden wurde und nur zwei Per- 
sonen diese ausdrücklich verlangten,*) so wurde der damit verbundene 
Begriff wie im Jahre 1549 in anderer Weise ausgedrückt. Ferdinand 
selbst mußte nämlich in seinem Revers vom 28. Juni 1617 bestätigen. 
daß er ^einhellig" angenommen worden sei und mußte diese An- 
nahme eine bewiesene „guetwilligkeit" nennen.^) Das Ganze war 
daher nur ein Versteckenspielen mit Worten. 

Nach dem sogenannten Prager Fenstersturz vom 23. Mai 1618, 
einem angeblich gegen Landesverräter geübten altböhmischen Bi-auch, 
begannen die böhmischen Stände, die ohnedies schon seit 1609 
eine Nebenregierung geführt hatten, allein zu regieren. Als aber 
der Mainzer Kurfürst nach dem Tode des Kaisers Mathias (am 



1) Staatsarchiv Wien, böhm. Abteil., auf füuf Pergamentblättern ohne Unter- 
Bchrift und ohne Datum; ein anderes Exemplar im Familienarchiv, nur von Ulm, 
nicht aber von Mathias unterschrieben; gedruckt bei Goldast, Comment., Appen- 
dix, 230 f., 238 f. (dort vielleicht nur nach einem Konzept), bei Lünig, Deutsches 
R.-A., VIii, 129, Codex Germ, diplom., II, 643, und bei Dumont, Vii, 298 f. 

2; Die böhm. Stände machten Ferdinand später den Vorwurf, daß er „ohne 
Wissen" der Stände und heimlich mit Philipp III. einen Vertrag über die Nach- 
folge geschlossen habe. Ilistor. Aktenstücke, V, 64 ff. Vgl. Gindely, Beiträge 
zur Gesch. d. 30jähr. Kr., Sitzungsber. der Wiener Akad., XXXI, 31 ff. 

3) Nur wenn die Adoption Personen aus fremder Familie betraf, hatte sie 
lehensrechtlich keine Wirkung. Vgl. Stobbe, Handbuch, V, 338, 342. Auch diese 
Adoption nahmen die Stände Böhmens später übel. Histor. Aktenstücke, V, 63. 

*) Huber, Gesch. ö., V, 91. Das Votum des Grafen Joachim Andreas Schlick, 
welches mindestens das Recht, den König aus dem Hause Österreich zu wählen, 
beanspruchte, bei Goldast, CoUectio, 123. 

^) Original in böhm. Sprache mit lateinischer Beglaubigung im Prager Landes - 
archiv, Transsumpt im Wiener Staatsarchiv. Vgl. Lünig, Deutsches B.-A., VIii, 477. 
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20. März 1619) den Tag zur Neuwahl ausschrieb, wurde am 29. März 
auch Ferdinaud als böhmischer König berufe«/) entgegen den 
Intriguen der Stände, die das Kurrecht wie 1440 und 1519 selbst 
ausüben wollten. Er wurde als Kurfürst auch zugelassen, dann am 
28. August in Frankfurt am Main zum Kaiser gewählt und am 
9. September 1619 gekrönt. 2) 

Die Zulassung Ferdinands war lehensrechtlich begründet. Denn 
obwohl Mathias von Kaiser Rudolf persönlich die ßeichsbelehnung 
mit der böhmischen Kur und dem Erzschenkenamt trotz einer Bitte 
vom 28. Juni 161P) nicht empfangen, darum am 12. August 1613 
sich selbst ein Lehensindult ausgestellt hatte, ^) so hatte er doch am 
9. Februar 1619, wenige Wochen vor seinem Tode, den König Ferdi- 
nand von reichswegen belehnt. Von Erben Ferdinands war in der 
bezüglichen Urkunde '0 keine Rede; so genau hielt man sich damals 
wie später bei der letzten Reichsbelehnung vom 26. Januar 1628^) an 
das Muster der Belelmungen der Könige Wladislaw und Ferdinand I. 

Es nützte Ferdinand nichts, daß er einer vor der Krönung über- 
nommenen Verpflichtung gemäß nach seinem Regierungsantritt eine 
Privilegienbestätigung vom 6. April 1619 ausstellte.^) Sie wurde gar 
nicht angenommen und er selbst am 19. August 1619 für abgesetzt 
erklärt, weil er die beschworenen Privilegien, besonders den Majestäts- 
brief, nicht gehalten, ferner entgegen seinem Revers noch bei Leb- 
zeiten des Mathias sich in die Regierung gemischt, überhaupt die 
Krone durch Drohungen und Bestechungen an sich gebracht habe, 
nur angenommen und nicht gewählt worden sei, und ohne Wissen 
der Stände dem spanischen König ein Erbrecht auf Böhmen „ zu- 
geeignet "^ habe.**) 

Es war natürlich, daß die Stände für sich das Recht ableiteten, 
iliren König abzusetzen und zu verjagen, wenn er auch nur eine der 
in den Reversen übernommenen Pflichten nicht erfüllte. An diese 



1) Original, Archiv d. Min. d. Inn., U, B. 4, 338. 

■^ Vgl. Hub er, V, 106, 116, 128. 

3) Eine darauf bezügliche Pergaraenturkunde im Arch. d. Min. d. Inn., I, 
A 1 , 2990. 

*) Pergamentoriginal in den „Mainzer" Urkunden des Wiener Staatsarchivs 

'•) Wiener Staatsarchiv, böhm. Abteil. 

'•) Kalousek, 58 f. 

') Goldast, Collectio, 405; Lünig, Deutsches R.-A., Vlii, 147. Er schränkte 
aber im Gegensatz zur Privilegienbestätigung des Kaisers Mathias von 1611 die 
zuletzt erlangte Alleinberechtigung der Stände zur Verwahrung und Behütung 
der böhmischen Krone und der Landesurkunden ein, indem er den Zusatz machte: 
so weit sie dazu berechtigt seien. 

^) Ilistor. Aktenstücke, V. 64 ff. 
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logische Konsequenz des Reverses hat auch Kaiser Mathias gedacht, 
als er seinem Neffen Ferdinand über Hilflosigkeit und Gebundenheit 
gegenüber der ständischen Übermacht klagte.^) Die Stände gerieten 
aber zweifellos schon am 31. Juli 1619 aus der Rechtsbahn, als sie 
unter anderem den Artikel einer neuen Verfassung beschworen, wo- 
nach der Huldigungseid künftig nur dem König und nicht auch seinen 
, Erben** zu leisten sei. 2) Als man Kaiser Rudolf IL zum Regierungs- 
verzicht zwang, blieb man insofern legal als man einen anderen 
Erben aus der böhmisch -habsburgischen Familie wählte. Es be- 
deutete aber Rechtsbruch, als man am 26. und 27. August 1619 
an die Stelle Ferdinands keinen anderen Erben, sondern einen 
Fremden, Friedrich V. von der Pflalz, wählte, allerdings im Gegen- 
satz zu früheren Wahlen unter Beteiligung der Nebenländer. Dieser 
Rechtsbruch und anderes, z. B. Güterkonfiskationen bei Königstreuen, 
sind nach der Schlacht auf dem weißen Berg vom 8. November 1620 
in schrecklicher, aber den allgemeinen Anschauungen dieser Zeit ent- 
spi'echender Weise gesühnt worden. 

Das Prinzip gesetzlicher Übereinstimmung zwischen dem Willen 
des Herrschers und dem der Stände in den Fragen des öffentlichen 
Rechtes war durch die revolutionären Akte der Stände durchbrochen 
worden. Damit wurde der monarchischen Gewalt ein böses Beispiel 
gegeben, das sie in der ^vernewerten Landesordnung" gründlich 
nachahmte. Am 10. Mai 1627 wurde diese Ordnung nur in deutscher 
Sprache veröffentlicht.^) Sie beseitigte jede ständische Neben- und 
Zwischenregierung, ebenso ein Mitgesetzgebungsrecht*), das aber 
nicht im modernen, konstitutionellen Sinne bestand, und legte das 



1) 10. Nov. 1613. Siehe oben S. 297, Anm. 4. Er sagt darin unter anderem: 
Komme die Union der Länder, deren Bestätigung man von ihm vor der Krönung 
verlangt habe, zu stände, ,,8o wirdt ich und meine Successores khein landt mehr 
straffen oder regieren khönnen, sondern alle Zeit die kunigreich und länder zu 
feundten oder iudices haben und also niemallen sicher sein, wan Sy mich und 
meine Successores veriagen". 

2) Histor. Aktenstücke, V, 13. 

3) Jirecek, Codex iuris Boh. V, 2, A.; Histor. Aktenstücke, IL 8 f., 37 f. • 
Gindely, Gesch. des 30jähr. Krieges, I, 470 f.; Huber, V, 225 f., -227. Ich he-' 
merke bei dieser Gelegenheit, daß auch die Wiener Universitätsbibliothek ein durch 
gleichzeitige handschriftliche Zusätze wertvolles Exemplar dieser Landesordnung 
aus der Bibliothek des Fürsten- Ferdinand Schwarzenberg besitzt. Der Titel lautet: 
„Der Köm. Kai. auch zu Hungern und Böhaimb Königl. Majestät Ferdinand des 
Andern vorneuerte Landesordnung . . . 1627 cum gratia et privilegio S. C. Majestatis.** 

*) Tezner, Technik und Geist des ständisch-monarchischen Staatsrechtes, 
11; vgl. ebendas. 2ü f., 29, besonders die Bemerkung über die Aufhebung der 
Sonderstaatlichkeit Böhmens, 1719, S. 53. Vergl. Kalousek, 433. 

Turba, Thronfolge. 



CO 
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Gesetzgebungsrecht mit Ausnahme der Steuerbewilligung (bis zum 
Jahre 1640, wo den Ständen wenigstens das Recht der Initiative in 
privat- und strafrechtlichen Dingen zugestanden wurde) ausschließ- 
lich in die Hand des Königs. Begreiflich war, wenn in dieser neuen 
Landesordnung erklärt wurde, daß die Thronfolgegesetze der Jahre 
1348, 1510 und 1545 zu Recht bestünden. Aber die goldene Bulle 
des Jahres 1348 erfuhr eine einseitige autokratische Interpretation, 
deren Anfechtung ^die Strafe der beleidigten Majestät und öffent- 
lichen Rebellion" nach sich ziehen sollte. 

Diese Interpretation ging weder auf Kaiser Ferdinand IL, noch 
auf einen Böhmen, sondern in der Hauptsache wohl nur auf den be- 
kannten, damals nicht mehr lebenden österreichischen Sammler, Frei- 
herm Richard von Strein, zurück und setzte fest, daß „den Ständen 
und Inwohnern des Königreichs die Wahl eines Königs ehe und 
zuvor nicht gebüret, als wenn kein Erb aus dem königlichen Ge- 
schlecht, Geburt, Samen und Geblüt, Manns- oder Weibsperson, vor- 
handen, noch zu gewarten oder mehi-gedachtes Königreich etwann 
durch des letzten Erben oder Erbin freiwillig' Renuntiation 
und Verzicht oder auch dahero vacierend und ledig befunden 
würde, daß derselbe oder dieselbe aus dergleichen Mangel und Ab- 
gang der Vernunft (dardurch sonsten in ander Churfürstenthumben 
Einer von der Succession vermöge der eben auch von weilend Kaiser 
Karin IV. dem heiligen römischen Reich aufgerichten gülden' Bulle 
[1356] ausgeschlossen wird) zur königlichen Regierung nicht tauglich 
und darzu von ihm oder von ihr kein ander Erben oder Erbin 
zum Königreich im Leben oder zu hoflFen wäre". 

Daß Karl IV., abgesehen von dem gänzlichen Aussterben des 
böhmischen Königshauses, an Regierungs- und Thronvakanz nur in- 
folge von Verzicht oder Geisteskrankheit des böhmischen Königs ge- 
dacht habe, und daß er auch diese beiden Fälle nur auf den zweifellos 
letzten königlichen Sprossen beschränken wollte, wird niemand ernst- 
lich behaupten wollen, wenn er die Worte der Urkunden von 1348 
und 1356 objektiv geprüft hat. Nicht umsonst hatten bisher die Eide 
der Landesbeamten sowohl dem König und dessen „Erben", als auch 
der Krone Böhmen geleistet werden müssen. Es war eine logische 
Folge dieser neuen Interpretation, wenn sich die Landesbeamten 
nicht mehr „oberste Landofficiere des Königreichs", sondern „könig- 
liche oberste Landofficiere im Königreich" nennen mußten, wie ein 
Erläuterungspatent vom Jahre 1640^) ausdrücklich gebot. Damit war 
im Zusammenhang, daß nach der neuen Landesordnung die Huldi- 



1) Histor. Aktenstücke, II, 60. 
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gungseide aller Untertanen künftig nur der königlichen Majestät und 
^dero Erben, nachkommenden Königen zu Böheim" oder „dero Erben, 
regierenden Königen zu Beheim" ^) geleistet wurden. Mit Recht hoben 
die böhmischen Stände später in einer gutachtlichen Darstellung der 
^Geschichte ihrer Verfassung und Wirksamkeit", wozu sie im Jahre 
1790*) aufgefordert worden waren, hervor, daß ihnen früher bei jeder 
Erledigung des Thrones oder in Abwesenheit des Königs die Ver- 
waltung des Königreichs ganz anheimfiel. Sie hätten hinzufügen 
können, daß dieses Recht auch unter jenen Fällen von Regierungs- und 
Thronvakanz gemeint war, von denen die Urkunde von 1348 sprach. 

War früher der Kampf gegen das ständische Interregnum durch 
die Wahl und Krönung eines Nachfolgers bei Lebzeiten des regieren- 
den Königs geführt worden, so daß der Anspruch auf ständisches 
Interregnum auf die Zeit der Minderjährigkeit des Thronerben ein- 
geschränkt blieb, so wurde durch die neue Landesordnung auch diese 
Möglichkeit beseitigt. Denn Ferdinand II. verfügte darin: „Weil nach 
Aussterben unsers^) oder unser Nachkommen das Königreich alsbald 
auf den Erben fallen thuet und dasselbe also kein eintzige Zeit 
vaciert, als soUen unsere Landofficiere, auch Land- Kammer- und 
anderer Rechte Beysitzer als dann, so bald der Fall sich zutraget, 
in Administration der Justiz im Namen des Erben, nachfolgenden 
Königs, verbleiben.'' Der Ausdruck „vaciert" verrät, daß diese Ver- 
fügung gegen den unbequemen Wortlaut der Urkunden von 1348 
und 1356*) gerichtet war. 

Allen diesen neuen Interpretationen suchte man auch für die 
Zukunft gesetzliche Geltung zu sichern: alle Landesbeamten mußten 
von nun an auf die neue Landesordnung in Eid genommen werden; 
nach Vollendung des 20. Lebensjahres mußte binnen Jahresfrist jeder 
Sohn eines „Herrn oder Ritters" dem König und dessen Erben die 
Huldigung leisten, was auch die Bedingung seiner Landtagsfahigkeit 
war.^) Die Erbhuldigung für den neuen König fand immer früher 
als seine Krönung statt ;ß) Ferdinands 11. Nachfolger leisteten, zuletzt 
am 7. September 1836,') den Krönungseid auf die Privilegien und 

1) Solche tatsächlich geleistete Eide im Arch. d. Min. d. Inn., I, A2, 3035. 

2) Histor. Aktenstücke, II, S. 70. 

3) Genetiv des Personalpronomens. 
*) Vgl. oben S. 248 ff. 

*) Histor. Aktenstücke, II, 50, 55. 

6) So Nov. 1627, Aug. 1646, Sept. 1656, Sept. 1723, Mai 1743, Sept. 1791, 
Aug. 1792, Sept. 1836. Arch. d Min. d. Inn., I, A 2, 3009, 3010, 3011, 3015. 

^) Außer einem besonderen Faszikel ebendas* vgL Legis-Glückselig, 
Aktenmäßige Darstellung der königlich böhmischen Erbhuldigungs-, Belehnungs- 
und Krönungszeremonien, Prag 1836, 90. 

20* 
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Freiheiten des Königreichs nur in dem Umfang, wie ihn die neue 
Landesordnung vom 10. Mai 1627 und Ferdinands 11. besondere Pri- 
vilegienbestätigung vom 29. Mai 1627 1) festgesetzt hatte. Daher ist 
es begreiflich, daß selbst die böhmischen Stände 1790 die neue Landes- 
ordnung als „Staatsgrundgesetz" bezeichneten, das von allen Landes- 
fursten bis auf Kaiser Josef IL eidliche Bestätigung erlangt habe.*) 

Trotzdem es nach all dem Gesagten eine selbst durch Unmündig- 
keit des Thronerben nicht unterbrochene Kontinuität von Regierungen 
des böhmisch-habsburgischen Königshauses geben sollte, blieb den 
böhmischen Ständen bei der Besetzung des Königsthrones noch immer 
ein Rest von Mitwirkung übrig, der unter Umständen diese Kontinuität 
durchbrechen konnte. 

Diese Mitwirkung kam allerdings zunächst nur bei der Krönung 
zum Vorschein; denn dazu mußten die Stände doch berufen werden. 
Zwar gestattete Ferdinand IL nicht, daß der auf die katholische 
Religion und Kirche und auf die Privilegien bezügliche Krönungseid 
seinem Sohn Ferdinand IIL wie in früheren Zeiten durch den 
obersten Burggrafen vorgesprochen werde, damit „es nicht das 
Ansehen hab, als wenn der Possess des konigreichs von den Stenden 
herkhomme". Der Sohn sollte den Eid den Ständen „zu sondern 
gnaden pro nunc Selbsten in beheimischer Sprach' lesen", weil er 
dieser Sprache kundig sei, der Erzbischof sollte mitlesen und der 
Oberstburggraf das Evangelienbuch halten (25. November 1627). In- 
dessen sollte es, wie Ferdinand IL damals entschied, seinen Nach- 
folgern freigestellt bleiben, ob sie den Krönungseid „in beheimischer 
oder teutscher Sprache leisten'* wollten. ») Denn darüber hatte die 
deutsche Landesordnung von 1627 nichts Besonderes verfügt. Aber 
schon bei den folgenden Krönungen übte der oberste Burggraf wieder 
sein altes Recht aus.*) 

Viel wichtiger als die Mitwirkung der Stände bei der Krönung 
war, daß alle Huldigungseide immer dem neuen König und allgemein 
dessen Erben geleistet wurden, z. B.: „Ewer königl. Majestät und 
nach dero selben denen aus dero selben königlichen Geschlecht und 
Geblüt nachkommenden Königen und Erben zu diesem Königreich".^) 



1) Histor. Aktenst. II, 45 f.; Lünig, D. R.-A., VIii, 203: Kalousek, 241 f., 438 f. 

2) Histor. Aktenstücke, II, 91. 

^) Randnoten zur Begründung getroffener kaiserlicher SpezialVerfügungen. 
Arch. d. Min. d. Inn., I, A 2, 3009. 

*) Leopold wurde der Eid durch den obersten Burggrafen in deutscher 
Sprache vorgelesen. 

*) „Eidesptlichten in Beheim". Arch. d. Reichs-Fiu.-Min. (Nr. 32 des General- 
katiiloi;?s, Fol. 435), Fol. 77 «• und Arch. d. Min. d. Inn., I. A 2, 3034. 



— 309 - 

Davon war die Linie Erzherzog Leopolds, des Brudei-s Ferdi- 
nands II., ausgeschlossen. Leopold hatte am 15. November 1623 in 
dem Verzicht auf Böhmen und Ungarn zu gunsten Ferdinands II., 
wie dieser in der betreffenden Urkunde sagt, ^alle unsere erben" 
eingeschlossen. ^) Dadurch war ausgesprochen, daß der Grundsatz des 
Vorzugs der Männer des Hauses Osten-eich, wie ihn die Interpretation 
des Privilegium malus 1522 und 1530 ausgesprochen hatte, auf Böhmen 
keine Anwendung hatte. Dies geschah erst durch die pragmatische Sank- 
tion Kaiser Karls VI. Nur scheinbar hatte Ferdinand II. 1617 dem 
spanischen Mannsstamm Vorzug vor allen Erzherzoginnen und deren 
Söhnen aus der ganzen Linie Karls gewährt. Solange die Manns- 
stämme Ferdinands II. und Leopolds existierten, hätte der spanische 
Mannsstamm in Böhmen und Ungarn kein Sukzessionsrecht ge- 
habt. Es war ganz richtig, wenn Ferdinand II. am 11. November 1623 
behauptete, Spanien habe nur zu gunsten von Ferdinands (IL) eigener 
männlicher Linie verzichtet, 2) und wenn er damals seinem Bruder 
Leopold, der die Primogeniturfolge beider Mannsstämme auch auf 
Böhmen und Ungarn ausdehnen wollte, antworten ließ, Leopold müsse 
sich in dieser Hinsicht an Spanien wenden. Es war daher vollkommen 
begreiflich, daß die Brüder Leopold und Karl 12. November 1623 
sich in einem Protest gegen diesen Vertrag mit Spanien ihre Rechte 
ausdrücklich vorbehielten, ») da diese in dem geheimen Vertrag nicht 
gewahrt worden waren. Tatsächlich erreichte aber Ferdinand IL durch 
seine Mitteilung leichter, was sein Ziel war: Leopold verzichtete 
15. November 1623 in jenen allgemeinen Worten auch zu gunsten 
von Ferdinands weiblichen Nachkommen auf Böhmen und Ungarn. 
Dadurch kam zwischen beiden ein merkwürdiges Rechtsverhältnis 
zustande. Bis zum Aussterben des Mannsstammes Erzherzog 
Leopolds in Tirol, und noch später, konnten eventuell 
Töchter aus Ferdinands 11. Deszendenz in Böhmen wie 
Ungarn sukzedieren, wenn der Vei-trag mit Spanien nicht gehalten 
wui'de. 

Daß aber Ferdinand II. ganz allgemein seinen eigenen Erben 
huldigen und schwören ließ, beweist, daß er nicht gesonnen war, den 



*) Siehe oben S. 205 und Arch. d. Min. d. Inn., I, A 2, 3007. 

2) Die Cron Hispanien . . . sich ires rechtens und succession allein auf Ire 
kay. Maytt., dero Erben und kay. mänliche lini vermüg eines dess wegen ab- 
sonderlich aufgerichten [!] und Irer hochfürstl. Durchlaucht [Leopold] an ietzo undter 
wehrunder tractation [1623] communicierten Vertrags begeben. Gleichzeitige Kopie 
im Familienarchiv. Vermutlich wurde Leopold nur dieser Teil des geheimen Ver- 
trages mitgeteilt. Vergl. oben S. 207. 

3) Renner, Die Erbteilung Kaiser Ferdinands IL, 215 f., 218. 
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Vertrag vom Jahre 1617 zu gunsten des spanischen Mannsstammes 
zu halten. Überdies hatte dieser Vertrag für die böhmischen Stände 
keine Rechtsverbindlichkeit, weil er ihnen schwerlich vor 1720 zur 
Kenntnis gebracht wurde. 

Wer aber unter seinen eigenen Erben ihm zu folgen habe, 
war nur durch sein Testament bestimmt worden. Die dort eingeführte 
Primogeniturfolge war nur Hausgesetz, und wenn sie durch Zwie- 
tracht innerhalb der Familie in Frage kam, lag das entscheidende 
Wort doch wieder bei den Ständen. Daß das Recht, im Landtag zu 
sitzen, seit 1640 innerhalb des Herren- und Ritterstandes ausdrück- 
lich nur nach Primogenitur vererbt werden sollte, kam als privat- 
rechtliche Bestimmung für die Thi-onfolge nicht in Betracht^) 

Schon Ferdinand III. wäre 1646 fast wieder in die alten Ver- 
legenheiten geraten. Sein Bruder Erzherzog Leopold Wilhelm be- 
trachtete sich als einen mit ihm gleichberechtigten Erbanwärter, 
und Ferdinand besorgte ernstlich seine Mitbewerbung um die Nachfolge 
in Böhmen. Diese Mitbewerbung sollte durch irgend eine besondere 
Erklärung der Stände beseitigt werden. Die Hofkanzlei, von der er 
ein Gutachten verlangte, riet ihm am 4. Juni 1646, die Stände ein- 
fach zur Krönung zu berufen, wie es sein Vater Ferdinand 11. 1627 
getan habe. Zur Begründung erklärte sie unter anderem, man dürfe 
den Ständen gar keine Gelegenheit „per modum petitionis seu requi- 
sitionis, oder per modum persuasionis, oder per modum intimationis* 
bieten, damit daraus künftig ein Recht der Mitwirkung von den 
Ständen nicht abgeleitet werden könne. Man müsse in dieser Frage 
um so „behutsamer" vorgehen, „weil nicht allein ohne dis noch vil 
gemüther vber diesem königlichen Erbrecht stützen und aUerlei Ge- 
danken haben, sondern auch das Gesatz der neuen Landtsordnung, 
welches dann dieses königliche Erbrecht von E. Kaiserl. Majestät löb- 
lich Erzhaus statlich declarirt und befestiget, noch new ist; dahero, 
^ie man dasselbe iczo anfänglich in den ersten Fällen observieren 
wirdt, also wird es in künftigen Fällen der Posterität ein Exempel sein". 

Ferdinand III. befolgte diesen Rat und berief die Stände, weil 
er entschlossen sei, seinen Sohn „aus erheblichen Ursachen und in 
Sonderheit auf ihr, der Stände, mehrmalig' allerunterthänigstes und 
bewegliches Ansuchen" als „rechten und natürlichen Erben dieses 
Königreichs zum König und künftigen Nachfolger von Böhmen krönen 
zu lassen",*) was in dieser Form der Wirklichkeit kaum entsprochen 
haben dürfte. 



Histor. Aktenstücke, II, 55. 

-) Arch. d. Min. d. Inn., I, A2, 3010. 
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Aber erst die Erklärung der böhmischen Stände vom 16. Ok- 
tober 1720 über die Annahme der pragmatischen Sanktion und die 
Erbhuldigung, welche Karl VI. am 4. September 1723 vor der tags 
darauf erfolgenden Königskrönung entgegen nahm, sicherte die An- 
erkennung der bisher nur durch Hausgesetz garantierten Primo- 
geniturerbfolge im Mannsstamm wie eventuell im Weiberstamm. Der 
Treueeid. den Karl VI. damals empfing, lautete: Karl VI. „als König 
zu Böhmen und unserem rechten Erbherrn, Eurer Majestät, wie auch 
dero aus Ihro königlichen Geblüt und Stammen, nach Eurer Majestät 
jüngster allergnädigster Successionserklärung succedierenden Erben, 
nachkommenden Königen zu Böhmen", i) Erst 1720 war den 
Ständen die testamentarische Verfügung Ferdinands II. vom 10. Mai 
1621 und vom 8. August 1635 zur Ordnung der Thronfolge nach 
Primogeniturrecht für Männer offiziell mitgeteilt worden, ebenso die 
am 12. September 1703 zwischen Kaiser Leopold und seinen Söhnen 
Josef und Karl getroffenen Verabredungen zu gunsten der Even- 
tualsukzession von Erzherzoginnen, wovon noch unten die Rede 
sein wird. 

Die Stände Böhmens erklärten auf Wunsch Kaiser Karls VI., 
dieser habe von ihnen „aus bloßer, allerhöchster kaiser- und könig- 
licher Gnade" „Beitretung und Submission" zu diesen „Dispositionen" 
begehrt, welche die „ewige und unzertrennliche Vereinigung 
und Beisammenhaltung" aller Königreiche und Länder und die 
„Erhaltung der allein seligmachenden römisch-katholischen Religiou" 
zum Zwecke habe. Wie hatten sich die Zeiten seit 1619 geändert! 
Daß aber die kaiserliche Eröffnung über die hausgesetzliche Ver- 
fugung von 1713 doch nicht „aus purem Überfluß" und allein aus 
des Kaisers „angeborener Clemenz", wie sie sagten, stattgefunden 
habe, bewiesen sie selbst in der Begründung, mit welcher sie dieser 
„Disposition qua legi et sanctioni fundamentali perpetuo valiturae" 
beitraten und sich zu ihrer Einhaltung für alle Zukunft verpflichteten. 
Denn sie erkläi-ten wiederholt, daß diese Ordnung der neuen Landes- 
ordnung von 1627 und den darin angeführten „Fundamentalgesetzen" 
von 1348, 1510 und 1545, welche zu allen Zeiten (!) beobachtet worden 
seien, ebenso auch der Privilegienbestätigung Ferdinands IL vom 
29. Mai 1627 entspreche, weil in allen diesen Gesetzen des Kaisers 
„Erbgerechtigkeit" „fundiert" sei. Sie sprachen auch die Erwartung 
aus, daß der Kaiser sie nicht bloß bei den Fundamentalgesetzen von 
1348, 1510 und 1545, sondern auch bei den von Kaiser Ferdinand IL 



1) Ebendas. I, A2, 3011. Siehe Kalousek, 622 bis 626, 236 f., wo die Erban- 
wartscbaft ausländischer Nachkommen von Erzherzoginnen mit Unrecht geleugnet ist. 
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Mai 1627 konfirmierten Privilegien, Statuten und Gewohnheiten 
landesväterlich erhalten werde. 

Dazu gehörte auch das nie wideiTufene, vielmehr immer, zuletzt 
1836,1) bestätigte und beschworene Recht freier Wahl eines Königs 
beim Aussterben des böhmisch-habsburgischenGesamthauses 
in männlichen wie weiblichen Personen. Dieses Recht ist in der 
goldenen Bulle von 1348 enthalten, auch 1627 in der Landesordnung 
anerkannt worden und würde auf die Gesamtheit („communitas") des 
Königreiches, d. i. heute auf den böhmischen Landtag fallen. 

Aber die Garantie des böhmischen Landtages von 1720 wäre 
ohne die des Reiches unvollständig gewesen. Zwar wurde dem Kui*- 
fürsten von Böhmen 1708 von reichswegen wieder Sitz und Stimme 
im Kurfürstenkolleg bewilligt, ohne daß dieses Recht ausdrücklich 
auf den Mannsstamm beschränkt worden wäre, wie es bei Schaffung 
der braunschweigischen Kur 1692 geschehen war. Aber dieses letzte, 
nur negative Moment hätte bei dem bisherigen lehensrechtlichen 
Kampf des Reiches gegen die Ausübung kurfürstlicher Rechte durch 
eine Frau wenig genützt. Die Anerkennung der pragmatischen 
Sanktion durch das Reich war daher für Böhmen eine rechtliche 
Notwendigkeit, solange sein König in irgend einem Lehensverband 
mit dem Deutschen Reich war. Die Anerkennung der neuen Thron- 
folgeordnung durch das Reich erfolgte am 3. Februar 1732 2) und 
hatte später zur Folge, daß Maria Theresia die Führung der böhmi- 
schen Kurstimme ihrem Gemahl Franz Stephan von Lothringen über- 
tragen konnte. 3) 

Der Reichslehensverband wurde erst am 21. August 1806 durch 
ein Hofdekret des Kaisers Franz für erloschen erklärt. Der Kaiser 
wurde damals selbst „oberster Lehensherr und Souverain" auch in 
den österreichischen Reichsgebieten, und die anderen Mitglieder 
des nunmehr östeneichischen Kaiserhauses waren nicht mehr 
reichsunmittelbar, darum auch nicht mehr der Gerichtshoheit des 
Deutschen Reiches und seines Oberhauptes, sondern als Angehörige 
des österreichischen Herrscherhauses der Hausgewalt des Regierenden 
unterworfen.*) Thronfolgewirren waren infolge der 1 an des gesetzlichen 
Anerkennung des Primogeniturrechtes in Böhmen unter Vorzug der 
Männer nach menschlicher Voraussicht ausgeschlossen. 



1) Vgl. Legis-Glückselig, 5 f., 90. 

2) Zwiedinek-Sttdenhorst, Die Anerkennung der pragmat. Sanktion . 
durch das Reich, Mitteil, des Inst, für Kunde österr. G., 1895, XVI, 303 f., 317. 

3) Vgl. II, B. 4, Bühmen, im Arch. d. Min. d. Inn. 
*) Hauke, 95, 97. 



c. 



Ungarn 



1. 

Das arpadiseh-angiovinisehe Haus. 

Nicht so verwickelt wie in Böhmen lagen die Thronfolgeverhält- 
nisse in Ungarn. Das Verständnis der böhmischen Thronfolge erleichtert 
das der ungarischen. 

Ahnlich wie bei den Przemysliden erkannten die Ungarn ein 
Erbrecht des Gesamthauses der Arpaden an und beschränkten ihr 
Wahlrecht auf die Mitglieder dieses Hauses. 

Als der kinderlose Ladislaus IV. am 10. Juli 1290 ermordet war, 
wurde Andreas HI, (f 1301), der letzte des Mannsstammes der Arpaden, 
als Sohn eines Bruders von Ladislaus' IV. Großvater zum König ge- 
wählt und am 28. Juli 1290 gekrönt. 

Trotzdem vom ununterbrochenen Mannsstamme dieser Sprößling 
noch lebte, erklärte Ladislaus' IV. Schwester Maria, die an Karl IL 
von Neapel aus dem Hause Anjou verheii*atet war, ein besseres Recht 
auf den ungarischen Thron zu besitzen als Andreas, weil sie mit dem 
letzten König Ladislaus näher verwandt sei. Die Verhältnisse lagen 
in dieser Hinsicht ähnlich wie beim Tode König Ludwigs II. in 
Böhmen. Weil Marias Sohn Karl Martell, welchen der päpstliche 
Stuhl als ungarischen König anerkannte, schon 1295 starb, ging ihr 
Anspruch auf ihren Enkel Karl Robert (f 16. Juli 1342) über und 
fand beim päpstlichen Stuhle Unterstützung. Bonifatius VIII. be- 
hauptete 1303, Karl Martells Mutter habe als Tochter König Stephans V. 
auf Grund ihres Primogeniturvorzuges nach ihrem ermordeten Bruder 
ein besseres Recht als andere Bewerber. Überhaupt sei Ungarn ein 
Erbreich und kein Wahlreich. i) 

Aber Primogeniturfolge war nicht ausdrücklich anerkannt, sondern 
ununterbrochen erst seit 1208 bloß in Übung. 1205 hatte Andreas IL den 



1) Chmel, Das Fonnelbuch König Albrechts L, Arch. f. öst. Gesch., 1849, 
II, S. 242. 
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Sohn seines älteren Bruders Emerich, Ladislaus III., vom Throne 
verdrängt. Weil dann Andreas II. und seine zwei Nachfolger Bela IV. 
(t 1270), Stephan V. (11272) nur je einen Sohn (der letzte Ladislaus IV.) 
hinterließen und vom ununterbrochenen Mannsstamm der Arpaden 
sonst keine Persönlichkeit mehr lebte, so war keine andere Thron- 
folge als die des ältesten Überlebenden möglich. 

Zwar wählte eine andere Partei nach dem Aussterben des 
arpadischen Mannsstammes 1301 nacheinander 1302 und 1305 andere 
Abkömmlinge von Prinzessinnen aus dem Arpadenhaus: zuerst 
Wenzel IIL (Ladislaus V.) von Böhmen, den Enkel und Urenkel je 
einer Arpadin, und als dieser zurücktrat, Otto III. von Bayern als 
Sohn einer anderen; schließlich nahmen sie aber auf dem Felde Eäkos 
bei Pest Oktober 1307, wie der Beschluß lautete: „Karl mit seiner 
Nachkommenschaft als König von Ungarn und natürlichen immer- 
währenden Herrn an, wie es die gesetzliche Nachfolge ver- 
langt". ^j 

Mit diesen Worten hatte die Anschauung des Papstes von dem 
Primogeniturrecht der Maria gesiegt, aber nur scheinbar, weil die 
Stände nach dem Tode Wenzels ni. (f 4. August 1306) und nach 
der Gefangennehmung Ottos III. (Frühjahr 1307) überhaupt keine 
anderen Erben des alten Königshauses wählen konnten, da keine 
mehr lebten. 

Sicher und wichtiger war aber, daß 1307 von den ungarischen 
Ständen zwar noch nicht weibliche Regierung, wohl aber weibliches 
Erbrecht anerkannt wurde. Hierbei wurde zugleich ihr Wahlrecht, 
oder wenigstens eine Mitwirkung bei der künftigen Thronfolge ge- 
sichert, weil sie noch immer die Wahl zwischen der gesamten Nach- 
kommenschaft Karl Roberts hatten und Primogeniturfolge nicht aus- 
drücklich anerkannt worden war. 

Daß aber die Stände mindestens eine Mitwirkung bei der Thron- 
folge trotz der Annahme Karl Roberts besaßen, beweist die Tatsache, 
daß dieser, früheren Beispielen im Arpadenhause entsprechend, schon 
1333 seinen erstgeborenen Sohn Ludwig krönen lassen wollte, was 
unnötig gewesen wäre, wenn den Ständen sicher keine Wahl zwischen 
ihm und seinen zwei Brüdern Andreas (f 1345) und Stephan (f 1355) 
zugestanden hätte. Diese Krönung erfolgte aber erst am sechsten 



1) Karolum ac posteritatem eins, prout legalis successio exigit, in 
regem Hungariae ac naturalem dominum perpetuum recepimus Fejer, Cod. dipl. 
Hung., VIII, S. 221. (Der Index dazu von Czinär 1866.) Vgl. Hub er, Österr. 
Reichsgesch., 127 f.; Hub er, Gesch. ö., II, 76 ff., 91; Luschin, österr. Reichs- 
gesch., 310, und Gustermann, Die Ausbildung der Verfassung des Königreich^ 
Ungarn, Wien 1811, I, 201 f.; Virozsil, Staatsrecht ü., Pest 1865, I, 290 f. 
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Tag nach Karl Roberts Tode (f 22. Juli 1342), als der neue König 
Ludwig 16 Jahre alt warJ) 

Wenn König Rudolf I. am 31. August 1290 seinem Sohn Alhrecht I., 
, Herzog von Osterreich'', Ungarn als Reichslehen verlieh, weil dieses, 
wie er in der Belehnungsurkunde behauptete, durch den Tod des 
Königs Ladislaus dem Reiche heimgefallen sei, 2) so war dies, ab- 
gesehen davon, ob Ungarn damals überhaupt noch im Reichslehens- 
verbande war, auch deswegen anfechtbar, weil selbst im bejahenden 
Falle fraglich war, ob mit Rücksicht auf das Erbrecht des Gesarat- 
hauses der Arpaden für Ungarn nur ein Sohn des letzten Inhabers 
in Betracht kommen konnte. Der Papst faßte die Belehnung so auf, 
daß sie ganz allgemein Albrechts „Erben" einschließe (tibi et haere- 
dibus tuis) und behauptete, daß das Königreich von altersher der 
römischen Kirche gehöre. 3) 

31. Dezember 1361 schloß Ludwig I. von Ungarn mit den Habs- 
burgern den schon erwähnten gegenseitigen Erbvertrag, in den auch 
deren Schwester Margare tha, Ludwigs Mutter und die Tochter seines 
jüngsten Bruders, beide mit Namen Elisabeth, ebenso sämtliche Kinder 
Ludwigs, Söhne wie Töchter, eingeschlossen waren. ^) Seine Töchter 
Maria und Hedwig waren damals noch nicht geboren. Da damals 
sonst auch keine männlichen Erben des ungarischen Königshauses 
vorhanden waren, so wnirde auf diese Weise weibliches Erbrecht zu- 
nächst von den Vertragschließenden zweifellos anerkannt. Wegen 
seiner Mutter Elisabeth (f 1380), die eine Tochter König Wladis- 
laws von Polen (f 1333) war, ist Ludwig nach einem schon 1339 von 
König Kasimir (f 1370) gegebenen Versprechen, dem 1355 die polni- 
schen Großen zugestimmt hatten,'^) am 17. November 1370 zu dessen 
Nachfolger in Krakau gekrönt worden. Der Leser weiß bereits, daß 
der Erbvertrag des Jahres 1361 im Jahre 1366 annulliert und durch 
einen anderen zwischen dem ungarischen und dem böhmischen Königs- 
hause ersetzt wurde, wobei ebenfalls die männlichen mit den weib- 
lichen Mitgliedern beider Häuser als erbberechtigt erscheinen.®) 

König Ludwig blieben auch fernerhin Söhne versagt. Wenn 
auch von den Ständen seiner ganzen Nachkommenschaft Erbrecht 



1) Gustermann, 214 f. 

2) Vgl. 0. Redlich. Zur Gesch. der österr. Frage unter König Rudolf L. 
a. a. 0., 156 f. 

3) Der Papst an Herzog Albrecht 1291, bei Dobner, Monum. histor. Bo- 
heniiae, II, 372. 

*) Siehe oben S. 123, 254, und die Stammtafel bei Huber, Gesch. Ö., II, 194. 
'') Huber, Gesch. Ö., II, 208, 234. 
«) Siehe oben S. 254. 
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zugesichert war, so konnten die Stände, wenn sie später ihr Wahl- 
recht auf einen größeren Kreis von Erben ausdehnen wollten, even- 
tueU andere männliche Abkömmlinge derselben Maria von Ungarn, 
auf welche Karl Roberts eigenes Recht zurückging, bevorzugen. König 
Ludwig der Große handelte darum nur im Interesse seiner eigenen 
Töchter, als er Karl dem Kleinen von Durazzo, dem damals einzig 
lebenden Sprossen dieser Maria, 1380 und 1381 zum Besitz des König- 
reiches Neapel verhalf, wobei er ihm seine eigenen Rechte auf Neapel 
abtrat und dafür einen Verzicht auf Ungarn und Polen erhielt.^) 

Vielleicht verzichtete seine Nichte Elisabeth, als sie mit Philipp 
von Romania, ebenfalls einem neapolitanischen Sprößling jener arpa- 
dischen Maria, 1370 veimählt wurde, in gleicher Weise. 

Der Verzicht des Königs Karl von Neapel hatte für Ludwigs 
Töchter nicht die gehoflPte Wirkung. Zwar wurde die ältere, damals 
zwölfjährige Maria schon am Tage nach der Beerdigung ihres Vaters, 
nämlich am 17. September 1382, zum ^König" gekrönt und auch ihre 
Schwester gelegentlich als „natürliche Herrin" bezeichnet, 2) was wohl 
ebenso viel sagen sollte wie Miterbin oder Erban Wärterin. In ihren 
Urkunden nannte sich Maria Königin, „die nach Sukzessionsrecht 
und Ordnung der Geburt " „wie ein männlicher Erbe" zur Regierung 
gelangt sei, weil ihr Vater keinen Sohn hinterlassen habe. 3) Aber 
das Beispiel der Jahre 1290 bis 1307 wiederholte sich. Eine Partei 
zog männliche Regierung vor und erzwang im Bunde mit König Karl 
von Neapel Dezember 1385 Marias Thronentsagung und Karls Krönung. 
Zur Rache dafür wurde er am 24. Februar 1386 erdrosselt, aber 
Königin Maria, die hierauf anerkannt wurde, ward von ihren Feinden 
am 25. Juli 1386 gefangen genommen. Die Gegenpartei wünschte 
Karls Sohn Ladislaus zum König. Dieser hatte noch lange Zeit An- 
hang im ungarischen Reiche und wurde sogar Juli 1403 zu Zara 
gekrönt. Schließlich verkaufte er, was ihm in Dalmatien anhing und 
was er dort überdies beanspruchte, den Venetianern Juli 1409.-*) 

Da weibliche Regierung in Ungarn durch die Gefangennehmung 
der Königin unterbrochen worden war, wählten die ungarischen 
Stände den Luxemburger, Markgrafen Sigismund von Brandenburg, 



i) Huber, Gesch. Ö., U., 242 f. 

2) Huber, österr. Keichsgesch., 129, Anm. 2. 

3) Nobis iure successorio et ordine genitarae coronam et soliuin dicti regni 
Hungariae et sceptra regiminis ipsius genitoris nostri feliciter adeptis ... uti 
filius masculus. Katona, Histor., critica regum Hungariae, Budae 1790, XI, 
28, 37, 41 f.; Liske, Der Kongreß zu Wien 1515, a. a. 0., 522. 

*) Hub er, Gesch. Ö., H, 357, 361, 363 f., 367, 372. 
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Marias Gemahl, März 1387, zum Könige) und krönten ihn, nachdem 
er vorher ihre Privilegien bestätigt hatte. Königin Maria wurde am 
4. Juni 1387 befreit. Seit dieser Zeit gab es bis zu ihrem Tode 
17. Mai 1395 in Ungarn zwei Könige: eine Erbkönigin, die nur durch 
einfache Zustimmung der Stände auf den Thron gelangt war, und 
einen Wahlkönig, der nicht dem arpadisch-angiovinischen Erbkönigs- 
haus angehörte. Da die Königin ihrem Gemahl keine Kinder gebar, 
gab es von ihr keine Erben aus diesem Hause mehr. Wohl lebte 
noch ihre Schwester Hedwig. Sie war auf Grund des Erbrechtes 
ihrer Großmutter Elisabeth von Polen am 15. Oktober 1384 dort zur 
Königin gewählt und gekrönt worden. 2) Auch sie gebar ihrem Gemahl 
König Wladislaw (Jagello) keine Kinder. Sie hatte diesem nach ihrer 
eigenen Wahl und Krönung, indem sie ihm ihre Hand reichen mußte, 
zur Krone Polens verholfen. Wladislaw konnte aber mit seinen An- 
sprüchen auf Ungarn nicht durchdringen und vertagte sie schließlich 
infolge eines 16jährigen Friedens, den er 1397 schloß. «) 

Nach Hedwigs (f 17. Juli 1399)*) Tode gab es aber von dem 
1307 anerkannten arpadisch-angiovinischen Königshaus keine Sprossen 
mehr. Aber die späteren Könige, ausgenommen Mathias L, stammten 
alle vom alten Arpadenblute, weil König Ottokars 11. zweite Gemahlin 
die Stammutter aller böhmischen Luxemburger war.*) 



Palacky, Gesch. v. Böhmen, m/l, 45. Mit Eecht betont De4k, Ein 
Beitrag zum ungarischen Staatsrecht, Pest 1865, 33, daß Sigismund seine Ke- 
gierxingsjahre nur von 1387 angefangen zählte. 

2) Aschbach, Gesch. Kaiser Sigismunds, Hamburg 1888, I, 121. 

») Huber, Gesch. Ö., II, 327, 331, 334 f., 337, 342, 344, 353 f., 360. 

*) Aschbach, a. a. 0., 121. 

5) Vir oz Sil, Das Staatsrecht Ungarns, I, 290 f., Anm. 



II. 

König Sigismund und seine 

Nachkommen. 

Die Leser wissen bereits, daß nach einer Reihe von Akten, die 
im Kapitel ^Böhmen" behandelt wurden, eine Verbindung Ungarns 
mit diesem Königreiche nur dann stattfinden konnte, wenn vom 
Mannsstamm des böhmischen Königshauses außer Sigismund und 
seiner Nachkommenschaft niemand mehr am Leben war. Diese Be- 
dingung wurde nach König Wenzels IV. Tode (16. August 1419) erfüllt. 
Eine darauf bezügliche Verpflichtung waren auch König Ludwig L 
und seine Gemahlin Elisabeth am Dreifaltigkeitstage des Jahres 1372 
eingegangen, indem sie für sich und ihre „Erben und Nachfolger" 
versprachen, niemals Ansprüche auf das Königreich Böhmen oder 
Teile desselben zu erheben, i) 

Ehe dem König Sigismund seine einzige Tochter Elisabeth (1409) 
geboren wurde, suchte er Herzog Albrecht IV. von Österreich die 
Thronfolge in Ungarn zu verschaffen, wenn er selbst keine männ- 
liche Nachkommenschaft erhielte und, was bisher nicht betont worden 
ist: wenn er selbst vor Albrecht IV. stürbe. Einem schon August 
1402 gegebenen Versprechen gemäß setzte er es auf dem Preßburger 
Reichstage des folgenden Monats durch, daß die ungarischen Stände 
Albrecht IV. zum „gesetzlichen Erben und Nachfolger'' einsetzten. 
Sie erklärten damals, nach Sigismunds Tode nur ihn „und keinen 
anderen" zu ihrem Könige „annehmen und krönen zu wollen 
und zu müssen". Von Wahl ist keine Rede. Sigismund habe, heißt 
es ferner, mit Wissen, Zustimmung, Rat und Willen von ihnen unter 
den genannten Voraussetzungen das Königreich Albrecht „geschenkt, 
zugeeignet und gegeben", und an diesen sollte es nach Erbrecht 



1) Goldast, Commentarii, Appendix, 322 f. 
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einfetch fallen. ^) Damit verzichteten sie auf das ihnen künftig zu- 
stehende absolute Wahlrecht. Da nur Albrechts IV. Vater, Albrecht III., 
mit Sigismunds Schwester vermählt war, Albrecht IV. aber nicht aus 
dieser Ehe stammte, so ist der Ausdruck „nach Erbrecht" nicht ver- 
ständlich. 112 Siegel hängten die ungarischen Stände an ihre Zu- 
stimmungsurkunde vom 14. September 1402 und beschworen sie mit 
feierlichen Eiden. Weil aber der ganze Akt ausdrücklich an die Be- 
dingung geknüpft war, daß Sigismund vor Herzog Albrecht sterbe, 
so wurde er wertlos, als das Umgekehrte eintrat und Albrecht IV. 
am 14. September 1404 starb. Denn in dieser Urkunde war von 
Albrechts IV. Söhnen keine Rede. 

Aber die Liebe, die Sigismund dem Herzog Albrecht bewiesen 
hatte, übertrug er auf dessen einzigen Sohn Albrecht V. und woU^e 
ihm ein Erbrecht verschaffen. Vielleicht adoptierte er ihn, uNi^'VWke 
ihm dieses zuzuwenden, wenn nicht etwa schon Albrecht IV. Adoptiv- 
sohn Sigismunds war. 2) 

Nach Sigismunds Wahl zum römischen König 21. Juli 1411 ver- 
pflichteten sich die ungarischen Stände in einem Gratulationsschreiben 
vom 4. Oktober an Sigismund, wenn er keine Erben mehr erhielte, 
dessen Tochter Elisabeth als Königin anzuerkennen und, wenn sie 
erwachsen sei, mit ihr einen Gemahl zu wählen. Trotz der An- 
erkennung weiblichen Erbrechts zogen sie also männliche Regierung 
vor. Dasselbe taten ja auch die Stände Böhmens 1310. 3) 

König Sigismund benützte diese Stimmung der Ungarn, empfahl 
den Ständen Albrecht V. und verlobte ihn schon drei Tage darauf, 



1) Donavit, appropriavit ac dedit ... ex iure haereditario libere devolvatur 
. . . eum et non alium in nostruin regem Hungarig recipere ac coronare volu- 
mus et debemus. Kurz, Österreich unter Albrecht IV., Linz 1830, 227. Die Ur- 
kunde des Kaisers vom 14. September und die vom 17., worin er Albrecht IV. zu 
seinem Stellvertreter, solange er, der Kaiser, lebe, ernennt, ebendas. 110 f., 114, 225. 

2) Schon im März 1409 nennt er Albrecht V. „unsem lieben Sun", also zu 
einer Zeit, wo er ihn noch nicht zum Gemahl seiner Tochter bestimmt hatte, weil 
sie erst in diesem Jahre geboren wurde. Auf diese Worte hat schon Hub er, 
Gesch. Ö., II, 419, aufmerksam gemacht, wenn er auch nicht wie Palacky, III/l, 
146, an Adoption gedacht zu haben scheint. Ist aber diese Annahme richtig, so 
würde Albrechts Adoption für die des Königs Mathias durch Kaiser Friedrich III. 
vorbildlich gewirkt haben und den Einfluß römischen Rechtes beweisen. Bei Ungarn 
kann nicht eingewendet werden, daß eine zu einer fremden Familie gehörige Person 
kein Erbrecht erwerbe, weil dies nur für Lehen galt, Ungarn aber schon lange 
kein Reichslehen mehr war. Vgl. Hub er, Gesch. Ost., II, 363, 393, 394, Anm. 1, 
535. Auch 1437 verlaugte der Polenkönig Wladislaw vom Kaiser Sigismund eine 
Adoption. Der Kaiser sollte ihn selbst und seinen Bruder Kasimir an Sohnes statt 
annehmen. Aschbach, IV, 392, 396, Siehe unten S. 322. 

3) Vgl. oben S. 238 f. 

T u r b a , Throufolse. 2 1 
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7. Oktober 1411. ^) vermutlich auch mit urkundlicher Zustimmung 
der Stände, mit Elisabeth. 

In der Hussitennot setzte dann Sigismund am 28. September 
1421 2) seine Tochter und ihren Gemahl zu seinen Erben ein. 

Die Form, in der es geschah, ist bezeichnend. „Mit gutem Rath 
unserer Fürsten, Landherren, Edlen und Getreuen," so sagte er, „ver- 
sorge" er Elisabeth mit ihrem „Erbthail" und gab ihr „volle Macht 
und gwalt, das sy selbs die walle habe, welches Künigreich unter 
den zwayen" samt der Markgrafschaft Mähren „sie für ihren Erb- 
thail haben wolle". König Sigismund glaubte danach, über seine 
Länder nicht anders als ein Herr des Adels über Familiengut verfügen 
zu können. Das von ihr gewählte Königreich solle der Elisabeth „erblich 
und mit aller Zuegehörung volkhomenlich" untertänig sein. Wenn 
er aber außer dieser Elisabeth keine Tochter mehr hätte, so sollten 
beide Königreiche Ungarn und Böhmen mit Mähren an diese Elisabeth 
und „Ihres Leibs Erben" fallen. 

Kaiser Sigismund empfahl in Znaim vor seinem Tode am 9. De- 
zember 1437 auch Vertretern der ungarischen Stände, Tochter und 
Schwiegersohn anzuerkennen, w^eil dies im gemeinsamen Interesse 
Böhmens, Ungarns und Österreichs liege. Umsonst hatte damals eine 
Gesandtschaft von Jagellos Sohn Wladislaw, der seit 1434 in Polen 
regierte, gefordert, Sigismund möge ihn und seinen Bruder Kasimir 
adoptieren und ihnen Albrechts Töchter Anna und Elisabeth ver- 
loben. ^) Durch Adoption und Heirat sollte also das gesamte polnische 
Königshaus ein Erbrecht auf die beiden Königreiche erwerben, das 
die Brüder von Hedwig nicht ableiten konnten, weil sie aus späteren 
Ehen Jagellos stammten. 

18. Dezember 1437 erkannten alle damals in Preßbui'g ver- 
sanunelten ungarischen Stände, wohl die überwiegende Mehrheit, den 
Versprechungen des Jahres 1411 gemäß, Elisabeth und Albrecht an. 
In dem darüber ausgestellten Revers, in dem beide versprachen, die 
alten Gesetze, Gewohnheiten und Freiheiten treulich halten und nach 
der Krönung bestätigen zu wollen, nannten sich Albrecht V. „Eex 
electus" und Elisabeth „nata Hungariae Regina electa". Darin liegt 
gar kein Widerspruch. Sie bekannten ferner, daß sie beide erwählt 



1) Aschbach, a. a. 0., I, 321; Böhmers Hegesta, XI, S. 9; Gastermann, 
236, 239; Liske, a. a. 0., 622. 

2) Böhmers Regesta, XI, S. 325. Die dort zitierte Kopie ist im Arch. d. 
Min. d. Inn. unter den „Fremden Gegenständen I", in einer Abschrift des 16. Jahrh. 
vorhanden, die in der Kanzlei der „niederösterr. Kammer" koUationiert wurde. 

3) Aschbach, IV, 396. Siehe oben S. 321, Anm. 2; Caro, TV, 168 f., 182 f. 
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worden seien: Albrecht, um zum König, Elisabeth, um zur Königin 
gekrönt zu werden. So suchte jede Partei ihre staatsrechtliche Auf- 
fassung zu sichern: die Stände erkannten Elisabeth ein Erbrecht 
nach ihrem Vater zu, ohne aber auf ihr Wahlrecht, weder ihr, noch 
ihrem Gemahl gegenüber, zu verzichten. Solange es nur eine Erbin 
gab, war dieser Wahlanspruch theoretisch; sobald aber mehr Kinder 
von ihr am Leben waren, kam er zur Wirkung, indem die Stände 
zwischen diesen Erben wirklich wählen konnten. 

Es gab aber damals eine Minderheit, welche nicht anwesend 
war. Elisabeth und Albrecht versprachen in derselben Urkunde, jene 
zu begütigen und den Schritt der versammelten Stände vor den Ab- 
wesenden zu rechtfertigen. 1) 

Am 1. Januar 1438 wurden Elisabeth und Albrecht gekrönt. 
Staatsrechtlich bestand nun ein Doppelkönigtum, 2) um so mehr, als 
es in Ungarn damals ebensowenig wie zu Zeiten von Marias Allein- 
regierung lehensrechtliche Rücksichten wegen des Widerstandes der 
Reichsgewalt gegen weibliche Regierung geben konnte. Das war nur 
in Böhmen der Fall. Trotz alledem sollte aber Albrecht, solange er 
lebte, nicht nur im eigenen Namen, sondern wolil auch im Namen 
seiner Gemahlin regieren. Erst nach seinem Tode konnte das Recht 
zu regieren auch auf seine Gemahlin zurückfallen. 

So seltsam es darum auch auf den ersten Blick scheinen mag, 
so ist man doch berechtigt zu sagen: die Thronfolge von Kindern 
des Ehepaares war besser durch das schon auf Sigismund zurück- 
gehende Recht der Elisabeth, als durch das ihres Gemahls gesichert, 
weil dieser sein Königtum dem durch gar kein Erbrecht beengten 
Wahlrecht der Stände verdankte, das zuerst bei seiner Verlobung, 
dann bei seiner Vermählung geübt worden war. Es walteten also 
ähnliche, wenn auch nicht gleiche Rücksichten vor, wie später bei 
Ferdinand I. und seiner Gemahlin Anna in Böhmen. Darum stellte 
Albrecht zur Zeit seiner Krönung „mit Wissen und Willen" der mit- 
siegelnden „Prälaten und Landherren'* Ungarns eine Urkunde aus, 
worin er nach dem Zeugnis dieser Königin vom Jahi-e 1441 bestimmte, 
daß seine Gemahlin und ihre Erben, also auch solche aus eventuell 
zweiter Ehe, „rechte erbliche Herrschaft" von Ungarn sein sollten, 



1) Albertum ... in regem coronandnm ... et Elisabeth in . . . Heginam 
coronandam . . . elegerunt et nominaverunt . . . Non presentes nostris litteris et 
legationibus . . . mitigabimus . . . Ich konnte nur eine Abschrift im Arch. d. Min. 
d. Inn. „Fremde Gegenstände I", vermutlich von 1526, benützen. 

2) Von Gustermann, 240 ff., mit Recht betont, wenngleich seine Behaup- 
tung von wirklicher Mitregierung nicht erweisbar ist. 

21* 
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wenn Albrecht selbst vor seiner Gemahlin stürbe.^) Ahnliches hat, 
wie wir wissen, Ferdinand I 1527 bezüglich Mährens getan. «) 

Das thronfolgerechtliche Verhältnis wurde am 30. Mai 1439 
urkundlich festgesetzt: König Albrecht erklärte, indem er die Frei- 
heiten des Landes bestätigte, daß er durch Wahl zur Regierung 
und zum Thi-on gekommen sei, sprach, als ob er die volle Gleich- 
berechtigung seiner Gemahlin zur Regierung beweisen wollte, wieder- 
holt von deren Zustimmung zu dieser Urkunde und unter anderem 
auch von ihrem Recht auf beliebige Verleihung und Entziehung von 
Ehi'en und Amtern [wenigstens in ihrem Dienste], weil sie Erbin des 
Landes sei. Die Stände bestätigten nicht bloß diese Erklärungen und 
gelobten Albrecht und Elisabeth unwandelbare Treue, sondern sie 
setzten hinzu, daß der Elisabeth Ungarn „hauptsächlich ver- 
möge des Rechtes der Geburt" gehöre. Sie sagten nicht: nach 
Eretgeburtsrecht, weil sie sich dadurch jedes Wahlanspruches für 
die Zukunft begeben hätten.») 58 Siegel im Namen der Anwesenden 
und auf Grund der Vollmacht der Abwesenden, sowie Eidschwüre 
sollten für die Zukunft Garantien schaffen. Dadurch waren allerdings, 
wie Elisabeth später behauptete, sie, ebenso „Söhne und Töchter'* 
als „rechte Erbherren und Erben" des Königreichs anerkannt. 

Als Elisabeths Gemahl am 27. Oktober 1439 starb und sie ein 
Kind unter dem Herzen trug, erneuerten doch nicht alle, sondern, 
wie die Königin 1441 sagt, nur „die meisten und besten Herren in 
dem Lande zu Hungern" die übernommenen Verpflichtungen. Wäre 
die Türkengefahr nicht gewesen, so hätte eine nicht unbedeutende 
Zahl der Stände, die sich weigerte, jene Garantien zu erneuern, 
dies vielleicht doch getan und sich weibliche Regierung gefallen 
lassen, obwohl diese Regierung wegen der Unmündigkeit der zwei 



1) Pray, Annales regum Hung., Vindobonae 1764, Ü, 338, Anm. 29; Palacky, 
III/l, 330. 

2) Vgl. oben S. 287 f. 

3) Nobisque ... in regimen et solium ipsius regni Hungari§ votive suc- 
cedentibus . . . quod dispositio pro Serenissima principe, domina Elisabetb, regiua 
et eins Status bonoris conäervatione, ex quo est baeres buius regni, fiat 
ubicunque vult in regno, sie tarnen, quod ipsa domina Regina honores et officio- 
latus suos . . . incolis . . . conferendi et . . . collatos . . . babeat facultatem aufe- 
rendi . . . Dominae Reginae, suae contborali, quam principaliter hoc regnum 
iure geniturae concernere di[g]uoscitur. Außer dem Original im Wiener Staats- 
archiv und dem Druck bei Pray, histor., II, 286, mehrere Abschriften im Arch. 
d. Alin. d, Inn., „Fremde Gegenstände I", und im Arch. d. Reichs-Fin.-Miu. 18.503, 
Fasz. 100 a, darunter auch ein vermutlich 1526 gedrucktes Exemplar (Min. d. Inn.), 
das viele gleichzeitige Randglossen mit Schlußfolgerungen aus dem Inhalt zu 
gun^jton Annas und Ferdinands I. enthält. 
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Töchter des Verstorbenen und nach der Geburt des Ladislaus (22. Fe- 
bruar 1440) hätte lange dauern müssen. Aber wegen dieser Gefalir 
wünschte man einen Mann an der Spitze des Reiches und erkannte 
Elisabeth das Recht ab, allein zu regieren. Sie nahmen mindestens 
eine Regierungsvakanz, wenn schon nicht eine Thronvakanz an. 

Was war nun natürlicher, als daß die Stände die Erbin Elisabeth 
vermählen und einen Gemahl wie einst Albrecht V. wählen wollten! 
Der Königin blieb in ilirer Not nichts übrig, als vorläufig in eine 
Heirat mit Wladislaw, dem Polenkönig, zu willigen. Es wird schon 
richtig sein, daß diese Einwilligung ungültig sein sollte, wenn das er- 
wartete Kind ein Sohn sei. Die Gesandten verhandelten und schlössen 
trotz ihrer Rückberufung, welche nach Ladislaus' Geburt erfolgte, in 
Krakau mit Wladislaw ab und wählten ihn am 6. März 1440 zum 
König. Der neugeborene Sohn, so wurde verabredet, sollte nur in 
Böhmen und Österreich folgen, in Ungarn aber spätere Kinder Elisa- 
beths Vorzug besitzen und erst beim Mangel solcher Ladislaus zu 
seinen Rechten kommen, i) 

Wladislaw gab wohl nur den Standpunkt seiner Wähler \\deder, 
wenn er dem Papste 7. März 1440 schrieb, er sei in Krakau gewählt 
worden, weil durch Albrechts Tod im Königreich eine Vakanz ein- 
getreten sei. 2) 

Die Krönung des Kindes in Stuhlweißenburg am 15. Mai 1440 
mit der Stephanskrone nützte nichts, da am 17. Juli desselben Jahres 
Wladislaw von Polen mit einer vom Grabe des heiligen Stephan ge- 
holten Krone gekrönt wurde. Die Waffen führten keine Entscheidung 
herbei. Daher fand man September und November 1442 eine Aus- 
kunft, welche die Rechte des unmündigen Ladislaus nicht beein- 
trächtigte. König Wladislaw sollte, ohne ungarischer König zu 
sein, statt des Unmündigen regieren, bis dieser das 15. Lebensjahr 
vollendet habe. 3) Damit war das Recht der Stände auf autonome 
Zwischenregierung und zugleich das Erbrecht des Ladislaus anerkannt. 
Dadurch wurde aber für die Zukunft ein Präjudiz zu Ungunsten weib- 
licher Regierung geschaffen. Man erkannte diese nicht an, wohl aber 
weibliches Erbrecht. Wie schon 1437 vorgeschlagen worden war. 
sollten Wladislaw und Kasimir des Ladislaus Schwestern heiraten, 
wenn es nicht wahrscheinlicher ist, daß die Königin Elisabeth während 



i) Chmel, Kegesten des röm. Königs Friedrich IV., Wien 1838, I, S. 2; 
Huber, Gesch. Ö., lU, 19 fi'.; Gustermann, 254 f. 

2) Reguum vacare coepisset. Monum. medii aevi hist. res gestas Poloniae 
iUustrantia, Cracoviae 1876, II i, S. 120. 

3) Huber, Gesch. Ö., III, 25 f., 66, 69 f.; Caro, IV,, 208 f., 221 f. 
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ihrer persönlichen Zusammenkunft mit dem jungen Polenkönig im 
November ihre eigene Verheiratung mit ihm in Aussicht nahm. Auf 
die eine oder andere Weise hätte das polnische Königshaus Eventual- 
erbrecht nach Ladislaus erworben. 

Der Tod der Königin am 19. Dezember 1442 verschob das 
Parteienverhältnis anfangs zum Nachteil der unmündigen Waise. Aber 
der Tod des Polenkönigs Wladislaw am 10. November 1444 in der 
Schlacht bei Varna fülirte wieder eine Wendung zu seinen Gunsten 
herbei, indem die ungarischen Stände ihn am 7. Mai 1445 und am 
5. Juni 1446 als König anerkannten. ^) Mochte aber König Friedrich IV. 
noch so sehr von angeborenem väterlichen und mütterlichen Suk- 
zessionsrecht auch dem Polenkönig Kasimir schreiben, die Stände 
mußten, um ihr Recht einer Wahl zwischen den Eventualerben des 
Ladislaus und zwischen seinen Scliwestern tür die Zukunft zu sichern, 
trotzdem erklären, daß sie ilin gewählt hätten. Damit war gar nicht 
im Widerspruche, daß sie ihn in Briefen als ihren wahren und natür- 
lichen Herrn bezeichneten. 2) Dafür machten die Stände wie in Böhmen 
von dem ihnen seit dem Tode der Königin nicht mehr bestrittenen 
Recht der Zwischeni'egierung Gebrauch, indem sie Johann Hunyady, 
einen wallachischen Emporkömmling, zum Qubernator von Ungarn 
wählten. Dieser scheute sich nicht, durch einen Vertrag mit König 
Friedrich IV., als dem Vormunde des jungen Königs, sich am 22. Ok- 
tober 1450 die Regierung in Ungarn bis zum 18. Lebensjahr des- 
selben zu sichern. 3) Aber Ladislaus wurde schon September 1452 mit 
12V2 Jahren aus der Vormundschaft entlassen.*) Hunyady legte nomi- 
nell schon um Weihnachten die Verwesei-schaft nieder, behielt sie 
aber in Form einer Verwaltung über die königlichen Einkünfte und 
in Form einer obersten Hauptmannschaft für die Zeit der Abwesen- 
heit des Königs bis zu seinem eigenen Tode am 11. August 1456.^) 

Auch am 6. Februar 1453 leisteten die ungarischen Stände 
Ladislaus einzeln den Treueeid als „wahrem und natürlichem König 
und Herrn''. Ebenso wurde er in der Urkunde über den Bund 
Hunyadys mit den österreichischen Ständen vom Jahre 1452 „natür- 



1) Kurz, österr. unter Kaiser Friedrich IV., Wien 1812, 259. 

3) Innatam paternam et matemam snccessionem . . . praefatum patrnelem 
nostrum concorditer in Regem et dominum eorum elegerunt, quamvis huins- 
modi opus non erat . . . eorum veri et naturalis domini, quem etiam in litteris suis 
talem nominant et inscribunt. 12. März 1447. Monum. medii aevi . . . Poloniae . . 
Hu, S. 15. 

^) Usque ad legitimam aetatem suani videlicet decem et octo annorum. 

') Vgl. oben S. 141, 142 f. 

••) Huber, Gesch. Österr., UI, 75, 92. 
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lieber Erbherr'' genannt.*) Aber wehe dem Politiker, der sich nur 
auf Eide und sein „gutes Recht" verließe! 

Hatte man sicli 1440 durch die Wahl des Polenkönigs Wladislaw 
gegen weibliche Regierung gewehrt, aber weibliches Erbrecht niclit 
geleugnet, so setzte man sich nach Ladislaus Tode auch über dieses 
hinweg, als die Mehrheit am 24. Januar 1458 Matliias, Hunj-adys 
noch nicht 15jährigen Sohn, der damals eben aus der Gefangenschaft 
in Prag entlassen worden war, zum König wäldte. Die Wahl war 
nicht ganz frei, weil sie hauptsächlich durch die 20.000 Mann, die 
in der Nähe kampierten und durch die zahlreiche Volksmenge in den 
Straßen der Hauptstadt herbeigeführt wurde. König Georg vermählte 
dem früheren Gefangenen seine neunjährige Tochter Katharina, aber 
die Ehe blieb kinderlos. 

Zweifellos waren durch diese Wahl die beschworenen Rechte 
Annas und Elisabeths, der Schwestern des Königs Ladislaus, verletzt, 
die beide bei ihrer Verheiratung auf Böhmen und Ungarn nicht nur 
nicht verzichtet, sondern sich vielmehr ihre Rechte auf diese König- 
reiche beim Aussterben des ununterbrochenen Mannsstammes ihres 
Brudera ausdrücklich vorbehalten hatten. Anna, die ältere, starb 
1462 nach einer unglücklichen Ehe, Elisabeth wurde aber, wie wir 
bereits wissen, 2) die Stammutter aller späteren ungarischen 
Könige. 

Der Kaiser hatte persönlich gar kein Erbrecht auf Ungarn. 
Denn das Vettei-schaftsverhältnis zu dem verstorbenen Ladislaus be- 
gründete gar keinen Anspruch, da Friedrich weder durch Blutsbande, 
noch durch Adoption mit dem älteren Königshaus, oder mit dem- 
jenigen, das von König Sigismund begründet wurde, verbunden war. 
Er ließ sich aber von seinen Anhängern am 14. Februar 1459 in 
Güssing zum König wählen. Scldießlich kam es zwischen beiden 
Gegenkönigen unter Vermittlung des Papstes zum Frieden, der 3. April 
1462 in Graz verabredet, vom Papste 7. Mai 1463 bestätigt und in 
Odenburg Juli 1463 definitiv abgeschlossen wurde, worauf die Ratifi- 
kationen des Kaisers und des Mathias vom 24. und 26. Juli aus- 
getauscht wurden. 

Die ungarischen Stände hatten schon am 26. Mai 1463 die 
Präliminarien gutgeheißen, und als die Krönung des Mathias mit 
der vom Kaiser ausgelieferten Stephanskrone am 29. März 1464 in 
Stuhlweißenburg erfolgt war, wurde der Friede von den versammelten 



Chmel, Habsbur^ische Exkurse VII, 489, 491; derselbe, Eegesten, I, 
S. 282 und „Kaiser Friedrich IV.'', n, 603 f. 
2) Vgl. oben S. 132, 149 f. 
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Ständen für sie selbst und für ihre Nachkommen 3. April 1464 
ebenfeUs ratifiziert.^) 

Es war daher nicht ein Vei-trag zwischen zwei Fürstenhäusern, 
sondern ein Vertrag der Habsburger mit dem gesamten unga- 
rischen Staate. 

Der Odenburger Vertrag zeigt aber, daß auch der Wahlkönig 
Mathias 2) durchaus nicht gesonnen war, den Anspruch der Stände 
auf unbedingtes Wahlrecht (ohne Rücksicht auf seine Leibeserben) an- 
zuerkennen. Denn in dem Vertrag hieß es, daß die Habsburger erst 
dann auf den ungarischen Thron kommen sollten, wenn von Mathias 
weder Söhne noch Enkel mehr vorhanden seien. ») 

Ferner wird Mathias durch den Vertrag Adoptivsohn des 
Kaisei*s.^) Dadurch sollte wohl die Rechtsfiktion geschaffen werden, 
daß Mathias und sein Mannsstamm nicht durch seine eigene Wahl, 
sondern durch Adoption von Seiten des anderen Wahlkönigs, nämlich 
des Kaisers, und durch Cession desselben, weiter regieren sollte. Das 
Adoptivverhältnis wurde auch am 1. Dezember 1477 im Frieden 
zwischen dem König und dem Kaiser aufs neue betont.^) Der Kaiser 
sollte den Titel eines Königs von Ungarn fortführen dürfen. • 

Was das Wahlrecht der Stände selbst betrifft, so willigten sie 
im Odenburger Vertrag in eine weitere Beschränkung. Denn es hieß 
darin, daß nach dem Aussterben von Mathias' männlicher Nach- 
kommenschaft der Kaiser oder ein Sohn, den der Kaiser dazu be- 
stimmen würde, oder wenn der Kaiser schon gestorben wäre, sein 
hinterlassener Sohn auf dem ungarischen Thron folgen sollte. Nur 
dann, wenn mehr Söhne Kaiser Friedrichs III. vorhanden wären, 
sollten die Ungarn einen derselben selbst zum König wählen dürfen. 

Vermutlich sollte durch die Annahme auch dieser Bestimmung 
fingiert werden, daß des Kaisers und Maximilians Eventualwahl in- 
folge dieses Vertrages schon stattgefunden habe, allerdings nur für 
den Fall, daß Maximilian keine Brüder habe. 

Das Bestreben des Wahlkönigs Mathias, seinen Kindern Erb- 
recht zu sichern, erkennt man auch aus den Verträgen, die er 1478 



1) Liske, Der Kongreß zu Wien 1515, 515, wo die Abdrücke zitiert sind; 
Huber, Gesch. österr., III, 148 f.; Gustermann, 281; Ein vermutlich 1526 oder 
1527 gedmcktes Exemplar mit Hechtsdeduktionen zu gunsten Ferdinands I. und 
Annas in Marginalnoten im Arch. d. Min. d. Inn. „Fremde Gegenstände T\ ein 
anderes ohne solche Noten in „18.503, Fasz. 100 a" des Ileichs-Fin.-Min.-ArchiTs. 

2) Vgl. über ihn auch 3Urki Sändor, Mätyäs kiräly, Budapest 1902. 

3) Vacante regno llungariae, liliis seu nepotibus legittimis ex praefati 
domini nostri Eegis Matthiae lumbis procreatis non extantibus. 

*) Pro filio suo adoptivo habebit . . . et in . . . filium recipit et adoptat. 
^) Kurz, österr. unter Friedrich IV., 259. 
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und 1479 mit König Wladislaw von Böhmen schloß, i) Denn es sind 
darin ausdrücklich auch seine „Erben" als Könige von Ungarn ein- 
geschlossen. «) Ein Unterschied zwischen männlichen und weiblichen 
Erben ist im Gegensatz zum Odenburger Vertrag nicht gemacht. 

Die ungarischen Stände hielten sich nach Mathias Tode (6. April 
1490) nicht an diese Verträge, sondern wählten Wladislaw. Die Be- 
giilndung ist sehr merkwürdig: weil Mathias „ohne den Trost ehe- 
licher Erben" verschieden sei, also nicht allein, weil er keine Söhne 
hinterlassen habe. Diese Worte stehen in dem ereten Diplom Wladis- 
laws, worin er die ständischen Freiheiten garantierte. 

Es scheint, daß König Mathias, der den Adel vielleicht mehr 
als irgend einer seiner Vorgänger in Gehorsam hielt, auch daran 
dachte, eventuell sogar einer Tochter Erbrecht zu sichern. Ein Gesetz 
über die Befugnis des Palatins aus dem Jahre 1485 scheint dafür zu 
sprechen. Denn es heißt dort, daß nach alter Ordnung und Konsti- 
tution der Ahnen der Palatin als erster abstimmen solle, wenn keine 
königliche Nachkommenschaft mehr vorhanden wäre (quando 
regium semen deficere contigerit) und über die Wahl eines neuen 
Königs verhandelt würde. ^) 



1) Vgl. oben S. 269 f. 

2) Nos, vel haeredes, vel successores noätri, reges Hungariae — nos, vel 
haeredes aut successores nostri — vel aliquem ex haeredibus nostris aut successori- 
bus, Hungariae regibus — nos, vel ipse haeres noster, aut aliquis successorum 
nostrorum siiniliter. Chmel, Monum. Habsburgica, V^^'ien 1855, 1858, II, S. 119, 
m, 255, 257. Vergl. Fraknöi, Mathias Corvinus, Freiburg i. B., 1891, II. 

3) In dieser Beziehung scheint mir Lustkandl, Das ungarische Staats- 
recht, Wien 1863, 10, 13, Recht, und DeÄk, Ein Beitrag, 35, 39, unrecht zu haben. 
Bei beiden fehlt allerdings die Unterscheidung zwischen «weiblichem Erbrecht und 
weiblichem Eegierungsrecht. Es geht nicht an, wie Deäk tut, sich auf die Autori- 
tät Verböczys zu berufen, welcher (1517) erklärte, daß „semen regium" hier nur 
das männliche Geschlecht bedeute. In diesen staatsrechtlichen Fragen gibt es für 
innere Berechtigung überhaupt keine Autoritäten, wie die Geschichte des Thron- 
folgerechtes in Böhmen zeigt. Überdies haben wir gar keine Garantie für die 
Unbefangenheit Verböczys. Denn der Reichsvizekanzler Dr. Seid machte im 
Jahre 1561 König Ferdinand in einem Gutachten (Arch. d. Min. d. Inn,, „Fremde 
Gegenstände I") darauf aufmerksam: Verböczy, „quamvis vir Ungarici iuris peri- 
tissimus faisse dicatur, non tamen in hac parte esse integrae fidei . . . Novit enim 
MaiestasV. illum fuisse unum ex praecipuis rebellibus, qui quondam intruso Regi 
Joanni contra Maiestatem V. adhaeserunt. Itaque mirum videri non debet, 
si ille domino suo, qui nullo iure quam praetensae electionis nitebatur, 
potins quam Maiestati V., qui optime iure successionis munita erat, adulari 
Toluit." Bei den Worten „praetensae electionis" darf man nicht vergessen, 
daß auch Seid „ein treuer Diener seines Herrn" ist. Das Gutachten hat mir Herr 
Dr. Kretschmayer trotz eigener Editionsabsichten auf das Liebenswürdigste zur 
Einsicht überlassen, wofür ich ihm auch hier meinen besten Dank ausdrücke. 
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Vergebens forderte Maximilian am 19. April 1490 die Ungarn 
auf, den Odenburger Vertrag zu erfüllen. ^) Nachdem die Entscheidung 
der Stände schon gegen Maximilian ausgefallen war, erklärten sie, 
sie selbst seien bei der Abrede des Jahres 1463 nicht anwesend ge- 
wesen und hätten den damaligen Unterhändlern auch keine Voll- 
macht gegeben. Es nützte nichts, daß man gegenüber dieser das 
sogenannte Kechtsbewußtsein verhöhnenden, aber echt ständischen 
Argumentation daran erinnerte, daß der Odenburger Vertmg nicht 
durch Personen, sondern durch eine ganze „landschalt" geschlossen 
wurde, ^die da nit abstirbt". '^ 

Schon am 15. Juli 1490 war König Wladislaw, der älteste Sohn 
jener Elisabeth, der Schwester des Ladislaus Posthumus, auch zum 
König von Ungarn gewählt worden. Am 18. September 1490 wurde 
er in Stuhlweißenburg gekrönt. Indem die Stände diesen Königs- 
sprossen anerkannten, machten sie trotz allen Vertragsbruches gegen- 
über den Habsburgern dem sogenannten Legitimitätsprinzip eine große 
Konzession. 3) Zwar mußte Wladislaw gestehen, er sei nach uralter 
Freiheit und Gewohnheit gewählt worden, das hätte aber auch jeder 
Arpade zugestehen müssen. Daß aber die Stände gegen seine Erben 
gar keine Verpflichtung hätten, was er den böhmischen Ständen 
bei seiner Wahl bestätigen mußte, dies behaupteten aber die ungari- 
schen Stände nicht. Wozu hätte er dann sonst in derselben Urkunde 
bekannt, die Stände Ungarns hätten ihn unter anderen Bewerbern 
vorgezogen (praetulerint) und gewählt, „weil Mathias ohne den Trost 
ehelicher Erben" verschieden sei? 

Aber Wladislaw war nicht der einzige Sohn dieser Elisabeth 
und darum nicht ihr einziger Erbe. Auch der jüngere Sohn Johann 
Albert betrachtete sich mit Hecht als Erben, den die Stände infolge 
ihres Wahlanspruches so gut wie seinen Bruder wählen konnten. 
Tatsächlich wählte ihn eine andere Partei und er zog Juli 1490 mit 
8000 Mann nach Ungarn. Aber dieser „Kex Hungarie Croati§ etc. 
generalis electus", so nannte er sich, wurde am 1. Januar 1492 



Firnhaber, Beiträge zur Gesch. Ungarns, Arch. f. öst. Gesch., 1849, II, 399. 

2; Ebendas. 445, 446. 

3) Dies übersieht Hub er, Gesch. Österr., III, 550, wenn er bemerkt: „Hatte 
(loch der ungarische Keichstag nach dem Tode Ladislaus' des Nachgeborenen ein 
Erbrecht der Schwestern desselben nicht mehr anerkannt und einen König ge- 
wählt." Der Bischof von Groß wardein sagte König Wladislaw, als er ihm im 
Namen des Keichstages die Wahl zur Kenntnis brachte, nach einer späteren Nach- 
richt: „Nempeid Uuugarorum de tuis virtutibus iudicium t'uit, tametsi iure quoqne 
haereditarioregni llungariae possessio tibi competat." Tubero bei Schwandtuer, 
Scriptores rerum Hungar., W'ien 1746, 11, Fol. 139. 
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bei Kaschau vollständig besiegt,*) so daß er einen Frieden gegen kleine 
Abtretungen in Schlesien eingehen mußte. 2) 

Wladislaw hatte aber nicht bloß einen feindlichen Bruder, son- 
dern auch den römischen König Maximilian zu fürchten. Erst nach- 
dem mit diesem Friede geschlossen war, hatte er sich gegen den 
Bruder wenden können. Nachdem Niederösterreich von den Ungarn 
befi'eit war, besonders aber im August 1490 Wien Maximilian wieder 
gehuldigt hatte, konnte dieser selbst in Ungarn eindringen und zahl- 
reiche Huldigungen von Vertragstreuen Ungarn entgegennehmen und 
von anderen erzwingen. 

Wladislaw begann daher mit Maximilian zu verhandeln. Man 
muß aber gestehen: seine Vollmacht vom 22. August 1491 lautete 
durchaus nicht auf den Namen der Stände. Auch eine spezielle Voll- 
macht zu geheimen Verhandlungen spricht nicht dafür, daß seine 
Partei damit einverstanden war. 3) Leider fehlen uns zuverlässige 
Daten über Geschichte und Reihenfolge der Verhandlungen bezüglich 
des sogenannten Preßburger Friedens bis zur Ratifikation durch den 
eigens zu diesem Zwecke berufenen Reichstag am 7. März 1492.*) 

Kaiser Friedrich ratifizierte den Frieden am 7. November, König 
Wladislaw am 6. Dezember, der römische König Maximilian am 
20. Dezember 1491.^) Auch der Reichstag sollte ihn ratifizieren. 

Sicher ist, daß die Verlesung der Bedingungen bei den Ständen 
einen Sturm des Unwillens hervorrief. ^) Man erkläite, man sei daran 
nicht gebunden, weil er ohne Reichstagszustimmung geschlossen 
worden sei. Gegen diese Argumentation läßt sich nichts einwenden. 
Wenn es auch wahr wäre, daß nach damaligem ungarischen Staats- 
recht die Zustimmung des Reichstages zu Friedensschlüssen nicht 
erforderlich war,') so war dies doch ein Friede, welcher die Thron- 
folge betraf, und daß die Thronfolge nicht ohne ständische Mitwirkung 
möglich war, beweist die gesamte ungarische Geschichte, speziell die 
des 15. Jahrhunderts. Wäre eine solche Zustimmung unnötig gewesen, 
so. würde sie im Vertrage nicht ausdrücklich ausbedungen und der 
Reichstag nicht eigens berufen worden sein. 



1) Hub er, Gesch. Ö., IH, 299 ff., 806. 

Monurn. . . . Poloniae, XI, 369, 371, 521 f. 

3) Firnhaber, 467, 468. 

*) Nicht zu verwechseln mit der Zustimmungsurkunde von acht Prälaten 
und sieben Magnaten vom 29. November 1491. Firnhaber, 497, 499. 

5) Ebendas. 500 f. 

^) Die Nachrichten ebendas. 382 zusammengesteUt. 

") Der sogenannte Ulmützer Friede war auch durch Ständevertreter be- 
stätigt worden. 
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l^ß nach mehrtägiger Debatte die Nachgiebigkeit der Stände 
bloß diirvh beschvvichtigendes Zureden erfolgt sei, ist dämm schwer 
irUublich.*) Viehnehr verdient unter diesen Umständen eine spätere 
Nachricht Glauben, daß Einiges an dem Wortlaute schließlich noch 
gi^iiudert worden sei. 2) Dies konnte trotz der schon erfolgten Ea- 
tiükationen der Monarchen im letzten Momente noch immer ge- 
schehen sein. 

Mit Rücksicht auf die Möglichkeit einer Adoption, deren Wir- 
kungen vereitelt werden sollten, garantierte der neue Vei-trag nur 
den eigenen ehelichen Mannserben Wladislaws Erbrecht (§ 1),^) 
wobei aber den Ständen noch inmier Wahlrecht blieb, weil von Primo- 
genitur keine Rede ist. Erst wenn Wladislaws ehelicher Mannsstamm 
ausstarb, sollte Ungarn ,ipso facto" auf Maximilian oder dessen 
eigenen ehelichen und leiblichen Manns stamm kommen, aber so, 
daß, wenn Maximilian zur Zeit des Erbfalls nicht mehr lebte, die 
Stände einen aus seinen Söhnen oder, wenn solche nicht mehr 
existierten, einen von deren männlichen Erben nach Belieben 
wählen konnten (§ 11). Dadurch war den Ständen das Recht 
der Wahl zwischen den Habsburgern garantiert. Um darüber 
gar keinen Zweifel zu lassen, hieß es auch in einem anderen Artikel 
(§ 20), daß das Königreich als Erbe an das ,ßlut des Kaisers" fallen, 
und daß derjenige, welcher nach dem früheren Artikel (§ 11) von 
den EinwohneiTi als König angenommen oder erwählt würde, ^) sofort 
ungerüstetan die Grenze des Landes kommen müsse, um dort empfangen 



1) Auch Liske, a. a. 0., 519, kann nicht erklären, wie die anfängliche 
Opposition zum Stillschweigen gebracht wurde. 

2) Firnhaber, 391, 393. 

3) Kegnumque ipsum eciam in heredes suos masculos legittimos ex lum- 
bis suis procreatos ... transmittatur et devolvatur ... Maximilianum . . ., aut 
eo non existente, aliquem ex filiis suis, aut, his non existentibus, eorum 
haeredibus masculis per lineam rectam ex lumbis eorum descendentibus, quem 
eligendum duxerint, pro suo legitime et indubitato Bege acceptabunt . . . Si 
regni Hungariae haereditas modo praedicto in sanguinem Caesareum devol- 
vatur, quod is, qui iuxta capitula praefata a regnicolis Bex acceptabitur vel 
eligetur . . . Firnhaber, 470 f., 476 f., 479. 

*) Die Worte des § 11 beziehen sich wohl auf alle Generationen. VgL die 
folgende Anmerkung. Es war ein vergebliches Bemühen des Beichsvizekan^Zlers 
Dr. Seid in seinem schon zitierten Gutachten von 1561 diese für seinen Herrn 
unangenehme Tatsache zu umgehen. Er unterscheidet darum zwischen einem „ab- 
solntnm electionis verbum" und einer ^praeelectio". Die erste Art von Wahl könne, 
erklärte er richtig, erst nach dem Aussterben des „Blutes" Kaiser Friedrichs UI. 
stattfinden, die zweite sich auf männliche Sprossen der Habsburger beziehen. 
Gindely, Über die Erbrechte des Hauses Habsburg auf die Krone von Ungarn. 
Arch. für öst. Gesch., 1873, LI, 200 f., kommt zu demselben Resultate. 
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ZU werden. Nur Maximilian erbte, wie schon nach dem Odenburger 
Vertrag, ohne besondere Wahl, worauf sich das Wort ^annehmen'* 
bezieht, während die Stände zwischen seinen männlichen Deszendenten 
wieder wählen konnten. König Maximilian sollte wie sein Vater sich 
selbst König von Ungarn nennen dürfen und von den Ungarn so ge- 
nannt werden (§ 21). Auf Grund dieses Artikels haben sich deutsche 
wie spanische Habsburger später Könige von Ungarn genannt Ein 
etwaiger Sohn Wladislaws — denn damals hatte er noch keinen — 
sollte den Vertrag, sobald er mündig geworden sei und sobald er die 
Regierung angetreten habe, erneuern, ebenso jeder folgende Erbe (§ 15). 

Es will mir scheinen, daß unter diesen Artikeln der elfte wegen 
der besonders starken Betonung des Wahlrechtes die schließliche 
Kompromißformel gewesen, und daß dieses Wahlrecht im ursprüng- 
lichen Wortlaut nicht in dieser Weise gesichert worden sei. 

Der Reichstag gab zu dem Vertrage am 7. März 1492 seine 
Zustimmung, beschwor alle Artikel und stellte darüber eine Urkunde ^) 
aus. Auch die kroatischen und slavonischen Stände gaben Maximilian 
eine fast gleichlautende Zustimmungsurkunde, überdies die bedeutend- 
sten Würdenträger und Städte des Reiches besondere urkundliche 
Annahmeerklärungen, 2) wie sie im Vertrag verabredet worden waren. 
Auch in diesen ist immer von der Verpflichtung künftiger Wahl die 
Rede und das „eligere" ist sogar vor das „acceptare" gesetzt. 

Auffallend ist, daß der Odenburger^) und der Preßburger Ver- 
trag immer nur von einem beiderseitigen Mannsstamm sprechen. Es 
wäre dies gegenüber der Außerachtlassung des Rechtes der Schwestern 
des Königs Ladislaus Posthumus bei den Königswahlen der Jahre 
1458 und 1459 konsequent gewesen. Man hätte zum Ausdruck bringen 
wollen, daß man weibliches Erbrecht von nun an ebensowenig wie 
weibliche Regierung anerkennen wolle. Hatte man aber nicht durch 
die Wahl vom Jahre 1491 weiblichem Erbrecht eine bedeutende 
Konzession gemacht? 

Man darf aber nicht übersehen, wie es bisher geschehen* ist, 
daß vom Standpunkt des Legitimitätsprinzips die Erbanwartschaften 



i) In praesenti conventu Budensi super ea re indicto [noch deutlicher in 
einer anderen Konsensualur künde : in praesenti dieta seu conventu generali 
regnicolaruiii super ea re indicto] ... iuravimus omnes et singulos articulos 
observare et in casu iam expresso ipsum Serenissimum dominum Maximilianum 
Eomanorum regem aut eo uon existente aliquem ex filiis aut nepotibus aut 
haeredibus suis ex lumbis suis per rectam lineam legittime descendentibus . . . 
pro nostro domino et Kege eligere et acceptare. Firnhaber, 511 f., 547. 

2) Ebendas. 516 bis 547. 

3) Für diesen von Gustav Seidler, Studien zur Gesch. u. Dogma tik des 
österreichischen Staatsrechtes, 38, betont. 
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der Jagellonen als der Abkömmlinge der Elisabeth (nämlich von 
Wladislaws Brüdern: Johann Albert, Alexander und Sigismund, die 
nacheinander das polnische Königtum inne hatten) vor dem Oden- 
burger und Preßburger Vertrag zweifellos besser begründet waren 
als die der Habsburger, und daß beide Verträge eine Ausschaltung 
dieser Anwartschaften bedeuteten. Man kann aber nicht sagen, daß 
die Stände in der Folge den Kampf gegen die habsburgische Suk- 
zession zu gunsten jenes älteren Erbrechtes geführt haben, obwohl 
sie es selbst 1490 durch Wladislaws Wahl anerkannt hatten. Ja 1498 
faßte der ungarische Reichstag den Beschluß, keine fremden Ge- 
sandten zu den Verhandlungen über die Neuwahl zuzulassen, wenn 
der König stürbe, ohne Erben (sine heredibus) zu hinterlassen.*) 

Das erste Kind des Königs, Anna, kam erst Juli 1503 zur Welt. 
Dezember 1505 faßte dann ein Reichstag auf dem Rakos bei Pest 
folgenden Beschluß:^) Wenn Wladislaw „keine männlichen Erben" 
(absque haeredibus masculis) hinterließe, und ganz allgemein: „so 
oft und wann immer "^ Ungarn „ohne Fürsten und König sei und 
keine männlichen Erben, die nach Recht und Gewohnheit 
dieses Königreichs folgen sollen, am Leben wären", sollte 
nie ein Fremder, welche Sprache er auch rede, gewählt werden, 
sondern einstimmig nur ein Ungar, welcher zum Amte des Regierens 
geeignet sei (ad hoc offitium regiminis aptura), und zwar nur auf 
dem Rakos, sonst nirgend. Auf die Einhaltung dieses Beschlusses 
schwuren alle Anwesenden einen feierlichen Eid, der sie und ihre 
Nachkommen ewig binden sollte. 

So hatten die Stände : einer der drei rechtlich gleichberechtigten 
Kontrahenten des Preßburger Vertrages, denselben gebrochen 
und selbst auch die jagellonischen Erbanwartschaften ge- 
leugnet. Allerdings fiel zunächst die Bedingung der Erfüllung des 
Eides weg, weil dem König schon im Juli 1506 ein Sohn Ludwig (II.) 
geboren wurde, und weil dieser mit besonderer Zustimmung der 
Stände, die auf einem eigenen Reichstage 1508 eingeholt wurde, tat- 
sächlich gekrönt wurde. Außer der Bestätigung der Freiheiten mußte 
Wladislaw damals geloben, seinen Sohn unter keines fremden Fürsten 
vormundschaftliche Gewalt zu geben, und ein ständisches Interregnum 
garantieren. 3) Der Beschluß des Jahres 1505 war aber so gehalten, 



^) Die Nachweise bei Huber, Gesch. ö., III, 432. 

2) Der Text bei Pray, Annales IV, 313, und in einer Abschrift, vermutlich 
aus dem Jahre 1526 oder 1527, im Arch. d. Min. d. Inn. „Fremde Gegenstände". 

3) Vgl. Liske, a. a. 0., 520. Eine Abschrift auch im Arch. d. Min. d. Inn. 
^Fremde Gegenstände''. Im Wiener-Neustädter Vertrag vom März 1506 hatte er 
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daß er auch für die Zeit nach dem Hingang des kinderlosen Ludwig 
am 29. August 1526 galt. Wäre dieser Beschluß von allen befolgt 
worden, so hätte es später kein habsburgisches Königtum in Ungarn 
gegeben. 

Wurde das Erbrecht Annas geleugnet? Der Beschluß des 
Jahres 1498 war dem Erbrecht günstig und von dem Eid des Jahres 
1505 kann man auch nicht positiv behaupten, daß er Annas Erb- 
recht geleugnet habe. Nur weibliche Regierung war ausdrücklich 
ausgeschlossen. 

Weibliches Erbrecht auszuschließen lag gar nicht in der Ab- 
sicht des ehrgeizigen Zipser Grafen Johann Zäpolya, der sich schon 
vor jenem Eide um die Hand der Prinzessin bemüht hatte und darin 
von der Opposition unterstfitzt, i) aber abgew-iesen worden war. Er 
w^ar dann wohl der Haupturheber des Beschlusses von 1505 auf dem 
Reichstage, wo er mit 2000 Reitern erschien. 2) Der Bruch der Preß- 
burger Verpflichtungen genügte ihm nicht, denn er wollte auch ver- 
hindern, daß Annas Erbrecht, zu dessen gunsten man immerhin trotz 
der Verträge von 1463 und 1491 auf ältere Zeiten und auf Wladislaws 
eigene Wahl hinweisen konnte, durch Heirat einem Ausländer zur 
Wahl verhelfe. Schloß man aber jeden Ausländer in gesetzlicher 
Form für immer aus, so verlor auch Anna für das Ausland politischen 
Wert und der ehrgeizige Magnat mochte hoffen, daß er schließlich 
vielleicht doch ihre Hand erhalten würde und dadurch bei der 
künftigen Wahl Vorzug vor anderen einheimischen Bewerbern er- 
langen würde. 

War dies aber für Maximilian I. nicht um so mehr Grund, diese 
Prinzessin mit seinem eigenen Haus zu verbinden? Zwar hatte sie, 
wenn der Preßburger Vertrag ausgeführt wurde, infolge desselben 
sicherlich keine Erbanwartschaft. Aber der Erbanfall an die Habs- 
burger, die Ausführung dieses Vertrages konnte beim Aussterben 
des Wladislawischen Mannsstammes bestritten werden, wenn es einem 
anderen gelang, sie heimzuführen. Ihre Verheiratung mit einem 
Habsburger war also bei der Unsicherheit der Thronfolge ein Mittel 
mehr, die Ausführung des Preßburger Vertrages erleichtern, ja zu 
sichern. 

Maximilian I. suchte zunächst die Einhaltung des Preßburger 
Vertrages im Bunde mit Wladislaw von den Ständen als dem dritten 



die Vormundschaft über seine Kinder Maximilian übertragen, was dem Anspruch 
der Stände auf autonomes Interregnum zuwiderlief. 

1) Liske, a. a. 0., 519. 

2) Huber, Gesch. Ö., HI, 432 f. 
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Kontrahenten durch Krieg zu erzwingen. Zwar erreichte er, daß auch 
ein TeiU) der Stände am 24. Juni 1506 unbedingte Vollmacht zum 
Abschluß eines Friedens gab, der am 19. Juli in Wien unterzeichnet 
und von Wladislaw 5. August 1506 bestätigt wurde. Die wichtigste 
Bestimmung lautete: „Wir [Maximilian] behalten Uns und Unseren 
Erben ausdrücklich vor sämmtliche Erb- und sonstigen Rechte welcher 
Art immer, die wir auf das Königreich Ungarn und auf das, was 
dazu gehört, bisher gehabt haben und gegenwärtig besitzen, und 
wollen, daß diese Übereinkunft oder Capitulation denselben in keiner 
Weise Abbruch thue." Aber gerade diese Bestimmung scheint von 
den Bevollmächtigten der Stände abgelehnt worden zu sein. 2) 

Um so mehr Grund für Maximilian, wenigstens Anna seinen 
Gegnern durch eine Heirat mit einem seiner Enkel zu entziehen. 
Schon unmittelbar nach dem Eide von 1505 hatte Wladislaw mit 
ihm darüber verhandelt: das Resultat waren die Verträge vom März 
1506 und nach der Geburt Ludwigs ein anderer vom November 1507.«) 
Danach sollte nicht bloß Anna einen der beiden Enkel Maximilians 
Karl oder Ferdinand heiraten, sondern auch der Thronerbe Ludwig 
mit einer Schwester der beiden, sei es Katharina, sei es Maria, ver- 
mählt werden. Diese Verabredungen wurden auf der persönlichen 
Zusammenkunft Maximilians mit den beiden königlichen Brüdern 
Wladislaw von Böhmen und Ungarn und Sigismund von Polen in 
Wien im Juli 1515 erneuert. Um Anna für seine politischen Kom- 
binationen ja nicht zu verlieren, ließ sich der 56jährige Kaiser mit 
der 12jährigeu Prinzessin damals trauen.^) Es war dies aber nur 
eine Eveutualtrauung, die erst nach einem Jahi'e und drei Monaten 
gültig werden sollte, wenn Anna binnen Jahresfrist weder von Karl 
noch von Ferdinand geheiratet würde. ^) Die Braut ward aber 
Maximilian schon damals übergeben. Der Papst gab zu diesen Ab- 
machungen seine Zustimmung.^) Derjenige der Enkel Maximilians, 
welchem das Erzherzogtum Osterreich und die Grafschaft Tirol mit 
den Fürstentümern und Provinzen, die dazu gehörten, zufallen würde, 
sollte die Braut heimführen. 



1) Liske, 521. 

■^ Hub er, Gesch. Ö., III, 434 f. 

•') Nach dem ersten wurde für den Fall, daß Anna stürbe und ein zweites 
Alädcheu geboren würde, die Heirat dieses Kindes mit Ferdinand festgesetzt. 
Liske. 520 f. 

») Nicht verloben, was Huber, III, 445, mit Recht betont. Vgl. ebendas. 446, 
Anm. 1, die Literaturnachweise. 

'•) Vgl. oben S. 155 f. 

"; Liske. 490, 529. 
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Es dauerte viel länger, als im Vertrag in Aussicht genommen 
war, bis diese Entscheidung getroffen war. Erst 24. März 1516 stellte 
Ferdinand eine Vollmacht aus, die von Karl als Vormund seines 
minderjährigen Bruders 19. Mai 1516 bestätigt wurde, damit die Ver- 
mählung durch Prokuration stattfinden könne. Übrigens war nötig, 
daß Maximilian selbst auf die Verbindung verzichte,^) was er am 
2. Juli 1516 tat. Aber auch der Trauungsakt vom 24. Juli 1516 in der 
Wiener Hofkapelle bedeutete noch immer nicht die vollständige Er- 
füllung der Wiener Verträge, sondern erst das feierliche Versprechen 
der Ausstattung Ferdinands mit den fünf österreichischen Herzog- 
tümern (November 1520), ferner das Beilager per procuram 
11. Dezember 1520 in Innsbruck und Ferdinands Beilager in Linz 
26. Mai 1521. 

Nach dem Preßburger Vertrag konnte weder Wladislaw noch 
Ludwig irgend jemand durch Adoption die Nachfolge in Ungarn ver- 
schaffen. Es war daher nicht einzusehen, welche Vorteile dem habs- 
burgischen Hause in Bezug auf Sukzession in Ungarn daraus er- 
wachsen konnten, daß Maximilian den Prinzen Ludwig im Juli 1515 
adoptierte. Wenn diesem gleichzeitig das Reichsvikariat übertragen 
ward und scheinbar auch die Nachfolge im Reiche, nur daß die Kur- 
fürsten diese durch Ludwigs Wahl noch gutheißen mußten, und wenn 
dieser endlich auch die Sukzession in den habsburgischen Erbländern 
erhielt, freilich erst nach den Erzherzoginnen und deren Nach- 
kommen, so waren dies Vorteile, welche nur Ludwig zu gute kamen. 
Vielleicht bestand die Gegenleistung in mehr als in der feierlichen 
Übergabe Annas an Maximilian. Da der damals 59jährige Wladislaw 
schwerlich mehr Söhne zu erwarten hatte, so sollten vielleicht nach 
dem Hinscheiden Ludwigs oder männlicher Erben desselben die 
Rechte Ludwigs auf seinen Adoptivvater und dadurch auf die Erz- 
herzoge Karl und Ferdinand übergehen können. Nach römischem Recht 
war dies möglich. Vielleicht sollte durch die Adoption überdies wie 
1463 fingiert werden, daß die Krone von Ungarn gleichsam auch 
letzt in der Hand der habsburgischen Linie sei.-) 

Demnach wären die Rechte dieser Enkel Maximilians auf Ungarn 
nicht nur durch den Preßburger Erbvertrag, sondern, wenn Ludwig 
keine Söhne hatte, auch infolge der Adoption garantiert gewesen, 
während die Verehelichung mit Anna eine politische Sicherheits- 
maßregel war, damit niemand anderer aus einer Ehe mit ihr Rechte 



1) Liske, 529 f. ' 

2) Von Liske, 494:, aber ohne das Moment des Bückfalla an den Adoptiv- 
vater, vermutet. Siehe Vering, Rom. Erbrecht, Heidelberg 1861, 662. 

T a r b » , Thronfolge. ~ "7 22 
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auf Nachfolge in Ungarn ableiten könnte. Was widerspruchsvoll 
scheint: der Inhalt des Preßburger Erbvertrages und die Bemühungen 
um die Prinzessin Anna, die nach diesem Vertrag gar kein Erbrecht 
hatte, M endlich die Adoption, die bisher nur „als leere Formalität" 2) 
bezeichnet wurde, dies alles hat als gemeinsames Ziel: die Sicherung 
<ler habsburgischen Thronfolge in Ungarn. 

Ein großer Teil der ungarischen Stände hatte anfangs den 
Wiener Kongreß von 1515 zu hintertreiben gesucht, aber dann gegen 
die dort abgeschlossenen Verträge nicht die geringste Opposition er- 
hoben. Dies ist nicht allein durch eine Niederlage ^äpolyas gegen die 
Türken (zwischen Belgrad und Semendria etwa anfangs Mai 1515), 3) 
sondern durch die Erwägung zu erklären, daß sie dem 1505 ein- 
genommenen Standpunkt durch solche Haltung nichts vergaben. Denn 
1515 wurden nicht Erbverträge, ^) sondern nur Heiratsverträge ge- 
schlossen, denen sie durch Betonung des Wahlrechtes noch immer 
erbrechtliche Wirkungen absprechen konnten. Wenn sie nicht jeden 
Ausländer, wie sie 1505 beschlossen hatten, sondern nur die Habs- 
burger ausschließen wollten, was nur durch den Bruch des Preßburger 
Erbvertrages möglich war, so konnte ihre Wahl eventuell auch das 
ältere Erbrecht der jagellonischen Brüder berücksichtigen, von denen 
damals außer ihrem König Wladislaw nur noch sein jüngster Bruder 
Sigismund lebte. So konnte Sigismund oder männliche Nachkommen- 
schaft von ihm zum ungarischen Thron gelangen. 

Nach diesen Erwägungen begreift man Johann Zäpolyas Ver- 
bindung mit dem Polenkönig Sigismund, welche am 11. Dezember 1511 
durch die Verabredung über eine Ehe des Polenkönigs mit Zdpolyas 
Schwester Barbara besiegelt wurde. Dem einen oder dem anderen 
mußte daraus, wie sie hoffen mochten, Vorteil erwachsen: entweder,, 
indem die Stände unter Betonung unbedingten Wahlrechtes nach 
dem Beschluß von 1505 Zäpolya als nationalen König wählten, oder 
indem sie jagellonische Erbanwartschaften anerkannten,*) was freilich 
zur Voraussetzung hatte, daß sie ihren eigenen Schwur von 1505- 
brachen. 

König Sigismund wurde durch Kaiser Maximilians I. Allianzen 
mit dem deutschen Orden und mit dem Großfürsten von Moskau, der 
als erster russischer Herrscher am 4. August 1514 von einem Habs- 



1) Wie Liske, 523, mit Recht hervorhebt. 

2) Huber, m, 446; ähnlich Liske, 491, 494. 

3) Huber, III, 447. 

*) Von Liske, 504 f., betont. 
^) Ebendas. 469, 470, 471 f. 
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burger den Imperatortitel zugestanden erhielt, zur Nachgiebigkeit 
gegen den Kaiser gezwungen, und die Heiratsverträge vom Jahre 1515 
sind auch unter Sigismunds persönlicher Garantie in Wien geschlossen 
worden. Bedeutete dies aber einen Verzicht auf das von Kaiser 
Sigismund stammende Erbrecht, wenn die ungarischen Stände es 
für gut gefunden hätten, dieses, trotz des Schwures von 1505, wieder 
zum Leben zu erwecken?^) 



1) Bisher übersehen, tgl. ebendas. 473 if., 478. 
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III. 

HabsbuFgisehe Thronfolge. 

Nach dem Tode König Ludwigs II. am 29. August 1526 kam 
es in Cngam zu einer Doppehvalil.^) Die eine Partei, anfangs in der 
Überzahl, erwälilte, getreu dem Eid von 1505, ohne den Gesandten 
Ferdinands Audienz zu gewähren, was dem Reichstagsbeschluß von 
1498 entsprach, in Stuhlweißenburg am 10. Mai 1526 Johann 
Zäpolya zu ihrem König und krönte ihn am folgenden Tage mit der 
Krone des heiligen Stephan. Am 3. Januar 1527 erkannte ihn auch 
Slavonien (damals das Komitat Agram, Kreuz und Warasdin) an. 
Erzherzog Ferdinand, damals schon König von Böhmen, wurde erst 
am 17. Dezember 1526 in Preßburg von seiner Partei gewählt, und 
am 1. Januar 1527 erkannte ihn zusammen mit seiner Gemahlin 
Anna auf dem Landtage in Czettin Kroatien als legitimen und natür- 
lichen König und Herrn an und betonte das Erbrecht seiner 
Nachkommen.-) 

Die Schlacht von Mohacs hatte eine große Schwächung der 
habsburgischen Partei in Ungarn bedeutet, weil fast nur Anhänger 
der Habsburger den Tod fanden. Es war derjenige Teil des Adels, 
der den Bruch des Schwures von 1505 dem Bruch der Eide von 1492 
vorzog. Wir wissen, daß auch 1506 die Stände sich einer besonderen 
Wiederanerkennung des Preßburger Vertrages wahrscheinlich ent- 
zogen hatten. Weder Ferdinand noch seine Eäte waren auf die recht- 
liche Begründung seiner Ansprüche vorbereitet. Vor allem war die 



U r>ie Literaturnachweise bei Hiiber, III. 549, Anm. 1. Vgl. Firnhaber, 
Urkunden, Archiv f. öst. Gesch.. XXIA', 9 f.; Gochlert, Gabriel Salamancas, Ge- 
sandtschattsberichte über seine Sendung nach England, ebendas. 1869, XLI, 227. 
Für die erwähnten Ereignisse besonders Smolka, Ferdinands I. Bemühungen um 
die Krone von Ungarn, ebendas. 1879. LVII, 49, 70 f. 

') Bericht über diese Huldigung vom 3. Januar 1527 im Arch. d. Reichs- 
Fin.-Min., 203. 
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wichtigste Urkunde über die Eide von 1492 in Vergessenheit geraten. 
Erst 1548 lieferte sie der Rat von Augsburg, welchem sie Kaiser 
Maximilian I. übergeben hatte, dem König Ferdinand aus.^) Wenn 
nun auch Ferdinand diese Urkunde über die Zustimmung des ge- 
samten ungarischen Reichstages zur Verfügung gehabt hätte, so 
würde ihm der Beschluß von 1505 und der Wille des größten Teiles 
des Adels, daran festzuhalten, entgegengestanden sein. 

Es gab für Ferdinand zwei Wege, seine Anspräche auf Ungarn 
zu begründen: er konnte erklären, indem er sich auf den Preßburger 
Vertrag stützte, Ungarn sei an Kaiser Karl V. und an ihn selbst ge- 
fallen. Hiebei stand den Ständen allerdings ein 1491 und 1492 aus- 
bedungenes Recht zu, zwischen beiden zu wählen. 2) Verzichtete aber 
Karl V., wie er es auf Wunsch seines Bruders am 30. November 1526 
wirklich tat, so gab es keine eigentliche Wahl mehr, sondern nur 
eine Mitwirkung der Stände, wenn auch, um dieses Recht für die 
Zukunft zu sichern, das Wort Wahl ähnlich wie 1438 gebraucht 
werden mochte. Der zweite Weg war, die Ansprüche auf ein Erb- 
recht Annas zu stützen. Das arpadisch-angiovinische Haus und auch 
König Wladislaw von Polen waren auf Grund weiblichen Erb- 
rechtes zur Herrschaft gelangt; aber daß zugleich mit Erbrecht auch 
Regierungsrecht») anerkannt würde, war wohl sehr unwahrscheinlich, 
schon deswegen, weil eine vollkommene Freiheit der Stände, bei der 
Verheiratung der Erbin wie zu Zeiten König Sigismunds mitzuwirken, 
nicht mehr bestand. Damals hatten die Stände nach ihrer eigenen 
Auffassung zusammen mit der Erbin in deren Gemahl auch den König 
gewählt. Anna war aber schon vermählt und zu dieser Vermählung 
war nicht ein eigener Ständebeschluß eingeholt worden. 

Wenn nun Ferdinand auf das Erbrecht seiner Gemahlin auch 
bezüglich Ungarns so großes Gewicht legte,*) wobei ihn spanische 



1) Firnhaber, a. a. 0., 381 f. 

2) Dieses Recht hat sogar Beatns Widmann, einer von Ferdinands I. Ver- 
tretern auf dem Ulmützer Kongreß vom Juni 1527, in seiner Rechtsdeduktion, die 
aus Stuhlweißenburg, 8. Nov. 1527, datiert ist, zugegeben. Wir erfahren daraus 
die Gegengründe von Zäpolyas Partei. Die Schrift war sehr umfangreich, aber an 
vielen Stellen recht schwach und operierte mit römischen RechtsvorsteUungen 
auch dort, wo es durchaus nicht am Platze war. Sie ist gedruckt bei Goldast, 
Collectio, Fol. 1 bis 89. Eine vielleicht gleichzeitige Abschrift im Arch. d. Min. d. 
Inn. „Fremde Gegenstände II". Eine weniger bedeutende, vielleicht gleichzeitige 
Eechtsdeduktion in 31ss. 302 des W^iener Staatsarchivs. 

3) Diese Einschränkung muß gemacht werden. Es genügt nicht, sich auf 
den „durch die Geschichte geheiligten Brauch" zu gunsten der weiblichen Linie 
zu berufen. Smolka, a. a. ü., 5. 

*) Chmel. Habsburg. Excurse, I, 14; Liske, 512 f. 
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Vorstellnngen mit beeinflußt haben mochten, nnd sich zugleich aof den 
Preßbarger und Odenbnrger Vertrag berief, so bedeutete dies eine 
Inkonsequenz. Das eine schloß das andere aus: Erkannte man das 
weibliche Erbrecht an, so verloren die Erbverträge ihre Gültigkeit. ^) 
Vielleicht wirkte die Erwägung mit, daß die Stände die Gültigkeit 
des Preßburger Vertrages leugneten. Ferdinand konnte, weil ihm das 
Dokument von 1492 fehlte, diese Behauptung nicht widerlegen; außer- 
dem kannte auch er den Schwur von 1505. 

Seine Gegner bemerkten überdies: auch wenn die Erbverträge 
gültig wären, würden sie gegen das weibliche Erbrecht sprechen. Es 
nützte ihm daher nicht viel, daß er entweder schon 1526 oder 1527 
die Urkunden über die Erbverträge und die Deklaration der Stände 
von 1439, welche das Erbrecht von König Sigismunds Tochter Elisa- 
beth garantierte, verbreiten ließ. 2) 

König Ferdinand wies ferner darauf hin, daß seine Gemahlin 
altem ungarischen Königsblut entprossen sei. 3) Auf arpadische Ab- 
stammung Annas konnte er sich nicht gut stützen, wohl aber auf 
die Abstammung von Kaiser und König Sigismund. Aber stammte 
nicht auch der Oheim Annas, König Sigismund von Polen, von 
demselben Kaiser ab, und hatte er nach dem bisherigen Gebrauche 
nicht mindestens gleiche und, weil er ein Mann war, vielleicht 
bessere Anwartschaft? Wäre der Polenkönig mit der Geltendmachung 
seiner Ansprüche nicht so lässig gewesen (vielleicht mit Rücksicht 
auf den Reichstagsbeschluß von 1505, welcher jeden Ausländer aus- 
schloß), und wäre er nicht zu spät gekommen,^) so hätte Ferdinand 
außer Zäpolya noch einen zweiten Rivalen gehabt. Einer der Juristen 
König Ferdinands legte Juni 1527 auf dem Olmützer Kongreß, der 
unter polnischer Vermittlung zu stände kam, der Gegenpartei auch 
die Renuntiation der gleichnamigen Tochter jener Kaisertochter 
Elisabeth von 1472 vor,^) scheint sie aber nicht richtig verstanden 
zu haben. Denn sonst hätte er es unterlassen, auf ein Aktenstück 
hinzuweisen, das seinem Herrn eher schaden als nützen konnte. Wir 
wissen bereits, daß der Verzicht dieser Elisabeth sich nur auf habs- 
burgische Erbländer und weder auf Böhmen noch auf Ungarn bezog. ^) 

Ferdinand wurde aber von der Gegenpartei darüber belehrt, daß 
die Anerkennung weiblichen Regierungsrechtes wichtiger als die 



i) Mit Recht von Chmel, Habsb. E., 13, 21, und von Liske, 523, betont. 

2) Vgl. oben S. 324 Anm. 3. 328 Anm. 1. 

^) Liske, 512 f.; Monum. Hung. diplom., V, 98 f. 

*) Smolka, 28, 56 f. 

^) Beatus Widman in seiner zitierten Rechtsdeduktion. 

6) Vgl. oben S. 148 f. 



— 343 — 

weiblichen Erbrechtes war. Zäpolyas Partei gehörte wahrlich nicht 
zu den Verfechtern der rechtlichen Emanzipation des Weibes. Denn 
sie erklärte: ^Zu einem König gehöre großmüetigkeit, miltigkait, 
hohe vernunfft vnd verstandt; solch aigenschafft aber habe die 
Natur den Frauen nit mitgetailt/ Auch in anderen ßechts- 
angelegenlieiten seien die Frauen gegenüber den Männern im 
Nachteile. 

Was soll man aber zu dem Argument sagen, der Revers von 
1439 sei von einer Versammlung ausgestellt, die nicht auf dem Rakos 
getagt habe, sondern in Ofen, sei darum ungültig, und die das Erb- 
recht betonenden Worte seien nur „captandae benevolentiae" ge- 
braucht worden? War aber nicht Zäpolya selbst, entgegen dem 
Schwur von 1505, statt auf dem Eakos in Stuhlweißenburg gewählt 
worden? Daß ihm Befriedigung seines Ehrgeizes Hauptsache, der 
Schwur von 1505 aber Nebensache war, bewies er selbst, weil er den 
gewiß in Ungarn fremden Prinzen Herzog Heinrich von Orleans 
1528 und 1529 sogar zu adoptieren und zu seinem Nachfolger er- 
klären zu lassen versprach,^) für den Fall, daß er selbst, ohne männ- 
liche Nachkommen zu hinterlassen, sterben sollte. 

König Ferdinand ging mit derselben Vorsicht vor, welche sich 
schon in Böhmen bewährt hatte. Indem er sich von seinem Bruder 
Karl ein Manifest an die Ungarn vom 26. November 1526 geben ließ, 
worin sie zur Treue gegen Ferdinand ermahnt wurden,-) wollte er 
beweisen, daß Ungarn mit gleichem Rechte auf beide Brüder, aber 
durch Karls Verzicht auf ihn, Ferdinand allein, gefallen sei. In dem 
Schreiben, mit welchem nun die Königinwitwe Maria und der Palatin 
von Ungarn einen Reichstag einberiefen, gaben sie nicht die Ordnung 
der Thronfolge als Zweck der Versammlung an, um zu fingieren, daß 
es sich nur um Besitzergreifung nach Erbrecht handle. 3) Scliließlich 
stellte aber Ferdinand sein eigenes Erbrecht und die Abstammung 
seiner Gemahlin nicht in ei^te Linie, sondern erklärte, daß er nur 
„mit Wissen und Willen der Nation" zum König angenommen werden 
wolle, scbließlich sogar, daß er alles von der Wahl der Nation er- 
warte, obwohl er ein Erbrecht geltend machen könnte und gegen 
den Usurpator Zäpolya mit Waffen hätte auftreten können. Man darf 
wohl behaupten: wäre Ferdinand anders verfahren, so hätte ihn nicht 
einmal seine eigene Partei gewählt (17. Dezember 1526). 



1) Ckmel, Habsburg. Excurse, I, 18. 

2) Smolka, 106, 110. 

3) Smolka, 68; Fraknöi, Monum. comitialia regni Hung., Budapest 1874, I, 
S. 49, 66; Huber, III, 555, Anm. 1. 



— 344 — 

Was Unentschiedenheit und Zweideutigkeit scheint, hat nicht 
allein Grund in unzureichender Macht gegenüber den Türken,^; son- 
dern in der Klugheit, welche damit rechnete, daß die Rechtstitel be- 
stritten waren, und daß es ein historisch begründetes Recht der 
ungarischen Stände war, bei der Thronfolge immer mitzuwirken. Die 
Zulassung der polnischen Vermittlungsaktion in Olmütz vom Juni 1527, 
die nur zu juristischen Debatten führte, und der dazu bewilligte 
Waffenstillstand waren eingestandenermaßen*) für Ferdinand nur 
Mittel, Zeit zur Vollendung der Rüstungen zu gewinnen, um schließ- 
lich, was die Juristen nicht entscheiden konnten, durch das Schwert 
entscheiden zu lassen. 

Ernst war vielleicht ein Versuch gemeint, Zäpolya durch 
eine Heirat mit der als unfruchtbar geltenden Königinwitwe Maria 
und durch die Ausstattung des Ehepaares mit Mähren und Schlesien, 
wenn auch gegen eventuellen Heimfall dieser Gebiete an König 
Ferdinand und seine Gemahlin, abzufinden. ») 

Die Niederlage Zäpolyas bei Tokaj 27. September 1527 brachte 
die überwiegende Mehrheit der ungarischen Nation auf Ferdinands 
Seite und ermöglichte die Krönung Ferdinands mit der Krone des 
heiligen Stephan in Stuhlweißenburg am 3. November und die seiner 
Gemahlin Anna am 4. November 1527. 

Aber der Sieg von 1527 sollte erst in der Zukunft einen dauern- 
den Gewinn bringen. Mit Recht bemerkte damals Zdenko Lew von 
Roimital oder Rosenthal, der Oberstburggraf von Böhmen, zum Hof- 
kanzler Harrach, der mit anderen Räten am eifrigsten für die Be- 
werbung um die ungarische Krone gewesen war: „Lieber Herr, Dir 
seid noch nit über den Zaun. Last unns oder unser Nachkhomben 
darvon reden, welches besser gewesen wäre.** Der Oberstburggraf 
hatte von allem Anfang an widerraten und war für die Wahl „eines 
Plasten" eingetreten, weil er meinte, „daß Ungarn die anderen Land 
aufzeren wurde und das [es] besser sey, den Hungern zu einem 
Nachpern, er sey, wie er sey, als den Türkhen für einen feindt zu 
haben **.*) 



1) Smolka, 23. 

2) Ebendas. 144 f. 

3) Smolka, 142. 

*) Mit dieser Remmiszenz widerriet Richard Str ein dem Erzherzog Mathias 
1597 die Annahme Siebenbürgens. Hiebei bemerkte er, es sei „zu erweisen", daß 
„Kaiser Ferdinand dem Solimo [= Soliman] angebotten hat, die Chron Hungern 
Ton Ime zu lechen zu recognoscieren". Mss. 86, Fol. 500, 501, des Wiener Staats- 
archivs. Auch die böhm. Stände widerrieten 1526 die Annahme der ungarischen 
Krone. „Böhm Landtagsverhandlungen'*, I, S. 37. 
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Bei verschiedenen Gelegenheiten 1) behauptete Ferdinand, er be- 
sitze Ungarn auf Grund dreier ßechtstitel: auf Grund der Erb- 
verträge, dann des Erbanspruches seiner Gemahlin und auf Grund 
der „ordenlichen freyen waaP. Er bekannte also, daß er sich 
dieses Wahlrecht 1526 und 1527 gefallen ließ. Nach dem Siege 
von Tokaj hätte er vielleicht noch das Recht der Eroberung als 
vierten Rechtstitel anführen können. Aber er hatte in Wien am 
30. November 1526, ehe er selbst von seiner Partei gewählt 
wurde, aus Klugheit auf einen solchen Rechtstitel verzichtet, indem 
er damals eine Urkunde ausstellte, worin er sich zur Aufrechthaltung 
der Freiheiten und Gesetze, besonders auch des Freiheitsbriefes 
Andreas' II. von 1222, ohne Einschränkung verpflichtete und überdies 
erklärte, daß er und seine „Erben'* diese Verpflichtungen selbst dann 
erfüllen würden, wenn er das Königreich mit den Waffen in seine 
Gewalt gebracht habe, und daß er sich dann nicht anders verhalten 
würde, als wenn er einstimmig zum König gewählt worden wäre.*) 

Es hängt mit Ferdinands Ansicht von einem Erbrecht seiner 
Gemahlin zusammen, daß Anna 1532 zu gunsten ihrer Söhne auf 
Ungarn wie auf Böhmen verzichtete, sich aber die Regierung beider 
Königreiche vorbehielt, wenn ihr Gemahl ihr im Tode voranginge.*) 
Die Erinnerung an eine ähnliche Verfügung König Albrechts n. wird 
wohl mitgewirkt haben. ^) 

Man darf nicht übersehen, daß diese „Schenkung'' oder „Cession" 
nur den Söhnen und überdies nur denen aus ihrer Ehe mit Ferdinand 
zu gute kommen sollte, und daß sie nicht für Töchter galt. Es hatte 
dies seinen guten Grund. Denn wenn auch Karl V. seine Miterb- 
anwartschaft auf Ungarn seinem Bruder überlassen hatte, so ließ er 
sich in den Renuntiationen und Heiratsverträgen der Töchter Ferdi- 
nands, die immer seiner Gutheißung unterworfen werden mußten, aus- 
drücklich den Vorzug seines Mannsstammes wie für die österreichi- 
schen Erbländer, so für Ungarn garantieren. Die Erbverzichte der 
deutschen Erzherzoginnen lauteten daher zu gunsten von Ferdinands 



1) So am 1. August 1527 in einem die Versorgung der Schwester Maria be- 
treffenden Aktenstück, das er nach Ungarn sandte, und in einer Denkschrift für 
den Kaiser auf dem Kegensburger Reichstag. Im ersten heißt es bloß : „ain orden- 
liche waal". Arch. d. Min. d. Inn. „Fremde Gegenst." Andere Erklärungen aus den 
Jahren 1526 und 1527 bei Gindely, Über die Erbrechte des Hauses Habsburg auf 
die Krone von Ungarn, 2U3, und bei Deak, Ein Beitrag, 45. 

2) Nos ipsos et haeredes nostros . . . etiamsi vi et armis regnum ipsum adepti 
fuerimus, non secus, quam si omnium votibus in Regem essemus electi. 
Kovachich, Monum. veteris legislationis, Claudiopoli et Zagabriae 1815, II, 8 f. 

3) Vgl. oben S. 288 f. 
*) Vgl. oben S. 323 f. 
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und Karls V. ununterbrochenem Mannsstamm, und darnach hätte ein 
spanischer Habsburger in Ungarn unbedingt Vorzug vor einer deutschen 
Erzherzogin gehabt. Kaiser Karl V. konnte auch im Jahre 1532 diese 
nur auf Söhne beschränkte Cession der Königin Anna ohne Nachteil 
für seinen eigenen Mannsstamm bestätigen. Maximilians II. beide 
Töchter renunzierten in gleicher Weise zu gunsten des spanischen 
Mannsstammes, wenn der gesamte Mannsstamm aller deutschen Habs- 
burger ausgestorben sei.^) 

Die Mitanwartschaft des spanischen Mannsstammes auf Ungarn 
zeigte sich darin, daß die spanischen Herrscher auch den Titel König 
von Ungarn führten. 2) Auch wurde der Großwardeiner Frieden von 
1538 (24. Februar) zwischen Ferdinand und Zäpolya auf Wunsch 
Zäpolyas von Kaiser Karl V. bestätigt.*) Man hat übersehen, daß 
der Vertrag Erzherzog Ferdinands (II.) mit dem spanischen König 
Philipp III., was Ungarn betrifft, im Jahre 1617 nur die neuerliche 
Anerkennung eines alten Rechtes der spanischen Linie bedeutete. 
König Philipp III. hatte auf diese Anerkennung vermutlich auch des- 
halb gedrungen, weil seine Ratgeber, schwerlich er selbst, infolge des 
gegenseitigen Austausches hausgesetzlicher Urkunden 1612 darauf 
aufmerksam geworden waren, daß die Testamente Ferdinands L eine 
allen diesen Renuntiatiönen zuwiderlaufende Bestimmung enthielten. 
Denn Ferdinand sprach von Eventualsukzession im allgemeinen nur 
einer seiner Töchter in Ungarn wie in Böhmen, im Kodizill von 1547 
sogar ausdrücklich von der Sukzession „der eltisten tochter, so zu 
derselbigeu Zeit in leben sein wirdet". Das widersprach natürlich 
den Renuntiatiönen seiner eigenen Töchter. Vielleicht ging er von 
der im Erzherzogtum Osterreich herrschenden Ansicht aus, daß auch 
eine Tochter, die verzichtet habe, in einem Testamente als Erbin 
eingesetzt werden könne.*) Aber die heimliche Absicht war wohl die, 
die Personalunion beider Königreiche womöglich zu erhalten, wenn 
schon ihre Trennung von den österreichischen Erbländern nicht 
verhindert werden konnte, weil diese zweifellos, auch nach seinen 
Testamenten, an den spanischen Mannsstamm fallen mußten. Da im 
Jahre 1617 der Vorzug des spanischen Mannsstammes auch für Ungarn 
wie für Böhmen fixiert wurde, so schien eine wenigstens haus gesetz- 
liche Gleichheit der Sukzession für alle drei Ländergruppen erreicht 
zu sein. 



1) Siehe oben S. 212 und 289. 

2j Dies betonte auch Seid in seinem zitierten Gutachten 1561. 
3) Petcnte ipso Joanne. Der Kaiser an die Stände Ungarns, Brüssel, 1. Sept 
1540. Arch. d. Min. d. Inn. ..Fremde Gegenstände 3". 
*) Siehe oben S. 118. 
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Es ist aber schon gezeigt worden, daß Ferdinand II. niclit die 
Absicht hatte, diese Verpflichtung des Jahres 1617 zu erfüllen. 

Da ist es höchst merkwürdig, daß es die ungarischen Stände 
waren, die dem spanischen Mannsstamm zu seinem älteren Rechte 
verhalfen. Dies geschah im Jahre 1687. Damals erklärten sie, beim 
Aussterben des ununterbrochenen Mannsstammes der deutschen 
Habsburger habe der spanische zu folgen.^) Sie nahmen lieber eine 
Linie, die sie bisher gar nicht behen^scht hatte, au, als daß sie weib- 
liche Regierung anerkannt hätten. 

Damit ist der Gedanke von dem Erbrecht beider Linien des 
habsburgischen Hauses, wie er im Preßburger Vertrag von 1491 
und 1492 ausgesprochen war, ungarisches Reichsgesetz geworden. 

Dieser Grundsatz ist aber schon von Johann Zäpolya im Groß- 
wardeiner Vertrag vom Jahre 1538'-) anerkannt worden. Denn erst 
wenn sowohl Ferdinands als Karls Mannsstamm (semen masculinum) 
aufliörte, sollte nach diesem Vertrag ganz Ungarn an Zäpolya und 
dessen Mannsstamm gelangen dürfen. Der Kaiser ist darum Mit- 
kontrahent. 

Im Weißenburger Vertrag vom 19. Juli 1551 wurde Ungarn von 
Zäpolyas Witwe, der polnischen Isabella, und ihrem Sohn Johann 
Sigismund ebenfalls zu gunsten Ferdinands und Karls abgetreten; 
diesmal geschah es wieder zu gunsten männlicher Erben beider.») 
Das dafür abgetretene Herzogtum Oppeln sollte als böhmisches Lehen 
Johann Sigismund Zäpolya und nur dessen männlichen Erben ver- 
bleiben, die den Habsburgern in Ungarn folgen durften. 

Aber in den Jahren 1526 und 1527 wichen die Stände, wohl mit 
Absicht, einer bestimmten Erklärung über die Erbverträge von Oden- 
burg und Preßburg aus. Ferdinands Anspruch erfuhren sie offiziell.-*) 
Auch wurde bezüglich der Kinder Ferdinands I. noch keine bindende 
Erklärung abgegeben.^) Derlei Fragen möglichst lange unentschieden 
zu lassen, war eben Ständeart. Aber Ferdinands Revers vom 30. No- 



1) In defectu masculini seminis altae memoratae Suae Caesareae et 
Regiae Maiestatis [Leopuldi L] succedent praescripto in regimine: Serenissimi 
moderni Hispaniarum liej^is [Caroli II.] primogeniti pariformiter masculi 
liaeredes. Vgl. das Notifikationsschreiben an Spanien vom 9. Dezember 1687 im 
Konzept im Arch. d. Min d. Inn. „Fremde Gegenstände 20". 

2) Über das Zustandekommen desselben vgl. Kärolyi, Adalek a Nagy- 
vdradi beke s az 1536—1538, 6vek türtenetehez (Beitrag zur Gesch. des Groß- 
wardeiner Friedens und der Jahre 1536 bis 1538, Budapest 1879. 

3) Huber, Die Erwerbung Siebenbürgens, Arch. f. ö. Gesch., LXXV, 512 ff. 
*) Gindely, Über die Erbrechte, 207, behauptet ohne Grund, sie hätten 

diesen Anspruch erst aus dem Großwardeiner Vertrag erfahren. 
^) Gindely, ebendas. 205. 
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vember 1526 ist doch schon auch im Namen von Ferdinands „Erben" 
ausgestellt. Die Eide der Beamten der ungarischen Krone enthielten 
darüber nichts ^ und bezogen sich nur auf Ferdinand und auf das 
Königreich, oder nach dem damaligen Sprachgebrauch auf die „Krone'. 
Selbst der Treueeid eines Mannes, der über Beschluß der ungarischen 
Stände in die Zahl des reichstagsfähigen niederen Adels aufgenommen 
worden war, wie es scheint, nachdem Maximilian am 8. September 
1563 zum König von Ungarn gekrönt worden war, lautete nur auf 
Ferdinand und Maximilian „als Könige von Ungarn und derselben 
Majestäten Nachfolger als gleichfalls rechtmäßig gekrönte Könige 
von Ungarn, auf die heilige Krone dieses Königreichs und auf das 
gesamte Königreich Ungarn"*). Der Ausdruck „Erbe" ist also wieder 
vermieden, dafür ist aber auf die Krönung als Erfordernis gesetzlicher 
Regierung großes Gewicht gelegt. 

Wie die Dinge lagen, ist nicht einzusehen, warum Primo- 
geniturfolge, für welche höchstens Übung in früheren Jahi'hunderten, 
aber keine besondere gesetzliche Bestimmung zitiert werden konnte, 
gerade für die habsburgische Thronfolge in Ungarn nach 1526 gelten 
sollte. 

Was für Böhmen gesagt werden mußte,») muß daher auch für 
Ungarn eingestanden werden: die Anerkennung von Primogeniturfolge 
hätte den vollständigen Verzicht der Stände auf ihren Wahlanspruch 
zur Voraussetzung gehabt, wenn auch dieser nur auf „Erben" be- 
schränkt war, und zu einem solchen Verzicht haben sich die Stände 
bis zum Jahre 1687 niemals herbeigelassen. Erst damals haben sie 
ihren Wählanspruch aufgegeben, aber nur in Bezug auf alle männ- 
lichen Habsburger, mit logischer Konsequenz darum auch das Vor- 
recht des Erstgeborenen zugelassen und damit erst hierüber be- 
stehende ha US gesetzliche Verfügungen des Herrscherhauses reichs- 
gesetzlich anerkannt. Aber alle frülieren hausgesetzlichen Fest- 
setzungen zu gunsten der Primogeniturfolge: die Testamente Ferdi- 
nands L, der Vertrag Rudolfs IL mit seinen Brüdern von 1578, der 
Vertrag mit Spanien von 1617 und die testamentarischen Bestim- 



Ar eh. d. Min. d. Inn. „Fremde Gegenst. 16". 

2) „Quod ego praefatae Caesareae Maiestati, nee non Serenissimo principi 
et domino, domino Maximiliano, ülio eins, tanquam Kegibus Hungarie, et eanin- 
dem Majestatum sueeessoribus, similiter Hungarie Kegibus legitime coro- 
natis, ac Sacrae einsdem regni Hnngariae coronae et toti regno Hungariae 
perpetuam tidem et fidelitatem observabo.'' Gleichzeitige Aufzeichnung mit der 
Dorsualiiote: „Forma iuramenti eorum, qui in Hungaros cooptantur.'* Mss. 8722.3, 
Fol. 4, der Wiener Hofbibliothek. 

3) Vgl. oben S. 224, 228, 292. 
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mungen Ferdinands II. von 1621 und 1635: sie alle waren nach der 
bisherigen Entwicklung des ungarischen Thronfolgerechtes nicht 
bindend. Ein Zwiespalt in der Familie konnte die Entscheidung über 
die Sukzession ganz und allein in die Hände der ungarischen 
Stände legen, was 1608 tatsächlich geschehen ist. Es ist darum auch 
schwer, eine solche Handlung wie die von 1608 als ^ungesetzlich" 
zu qualifizieren, wenn sie auch brutal und unbillig war. Die Übung, 
den Nachfolger noch bei Lebzeiten des regierenden Königs anerkennen 
und krönen zu lassen, bot keine absolute Garantie; sie machte 
nur das gewohnheitsmäßig beanspruchte ständische auto- 
nome Interregnum unmöglich. 

Eine objektive Prüfung aller Sukzessionsvorgänge und -Akte 
ergibt dieselben Resultate. 

Man hat gemeint, der Groß wardeiner Vertrag von 1538 enthalte 
eine Anerkennung der Primogeniturfolge durch Zäpolya. Er bestimmt 
aber nur, daß ganz Ungarn nach Zäpolyas Tode unbedingt an Ferdinand 
fallen sollte, oder wenn dieser inzwischen gestorben wäre, an den- 
jenigen Sohn von ihm, welchen das Königreich einhellig zum König 
zu wählen verpflichtet sein würde, und wenn auch dieser nicht 
mehr am Leben sei, an dessen „legitime Erben und Nachfolger, die 
von Söhnen und Erben beider [Ferdinands und des nach ihm ge- 
wählten Königs] ehelich abstammen, schließlich, wenn auch diese alle 
nicht mehr am Leben seien, an Karl V. und dessen legitime Söhne 
und Erben \i) 

Wenn in diesen Worten Primogeniturfolge gelegen wäre, so 
könnte es nicht heißen, daß nach dem Tode des zu wählenden Sohnes 
Ferdinands das Reich allgemein auf die von Söhnen und Erben 
dieser beiden ehelich abstammenden (legitimen) Erben und Nachfolger 
übergehen müsse, sondern es müßte heißen, daß nach dem Tode des 
zu wählenden Sohnes Ferdinands die Krone wieder auf dessen ältesten, 
beziehungsweise Zweitältesten Enkel, und erst beim Mangel von 
Enkeln überhaupt auf Ferdinands andere Söhne und Sohneskinder 
übergehen müsse. Statt dessen wird aber ganz allgemein von Söhnen 
und Erben Ferdinands und seines zu wählenden Nachfolgers ge- 
sprochen. Daran wird auch nichts durch die Worte geändert: „Welchen 



1) Regnum . . . vel eo [Ferdinando] interim praemortuo in filium eins, 
quem regnum hoc communi consensu in Regem eligere tenebitur, et illo 
defuncto in eins legitimos haeredes et successores ex filiis et haeredibus 
illorum legitime descendentes, et iis e medio sublatis et deficientibus in 
"Caesareara Maiestatem [Carolum V.] et ipsius legitimos filios et haeredes devol- 
Tatur. Gindely. Über die Erbrechte, 206, meint, unter „filium eins" sei ,, offenbar" 
nur der älteste Sohn Ferdinands I. gemeint. 



— 350 - 

das Königreich einhellig zum König zu wählen verpflichtet sein wird." 
Denn daß es der erstgeborene oder älteste überlebende Sohn Ferdi- 
nands sein müsse, ist nicht gesagt. Es könnte ebenso gut der jüngste 
Sohn sein. Auch in diesem Fall waren die anderen Söhne Ferdinands 
samt dem nicht gewählten ältesten und alle Söhne des gewählten 
legitime Erben und Nachfolger des gewählten. Das Wort Erben könnte 
eventuell auch auf Töchter gedeutet werden, wenn dem nicht die 
zweifellose Bestimmung entgegenstünde, daß beim Aussterben der 
Mannsstämme Ferdinands I. und Karls V. (semen masculinum) die 
Sukzession Zdpolyas und seines Mannsstammes einzutreten habe. 
Die Verpflichtung bezieht sich daher darauf, überhaupt einen Sohn 
Ferdinands zu wälilen und die Dehnbarkeit der Fassung: „welchen 
das Königreich einhellig zum König zu wählen verpflichtet sein wird", 
scheint das Resultat eines Kompromisses zwischen beiden Parteien 
zu sein, weil Ferdinand sich für diese Wahl wenigstens ein Mit- 
bestimmungsrecht sichern wollte. 

Erst der Tymauer Reichstag des Jahres 1547 garantierte das 
Erbrecht des Hauses Habsburg, aber nicht mehr. Die Stände baten 
damals, König Ferdinand möge sich, wenn er schon selbst nicht in 
Ungarn Hof halten könne, in der Regierung durch seinen Sohn 
Maximilian vertreten lassen. Denn auch dieser würde Gehorsam 
finden, weil sich die Stände „für alle Zeit nicht bloß der Herr- 
schaft und Gewalt Ferdinands, sondern auch seiner Erben 
unterworfen"^) hätten. Der Ausdruck „Erben" war sehr dehnbar. 
Es konnten eventuell auch Töchter der ferdinandeischen Linie ge- 
meint sein. Aber in diesen Worten ist auch nicht darüber entschieden, 
ob nicht auch Karls V. Mannsstamm zu diesen Erben gehörte, und 
ob dieser Mannsstamm vor deutschen Erzherzoginnen Vorzug hatte, 
endlich ob diese Erzherzoginnen neben dem Erbrecht auch Regierungs- 
recht hatten. Der Weißenburger Vertrag von 1551, der von den 
Erben beider Habsburger Ferdinand und Karl nur männliche 
zuließ, war, abgesehen von dem baldigen Vertragsbruche, für die Ge- 
samtheit der ungarischen Stände nicht verbindlich. Oder sollte 
diese bestimmte Fassung schon eine Folge davon sein, daß Ferdinand 



1) Xam cum sese ordlnes et statns regni non solnm Maiestati Snae, sed 
etiam suorum haeredam imperio et potestati in omne tempus sabdiderint 
(Art. V). Monum. comitialia regni Hungariae, 1876, HI, 134. Lustkandel (Abhandl. 
aus d. österr. Staatsrecht, Wien 1866, 273; „Das ungarisch-österreichische Staats- 
recht", Wien 1863, 11 f.) findet darin eine, wie er meint, 1687 bestätigte Aner- 
kennung von Primogeniturfolge. Dies folgt aber aus dem Wortlaute keines- 
wegs. Anderseits darf man sich für die Deutung, daß „haeredes" nur Männer um- 
fasse, nicht auf Verböczy berufen. Vgl. oben S. 329, Anm. 3. 
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die Tyrnauer Beschlüsse von 1547 nicht auf Erzherzoginnen aus- 
gedehnt wissen wollte? Diese Fragen lassen sich auch nicht durch die 
enthusiastische Erklärung des Jahres 1550 (Artikel I) beantworten, 
welche lautet, daß die Ungarn Leben und Gut für Ferdinand und 
seine ^Kinder" zu allen Zeiten zu opfern bereit seien.*) Denn man 
konnte bereit sein, für eine Prinzessin sein Leben hinzugeben, ohne 
ilir darum Thronfolge und Regierungsrecht zu garantieren. 

Alle diese Fragen wären in einer von Ferdinand beabsichtigten 
Sammlung ,,der Statuten des Königreichs Ungarn'' beantwortet worden 
und hätten dann durch Veröffentlichung unter Mitwirkung des ungari- 
schen Reichstages Gesetzeskraft erhalten können. 

Die mit dieser Aufgabe, vermutlich in den Vierziger- oder in 
den Fünfzigerjahren des 16. Jahrhunderts, Betrauten von „zweifel- 
loser" Treue legten Ferdinand einen auf die Thronfolge bezüglichen 
Artikel vor, den er aber nicht annahm, weil er ihm und seiner Nach- 
kommenschaft schädlich zu sein schien. Wir erfahren zwar nicht den 
Inhalt dieses Artikels/^) können aber mit ziemlicher Sicherheit ver- 
muten, daß er das Recht der Stände, wenigstens zwischen den Erben 
des Herrscherhauses zu wählen, wahren sollte. Der König zog es 
darum vor, die Sache bis zu günstigerer Zeit ruhen zu lassen. 

Als es sich um die Nachfolge seines Sohnes Maximilian handelte, 
tauchte aber dieselbe Frage wieder auf. Sowohl JFerdinand wie seine 
ungarischen Räte waren darüber einig, daß die Nachfolge auf einem 
eigenen Reichstage gesetzlich festgesetzt werden müsse. Lange und 
schriftliche Auseinandersetzungen verursachte nur die Frage, ob in 
dem Einberufungsschreiben auch von der „Wahr Maximilians durch 
die Stände die Rede sein müsse. Die ungarischen Räte behaupteten 
— wie man bekennen muss — mit vollem Rechte, die Stände hätten 
eigentlich immer ein Wahlrecht ausgeübt. Am meisten mag wohl 
Ferdinand durch die Behauptung überrascht worden sein, die Wahl 



1) Ac sese, vitam et fortunas suas pro Sna Maiestate eiusque liberis in omne 
tempus profundere paratos. Mouum. Comitialia, UI, 294. Ich schließe mich in 
dieser Hinsicht D6ak, Ein Beitrag, 46 if., 54 ff., 57 f., an. 

2) Seid sagt in dem zitierten Gutachten des Jahres 1561, die Frage, ob 
Ungarn ein Wahlreich sei, sei schon „ab aliquot annis" aufgeworfen worden (esse 
motam): „eo videlicet tempore, quo Maiestas Vestra cogitabat de compilatione et 
publicatione statutorum illius inclyti Ungariae regni, ubi ii, qui eidem negocio a 
Maiestate Vestra prepositi fuerant, tanquam maxima ex parte Hungaricae nationis 
Tiri, peritissimi quidem illi et procul dubio fidelissimi Maiestatis V. consiliarii, 
attamen fortassis nimis affectione gentis suae ducti, articulum quendam po- 
suerunt, qui et Maiestati Y. et eiusdem inclytae posteritati, quoad praedictam 
regni successionem, nimis videbatur praeiudicialis esse faturos. Unde et ex aliis 
quibusdam causis compilatio illa effectnm sunm . . . non habnit." Vlrozsil L 88. 
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sei auch darum begründet, weil tatsächlich zwischen Söhnen zweier 
ungarischen Könige zu wählen sei: zwischen dem Ferdinands und 
dem Johann Zäpolyas. Dies zeigt, daß selbst die treuen Anhänger 
Ferdinands Zäpolya nicht einfach als Usurpator betrachteten, wie es 
Ferdinand tat, sondern als Gegenkönig. Sie hätten sich auch darauf 
berufen können — • vielleicht taten sie es auch — daß Ferdinand 
selbst im Großwardeiner Vertrag Zäpolyas Königtum und eventuell 
auch das seiner Kinder nach dem Aussterben aller männlichen Habs- 
burger anerkannt hatte. Schließlich gelang es Ferdinand, ein Schreiben 
König Wladislaws vom Jahre 1508 an die Stadt Preßburg zu finden, 
worin diese zu einem Eeichstag behufs Krönung seines Sohnes Ludwig 
berufen wird. Von Wahl war darin keine Rede. ^) Welche Beweiskraft 
für das Erbrecht Ferdinands hätte aber jenes Einberufungsschreiben 
der Königinwitwe Maria und des Palatin vom Jahre 1526 gehabt, 
worin der Zweck der Berufung verschwiegen war? 

Selbst der treue Reichsvizekanzler Seid konnte sich den Argu- 
menten der Geschichte und besonders dem aus dem Preßburger 
Vertrag ableitbaren Wahlrecht innerhalb der Erben der Herrscher- 
familie nicht ganz entziehen und meinte, der König sollte mit den 
ungarischen Ständen nicht eifrig disputieren, wenn sie bei der 
künftigen Krönung auf irgend einem Akt bestünden, der gleichsam 
ein Mittelding zwischen unbegrenzter Wahl und bloßer Krönung 
büde. 2) 

Man stritt, wie es so häufig geschah, um Woi-te, und als man 
andere gefunden hatte, waren es solche, die das Wesen schließlich 
doch unberührt ließen: die königliche Botschaft erklärte, der Reichs- 
tag sei berufen worden, um dafür Sorge zu tragen, daß Maximilian 
als König angenommen, ausgerufen, dazu deklariert, als solcher 
anerkannt und mit dazukommender Gesamtzustimmung der Stände 
nach alter Sitte und Gewohnheit, wie sie bei Erstgeborenen 
der seligen ungarischen Könige beobachtet worden sei, ge- 
krönt werde. 3) Soviel Worte zur Umgehung des Wortes Wahl! Und 
doch lag in diesen Worten zugleich das Geständnis, daß die Krönung 



1) Gindely, Über das Erbrecht, 223, 227. 

2) a. a. 0. Vgl. Monum. Comitial. IV 440 ff. 

3) Kecipiendum, prouanciandam, declarandam, recognoscendam et accedente 
communi [nicht, wie Gindely, Über das Erbrecht, 230, abdruckt: omniiim] 
ordinum et statuum regni consensu, scita et assertatione iuxta veterem 
morein et consuetudinem in primogenitis divorum quondam Hungarie regum 
obscrvatam . . . coronandum ciirarent. . . . Recipiatur, pronunciatur, declareta^ et 
recognoscatnr . . . Ebendas» 212. Die bei Gindely sehr fehlerhaft abgednickten 
Stücke befinden sich im Arch. d. Min. d. Inn. „Fremde Gegenst. 4*'-,. 
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des Erstgeborenen nur eine Sitte und Gewohnheit und keine gesetz- 
liche Pflicht war.^) 

In der Tat war Primogeniturerbfolge gesetzlich nicht an- 
erkannt.^) Für den Empfang Maximilians an der ungarischen Grenze 
war eine lateinische Begrüßungsrede beschlossen Avorden, die ihm nur 
als Sohn des Kaisers und nicht als künftigem König gelten sollte. 
Es erregte den größten Unwillen, daß der Sprecher im Namen des 
Reichstages sie eigenmächtig veränderte und Worte wie Gnade und 
Milde, die nur einem Könige zukamen, einfließen ließ. 3) 

Einen solchen Scheinerfolg erzielte auch Maximilian IL mit der 
Wahl seines Sohnes Rudolf im Jahre 1572. Auch dieser wurde am 
2. April 1572 von dem ungaiischen Reichstag zum König „pro- 
klamierf* und am 25. September gekrönt. Aber die Stände hatten 
diesmal selbst angeregt (es geschah dies doch nur auf Wunsch des 
Kaisers), der Kaiser möge rechtzeitig seinen ältesten Sohn zum König 
^wählen'* lassen.^) Auch die Rede, mit der dann Rudolf auf ungari- 
schem Boden empfangen wurde, betonte die nach alter Freiheit der 
Ungarn erfolgte freie und freiwillige Wahl, und daß ihm die könig- 
liche Gewalt gesetzlich nur durch die Stände übertragen werde.'*) 
Auch im offiziellen Krönungsberichte lieißt es, daß er vorher postu- 
lierter und gewählter König gewesen sei. 

Auch König Mathias kam durch Wahl am 16. November 1608 
auf den ungarischen Thron. Am 27. Juni 1608 war die ungarische 
Krone von dem Kaiser den ungarischen Ständen ausgefolgt worden. 
Mathias notifizierte seinem Bruder und den deutschen Reichsfüi-sten, 
daß er, Mathias, „ordenlich elegiert" und am 19. November auch 



1) Die ungarischen Räte hatten in ihrer Schrift vom 26. März 15GI sogar zu- 
gegeben (Konzept) : „(|uae tarnen electio regis priniogeniti ita est primogeniturae 
conioncta, ut, dum legitima fuit elcctio, ab ea separatam nun quam reperiri 
existimemus [ursprünglich stand: ut ab ea nuuquam legatur separata], neque 
nnquam alius legitur ex consuetudine Kegum fuisse electus quam primo- 
genitos et propterea hoc ordine servato dicitur succossio filiis Regum esse haere- 
ditaria/' Diese Stelle ist bei Giudely, 222, gänzlich verlesen. Es gab Ausnahmen 
von dieser Primogeniturfolge. 

2) Wie Giudely, a. a. U., 230, glaubt. 

3) Turba, Veuetiau. Depeschen vom Kaiserhofe, III, 184, 185, 233 f., 

236, Anm. 3. 

*) Hervorgehoben von Huber. IV, 278, Anm. 3; Mon. com. V 279 f. 

^) „Tibi hodierna die regnum hoc Hungariae nostrae, quod iam coelitus*' 
(vom Himmel) ,,habe3, liberis ac spontaneis suffragiis pro vetere libertate 
nostra . . . patre tuo amplissimo annuente, ut decrevimus, ita et tradimus et ins 
ac . . . regimeu nostri lege moreque maiorum nostrorum deferimus''. Zitiert von 
Gindely, a. a. 0., 232, und Bachmann, österr. Reichsgesch., 261. Vgl. D6ak, 
Ein Beitrag, 55. 

Turbft, Thronfolge. ^^ 
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gekrönt worden sei.") Damit war ein Wunsch, den ihm Illeshdzy 
spätestens Januar 1G06 nahe gelegt hatte, erfüllt, ä) 

Die Wahl war mit einer demütigenden Kapitulation der Königs- 
gewalt Tor den Ständen verbunden, und Mathias mußte vor der 
Krönung in einem sogenannten Inaugural- oder Krönungsdiplom eine 
Keihe von Zugeständnissen an die Stände machen (articuli ante coro- 
nationem). ') 

Ein ähnliches Diplom stellten von nun an alle späteren Herrscher 
vor ihrer Krönung aus. 

Viele Schwierigkeiten bereiteten die Verhandlungen über die 
Anerkennung der Nachfolge Ferdinands II. Man verlangte von Kaiser 
Mathias, daß in unzweideutigen Worten ,mera et libera electio" 
anerkannt werde. Man konzedierte nur die Auslassung des Wortes 
mera und erklärte, wie es schon die ungarischen Eäte des Kaisers 
Mathias getan hatten, daß damit das habsburgische Haus durchaus 
nicht ausgeschlossen sei, sondern daß man bei allen späteren Wahlen 
auf' dasselbe die „schuldige Rücksicht" nehmen werde. 

Mathias stellte ein derartiges Diplom aus, fügte aber die ab- 
gegebene Interpretation des ungarischen Reichstages ein. Aber gerade 
wegen dieses Zusatzes wurde das Diplom nicht angenommen. Man 
sah sich wohl an der Ausführung hinterhältiger Absichten durch 
die eigene Interpretation gehindert. Denn der Bruderzwist im Hanse 
Habsburg erregte bei den Ständen die weitestgehenden Hoffnungen 
für die Zukunft. Aber die Vertreter des Kaisers und des Erzherzogs 
verfaßten in Gegenwai-t des iudex curiae und wahrscheinlich auch 
der ungarischen Räte einen geheimen Notariatsakt, in den man die 
ReicUstagsinterpretation aufnahm. Auf diese A\eise suchte man sich 
gegen die Konsequenz, daß mit der Nichtannahme des Dekretes 
auch die Eeichstagserklärung ihre Kraft verloren habe, zu schützen. 
Schließlich einigte man sich auf eine Formel, von der Erzherzog 
ärdinand zwar dem Kaiser 15. Mai 1617 eigenhändig schrieb, daß 
m Ständen darin nichts neues bewilligt worden sei,*) in die aber 
e Stände, wenn sie es wünschten, auch ihre weiter gehende Auf- 
ssung, wenn auch ohue hinreichenden Grund, legen konnten, 
jrdinand gab in dieser Erklärung zu, nach der alten Gewohnheit 
id Freiheit der Ungarn, die immer beobachtet worden sei, mit 



') Arch, (1. Min. d. Inn. „FremJe Gegensiände 16". 
') Hnber, IV, 477.; vergl. Kärolyi, Monum. com. 181*9; XI 515 f. 
») Hiiber IV, Ö2a. 

') Im Arck d. Miu. d. Inn. „Fremde Gegenstände 18" aufbewahrt, abgedrncki 
den Mitipü. d. Inst, für i'isten-. G., l'JOl, XXtl, 123. 
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allen Stimmen einhellig und ordentlich erwählt worden zu sein.^) 
Am 15. Mai fand die Proklamation, 16. Mai die Publikation des Ge- 
wählten zum König statt, nachdem jenes Diplom den Ständen über- 
geben worden war. 

Außer anderen Zugeständnissen, die darin enthalten waren, 
versprach Ferdinand, und seine Nachfolger wiederholten dies, die 
Krone ans keinem Grund und unter keinem Vorwand aus dem Lande 
bringen zu lassen, bei Lebzeiten des regierenden Königs sich nicht 
in die Regierung zu mischen und ungarische Angelegenheiten nur 
durch ungarische Eäte verhandeln und erledigen zu lassen. 

Auch Ferdinand III., Ferdinand IV., der gar nicht zur Regierung 
gelangte, und sein Bruder Leopold I. waren nach der Erklärung 
der Stände*) und nach der Auffassung des Herrscherhauses nur ge- 
wählte Könige. Das Erbrecht wurde bei deren Wahl November 1625, 
Juni 1647 und Juni 1655 3) in keinen Zweifel gezogen. 

Kaiser Ferdinand II. schrieb selbst in einem Brief, die ungari- 
schen Stände seien „zur ordenlichen wähl geschritten" und hätten 
,mit ainhelligen stimmen" seinen ältesten Sohn Ferdinand Ernst zu 
ihrem künftigen König „erwählet".*) Auch der Palatin Nikolaus Graf 
Eszterhäzy berichtete von der erfolgten „freien Wahl", welcher 
die Deputierten von sieben Komitaten Oberungarns, die nicht an- 
wesend sein konnten, nachträglich zugestimmt hätten.^) Nach der 
Auffassung der ungarischen Stände war Joseph I. der erste nicht- 
gewählte König aus dem Hause Habsburg. Als solcher wurde er 1687 
gekrönt. Zum ersten Male wurde der Freiheitsbrief Andreas' II. ohne 
das Insurrektiousrecht der Stände gegen den König bei der Krönung 
beschworen. 



^) Jaxta antiqaain cousuctudiuem et libertatem eorundeiu semper observatam 
paribus yotis et unanimi consensu rite eligere . . . declaraverint. Gindely, 
Über die Erbrechte, 226, 234 ff., 239. Im Arch. d. Min. d. Inn. „Fremde Gegen- 
stände 18" auch einige von ihm nicht benützte Stücke. 

2) D^ak, 55 f. 

9) Krönungsberichte Ferdinands ELL vom 16. Juni 1647 und 27. Juni 1655 
an seinen Bruder Leopold Wilhelm von diesem Tage im Arch. d. Reichs-Fin.-Min., 
Beichsakten 203. Das luauguraldiplom Leopolds L auch bei Lünig, D. B.-A., Yliif 
Anhang 494. Notifikationsschreiben an verschiedene Potentaten über die Krönung, 
Prefiburg, 26. Juni 1655, im Arch. d. Min. d. Inn. „Fremde Gegenstände 19". 

4) An Hans Kaspar von Stadion, ödenburg, 1. Dez. 1625. Ähnlich spricht 
ein Bericht an den spanischen König vom 30. Dez. 1625 von „unanimi ordinum 
omnium voto et applausu'\ Arch. d. Min. d. Inn. ,, Fremde Gegenstände 19". 

^ ödenburg, 24. Nov. 1625. Ebendas. Ferdinand UI. verlangte am 13. Mai 
1647 von seinen ungarischen Bäten, daß sie die Stände dazu brächten, selbst das 
Amachen um Krönung Ferdinands lY. zu stellen. Ebendas. 

23* 
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In den Gesetzartikeln des Jahres 1687 wurde dem gesamten 
habsburgischen Mannsstamm beider Linien nicht bloß Erbrecht zu- 
erkannt; ausdrücklich sollte das Wahlrecht der Stände erst nach dem 
völligen Aussterben beider Mannsstämme in Kraft treten dürfen. 
Sukzessionsrechte infolge von Adoption nach Aussterben des Manns- 
stammes sind durch den Wortlaut ausgeschlossen. Das Wichtigste war 
aber die Anerkennung beständiger männlicher Primogenitur- 
folge: zuerst innerhalb der Deszendenz Kaiser Leopolds, dann inner- 
halb der spanischen Linie, was landesgesetzliche Anerkennung haus- 
gesetzlicher Verfügungen bedeutet Aber diese Hausgesetze waren 
gar nicht vorgelegt worden und wurden darum auch nicht genannt. 
Denn die betreffende Stelle lautet: 

^Quod a modo imposterum, neminem alium quam altae titulatae 

^Suae Cesareae et Kegiae Maiestatis propriis ex lumbis suis descen- 

dentium masculorum haeredum primogenitum in perpetuum (id 

ipsum etiam statuentibus : articulo V. anni 1547 aliisque superinde 

extantibus) pro legitimo suo Rege et Domino sint habituri." 

Entweder hat Enthusiasmus das staatsrechtliche Gedächtnis ge- 
trübt, oder es liegt eine grobe stilistische Ungeschicklichkeit vor. 
Denn dieser Wortlaut interpretierte den ganz allgemein nur auf 
^ Erben" Ferdinands und durchaus nicht auf Primogeniturfolge lauten- 
den Beschluß des Jahi-es 1547^) zu gunsten der Primogenitur. 2) Nicht 
einmal Ferdinand L hatte seinen Anspruch auf Primogeniturfolge 
Maximilians mit- jenem Wortlaut von 1547 zu begründen versucht, 
sondern hatte sich 1561 bis 1563 nur auf die „Gewohnheit" gestützt. 
Vielleicht wollten die Stände nur zum Ausdruck bringen, daß der 
Beschluß von 1547 das Erbrecht aller männlichen Habsburger fest- 
gesetzt habe, und daß sie auf Grund dieses Beschlusses auch be- 
rechtigt seien, auf die Wahl zwischen ihnen zu verzichten, indem sie 
von nun an einen dieser Erben, nämlich den jeweils ältesten des 
regierenden Königs, zum Nachfolger bestimmten. 

Wie bisher sollte auch ein Assekurationsdiplom ausgestellt 
werden, wonach der König versprach und bei der Krönung beschwor, 
die Freiheiten und Gesetze des Königreiches zu beobachten und dessen 
Integrität zu erhalten. Es sind dies Dinge, die noch zum heutigen 
ungarischen Staatsrecht gehören. 3) 

Trotzdem die pragmatische Sanktion am 19. April 1713 Haas- 
gesetz geworden war, sanktionierte Kaiser Karl VT. im Jahre 1715 



Siehe oben S. 350. 

2) Die zitierte SteUe hat Lustkandl veranlaßt (Abhandl. aus d. öst. Staats- 
recht, 275) zu glauben, daß Trimogenitur seit 1547 gesetzlich anerkannt sei 
••) Gust. Seidler, Studien, 43; VirozsiL I, 306 ff'. 



— 357 — 

einen die Beschlüsse von 1687 wiederholenden Artikel des ungarischen 
Reichstages, wonach die Ungarn das freie Wahlrecht hätten, wenn 
der Mannsstamm Leopolds I. ausgestorben sei.^) 

Das bisher auf den Manns stamm der Habsburger beschränkte 
Erbrecht wurde erst durch die ungarischen Reichstagsbeschlüsse des 
Jahres 1723 auch auf weibliche Sprossen erweitert. Zugleich wurde 
auch das seit 1687 1 and es gesetzlich gesicherte Primogeniturvorrecht 
auf das weibliche Geschlecht in Anwendung gebracht. 

Zum ersten Male wurde ausdrücklich auf die Hausgesetze über 
Primogenitur im allgemeinen und auf das vom Jahre 1713 im be- 
sonderen Bezug genommen, wobei diese Hausgesetze anerkannt 
wurden. ^) 

Die landesgesetzliche Motivierung der Primogeniturfolge vom 
Jahre 1687 ignorierte noch gänzlich diese Hausgesetze. 

Die Anerkennung dieser Hausgesetze zeigt sich auch im ein- 
zelnen. Es wird nämlich im Gesetz des Jahres 1723 wiederholt hervor- 
gehoben, daß das nun auch auf Erzherzoginnen vererbliche König- 
reich mit den anderen Gebieten Karls VI. in und außer Deutschland 
(gemeint war besonders Italien und Belgien) in unteilbarem und 
untrennbarem Zusammenhang bleiben sollte. ») 

Femer ist als Bedingung der Sukzession der Erbanwärter oder 
der Erbanwärterinnen festgesetzt, daß sie nicht bloß Erzherzoge, be- 
ziehungsweise Erzherzoginnen von Osterreich, sondern auch, daß sie 
römisch-katholischen Glaubens seien.*) Diese Bedingung steht aber 
nur in der Primogeniturordnung Erzherzog Karls vom Jahre 1584.^) 

Wird nach dem Aussterben des ununterbrochenen Mannsstammes 
die Anwartschaft der Deszendentenreihe einer Erzherzogin fällig, so 



>) D6ak, Ein Beitrag, 73; G. Seidler, 44. Ich möchte nicht, wie D^»ak, 
behaupten, daß die Bestimmungen der pragmatischen Sanktion Ungarn nicht „mit- 
betrafen", wohl aber, daß sie in Ungarn bis zum Jahre 1723 keine gesetzliche 
Gültigkeit hatten. 

2) „Juxta stabilitum per . . . Maiestatem [Carolum VI.] in aliis quoque suis 
regnis et provinciis haereditariis . . . primogeniturae ordinem . . ." oder „eodem, 
qno masculorum primogeniturae ordine" — ,,secundum normam in reliquis 
Snae M<>» . . . regnis et provinciis suis . . . iam per Eandem ordinatam"; endlich: 
y,iaxta memoratam normam primogeniturae in augusta domo Austriaca receptam". 
Nach dem Text bei Lustkandel, Abhandlungen, 360 f., und Ungarisch-österr. 
Staatarecht, 233 f., sowie bei D6ak, 216, 227 ff. 

*) Indivisibiliter ac inseparabiliter invicem et insimul ac una cum regno 
Hungariae. 

<) Descendentes, eorundemque legitimos Homano-catholicos successores utrius- 
que sexns, Austriae Archiduces. D^ak, 216. 

») Vgl. oben S. 199. 
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haben innerhalb dieser Beihe unter Beobachtung des Primogenitur- 
vorrechtes die Männer Vorzug vor den Erzherzoginnen, i) 

Trotzdem kam die Auffassung zum Ausdruck, daß die «ungarische 
Krone und das Königreich'' nicht bloß durch Anerkennung der Hans- 
gesetze, sondern auch mittels einer Art freier Wahl (libero voto) 
gewissermaßen durch die Hand der Stände dem „weiblichen Geschlecht 
des Hauses Österreich'* übergeben worden sei. 2) 

So wie die Neuwahl eines Königs nui- eine bis zu dessen Tode 
dauernde Wirkung hatte, so sollte auch die Übung des Wahlrechtes 
im Jahre 1723 die Bedeutung haben, daß dasselbe erst nach dem 
Tode dieser fiktiven Gesamtpersönlichkeit: des weiblichen Geschlechtes 
des Hauses Österreich, wieder in Kraft trete. 

Was unter dem „weiblichen Geschlecht des Hauses Öster- 
reich" gemeint war, und in welcher Reihenfolge die Erbanwart- 
schaften fällig werden sollten, wurde genau bestimmt. Es sind nämlich 
weibliche Deszendenten in folgender Reihenfolge: 

,primo loco .... ab .... regnante .... Caesarea et Regia Maiestate 

[Karl VI.].») 
dein, in huius defectu, a divo olim Josephe [I.],^) his quoque defi- 

cientibus, 

■ 

[3.]^) ex lumbis divi olim Leopoldi 

[4.p) Imperatorum et Regum Hungariae Descendentes ....'' 

In den gedruckten und vom Kaiser eigenbändig unterzeichneten 
und gesiegelten Originalexemplaren,*) deren Interpunktion hier genau 
wiedergegeben ist, folgen ^Leopoldi Imperatorum et Regum 
Hungariae" aufeinander, ohne daß dazwischen ein Beistrich wäre. 

Worauf bezieht sich „Imperatorum et Regum Hungariae"? Nach 
der Wortstellung und der Interpunktion zu urteilen, schwerlich auf 
Karl VL und Joseph I. „Primo loco", „deinde", und „ex lumbis" sind 
einander koordiniert, aber ohne Konjunktion (asyndetisch) aneinander 



9 Uabitaque, in g^adaum aequalitate, eins dem lineae praerogativae mas- 
culonim ratiüue. Döak, 228. 

2) ,,Regnum et corouam . . . etiam in sexnm angustae domns Saae [Caroli VL 
Austriacae foemineum .. . regendain et gnbernandam trausferant et memr 
ratam successionem acceptant." — .,Qaod foemineum quoque sexum . . . dom^ 
Suae Austriacae usque ad eiusdem et ab eodem descendentium defectv 
ad coronam ... libero voto ])roclamatum." D^ak, 216, 227 t. 

:*) Das in [ ] gesetzte fehlt im Originaltext. 

*) Durch das besondere Entgegenkommen des Herrn Sektionsrates A. v. Kät 
im k. und k. Staatsarchiv in \Vit»n war ich in der Lage, fünf solche Originf 
einzusehen, wofür ich bestens dank**. Ein geschriebenes (.)riginal existiert r 
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gereiht. Liegt es ferner nicht näher, bei „Leopoldi" und bei „Impera- 
tornm et Regum Hungariae" die gleiche Koordination anzunehmen, 
wobei beide von „ex lumbis" abhängig wären? 

Die Stelle würde dann folgenden Sinn ergeben: Von weiblichen 
Deszendenten kommen in Betracht: 

In erster Linie die Karls VL (primo loco ....); 

in zweiter die Josephs I. (dein ....); 

m dritter die Leopolds L (ex lumbis Leopoldi); 

in vierter die der anderen Kaiser und zugleich Könige von 
Ungarn überhaupt (Imperatorum et Regum Hungariae descendentes). 
Kaiser und ungarische Könige zugleich sind aber alle Herrscher seit 
Ferdinand L, der als erster Habsburger den ungarischen Thron 
bestieg. 

Stammtafel VI- 



Leopold I. t 1705 



Jos. I. 
t 1711 



Maria Jos. Maria Amalia 

0699—1757) (1701-1756) 

Gem.: August Gem.: Karl 

▼on Sachsen Albert von 

und Polen Bayern 



Karl VI. 
t 1740 



Marie Elis. 
(1680—1741) 



Maria Maria 

Anna Jos. Magd. Jos. 
1683-1754 (1689-1743) 

Gem.: Joh.V. 

von Portugal 



Maria Maria Anna Maria Amalia 

Theresia (1718-1744) (1724—1730) 
geb. 1717 



Sollten die ungarischen Stände die Absicht gehabt haben, das 
Gesetz von 1547, das ausdrücklich das Erbrecht ganz allgemein von 
Ferdinands I. „Erben" anerkannte, und auf das sie sich 1687 selbst 
berufen haben, im Jahre 1723 aufzuheben, so liätte dies doch irgendwo 
zum Ausdruck kommen müssen. Wozu ferner die ausdrückliche Be- 
tonung der Annahme des Hausgesetzes von 1713? Dieses Gesetz 
hatte dieselbe Reihenfolge für die Erbanwartschaftsfälligkeiten fest- 
gesetzt und an vierter Stelle bemerkt: „Und alle übrigen Linien 
des durcldauchtigisten Erzhauses ''.^) 

Hat endlich das ungarische Gesetz von 1723 nicht ausdrücklich 
betont, daß „wer aus dem Hause Osterreich" in dessen „anderen 
Königreichen und Provinzen" nach der hausgesetzlich eingeführten 
Primogenitiirnorm Erbe oder Erbin sei, in allen künftigen Fällen, 



1) Die pragmatische Sanktion bei Lustkaudel, Abhandl., 367, uach dem 
Abdruck bei Schrott er, Fünfte Abhandl., 510 f.; nur muß es in beiden Texten 
1$S5 statt: 1645 heißen. 
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wrliher Art immer, anbestreitbar auch in Ungarn anerkannt sein 
mUUtey') 

WvY könnte unter solchen Umständen den Einheitsbegriff «Im- 
poratonim et Regum Hungariae'' sicher nur auf Karl, Joseph I. 
und Leopold beziehen? 

Der ungarische Eeichstag des Jahres 1867 hat es trotz- 
dem in einer Gesetz gewordenen Interpretation getan (Gesetz- 
artikel II, § 4).*) Die Folge ist, daß es im österreichischen und im 
ungarischen Reichsteile seit 1867 verschiedene Reihen von Erb- 
auwärtem des Herrscherhauses gibt, und daß; was hoffentlich nie 
eintreten wird, das Wahlrecht Ungarns in Kraft erwachsen müßte, 
sobald die Deszendenz der vorleopoldinischen Erzherzoginnen in 
Osterreich sukzediert. Die Interpretation des Jahres 1867 kann trotz 
ilirer nunmehr gesetzlichen Gültigkeit freilich nicht mehr inner- 
liche Berechtigung beanspruchen, als die der goldenen Bulle von 1348 
durch Ferdinand II. (1627) zu teil gewordene Interpretation, die noch 
heute in Böhmen Landesgesetz ist. 



1) Ita ut iUa, vel mascalus eiusdem haeres, qui vel quae praemissorum Aagn- 
stae domus Austriacae regnoram et provinciarum haeres iuxta memoratam nor- 
mam primogenitnrae, in Augusta domo Austriaca receptam, existet. eodem sac- 
cessionis, pro his et futaris quibuscunque casibus, haereditario iure etiam 
pro infallibili Bege Hungariae . . . habeatnr. Von Lustkandel mit Becht zu 
gunsten Tollkommen einheitlicher Thronfolge hervorgehoben (Ungarisch-österr. 
Staatsrecht, 280). 

2) Hauke f Die geschichtlichen Grundlagen des Monarchenrechtes, 71, 76, 
81 f., 85 ff., wo die Literatur über die pragmatische Sanktion angegeben ist. Dies 
gilt auch von Mangold, A magyarok oknyomozö tört^nelme, Budapest 1896, 244. 
VgLSalamon, A magyar kirälyi sz6k betölt^se es a pragmatica sanctio törtönete, 
Pest 1866. Auf beide hat mich Herr Professor Dr. Wertheimer gütigst aufmerksam 
gemacht. 



D. 



Das spanische und das burgundische 

Erbe. 



I. 



Spanien. 



Der kleine Unterschied, welchen die Thronfolge in den nieder- 
ländisch-burgundischen Gebieten gegenüber den spanischen König- 
reichen aufwies, ist im Jahre 1549 zu gunsten der Einheitlichkeit 
beseitigt worden. Beide Ländergruppen können daher zusammen be- 
handelt werden. 

Ehe Ferdinand der Katholische als Kronprinz von Aragonien 
die Erbin von Kastilien, Isabella, 1469 heiratete, hatte er sich in 
einem Heiratsvertrage und durch einen besonderen Eid verpflichten 
müssen, nie eine Teilung der spanischen Königreiche eintreten zu 
lassen.*) An diesem Grundsatze haben alle spanischen 
Herrscher festgehalten. Zwar wurde Ferdinand durch den Tod 
seines Vaters, Johanns IL, am 19. Januar 1479 König von Aragonien, 
aber erst sein Enkel König Karl L (V.) gebot über beide Reiche 
persönlich und allein. 1469 hatte sich Ferdinand feierlich verpflichten 
müssen, ohne Zustimmung seiner künftigen Gemahlin keinen Re- 
gierungsakt zu vollziehen und ihre eigenen Regierungsakte zu be- 
stätigen, weil sie ^alleinige und rechtmäßige Erbin" von Kastilien sei. 2) 

Nur als Gemahl dieser Königin und nur bis zu deren Tod am 
26. November 1504 führte er darum fast 30 Jahre lang den Titel eines 
Königs von Kastilien.^) 

Während also in Kastilien weibliches Erb- und Regierungs- 
recht unangefochten blieb, wurde es in Aragonien erst im Ok- 
tober 1502 ohne Widerspruch anerkannt, als es sich um die Suk- 
Zession Johannas, der Gemahlin Philipps des Schönen von Osterreich, 
handelte. Zum letzten Male hatten die Aragonier gegen weibliche 
Nachfolge Sclnvierigkeiten bereitet, als nach dem Tode Don Juans, 



n Schirrmacher, Gesch. von Spanien, Gotha 1893, VI, 518. 

2) Ehendas. 518, 524. 

^) Lafuente, Historia general de Espafia, Madrid 1852, X, 262. 
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des einzigen Sohnes der .katholischen Könige' (4. Oktober 1497), der 
mit Margaretha von Osten-eich ein nur kurzes Ehegluck genossen 
halte,* seine altere Schwester Isabella, die Königin von Portugal, 1498 
als Nachfolfirerin anerkannt werden sollte. Diese war mit Emanuel 
dem Gmßen vermählt. Damals hatten sich die Aragonesen nur zur 
Erklärung herbeigelassen, bis zu Isabellas Niederkunft warten zu wollen. 
Man behauptete, daß nach den Testamenten einer Reihe von aragoni- 
sehen Königen weibliche Nachfolge in Aragonien ausgeschlossen sei 
Der Beschluß war ein Kompromiß, das nur deswegen mOglich ward, 
weil man auf eine testamentarische Verfügung von Ferdinands Vater 
hinweisen konnte, wonach auch Söhne von Töchtern die Krone von 
Aragonien erben durften, wenn Ferdinand seihst keine Söhne habe. 
Man gestand also in Aragonien Töchtern nur ein Erbrecht, aber kein 
Kegierungsrecht zu. Als dann der sehnsuchtig erwartete Thronerbe 
l\>n Miguel (Michaela dem die Herrschaft über die ganze Pvrenien- 
halbinsel hätte zu&illen sollen, geboren war (2S. August 14d8). hul- 
digten ihm die Aragonier September 1498, schließlich die Kastilier 
und die Portugiesen.^ Er starb aber am 20. Juli 1500 und mit ihm 
wurde die Hofhung des portugiesischen Königshauses, dereinst ditf 
^katholischen Könige^ zu beerben, begraben. Vielmehr beerbte der 
spanische König Philipp II. das mit ihm viel&ch verwandte portu- 
gie:3sche Königshaus im Jahre 1580. 

Wenn Miguels Mutter nicht bei seiner Geburt das Leben ver- 
lorrn hatte, wäre sie die Erbin seines Anspruches auf die spanisdien 
Königreiche geworden. Nach Miguels Tode kam die Sukzession in 
diesen Reichen an Juana. der katholischen Könige jüngere Tochter 
wdche mit Philipp von Österreich vermahlt war.*y 

Ohne jede fkrechtigung und gegen alle Sukzessionsübung in 
diesen Reichen nahmen aber Philipp von Österreich und seine Ge- 
mahlin schon nach Don Juans Tode den Titel «principes de Castüla* 
an.^ wie sich die kastilischen Thronfolger zu nennen pfl^ten. 



-» Sckirrmacher. VU. 1^6. 

•I LAtaenie. X. TT. lÄ 

-» Ferxüiucd tob .Vri^^en 



:47V^14^T IsAln»::* 7 U^^ Jc^^jasa .7 Kv»» MxrU i^f l5lTi 

G^B.: l.Ahf^^&sroa G^b. 14»: Pldlipp G«K. lA^O: 



• 



2 r^.a lüi:^rl 

7 li^r 

li:3*i;e. X. 7«5L 
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Erst Mai und Oktober 1502 wurde Juanas Nachfolge von den 
kastilisclien und aragonischen Cortes anerkannt, überdies baten die 
kastilischen 1502 und 1503 ihre Königin Isabella um eine testamen- 
tarische Verfügung über den Thron. Diesen Wunsch erfüllte sie am 
12. Oktober 1504, einige Wochen vor ihrem Tode (26. November), i) 
Eine solche Verfügung war aber darum wieder nötig, weil Johanna 
zeitweise geistesgestört war,*-j und weil wegen ihrer dadurch ver- 
ursachten Untähigkeit zur Regierung für eine Regentschaft ebenso 
Vorsorge getroffen werden mußte wie für die Zeit ihrer etwaigen 
Abw^esenheit von Spanien. -^ Daher bestimmte Isabella, daß König 
Ferdinand, bis Don Carlos (V.) das 20. Lebensjahr vollendet habe,*) 
für die Thronfolgerin Johanna alleiniger Regent, Gouverneur und Ver- 
weser der Königreiche von Kastilien, Leon und Granada sein sollte.'^) 

In diesem Testamente sind wie in allen Testamenten der spani- 
schen Habsburger folgende Sukzessionsgrundsätze ausgesprochen: 

1. Männliche Nachkommenschaft hat im Thronanspruch vor 
der weiblichen Vorzug. 

2. Beim Mangel von Söhnen des letzten Besitzers folgt diesem 
eine Tochter, und zwar wie die Söhne nach Primogeniturrecht, so daß 
sie und eventuell andere Schwestern den Brüdern und anderen männ- 
lichen Seitenverwandten des letzten Besitzers im Anspruch vorangeht. 

3. Der Anspruch eines vor dem Vater verstorbenen Sohnes, be- 
ziehungsweise einer vor dem Vater verstorbenen Tochter, geht für 
die Kinder des Sohnes oder der Tochter nicht verloren, d. h. es 
herrscht sogenanntes Repräsentationsrecht. 

4. Der Gemahl einer thronberechtigten Prinzessin erwirbt durch 
die Ehe kein persönliches Erbrecht. 

Aus diesen Gründen erbte Karl I. (V.), der erstgeborene Sohn 
der Johanna, erst nach dem Tode seiner Mutter; und erst wenn Karl 
weder männliche noch weibliche Nachkommen hinterließ, erbte sein 
Bruder, während von einem Erbrecht Philipps ebensowenig wie von 
einer Regentschaft Philipps die Rede war. 

Diese testamentarischen Verfügungen der Königin Johanna von 
Kastilien wurden Januar 1505 von den kastilischen Cortes bestätigt. 



1) Ebendas. 249; Schirrmacher, VIII, 351 ff. 

2) Vgl. Höfler, Die Depeschen des venetian. Botschafters bei Erzherzog 
Phüipp, 1505 bis 1506, Arch. f. 0. G., 1885, LXVI, 45, 48 f., 83, 97. 

3) Trotz der damals bekannten Beweise hiefür sagt Königin Isabella in 
ihrem Testamente doch nur: ,,e8tando en ellos [reynos] no quiera o no pueda 
entender en la governacion dellos". Vgl. oben S. 155, Anm. 3. 

*) Vgl. ebendas. 

•0 Kegir e governar e administrar ... por la dichaprincipesa, mi hija. 
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Sie schwuren der damals noch abwesenden Johanna und ihrem Ge- 
mahl Philipp den Eid der Treue. Der Eid wurde aber dem König 
Ferdinand in seiner Eigenschaft als „Regenten und Gubernator im 
Namen der Tochter der Königin von Kastilien" geleistet. Es gab 
aber viele kastilische Granden, welche mit Ferdinand unzufrieden 
waren und das Recht der Regentschaft und Kuratel über 
ihre geistesgestörte Königin lieber deren Gemahl zu übertragen 
wünschten. 

Diese Stimmung benützte Philipp und erreichte durch den Ver- 
trag von Salamanca 24. November 1505 eine Art Gleichstellung mit 
Ferdinand. Die Regierungsakte sollten im Namen „der Könige und 
der Königin" (Los Reyes y la Reina) ausgehen.*) Beide sollten ge- 
meinsam unterzeichnen, wenn die Königin unzurechnungsfähig sei; 
wenn sie aber mit der Regierung zu tun haben wolle (nur selten 
wünschte sie sich damit zu befassen), so sollten nur die Königin und 
ihr Gemahl unterzeichnen. Nur wenn das Ehepaar von Spanien ab- 
wesend sei, sollte Ferdinand allein signieren. 

Im Jahre 1506 hielt sich aber Philipp, als er spanischen Boden 
betreten hatte, nicht mehr an die Verabredung von Salamanca, son- 
dern zwang Ferdinand, auf die Mitregentschaft zu verzichten. Heim- 
lich protestierte aber dieser dagegen, offen gegen die Haft, in der 
seine Tochter gehalten wurde. Gegen eine solche Haft sprachen sich 
auch mehrere Granden aus, und Philipp mußte die Erbin von Kastilien 
in Freiheit setzen. Am 5. Juli 1506 nahm sie die Huldigung entgegen: 
sowohl für sich selbst, als für ihren Sohn Karl und erst an dritter 
Stelle für ihren Gemahl. 2) 

Philipp freute sich aber nur kurze Zeit des diplomatischen Sieges 
über seinen Schwiegervater. Als Philipp 25. November 1506 starb, 
wurde das Testament Isabellas doch ausgefühi't, und König Ferdinand 
bekam in Kastilien die Regentschaft. Sein Enkel Karl bestätigte ihn 
in dieser Stellung zu Weihnachten 1515. Auch wenn Karl durch 
Joliannas Tod König würde, sollte Ferdinand noch Regent Kastiliens 
bis zu seinem Tod bleiben. Aber das frühe Hinscheiden Fei-dinands 
am 23. Januar 1516 machte diese Verabredung hinfallig. 

König Ferdinand hatte drei Testamente verfaßt:») das erste 1512, 
das zweite 1515, das dritte 1516. Das dritte war allein gültig, weil 
es die früheren annullierte. Es setzte entsprechend jenen Beschlüssen 
der aragonischen Cortes Johanna auch als Erbin Aragoniens ein. 



1) Lafuente, X, 263, 271. 

•^) Hüfler, a. a. 0., 234 f., 242, 244i Lafuente, X, 266, 283, 298. 

3) Lafuente, X, 441 f., 457. 
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Mit Rücksicht auf ihren Geisteszustand erklärte aber der König in 
diesem Testamente seinen Enkel Karl zum Generalregenten (gober- 
nador general) aller spanischen Königreiche, damit er im Namen der 
Mutter regiere. Karl sollte also in allen spanischen Königreichen 
nicht mehr sein, als Ferdinand als Witwer in Kastilien gewesen war. 

Aber Kaiser Maximilian I. war es gelungen, den Papst und das 
Kardinalkollegium zu bewegen, Karl den Königstitel zu geben. Trotz- 
dem weigerten sich dessen die Cortes von Kastilien. Da machte 
Kardinal Jimenes (Ximenes), Präsident der interimistischen Regent- 
schaft bis zu Karls Ankunft, kurzen Prozeß : er teilte den kastilischen 
Cortes am 29. Mai 1516 mit, daß er am folgenden Tage seinen Herrn 
zum König ausrufen lassen werde. Das geschah, und so wurden die 
Cortes vor eine unwiderrufliche Tatsache gestellt. 

So einfach ging aber die Sache in Aragonien nicht. Die dortigen 
Cortes betonten ausdrücklich, daß Karl nur solange Kurator und 
Protektor seiner Mutter, der Königin und Erbin, sein dürfe, als diese 
geistesgestört sei 

Schließlich einigte man sich darin, daß alle Regierungshandlungen 
unter folgendem Titel ausgehen müßten: „Donna Juana und Don 
Carlos, Königin und König". Wären die Bemühungen um die Heilung 
der Geistesgestörten gelungen, so wäre Karls I. (V.) Recht erloschen. 
Solange sie lebte, bildete sie für die Spanier, welche Karl wiederholt 
fühlen ließen, daß sie ihn nur als Fremden betrachteten, ^) eine leicht 
gegen ihn zu mißbrauchende Waffe. Erst durch ihren Tod ist Kaiser 
Karl V. April 1555 alleiniger Erbe der spanischen Reiche geworden. 
Noch in seinem Testamente vom Jahre 1554 ordnete er an, daß sein 
Enkel Don Carlos, solange die Königin Juana lebe, ^zusammen mit 
ihr regieren solle". Für König Philipp IL hatte er damals ein anderes 
Erbe bestimmt.-) 

Von einem Erbrecht Erzherzog Ferdinands auf Spanien konnte, 
solange Karl und Nachkommenschaft von ihm lebte, keine Rede sein. 
Nach dein ersten Testamente König Ferdinands hätte jener Enkel 
bis zur Ankunft Karls in Spanien vorläufiger Regent sein sollen. 
Noch unmittelbar vor seinem Tode beabsichtigte Ferdinand dasselbe. 
Man riet ihm aber, um Eifersucht zwischen beiden Brüdern zu ver- 
meiden, davon ab. Einzelne Adelige Spaniens suchten den jungen 
Ferdinand gegen seinen Bruder zu gewinnen und veranlaßten Sicher- 
heitsmaßregeln Karls gegen ihn am 7. September 1517. 3) Gerne hätte 



1) Turba, Beiträge zur Gesch. der Habsburger, I, S. 400. 

2) Siehe unten S. 387. 

3) Weiß, Papiers d'^tat du cardinal de Granvelle, Paris 1841 bis 1844, 1, S.89. 
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Ktiiiig Ferdinand seinem in Kastilien geborenen und erzogenen Lieb- 
lingsenkel Ferdinand einen Teil der spanischen Erbschaft hinterlassen. 
Als er aber sah, daß er damit die in seinem eigenen Heiratsvertrage 
übernommene Pflicht, die Königreiche ungeteilt zu lassen, verletzen 
würde, nahm er den vielleicht 11- bis 13jährigen Infanten an sich, 
segnete ihn und sprach: ^Laßt es gut sein; denn mein Segen wird 
sich an Euch und den Eurigen erfüllen!" Wie gern ließ man sich in 
der deutschen Linie der Habsburger an diesen Segen erinnern!*) 

Es wird vielleicht richtig sein, daß der König wenigstens eine 
Zeitlang, etwa um 1515, seinem gleichnamigen Enkel das neapoli- 
tanische Königreich erblich übergeben wollte. Vielleicht sah er dieses 
Reich als eigene Erwerbung an, für die seine Verpflichtung vom 
Jahre 1469 nicht gelte.«) 

Die testamentarischen Thi-onfolgeordnungen Karls V. (1654),') 
PhiHpps IL (1594),^) Philipps IIL (1621)5) und Philipps IV. (1665)«) 
wiederholen zum Teil fast wörtlich die Grundsätze der Unteilbarkeit 
und Individualsukzession, des Repräsentations- und des weiblichen 
Erb- und Regierungsrechtes oder der sogenannten gemischten Suk- 
zession. Es sind dies Bestimmungen, welche mit den Grund- 
sätzen der Interpretation des Malus von 1522 und 1530 durch- 



1) Turba, Beiträge, I, S. 338. 

2) In den Verhandinngen bezüglich der tirolischen Erbschaft, vermutlich 
im Jahre 1597, behaupteten die kaiserlichen Kommissäre über die Ursache einer 
testamentarischen Verfügung König Ferdinands von Aragonien, wonach Erzherzog 
Ferdinand 60.000 Dukaten jährlich aus Neapel beziehen sollte: „Was aber dieselb 
certa causa scy, ist dieses, daß Kaiser Ferdinand das ganze neapolitanische 
Künigreich von rcchtswegen gebürt und zugestanden, und des bezeugen Kaiser 
Maximilians [I.] verba formalia, deren er sich bei Vermählung der Künigin Anna 
mit seinem eigenen Mund 1515 gebraucht hat: ,Quamquam ego te uxorem meam 
fore dixi, sequestraque tide tu mihi iuncta es, tamen, ut vel Carolo vel Ferdinando 
nepotibus nubas, sententia est; si vero neutri, tu mea nxor esto. Quam ob rem 
cum alter Castiliae, Arragoniae, Bethicaeque regna habeat, alter Neapolitanum 
in Italia sceptrum habiturus sit, eoque cum Komanorum Rex et Imperator sim, te 
Annam Beginam nuncupo', aureamque bis dictis coronam capiti imposoit." Dann 
erwähnten sie, daß Maximilian den Erzherzog Ferdinand auch in einem Schreiben 
an die Niederländer 1517 „Künig" genannt habe. 3Iss. suppl. 60, Fol. 59 des Wiener 
Staati*archivs. Über jene Verhandlungen vgl. Hirn, Tirols Erbteilung und Zwischen- 
reich 1595 bis 1602, Arch. f. ö. Gesch., XCII, S. 48 f. der Kurrekturabzüge, die mir 
der Herr Verfasser vor dem Erscheinen der Arbeit freundlichst zur Verfügung stellte. 

2) Dumont. Corps universel diplom. suppl. 11, 141 f. 

*) Turba, Beiträge, I, S. 397 f., 424 f. 

•') In einer Abschrift auch in der Vatikan. Bibl. 

•) Ich konnte nur den Text in Mss. 383, VIII, Fol. 376 bis 405 des AViener 
Staatsarchivs benutzen, wo auch das Testament Margaretha Theresias von 1673 
enthalten ist. 
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aus nicht übereinstimmen. Die Habsburger in Spanien hatten die 
Sukzessionsordnungen dieses Landes angenommen. 

König Philipp IL erklärte als absoluter König von Spanien 
sein Testament für ein Reichsgesetz. Er verfügte darin, daß jedes 
Familienglied, dessen Anwartschaft voraussichtlich in Kraft treten 
würde, in Spanien erzogen werden, der Sprache und Sitte des Landes 
völlig kundig sein und immer in Spanien residieren müsse. Selbst 
ihn hatte der spanische Adel als Fremden betrachtet, obwohl er im 
Lande geboren und erzogen war.^) Ferner muß der Nachfolger 
wahrer Katholik sein, nicht einmal der Verdacht der Häresie darf 
an ihm haften, er darf auch nicht Häretiker gewesen sein. Dies ist 
eine Bestimmung, die mit Rücksicht auf den Juli 1593 erfolgten 
zweiten Übertritt Heinrichs von Navarra zur katholischen Kirche 
verständlich wird. Mündigkeitstermin ist nach der bisher befolgten 
Sitte das vollendete 14. Lebensjahr. 

Es entsprach den genannten Sukzessionsgrundsätzen, wenn im 
Heirats vertrag zwischen dem dänischen König Christian IL und 
Karls V. Schwester Elisabeth deren Sukzessionsrechte in Spanien 
nur für den Fall vorbehalten waren, daß sowohl Karl V. und Ferdi- 
nand, als auch ihre ältere Schwester Eleonore mit ehelichen Leibes- 
erben verstorben seien. 2) 

Nach denselben Grundsätzen renunzierte Maria, die Tochter 
Kaiser Karls V., bei ihrer Verheiratung mit Erzherzog Maximilian IL 
(1548) nur zu gunsten ihres Vaters, ferner ihres einzigen Bruders 
Philipp IL und der Nachkommen dieses Königs. Es geschah nicht 
auch zu gunsten anderer Kinder Karls V., weil dieser schon nach 
dem Tode seiner portugiesischen Gemahlin Isabella entschlossen war,. 
Witwer zu bleiben. 

Weil die Tochter eines Herrschers vor dessen Bruder zur Re- 
gierung gelangen konnte, so konnte die Sukzession in Spanien durch 
Heirat leicht an die deutschen Habsburger übergehen. Dem Wunsche 
Karls V. gemäß fanden aber auch Heiraten deutscher Erzherzoginnen 
nach Spanien statt. Diese Heiratspolitik sollte die Gefahr der Be- 
erbung durch ein fremdes Herrscherhaus vermindern, nicht zu redea 
von der Möglichkeit teilweiser Interessengemeinschaft. 

Die Heiraten zwischen beiden Linien stellt die folgende Stamm- 
tafel dar. 

Dreimal kamen Heiraten mit der Tochter der eigenen Schwe- 
ster zu Stande: bei Philipp IL, Philipp IV. und Leopold I. (1570^ 



1) Turba, Beiträge, I, S. 400. 

2) Siehe oben S. 210. 

Turb«, Thronfolge. *** 
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1646,0 1663). Der Heiratspakt Leopolds I. mit Philipps IV. zweiter 
Tochter Margaretha Theresia von 1663 sicherte nicht ihm selbst, wohl 
aber Kindern aus dieser Ehe die Nachfolge in Spanien. «) Er selbst 
war der Sohn einer Tochter Philipps IIL, Maria Anna,») aber seine 
eigene Anwartschaft auf das spanische Erbe konnte spanischen Suk- 
zessionsordnungen zufolge erst nach deijenigen seiner eigenen Kinder 
aus der Ehe mit der Infantin Margaretha Theresia fällig werden. 

Aus dieser Ehe hatte er aber nur eine Tochter Maria Antonia 
(f 1692). Nach dem Grundsatz, daß die Ehe mit einer Eventualerbin 
Spaniens persönliches Erbrecht des Gatten nicht begründe, erhielt auch 
Max Emanuel von Bayern, als er diese Maria Antonia 1685 heiratete, 
kein persönliches Erbrecht, wohl aber der Kurprinz Joseph Ferdinand 
(f 1699), der einzige Sohn aus dieser Ehe. Es entsprach daher voll- 
kommen den spanischen Thronfolgebestimmungen, daß Karl 11., der 
letzte männliche Habsburger in Spanien, im November 1698 diesen 
Kurprinzen zum Universalerben einsetzte. Es war dies aber auch aus 
einem anderen Grunde der Fall: 

Der Erbansprucli zweier mit französischen Königen vermählten 
Infantinnen, die allein vor Leopold I. und vor Maria Antonia in Be- 
tracht kommen konnten, war auf eine rechtlich schwerlich anfecht- 
bare Weise beseitigt worden. 

Die beiden Male, wo man aus politischen Gründen Infantinnen 
mit französischen Königen verheiraten mußte, tat man es mit beson- 
deren Vorsichtsmaßregeln, durch welche eine Vereinigung der Kronen 
von Frankreich und Spanien auf einem einzigen Haupte für immer 
verhindert werden sollte. 

Als die Heirat Annas (auch: Anna Maria), der Schwester 
Philipps IV., mit König Ludwig XIII. von Frankreich am 20. August 
1612 verabredet wurde, wurde festgesetzt, daß sie auf jede Anwart- 
schaft auf das spanische Erbe bedingungslos zu verzichten habe, was 
1615 in eidlicher Form wiederholt wurde. Auf Wunsch und mit Zu- 
stimmung der Cortes der spanischen Königi'eiche wurde diese Renun- 
tiation 1619 als spanisches Reichsgesetz verkündet, damit man eine 
Vereinigung Frankreichs mit Spanien vereitle.^) 



J) Ein darauf bezüglicher Brief Ferdinands IIL an seinen Bruder Leopold 
Wilhelm vom 4. Sept. 1640 im Arch. d. Reichs-Fin.-Min. „Österreich 24". 

2) Y^l. Pribram, Über die Heirat Leopold I. mit Margaretha Theresia, 
Arch. f. ö. G., LXXVn, 321 f., 344, Anm. 2. 

3) Über die Ausführung ihres Testamentes vom 12. Mai 1646, das Ferdinand III. 

am 27. Okt. 1646 ratifizierte, und worin sie unter anderem ihre Söhne Ferdinand IV. 

and Leopold I. zu Erben einsetzte, vgl. im Arch. d. Reichs-Fin.-Min. 18.504, Fasz. 100 \ 

*) Dumont, supplem. II, 283. 

24* 
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Auch als man die Verehelichung der Infantin Maria Theresia, 
der älteren Tochter König Philipps IV., am 7. November 1659 im 
Pyrenäischen Frieden beschloß, wurde die gleiche unbedingte Re- 
nuntiation zugestanden, und ihr Gemahl Ludwig XIV. beschwor am 
24. November 1659 mit anderen Friedensbedingungen auch diese. 
Maria Theresia stellte überdies am 2. Juni 1660 eine eidlich be- 
kräftigte Renuntiation aus, worin sie fiir sich und ihre Nachkommen, 
aber nur för die aus der französischen Ehe, auf die spanischen König- 
reiche verzichtete. Die Ratifikation dieser Renuntiation und die eben- 
falls verlangte Eintragung derselben in die Register des Parlaments 
von Paris ^) unterblieb. Obwohl also die Renuntiation, was Frankreich 
betriflFl, der vollen Legalität entbehrte, so wird man daraus schwer- 
lich folgern können, daß Ludwig XIV. ein besseres Recht auf den 
spanischen Thron gehabt habe als Marie Antonie und Leopold L, 
wenn auch Ludwig XIV. mit der ältesten Tochter Philipps IV. ver- 
mählt war. Denn für die Sukzession in Spanien kam nicht in Be- 
tracht, was in Frankreich, sondern was in Spanien Gesetz war. 

Das spanische Reichsgesetz von 1619 und die Renuntiation 
Annas wurden in die Heiratsverabredungen für die nach Osterreich 
verheirateten Infantinnen Maria Anna und Margaretha Theresia 1628 
und 1663 ausdrücklich aufgenommen, in die Ehepakten der Margaretha 
Theresia von 1663 auch die Renuntiation des Jahres 1660. 

Überdies behielten sich die Gemahlinnen Ferdinands HI. und 
Leopolds I. ihre Anwartschaften auf Spanien in besonderen Urkunden 
ausdrücklich vor. Jenes spanische Reichsgesetz und beide Renuntia- 
tionen wurden in den Testamenten Philipps III. und Philipps IV. 
ausdrücklich bestätigt und in dieselben inseriert. 

Nach dem Testamente Philipps IV. vom Jahre 1665 waren unter 
Anerkennung der übrigen spanischen Sukzessionsgrundsätze nach- 
einander und allein thronfolgeberechtigt: 

1. Seine eigenen Kinder: Don Carlos (II.), ein eventuell zweiter 
oder dritter Sohn; von den Töchtern nicht die erstgeborene, nach 
Frankreich verheiratete Maria Theresia, sondern die zweit geborene 
Margaretha (Theresia), die Gemahlin Kaiser Leopolds I. Diese Mar- 
garetha (Theresia) bestätigte in ihrem Testament vom 13. März 1673 
das Testament ihres Vaters Philipp IV. und setzte ihr einziges 
Kind Maria Antonia*) zu ihrer Universalerbin ein. Maria Antonia 



1) Vgl. die größtenteils berechtigten, wenn auch nnvoUständigen Aasftihnuigen 
im „Jos Anstriacnm in Monarchiam Hispanicam assertnm, Viennae Anstriae, typis 
Joannis Jacobi Knmer, anno 1701'' (auf der Wiener Universitatsbibl.). 

3) De todo lo que nos pertenece y pnede pertenecer . . . confirmando . . . loen 
el testamieuto del Rey, mi Seäor y mi padre, . . . contenido. Siehe oben 169, Anm. 
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war daher bei ihrer Verheiratung 1685 nicht verpflichtet, die spanische 
Erbanwartschaft ihrem Vater oder iliren Brüdern zu zedieren. Sie 
tat es dennoch und sollte dafür durch die Abtretung der spanischen 
Niederlande für sich und ihren Gemahl entschädigt werden* Aus- 
drücklich erklärte sie aber in dieser Kenuntiatioil, daß diese nur 
Leopold und nur seiner männlichen Nachkommenschaft zu gute 
kommen sollte, während sie sich die von ihrer Mutter ererbten 
Rechte auf das gesamte spanische Erbß ausdrücklich vorbehielt, 
wenn ihres Vaters männliche Leibeserben über kurz oder lang aus- 
sterben sollten.^) 

2. Für den Fall, daß seine eigenen Kinder nicht mehr in Betracht 
kommen könnten, bestimmte Philipp IV., daß Nachkommen seiner 
verstorbenen Schwester, der Kaiserin Maria Anna (f 1646), sukzedieren 
sollten. Von diesen kam aber nur mehr Kaiser Leopold I. in Betracht, 
da dessen Schwester Maria Anna ohnedies schon spanische Königin 
war (t 1696). 

3. Wenn auch keine Nachkommenschaft von Philipps IV. kaiser- 
licher Schwester in Betracht kommen konnte, so sollten, da Philipp IIL 
keinen Bruder hatte, und da auch dessen ältere Schwester Isabella 
Klara Eugenia in kinderloser Ehe gelebt hatte, die Nachkommen von 
Philipps III. jüngerer Schwester Katharina Erben der spanischen 
Königreiche sein. Diese Katharina ist 1584 Gemahlin Herzog Karl 
Emanuels von Savo yen 2) und dadurch eine Stammutter aller späteren 
Herzoge von Savoyen, Könige von Sardinien und Könige von Italien 
geworden. 

Da die Erben der ersten Eeihe starben: zuerst Margaretha 
Theresia 1673, dann Maria Antonia 1692, darauf ihr einziges Kind 
Joseph Ferdinand 1699, schließlich 1700 Karl IL selbst, so war nach 
dem Testamente Philipps IV., nach den Ehepakten und den Kenun- 
tiationen der spanischen lufantinnen, endlich nach dem Eeichsgesetz 
von 1619 Leopold I. der unbestreitbare Universalerbe der spanischen 
Königreiche. 

Als daher der mit den Folgen der Verwandtenehen seiner Ahnen 
behaftete letzte männliche Habsburger der spanischen Linie Oktober 
1700 ein Testament unterschrieb, das Ludwigs XIV. zweiten Enkel 
Herzog Philipp von Anjou zum Erben aller spanischen Königreiche 
einsetzte und Leopolds Sohne Karl, sowie dem Herzog Viktor Amadeus 
von Savoyen erst nach dem Aussterben der Nachkommenschaft eines 
dritten Enkels Ludwigs XIV. Erbanwartschaft einräumte, beging er 



1) Ich benützte Mss. 86.t, Fol. 266 des Wiener Staatsarchivs. 

2) Vgl. Turbii, Beiträge, I, S. 363. 
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gefallen sei; es war dies aber nur eine Kampfverfügung ohne dauernde 
Folgen. König Johann hatte persönlich nur durch weibliches Erbrecht 
das Herzogtum Burgund geerbt, und sein Sohn Karl V. erkannte 
das Erbrecht Margarethas von Frankreich, der Mutter des Grafen 
Ludwig von Flandern, auf die Grafschaft Burgund an, wofür 1369 
die Heirat von Ludwigs Erbtochter Margaretha mit Philipp dem 
Kühnen von Burgund zu stände kam.^) 

Als am 6. September 1363 König Johann diesem seinem vierten 
Sohn das Herzogtum Burgund samt der Grafschaft unter Vorbehalt 
französischer Lehenshoheit übertrug, wurde nicht, wie man etwa er- 
warten konnte, nur der ununterbrochene Mannsstamm in die Beleh- 
nung eingeschlossen, sondern ganz allgemein für immerwährende 
Zeiten Philipps eheliche Leibeserben, ohne daß ein Unterschied des 
Geschlechtes gemacht worden wäre. 

Für die Sukzession in diesen Gebieten ist dann König Karls V. 
Verfügung vom 2. Juni 1364 wichtig, wonach die Sukzession in Bur- 
gund in direkter (Haupt-) Linie stattfinden sollte. Damit war Gleich- 
berechtigung von Nebenlinien ausgeschlossen. ^J 

In Übereinstimmung mit den genannten Sukzessionsgrundsätzen 
wurde auch im Heiratsvertrag für Margaretha (geb. 1374), später flir 
Katharina (geb. 1378, f 1425) von Burgund (Töchter Philipps des 
Kühnen) und für den Herzog Leopold IV. von Osterreich 1378 und 
1385 bestimmt: Wann die Eltern zu Zeiten ilires Todes Söhne und 
Enkel besäßen, bekomme die Braut für den Verzicht auf ihr Mit- 
erbrecht 100.000 Goldfranken, wann aber diese männlichen Erben 
nicht existierten, solle die Prinzessin zur Sukzession nach der Obser* 
vanz (lieser Lande zugelassen werden.^) 



») Vgl. Werunski, Kaiser Karl IV., III, 316; Böhmers Regesta, VIII, 
S. 738; rireuiio, Gesch. Belgiens, Gotha 1902 (war mir nur in deutscher Über- 
setzung zugänglich), II, 218 f., 221, 2ol, Anm. 4. 

2) Haeredes suos ex legitimo matrimonio — ex proprio corpore procreandos. 
Seh rütter. Zweite Abhandl., 238; Bar ante, a. a. U., L 52 f., ö7. 

3j Pro omni iure sive successione, quod, seu quam . .. Margaretha in 
casu, quo idem dominus Dux et domina nostra Ducissa, eins consors, tempore sui 
obitus liberos masculini sexus de suis propriis curporibus vel de filiis liliorum 
suorum procreatus habuerint . . . petere . . . posset in bonis et possessionibus eorun- 
dem mobilibus et immobilibus . . . 100.000 florenorum francorum boni auri . . . Si 
vero tempore obitus dictorum dominorum . . . sint liberi eorundem feminin! sexns 
tantummodo, tunc ... Margareta ad successionem eorum admittetur, si 
voluerit. secundum consuetudinem, usus et observancias terrarum. Plancher, 
bist. gen. de Bourgogne, Dijon 1741 f., III, Preuves Fol. 51 f.; Mss. suppl. 3, Fol. 3 des 
Wiener Staatsarchivs (etwa 3Iitte des Ij. Jahrb. angelegte Abschriftensammlung). 
Ahnlich lautete ein lieiratsvertrag zwischen Herzog Albrecht VI. von Österreich und 
Maria von Geldern wegen ihres Primogeniturvorrechtes. Mss. 11, Fol. 31 ebendas. 
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Man kann nicht behaupten, daß innerhalb des burgundischen 
Hauses der Grundsatz der Unteilbarkeit aller erworbenen Gebiete 
immer anerkannt worden wäre. Zur Erläuterung des Folgenden diene 
die Stammtafel VIII. 

Die Söhne Philipps des Kühnen, des ersten Herzogs von Bur- 
gund aus dem Hause Valois, teilten sich nämlich nach dem A\'illen 
ihres Vaters in die Besitzungen. Der erstgeborene Johann setzte mit 
seinem einzigen Sohn Philipp dem Guten und seinem einzigen Enkel 
Karl dem Kühnen die Hauptlinie des Hauses fort. Die beiden anderen 
Söhne Philipps des Kühnen Anton und Philipp kamen beide in der 
Schlacht bei Aziucourt gegen die Engländer um (1415). Anton, der 
zweite Sohn Philipps, war Herzog von Limburg und seit 1406 infolge 
von Erbeinsetzuug auch regierender Herzog von Brabant. Durch den 
Tod seiner kinderlosen Söhne Johann (f 1427) und Philipp (f 1430) 
kamen im Jahre 1430 Brabant und Limburg an die Hauptlinie, ebenso 
die Anwartscliaft auf Holland, Friesland, Seeland unc^ Hennegau. 
Denn der 1427 verstorbene Johann war mit der Erbin dieser Gebiete 
Jacobäa von Henuegau vermählt, durch deren Tod diese Länder de- 
finitiv an die Hauptlinie fielen. 

Seit 1430 bestanden also nur zwei Linien: die Hauptlinie der Her- 
zoge von Burgund und die Linie der Gmfen von Nevers und Kethel. 

Zwar erhoben die Grafen Karl und Johann 1430 gegenüber Herzog 
Philipp und nach des Grafen Karl Tode dessen Erbe und Bruder 
Johann gegenüber Karl dem Kühnen Ansprüche auf Brabant, indem 
sie als Glieder des burgundischen Hauses Miterben zu sein be- 
haupteten. \) Aber die Stände von Brabant und Limburg entschieden 
1430, daß nur die Hauptlinie von diesen Landen Besitz ergreifen 
dürfe. Ein älinliches Präjudiz wurde für die Zukunft geschaft'en, als 
Holland, Seeland, Friesland und Hennegau nur von der Hauptlinie 
in Besitz genommen wurden. Nach dem Tode Karls des Kühnen 1477 
sukzedierte nicht Graf Johann, der einzige überlebende Mann des 
burgundischen Hauses, sondern den bisherigen Sukzessionsordnungen 
und dem Thronfolgeakte von 1364 gemäß nur seine Tochter Maria. Wie 
in Spanien hatte eben die Tochter des letzten Besitzers vor dessen männ- 
lichen Seitenverwandten Vorzug. Das Herzogtum Burgund ging dem 
Hause als (wie Frankreich erklärte) heimgefallenes französisches Lehen 
trotz der Friedensschlüsse von 1526 und 1529^) dauernd verloren. 

Obwohl Marias einziger Sohn Philipp der Schöne in seinem 
Testamente vom Jahre 1506 seinen beiden Söhnen Karl und Ferdinand 



1) Barante, VII, 29 f., 144 f.; Pirenne, II, 284. 

2) Gedruckt auch bei Lünig, Deutsches R.-A., VIi, 175 f., 193, 209, 241 f. 
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ganz allgemein „alle seine Hen-schaften und Staaten" mit der Pflicht, 
jeder Schwester eine festgesetzte Summe auszuzahlen, hinterließ, i) 
erkannten die Stände der Niederlande und der Franche Comte Juli 
1507 doch im Sinne der Unteilbarkeit allein den älteren Karl als 
Erben an, 2) ebenso als sie ihn einige Wochen vor Vollendung des 
15. Lebensjahres 5. Januar 1515 für volljährig erklärten, ähnlich wie 
sie es auch 1494 bei seinem damals 15jährigen Vater getan hatten. ») 
Die im habsburgischen Haus im 15. Jahrhundert so hartnäckig ver- 
fochtene Gleichberechtigung aller Männer auch für die Regierung 
galt also weder in der Franche Comtö, noch in den allmählich er- 
worbenen Gebieten des neuburgundischen Hauses. Als Kaiser Karl V. 
bezüglich des Erbrechtes seines Bruders Erzherzog Ferdinand auch 
aus den Niederlanden Gutachten einholen ließ, betonten die nieder- 
ländischen Räte und Stände, besonders die von Brabant, Limburg 
und Luxemburg,*^) daß das burgundische Erbe ebensowenig wie das 
spanische geteilt werden könne, sondern immer an den ältesten Sohn 
des Souveräns ungeteilt gelangen müsse, wobei aber der neue Herrscher 
verpflichtet sei, seinen Gescliwistern Apanagen zu gewähren. 

Daß Ferdinand kein Anrecht auf Teile des burgundischen Erbes 
hatte, wurde dann in dem definitiven Teilungsvertrag zwischen den 
Biüdern urkundlich festgelegt und von Ferdinand unwiderruflich an- 
erkannt. ^) 

Die Stände der Länder, welche das burgundische Haus allmäh- 
lich erwarb, waren demnach selbst für die Unteilbarkeit dieses 
Herrachaftsgebietes eingetreten. 

In einigen Teilen der Niederlande, so in Flandern, Artois und 
Hennegau, konnten die Kinder eines vor dem Vater verstorbenen 
Sohnes, beziehungsweise einer Tochter, folgen, d. h. es galt Reprä- 
sentationsrecht, in anderen Provinzen jedoch nicht, sondern das 
Sukzessionsrecht ging auf die nächsten Kinder des letzten Besitzers 
über. Wenn also Philipp IL vor seinem Vater Karl V. gestorben 



Henne, Hist. du rhgne de Charles-Quint dans les Pays-Bas, BruxeUes 
et Leipzig, I, 128. 

-) Henne, I, 135. 

3) Vgl. Hermann Schulze, a. a. 0., 111, wo Fünfzehnjährigkeit für das 
lotharingische Haus als Mündigkeitstermin angegeben ist, ferner Ulinann, Gesch. 
Kaiser Maximilians L, II, 639, und Wenzelburger, Gesch. d. Niederlande, I, 
389, 394. 

^) Henne, III, 20. 

^) Consiliariorum votis et relationibus omnia huiusmodi regna et dominia 
paterna, materna et avita extra Germaniam existentia omnino indivisibilia 
censeri et ad nos Carolum, (,'aesarem, tamquam primogenitum spectare, nobis 
Ferdinande» nil aliunde praetendere valente. Vgl. oben S. 159 f. 
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würe, so hätte in den einen Provinzen Philipps Sohn Don Carlos, in 
den andei-en aber Karls V. Tochter Maria zur Herrschaft kommen 
sollen. Es war daher eine wohl angebrachte Vorsicht, Maria bei ihrer 
Verheiratung mit Maximilian (II.j für sich und ihre Kinder auch auf 
die Nachfolge in allen Gebieten des burgundisch-niederländischen 
Erbes verzichten zu lassen, was am 24. April 1548 geschah. Wenn 
ferner Karl V. mit Hinterlassung von Kindern vor seinem Vater 
Philipp I. gestorben wäre, so hätte wenigstens in einem Teile der 
Niederlande sein Bruder Ferdinand zur Herrschaft gelangen können. 
Diese Verhältnisse bilden einen der Gründe, warum Karl V. seine 
Tochter Maria mit Erzherzog Maximilian in den Niederlanden nicht 
als Statthalter verwenden wollte. 

Es war darum eine bedeutende Tat, daß Karl V. im Jahre 1M9 
eine iremeinsame und einheitliche Sukzession für sein burgundisch- 
niederländisches Erbe schuf. Es geschah dies nicht auf hausgesetz- 
lichem Wege, sondern unter besonderer Zustimmung und Garantie 
aller Stände dieses Gebietes. Nachdem deren Zustinmiung eingeholt 
war, wurde die Sukzessionsordnung, genannt .pragmatische Sanktion*, 
4. November 1549 in Gegenwart der Stände aller Gebiete als Sukzes- 
sionsgesetz feierlich verkündet. Am 14. Dezember 1550 gab überdies 
noch König Ferdinand, der Bruder des Kaisei-s, seine Zustimmung. ^ 

Repräsentationsrecht sollte nach dieser pragmatischen Sanktion 
in dem gesamten burgundischen Erbe gelten; alle Gebiete desselben 
bilden ferner eine unteilbare I^ndermasse und müssen stets unter 
einem einzigen Hen^scher, eventuell auch einer Herrscherin, stehen. 

Dadurch ist die Sukzession im gesamten burgundischen Erbe 
derjenigen in den spanischen Königreichen vollkommen gleich ge- 
worden. 

Waren die Ansprüche der deutschen Habsburger auf die spani- 
schen Königreiche begründet, so galt dasselbe von ihren Ansprüchen 
auf die Niederlande. 

Diese niederländisch-burguudische pragmatische Sanktion war 
wenigstens für die südlichen, den Habsburgern treu gebliebenen 
Niederlande bis zum Jahre 1724 in Geltung. Dezember 1724 wurde 
dann die pragmatische Sanktion Kaiser Karls VI.-) in den früher 
spanischen Niederlanden angenommen und am 15. Mai 1725 feier- 
lich verkündet.3) Sie ist dort bis zum Verlust Belgiens 1794 heiT- 



^) Gachard. Bulletins der histor. Kommission der Brüsseler Akad. d. Wiats., 
VII. 371»: Wenzelburirt^r. I. 6So. und Henne, VIII, 387 ff. 

-) Per Text dieser Urkunde bei Schrötter. Fünfte AbhandL, 539 f. 
") Gachard. a. a. O. 
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sehendes Sukzessionsgesetz gewesen. Nach dieser zweiten pragmati- 
schen Sanktion sollte Belgien mit den übrigen Gebieten der 
deutschen Habsburger eine einzige untrennbare Länder- 
masse bilden. 

Mit den Sukzessionsordnungen der österreichischen, böhmischen 
und ungarischen Länder hatte bisher im Widerspruch gestanden, 
daß die Tochter des letzten Besitzers vor dessen männlichen 
Seitenverwandten Vorzug gehabt hatte. Die Annahme der pragmati- 
schen Sanktion Kaiser Karls VI. in den Niederlanden bedeutete einen 
Verzicht auf dieses Recht zu gunsten einer einheitlichen Sukzession 
in allen habsburgischen Gebieten. 

Die pragmatische Sanktion des Jahres 1549 war ein 8ieg des 
weiblichen Erb- und Eegierungsrechtes und das Resultat eines in 
seiner Bedeutung und im einzelnen, soviel ich sehe, noch nicht er- 
kannten Kampfes gegen Reichslehensrecht. 

Sowohl Philipp der Gute als Karl der Kühne waren Besitzer 
von Reichslehen, ohne für dieselben vom Reichshaupte die übliche 
Lehenserneuerung oder -Bestätigung erlangt zu haben; Eine Beleli- 
nung fand 1473 nur für Geldern statt. ^) 

Als Karl der Kühne, der vierte und letzte Herzog des neu- 
burgundischen Hauses, Januar 1477 gestorben war und sein einziges 
Kind Maria das Eheversprechen, das sie mit Zustimmung ihres Vaters 
gegeben hatte, einlöste, 2) wurde August 1477 ein Vertrag vereinbart, 
in welchem Maximilian gar kein persönliches Erbrecht auf die Länder 
seiner Gemahlin eingeräumt war. Denn es hieß darin nur: Jedesmal, 
wann einer der beiden Ehegatten hinschiede, sollten die Kinder aus 
ihrer Ehe, eines oder mehrere, in allen Ländern des verstorbenen 
Gatten folgen. 3) Starb demnach Maria vor Maximilian, so sollten die 
Kinder in ihren Gebieten sukzedieren; starb Maximilian früher, so 
mußten die Kinder in seinen österreichischen Erbländem mit Aus- 
nahme von Tirol folgen. Wichtiger ist aber die folgende Bestimmung: 
Wenn der oder die Vorvei-storbene keine Kinder aus dieser Ehe 
hinterließe, mußten die hinterlassenen Länder „denjenigen gehören, 
welchen sie nach Recht and Gewohnheit zufallen und gehören 



1) Pi renne, a. a. 0., II, 300, 380 f.; Chmel, Materialien, I, 277, II, 238, 
247 bis 255; Chmel, Regesten, I, 207 f., 234, 238. 

2) Kansch, Die burgnndische Heirat Maximilians L, Wien 1880, 162 f. 

^) Quotienscnnque continget, alteram dictorom conjugum ab hac luce dece- 
dere liberis snperstitibus ex dicto matrimonio procreatis, uno vel pluribus, ipsi 
liberi, unns vel plnres, succedent dicto praemorienti in omnibus et quibusconque 
. . . suis dncatibns, comitatibns, principatibus, terris . . . 
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sollen". *) Man denkt hiebei unwillkürlich an die Nebenlinie des bur- 
gundischen Hauses: die Grafen von Nevers. Vielleicht war dies nur 
eine Kompromißfonnel. Aber Maximilian erlangte dadurch gar kein 
persönliches Erbrecht. 

Das Testament, das Maria 24. März 1482, drei Tage vor ihrem 
Tode, verfassen ließ, 2) trug diesem Heiratsvertrag Rechnung. Maria 
setzte nämlich ,,ihre Kinder", das waren Philipp und Margaretha, 
„gemäß der Gewohnheit des Vaterlandes zu Universalerben" ein. 
Beide sollten ihr „in allen" ihren „Ländern nach der Gewohnheit 
der Länder" folgen. ») 

Diese wiederholte Betonung der Gewohnheiten des Landes be- 
deutet wohl, daß Margaretha, wenn ihr Bruder zui- Regierung ge- 
langte, auf eine Apanage, beziehungsweise auf eine Mitgift, Anspruch 
hatte, und daß ihre Erbanwartschaft ei-st für den Fall des Ablebens 
ihres Bruders fällig wurde. 

Zugleich ernannte Maria ihren Gemahl zum Vormund und vor- 
mundschaftlichen Regenten; vorsichtig ist aber in dem Testamente 
hinzugefügt: „Wenn eine Schwierigkeit in dieser Angelegenheit ent- 
stehen sollte, wenigstens auf solange, bis über die Differenz oder 
Schwierigkeit dieser Art eine rechtliche Erörterung stattgefunden habe." 

Tatsächlich machten die Stände der Niederlande auf Gnind des 
für sie allein gültigen Sukzessionsrechtes ihrer Lande Schwierig- 
keiten. Maximilian erging es wie dem amgonischen König Ferdinand 
in Kastilien. Weil er in den Augen der Stände pei'sönlich kein Erb- 
recht und persönlich auch keinen Anspruch auf die Regierung der 
Niederlande hatte, beanspruchten die niederländischen Stände zuerst 
ein autonomes vormundschaftliches Interregnum, später wenig- 
stens eine vormundschaftliche Mitregierung, deren Berechtigung 
Maximilian selbst indirekt zugab, indem er sich um die Anerkennung 
als Vormund bei ihnen bewarb.^) 

Der Kampf der Stände war indirekt auch ein Kampf um die 
Emanzipation vom Reichslehensrechte. 

Kaiser Friedrich III. hatte am 19. April 1478 Lehensbriefe über 
diejenigen Länder ausgestellt, welche Herzog Karl der Kühne inne 



J) Pertinebunt his. qiiibus de iure et consuetudine ob venire et pertinere 
debent. Chmel, Regesten. IL S. 685, und Schrütter, Zweite AbhandL, 252 f- 

') In zwei beglaubigten Abschriften auf Pergament im -Familienarchiv". Wien. 

3) Instituit haeredes suos universales, insequendo consuetndinem jia- 
trie. suos liberos: filium et filiam. qui sibi in omnibus dominus, rebns et bonis 
snccedant iuxta consuetndinem i>atriarum . . . donec et qnousque de differenti et 
difficultate huiusmodi discussum foret de iure. 

*) Vgl. rimann, a. a. U., I, 28 ff. 
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gehabt und hinterlassen habe und, wie es in der Urkunde heißt, 
, welche von Uns und dem heiligen Reiche zu lehen zu empfahen 
geburten'',^) worin freilich das Geständnis lag, daß diese Belehnung 
nicht geschehen war. Er verlieh dieses Erbe sowohl Maximilian als 
der Er.bin Maria „und irer baiden eelichen leibserben". Dadurch 
sollte Maximilian ein persönliches Recht auf die burgundisch-nieder- 
ländische Erbschaft von reichswegen, vielleicht sogar für Kinder 
einer zweiten Ehe, erwerben. Schwerlich sollte aber, wenn das Ehe- 
paar, ohne Kinder zu hinterlassen, stürbe, der Anfall an andere 
männliche Glieder des Hauses Habsburg ermöglicht werden. 

Für die Mitbelehnung Maximilians konnte man auch ein lehens- 
rechtliches Moment anführen. Man konnte die Reichslehensfahigkeit 
der Frau bestreiten, obwolü die Geschichte dieser Gebiete das gerade 
Gegenteil bewies. Tatsächlich leistete nicht Maria, sondern Maximilian 
am 20. August 1478 den Lehenseid „für sich, sein gemachel und ir 
beider leibserben" und, wie zweimal urkundlich bezeugt ist: „für sich 
selbs und anstatt des genannten seines gemacher. 2) 

Man hielt also Maria rechtlich nicht für vollkommen hand- 
lungsfällig: in diesem Fall handelte es sich aber nicht um einen 
Rechtsgrund, sondern um einen den Lesern wohlbekannten Rechts- 
vorwand für Maximilians Mitbelehnung. 

Um Maximilian ein persönliches Vererbungsrecht zu verschatfen, 
griff man überdies zu dem uns schon aus der Zeit des babenbergischen 
Erbfolgestreites bekannten rechtlichen Streitmittel der Schenkung. 
Maria schenkte nämlich nach einer Urkunde vom 17. September 1477 
ihrem Gemahl Maximilian zum Danke für bewiesene Opferwilligkeit 
im Kampfe gegen ihre Feinde alle ihre Herrschaftsgebiete mit dem 
Rechte, darüber nach Belieben zu verfügen, 3) jedoch nur für den Fall, 
daß sie vor ihrem Gemahl, „ohne Kinder zu hinterlassen", verstürbe. 

Kam das gesamte burgundische Erbe auf diese Weise oder durch 
Kinder Maximilians an das Haus Habsburg, so sollten diese Gebiete 
auf Grund des Privilegium malus, das auch auf Neuerwerbungen 
Bedacht nahm, wohl auch die österreichischen Freiheiten mitgenießen, 
besonders die Unabhängigkeit von Reichsgerichtsbarkeit, was um so 
leichter war, als einzelne Gebiete wie Brabant und Limburg derartige 
Exemptionen seit 1349 schon besaßen, wenn auch mit einiger Ein- 
schränkung. ^) 



1) Chrnel, Monum. Habsburg., II, S. 396, 421, 68i). 

2) Ebendas. 

'0 Ebendas. I, 166. 

*) Siehe Böhmers Regesten, VIII, S. 71. 
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Tatsächlich strebte Karl V. danach, eine den österreichischen 
Erbländern gleich unabhängige Stellung für das gesamte burgundische 
Erbe zu erlangen, und bestätigte darum 1530 die schon 1349 ge- 
währte, 1424 und 1512 bestätigte Exemption von der Keichs- 
gerichtsbarkeit für Brabant, Limburg, Utrecht und damit ver- 
bundene Lande und Herrschaften ohne eine einschränkende Bedin- 
gung früherer Zeit.^) 

Erst im Jahre 1548 und 1555 gelang es ihm, für den sogenannten 
burgundischen Reichskreis Unabhängigkeit vom Deutschen Reich zu 
erlangen. Es geschah durch einen Vertrag, den er als Erbe dieses 
Kreises am 26. Juni 1548 mit dem Deutschen Reich als solchem 
schloß. Dieser Vertrag wurde von den folgenden Kaisern bestätigt 
und von den niederländisch- burgundischen Ständen 5. Juni 1549 
ratifiziert : 2) Der jeweilige Besitzer dieser Gebiete bmucht keinen 
Reichstag zu besuchen; wenn er es freiwillig tut, hat er wie die 
österreichischen Erzherzoge nach den Kurfürsten Sitz und Stimme. 
Reichstagsbeschlüsse verpflichten ihn nicht. Beim Reichskammergericht 
kann er nur geklagt w^erden, wenn er eine vertragsmäßig bestimmte 
Reichssteuer zur Erhaltung des Landfriedens und zur Abwehr der 
Türken nicht zahlt. Diesem Vertrag gemäß wurde der burgundische 
Reichskreis auch 1555 von der Geltung des damals beschlossenen 
Religionsfriedens ausgenommen, so daß es für Protestanten dort kein 
Auswanderungsrecht gab und die Obrigkeit sie als „Ketzer' ver- 
brennen konnte. Es w^aren dies Bestimmungen, denen sogar die 
protestantischen Kurfürsten zustimmten. Der 1548 garantierte Schutz 
gegen auswärtige Feinde wurde 1555 reichsrechtlich versagt. 3) 

Noch wichtiger aber war, daß nach den Beschlüssen der Jahre 
1548 und 1555 nicht mehr wie früher getrennte Reichsgebiete für 
das Verhältnis zum Reiche in Betracht kommen konnten, sondern daß 
das ganze burgundische Erbe eine reichsrechtlich fast unabhängige 
Lehenseinheit bildete. Für diese wurde im Gegensatze zu früheren 
reichslehensrechtlichen Anfechtungen durch übereinstimmenden Willen 
des Herrschers und der Stände 1549 auch sukzessionsrechtliche Unteil- 
barkeit selbst für den Fall weiblicher Regierung gesichert 



Gleichzeitige Kopie mit Pergamentumschlag als Mss. snppl. 112 des Wiener 
StaatsarchiYS ; ein ungenauer Auszug bei Bucholtz, Gesch. Kaiser Ferdinands I.. 
IX, S. 18. 

3) Die Originalien des wiederholt abgedruckten Vertrages und seiner Ratifi- 
kation befinden sich in der sogenannten Mainzer Urkundenabteilung des Wiener 
StaatsarchiYs. 

3) Eine aktenmäüige Darstellung dieser Verhandlungen werde ich ehestens 
yerGffentUchen. 
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In der pragmatischen Sanktion des Jalires 1549, die dies be- 
sorgte, war aber nirgend ausgesprochen, daß die Niederlande und 
Burgund durch Personalunion mit den spanischen Königreichen ver- 
bunden sein müßten. Dieser Unterlassung lagen bisher noch nicht 
erkannte Motive zugrunde. 

Karl V. hat mit wahrhaft staatsmännischem Scharfblick die 
Schwierigkeiten dauernder Behauptung dieser Reichsgebiete in einer 
Personalunion mit Spanien erkannt. Er kannte die mannigfachen 
Verschiedenheiten beider Ländergruppen und besonders die Not- 
wendigkeit, in den Niederlanden zu residieren. Er hat darum wieder- 
holt den Gedanken ausführen wollen, in den Niederlanden eine eigene 
habsburgische Dynastie zu gründen. 

Nach seinem zweiten Testamente aus Toledo vom 8. März 1529 1) 
und nach dem Brüsseler Kodizill vom 14. Januar 1532 -) gedachte der 
Kaiser im Einvernehmen mit seinem Bruder Ferdinand, der seiner- 
seits in demselben Jahre eine darauf bezügliche Verfügung traf, das 
burgundische Erbe einem zweiten Sohne, der ihm etwa geboren 
würde (denn seit 1527 lebte nur Philipp IL), und einer Tochter 
Ferdinands L, die mit diesem Sohne vermählt werden sollte, zu erb- 
lichem Eigentum zu übergeben. Dazu sollte die Grafschaft Pfirt und 
das Elsaß mit Hagenau gehören; es waren dies Gebiete, die das 
burgundische Haus schon 1470 pfandweise erworben hatte. •'^) Sollte 
dem Kaiser ein zweiter Solin nicht geboren werden, so mußte dieses 
neue Reich an die jeweils älteste Tochter Karls V. und an seines 
Bruders zweitgeborenen Sohn Erzherzog Ferdinand als ihren Ge- 
mahl oder, wenn dies nicht möglich wäre, an König Ferdinands erst- 
geborenen Sohn Maximilian als Gemahl kommen. 

Nach dem Kodizill des Jahres 1532 sollte, wenn keine dieser 
Ehen zu stände kam, Karl V. auf die genannten vorderösterreichischen 
Gebiete zu gunsten seines Bruders dauernd verzichten. 

Noch in dem Madrider Kodizill des Jahres 1535, das er am 
28. Februar verfaßte, ehe er gegen Tunis zog, blieb seine Absicht 
aufrecht; in einem anderen vom 5. November 1539 ist sie aber bereits 
aufgegeben. Inzwischen war die Kaiserin gestorben, und der Kaiser 
ehrte ihr Andenken so sehr, daß er entschlossen war, nicht wieder 
zu heiraten. Die Möglichkeit, einen zweiten ehelichen Sohn zu be- 
kommen, fiel damit weg. Zu der anderen Kombination mit einem 



1) Von Gacharil in der Biographie nationale de Bolgique, Bruxenes 1872, 
Charles V., p. 570, ohne Inhaltsangabe zitiert. 

2) Orig;. auf starkem Papier, gesiegelt und unterschrieben, im Wiener Staats- 
archiv. 

3) Chmel, Monum. Habsbarg., II, S. 133. 

T u r b a , Thronfolge. 25 
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Sohne Ferdinands I. hatte er jetzt schon wenig Neigung. Lieber wollte 
er für den Verzicht auf die eheliche Verbindung mit der Infantin 
Maria, wie 1532 für einen solchen Fall verabredet worden war, Pfirt 
Elsaß und Hagenau, die Ferdinand bisher nur auf Lebenszeit ver- 
waltete, ihm erblich überlassen. Dies geschah tatsächlich 1540. Der 
Verzicht auf diese Heirat und die Verehelichung Marias mit Maxi- 
milian (n.) im Jahre 1548, aber ohne jene Landausstattung, gewälu-t 
uns nun ein tieferes Verständnis für die Kivalität beider habsbui^i- 
schen Linien, besonders für die Unzufriedenheit Maximilians, und 
macht uns dessen Haß gegen die Spanier begreiflicher, weil er in 
ihnen ein Hindernis für seinen persönlichen Ehrgeiz erblickte. 

Bei der Wandlung des Jahres 1539 wirkte der Wunsch mit, an 
Frankreich eine dauernde Stütze für künftige politische Kombinationen 
und Sicherheit für die Niederlande zu gewinnen. Dazu sollte eine 
Heirat Marias, der Tochter Karl V., mit dem dritten Sohn des Königs 
Franz L, dem Herzog Karl von Orleans, dienen, oder eine Heirat dieses 
Prinzen mit der zweiten Tochter König Ferdinands, wobei beidemale 
Mailand als Ausstattung dienen sollte. 

Karl V. war damals, wie das Kodizill zeigt, in ernster Sorge, daß 
die feindliche Nachbarschaft und die neuen ^Secten' mit ihren , Ver- 
wänden von Freiheit und neuer und autonomer Regierung" den 
gänzlichen Verlust der Niederlande für sein Haus und für den katho- 
lischen Glauben zur Folge haben könnten. Ebenso merkwürdig ist, 
daß er im Kodizill des Jahres 1539 seinem Sohne versicherte, dieser 
möge ihm glauben, daß er trachten werde, die Niederlande ihm selbst 
zu hinterlassen. Wenn er zu gunsten der Tochter verfugt habe, so 
sei es geschehen, um größere Unzukömmlichkeiten zu verhüten. Er 
gestand ferner, daß er diese Frage ganz besonders von der Zustim- 
mung der Niederländer 1) und von Beratungen mit den Geschwistern 
abhängig machen werde. Diese Beratungen fanden statt und hatten, 
wie er im Kodizill vom 28. Oktober 1540 gesteht, nur zur Folge, daß 
er die Frage der Gründung einer neuen D3'nastie in den Niederlanden 
oder der Nachfolge Philipps abermals vertagte. 2) 

Im Frieden von Crepy (1544) wurde ebenfalls die Gründung 
einer neuen Dynastie im burgundischen Erbe in Aussicht genommen. 
Der Herzog Karl von Orleans, der dritte Sohn des Königs Franz, 
sollte entweder Maria, die Tochter des Kaisers, heiraten und dann 
als Mitgift das gesamte burgundische Erbe erhalten, oder aber er 

1) Soub conlenr de liberte et nouvel et volontaire gouvernenient . . . qa'ilz 
se coiit«ntlent] d'attendre iadite succession dndit prince [Philip]»]. 

2) Diese KodiziUe bei Weiß. Papier d'etat du cardinal de Granvelle, II, 
542 f., 554 f., 599 f. 
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sollte mit einer Tochter Ferdinands I. vermählt werden und Mailand 
bekommen. Aber schon diese doppelte Möglichkeit und die bezüglich 
-des burgundischen Erbes gemachte Bedingung, daß der Herzog von 
Orleans, solange der Kaiser lebe, dort nur Gouverneur sein und der 
Kaiser die Souveränität auf Lebenszeit inne haben sollte, lassen wohl 
vermuten, daß die Bestimmungen nicht sehr ernst gemeint waren, i) 
Überdies wurden sie durch den Tod des Herzogs von Orleans (1545) 
hinfällig. 

Karl V. wurde aber durch die Ereignisse der Jahre 1552 und 
1553 belehrt, daß er wenig Aussicht habe, eine Stütze für die Be- 
hauptung der Niederlande durch eine Wahl seines Sohnes Philipp 
zum römischen König und Kaiser zu erlangen. 2) Er griff darum wieder 
auf den alten Plan zurück, eine neue Dynastie in den Niederlanden 
zu gründen. Er suchte zu diesem Zwecke eine Stütze in England und, 
als er seines Solmes Heirat mit der englischen Königin Maria 1554 
zu Stande brachte und in demselben Jahre sein Testament verfaßte, 
bestimmte er beidemale, daß die aus der englischen Heirat Philipps 
erhofften Kinder England samt dem burgundisch - niederländischen 
Erbe beherrschen sollten:») entweder der älteste der Söhne, oder 
heim Mangel solcher die älteste Tochter. Seines einzigen Enkels 
Don Carlos Rechte auf die Niederlande wurden für diesen Fall aus- 
drücklicli ausgeschlossen. Die zur Regierung gelangende Tochter 
mußte einen Engländer oder einen Niederländer zur Ehe nehmen, 
andernfalls sich nach Don Carlos Rat und Zustimmung richten. Tat 
sie (lies nicht, so sollte des Don Carlos' und seiner männlichen Nach- 
kommen Sukzessionsrecht auf das burgundische Erbe in Kraft treten. 
Die Schaffung nichtenglischer, nichtniederländischer und nichthabs- 
burgischer, i)esonders die Schaffung französischer Erbanwartschaften 
sollte vermieden werden. Gegenseitige Beerbung trat ein, wenn ent- 
weder Don Carlos oder Maria keine Nachkommenschaft erhielten. 
Selbst eine Tochter aus der englischen Ehe kann in den spanischen 
Königreichen folgen. 

Mit diesen Bedingungen sollten zwei damals aufstrebende Völker, 
Niederländer und Engländer, durch den Willen Karls V. unter einer 
dritten habsburgischen Dynastie zu gemeinschaftlichem Schicksal ver- 
eint werden. Was später ^\'ilhelm III. von Oranien nur für die Zeit 
von 1688 bis 1702 gegönnt ward, sollte dauernde Gründung sein. 

Bis zum Jahre 1555 blieb es zweifelhaft, ob Philipp II. oder Don 
Carlos auf Karl V. in Spanien folgen werde. Die Entscheidung er- 



i) Henne, VIII, 389 f. 

2) Turba, Beiträi,^e H. Archiv f. ü. G., 1901, XC, 71. 

:<) Duiuont, Corps universel diplomatique, IV, III, 106 f., suppl. I". 144 f. 

25* 
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folgte ei-st, als für Philipp und die Leibarzte die Unfruchtbarkeit 
Marias aufier Zweifel stand. 

Philipp n. ist der gelehrige Fortsetzer der Politik Karls V. Wie 
viel Blut mußte fließen, bis er schließlich auf den Plan seines Vaters 
zurückgrift'I Es geschah dies 1598 in den ersten Maitagen, wo er aus 
Fui-cht vor dem Tode auf die rascheste Ausfertigung aller notwendigen 
Urkunden drang. Sie sind ein feierlich beschworener Pakt zwischen 
ihm. seiner Tochter Isabella Klara Eugenia und dem ihr zum Gemahl 
bestimmten Erzherzog Albrecht, der damals seltsamerweise noch Erz- 
bischof von Toledo und Kardinal war. Erst im .Juli 1598 legte dieser 
das geistliche Kleid ab.*) Diesmal wurden die Niederlande und die 
Grafschaft Burgund wirklich von Spanien getrennt, aber nur als ver- 
erbliches Afterlehen der spanischen Krone dem Ehepaar geschenkt, 
wie der offizielle Ausdruck lautete. Daß die abtrünnigen Niederlande 
in die Schenkung einbezogen waren, hatte keine praktischen Folgen. 

Eine Reihe von Bestimmungen bedeutete eine Wiederholung der 
für Spanien und das burgundische Erbe gleichen Sukzessionsnormen. 
Wichtig ist aber, daß ohne Zustimmung des jeweiligen spanischen 
Königs sich kein Kind des Ehepaares vermählen darf, und daß weib- 
liche Deszendenten den jeweiligen König oder Thronerben Spaniens 
heiraten müssen. Dadurch sollte verhütet werden, daß das bui-gundische 
Erbe an ein fremdes Haus käme. Die Länder sollten an die spanische 
Krone zurackfallen, wenn das Ehepaar, ohne Kinder zu hinterlassen, ver- 
stürbe. Dieser Heimfall trat 1621 durch Erzherzog Albrechts Tod ein. 

Noch einmal wurde innerhalb der habsburgischen Familie eine 
Trennung der treu gebliebenen Niederlande von den spanischen König- 
reichen in Aussicht genommen. Es geschah dies zu einer Zeit, wo 
Karl U-, der letzte Habsburger auf spanischem Thron, regierte und 
in Spanien keine Aussicht auf männliche Regierung mehr vorhanden 
war. Seine einzige vollberechtigte Erbin war in diesem Fall jene 
schon genannte Erzherzogin Maria Antonia. Bevor diese 1685 dem 
Kurfürsten Max Emanuel von Bayern die Hand zur Ehe reichte, 
wurde in einem geheimen Vertrage zwischen dem künftigen Ehepaar 
und dem Kaiser Leopold I. bestimmt, daß sie für den Verzicht auf 
das spanische Erbe die spanischen Niederlande für sich und ihre 
Nachkommen erhalten sollte. Die Franche ('omte war schon 1678 
an Frankreich verloren worden. 

Aber dieser letzte Versuch, eine eigene Dvnastie in den Nieder- 
landen zu schaffen, kam nicht zur Ausführung. 



Turba, Beitrii,-e. L S. 367 t. 
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Die Thronfolge im habsburgischen 

Gesamterbe. 



Die Griippiermig der Mäclite im spanischen Erbfolgekrieg war 
nicht bloß durch die Erbansprüche Leopolds L, sondern auch durch 
das Prinzip des europäischen Gleichgewichtes hervorgerufen. Nie 
hätte Leopold die mächtigen Verbündeten für seine Sache gewonnen, 
wenn er nicht demselben Grundsatze gefolgt wäre, nach welchem 
Philipp von Anjou eingesetzt worden war, und wenn er seine eigenen 
Länder und das strittige spanische Erbe nicht voneinander geschie- 
den hätte. 

Joseph (L) mußte daher den Alliierten zuliebe am 12. September 
1703 vor der Abreise seines Bruders Karl nach Spanien zu gunsten 
desselben auf das Nachfolgerecht in Spanien verzichten, obwohl es 
ihm und seinen Naclikommen nach spanischen Sukzessionsgesetzen 
zunächst allein zustand, wie Leopold mit Recht behauptete.^) Nur 
eine Ausnahme wurde hiebei gemacht, indem Joseph I. Mailand, das 
Ziel alter Sehnsucht der deutschen Habsburger, 2) insgeheim zugesagt 
wurde. 3) 

Aber das Pactum mutuae successionis,^) welches Josephs eid- 
lichen Verziclit auf Spanien enthielt, war auch ein Hausgesetz und 
ein Erbvertrag, wo die Fälle gegenseitiger Beerbung der Verti-ag- 
schließenden: Leopolds L, Josephs (L) und Karls (VL), genau fest- 
gesetzt sind. 

Leo])old I. betrachtete sich in diesem Erbfolgegesetz als Erben 
Spaniens. Darum unternalim er in diesem Vertrag als Haupt des 
Hauses den merkwürdigen Versuch, die bisherigen Vererbungsgrund- 

1) Jmmutatiouem [iu Ilispania successionis] ex spontanea cessioue His- 
paniae 3Iünarcliiae iiixta huius leges post Nos tilio nostro primogenito ... 
Josepho ipsiusque posteris [also auch: Tüclitern] ante . . . Carolum üliusque 
p oster OS debitae resultantem aliquatenus restringemus. 

2) Vgl. Turba, Beiträge zur Gesch. der Habsburger, I, S. 304 f. 

3) Fournier, Zur Entstehungsgeschichte der pragmatischen Sanktion in 
Sybels Histor. Zeitschrift, 1877, XXXVIII, 28, 31. 

*) Quae n(»stra omnium circa mutuae successionis ordinem mens semper 
fuerit . . . utramquo lineam arctius uniamus. 
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Sätze seines Hauses auch auf diesen neuen Gebietszuwachs anzu- 
wenden und die Thronfolge in gewissem Sinne zu unifizieren, um die 
Einlieit des Hauses zu erhalten. Joseph und Karl mußten einander 
und ihm selbst einen feierlichen Eid auf die Beobachtung dieses 
Sukzessionsvertrages leisten; dieser sollte auch die beiderseitigen 
Nachkommen binden. 

Das Pactum sprach deutlich folgende Grundsätze aus: 

1. Der gesamte und ununterbrochene leopoldinische Mannsstamm 
hat sowohl in Si)anien als in den Gebieten der deutschen Habsburger 
für alle Zeiten Vorzug vor jeglichen weiblichen Sprossen und ihren 
Deszendenten, ob diese Deszendenten nun Männer oder Weiber seien, 
und welcher J^inie und welchen Verwandtschaftsgrades sie auch seien. *) 

Der Leser wird darin eine Anwendung der Interpretation des 
Mains von 1522 und 1530 erkennen. 

2. Beim Aussterben des einen Mannsstammes beerbt ihn der 
andere. 

Dies ist gemäß derselben Interi)retation und gemäß dem Erb- 
vertrage zwischen Kaiser Ferdinand II. und seinem Bruder Leopold 
mit der tirolischen Linie im Jahre 1665 geschehen. 

Die Anwendung dieser Grundsätze bedeutet aber eine Verletzung 
der bisherigen spanischen Sukzessionsordnungen. Denn nach Karls V. 
Tode hätte z. B., wenn er keine Söhne gehabt hätte, nicht sein 
Bruder Ferdinand I. in Spanien folgen können und sollen, sondern 
Karls V. Töchter nach Primogeniturrecht. 

3. Wenn dei* Mannsstamm der beiden Brüder Joseph (I.) und 
Karl (VI.) ausgestorben ist, fallt Spanien an Leopold zurück, be- 
ziehungsweise, wenn dieser nicht lebt, an einen eventuell dritten 
Sohn Leopolds.'-) 

4. Ist der ganze leopoldinische Mannsstamm ausgestorben, so 
erwächst das Erb folgerecht von Josephs Weiberstamm in Kraft. 



^) ..lu orane aevum valituram leg:em dictaraus, ut in Hispaniae ditionis 
regnig et pro vinciis aeque acinaliis nostris regnis et provinciis haereditariis 
successio iiiarium .sanguinis Nostri . . . omnibus foeminis earunque desceu- 
dentibus, marihus et foeminis, cuiuslibet lineae .sint aut gradus, in aeternum 
praeferatur atqiio inter succes.sores primo^eniturae ratio perpetim ob.servetur" 
. . . i^egon Ende: „ha mm omni um et procedentium ex iis marium ntriusque 
stirpis successiono in cunctis Nostri s ... re;L;:nis'* [also auch in den spanischen] 
„semper reiecta''. Der Text auch bei Fellner, Über einen Widerspruch zwischen 
dem Pactum . . . und der pragmatischen Sanktion. Festgaben zu Ehren Max 
Büdingers. Innsbruck 1898, 370. 

-; Denn es hoißt: ..Delicientibus Nostrae stirj)is maribus legitimis"; ferner: 
„Ad No>. tiliumqno nostrum primogenitum*' müsse beim Aussterben des karolini- 
schen Mauusstammes Spanien fallen. 
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Dieser regiert dann über die spanischen Gebiete nnd über die der 
deutschen Habsburger. 

5. Ei-st wenn dieser josephinische Weiberstamm ausgestorben 
ist, gelangt der karolinische Weiberstamm zur Erbfolge, aucli diesmal 
in allen Gebieten. i) 

Auch die Zurücksetzung des karolinischen Weiberstamuies wider- 
spricht spanischem Sukzessionsrecht. Aber eine einheitliche Suk- 
zession ließ sich wegen der Verschiedenheit beider Ländergruppen 



1) „Initio [capieudo] sie succedentli . . . penes . . . Jusephum, permauentibus 
ab illiiis filiis maribu», iu iis [ditionibus] voro, quae ... Carolo cessae sunt, ab 
buius prolp mascula capicndo, eodemque ordine, doiiec ... utrinque mares 
per lineani masculinam . . . oxtabunt, iu ambabus lineis continuaudo. Si vero 
. . . aut . . . Carolus . . . sine liberi8 masculis . . . decessurus esset, aut bor um p<»- 
steri masculi legitiiui per liuoam masculiuam descendeutes [decessuri essentj: 
sive Supers titibus descendentibus foemiuis, . . . sivc iis deficientibu>: 
quaudocunque extiniruerf*ntur, tum tota monarcbia Hispanica ... ad Nos filiuin- 
que nostrum primoj;:euiMim [Josepb] eiusve suporstites liberos [also aucb: Töcbterl 
et descendeutes legitimus . . . protinus revertautur', wobei etwaige Tüchter des 
karolinischen Stammes uaeb dem (Gebrauche des Hauses ausgestattet werden sollten. 
,.integro etiam illis iure, quod deticientibus nostrae stirpis maribus legitimis 
et — quae eas ubivis semper praecedunt — primogeniti uostri foemiuis iuxta 
primogeniturae ordiuem, quandocun(|ue competere poterif. Stirbt der ununter- 
brochene josephinische Manns stamm aus. so soll Karl und dessen ununter- 
brochener Manns stamm ,,in Omnibus quoque nostris aliis regnis*' [also sind di«* 
„regna Hispaniae" auch „m>stra"'J „et provinciis haereditariia eo usque a . . . prinn»- 
genito . . . possessis succedcnt.*" Für Töchter soll dann gerade so wie für solche 
karolinischen Stammes im früheren Falle gesorgt werden. 

Fournier, S. 2S, hat das ..quae eas ubivis sempcr praecedunt* 
mit Kecht in Zusammenhang gebracht mit „superstites liberos'* Josephs I. 
^Liberos' bedeutet auch weibliche Sprossen, schon deswegen, weil für männlich«* 
immer das entsprechende Wort gesetzt ist. Weber, Noch einmal das Pactum 
mutuae successionis, Mitteil. d. Inst. f. öst. Gesch., 1893, S. 705, leugnet den steten 
Vorzug der josephinischen vor den karolinischen Erzherzoginnen und meint, Karls 
Töchter hätten in Spanien nach Karl früher als die josephinischen Erzherzoginneu 
folgen müssen, wenn Karls Planus stamm den josephinischen überlebt hätte: nur 
wenn der josephinische Mannsstamm den karolinischen überlebte und Spanien 
erbte, sollten die Töchter aus josephinischen! Stamme iu Spanien folgen. Dem 
widerspricht aber der Wortlaut, besonders „liberos", „ubivis semper" und die 
bedingungslose Yoranstellung der bevorrechteten mares nostrae stirpis ... er 
loeminae Josephs, die nichtexistent sein müssen („deticientibus"), ehe karolinischen 
Erzherzoginnen irgendwo Sukzession zukommt. Denn die josephinischen gehen 
ihnen „überall immer" voran, weil dann alle Länder vereinigt werden. Auf einem 
ähnlichen Wege komuit Fellner, a. a. (.)., zu demselben Resultat (370 f., 378;, 
ebenso G. Seidler, Studien, 50, Anm. 3. Bachmann, Lehrb. d. üst. Reichsgcsch., 
S. 265, denkt auch an das gleichzeitige Aussterben beider Mannsstämme als dritten 
Erbfall, wogegen Weber. a.a.O., 701 f.. mit Recht anführt, daß immer, wenn auch 
noch so kurze Zeit, ein Mannsstamm überlebend sein werde. Vgl. G. Seidler, 51 f. 
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jiur durch Gewaltsamkeiten in der einen oder in der anderen Rich- 
tung erreichen: J^eopold I. entschied sich zu gunsten der bis- 
herigen Anschauungen der deutschen Habsburger. Eine Ver- 
änderung der spanischen Sukzessionsnonnen gibt auch der Wortlaut 
selbst zu. *^ Diese Änderung bildete veimutlich das Zugeständnis, 
das Karl seinem Bruder Joseph machen mußte, wenn er dessen 
notorischen Widerstand gegen die Trennung Spaniens von den anderen 
lündern'^) überwinden wollte. 

(i. Scheinbar neu. aber doch sclion in jener Interpretation des 
Mrtius von 1530 gelegen, ist die ausdrückliche Anwendung des Primo- 
siouiturvorzuges auch unter weiblichen Erbanwärtem. 

Fragt man nach der Tendenz dieser merkwürdigen und leider 
/u oft interpretierten Sukzessionsordnung, so zeigt sich, daß nicht 
weniger als fünf Möglichkeiten der Vereinigung der spanischen und 
deutsch-habsburgischen Länder geschatt'en wurden: 

1. Wenn sowohl Joseph als Karl oder ihre llannsstämme vor 
Leopold L verstarben, weil dann Leopold und ein eventuell dritter 
Sohn desselben Spanien zurückerhielten; 

2. wenn Karls Mannsstamm ausstarb, weil der josephinische, 

3. wenn aber Josephs Mannsstaram ausstarb, weil dann der 
karolinische sein Nachfolger ward; 

4. wenn beide Mannsstämme ausgestorben waren, weil dann der 
josephinische Weiberstamm in allen Ländern folgte; 

5. wenn auch dieser Weiberstamm erlosch, weil dann nur der 
karolinische vorhanden war. 

Die Änderung der spanischen Sukzessionsordnung diente dem- 
nach dem Interesse rascherer Vereinigung beider Ländergruppen, das 
Ineinanderheiraten der spanischen und deutschen Linie konnte in der 
Zukunft auch unterbleiben. 

Man kann ferner auch die Tendenz erkennen, wenigstens für 
die Zukunft eine Unteilbarkeit der habsburgischen Länder zu er- 
reichen. Es sollte nur ein Haus und in besdu'änktem Sinne auch 
nur eine einzige Ländermasse geben, wenn sie auch zeitweilig von 
verschiedenen Linien regiert wurde. Daß diese Abmachungen sorg- 
faltig geheim gehalten werden mußten, begreift man aus der politi- 
schen Strömung zu gunsten des europäischen Gleichgewichtes. 

Eine ähnliche Tendenz kann man in dem geheimen Testament 
Leopolds I. (t 5. Mai 1705) vom 26. April 1705 erkennen, das er mit 
Willen und Zustimmung seines Sohnes Joseph I. verfassen ließ:^) 

h Sieht» oben S. 391 Anm. 1: immatationem . . . restrinjfeimis. 
-) Fouruier. a. a. O.. 31. 
) Kl^eudas. S. 21. Anm. 3. 22, 32. 
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Im Falle nämlich Karl nicht zum Besitz eines der spanischen 
Königreiche gelangen könnte und Leopold nicht mehr am Leben wäre, 
sollte Karl Tirol, Vorarlberg und Vorderösterreich als Apanage ohne 
volle landesfürstliche Gewalt für sich und seine männliche Deszen- 
denz gegeben werden. Wer sich des Erbvertrages zwischen Ferdi- 
nand II. und Leopold II. erinnert, wird dies vollkommen begreiflich 
finden. Sind von Karl keine männlichen Erben mehr vorhanden, so 
fallen diese Gebiete an Joseph und dessen „ehelich geborene Erben". 
Dieser Ausdruck ist mit Absicht so allgemein gewählt,^) denn es 
können Erzherzoge oder Erzherzoginnen sein. Heißt es doch auch im 
Vertrag von 1703, daß beim Aussterben von Karls Mannsstamm dessen 
spanische Gebiete an Leopold und Joseph oder dessen .,Kinder'' fallen 
müßten. Umgekehrt erhält Karl und sein MannssUimm Sukzessions- 
recht in den Gebieten seines Bruders Joseph, wenn dieser ohne 
männliche Erben sterben sollte. Auch dies entsprach dem bisher 
beobachteten Vorzug des Mannsstammes in beiden Fällen. Wenn ein 
Mannsstamm den anderen beerbte, sollten die Töchter des aus- 
gestorbenen Mannsstammes von dem erbenden ausgestattet werden. 

Die Tendenz des Pactum mutuae successionis entsprach daher voll- 
kommen der Tendenz des Testamentes Leopolds I. vom 26. April 1705. 

Die spanische Monarchie kam nicht in Karls Hand, und sein 
Bruder starb am 11. April 1711. Daher wurde der ganze Vertrag von 
1703 überflüssig. Er galt nur für den Fall der Beerbung Spaniens. 
Es blieb aber von dem Pactum des Jahres 1703 nur der früher haus- 
gesetzlich noch niclit, wohl aber 1530 reichsgesetzlich bestätigte Grund- 
satz übrig, daß auch Erzherzoginnen nach Primogenitur folgen durften. 

Wer mußte Karl VI. folgen, wenn er ohne männliche Erben 
starb? Diese Frage ist wiederholt verschieden beantwortet worden. 
Wer den Töchtern Josephs die Sukzession zuerkennt, könnte auf den 
schon oben'-) betonten Grundsatz hinweisen, daß in älterer Zeit, wenn 
auch nicht allgemein, die Schwester eines verstorbenen Bruders Vor- 
zug vor der Tochter dieses Bruders hatte, weil dadurch die Zeit 
weiblicher Regierung verkürzt wurde. Aber diesen Grund finde ich 
selbst bei der anfänglichen Opposition des Reiches gegen die weib- 
liche Lehenssukzession in den österreichischen und böhmischen Ge- 
bieten nicht erwähnt. Die Antwort kann jedoch nicht zweifelhaft 
sein, wenn man sie auf die damaligen Anschauungen des Hauses, 
beziehungsweise auf die damaligen Hausgesetze gründet. 

Diese Hausgesetze galten auch trotz des Pactums von 1703, 
weil dieses, wie uns auch das Testament Leopolds I. von 1705 be- 

1) Wie Fournier, S. 34 f., erkannt hat. 

2) S. 29. 
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stätigt, nur für den Fall der Erwerbung der spanischen Monarchie 
geschlossen worden war. Xach der Interpretation von 1522 und 1530 
mußte zu allen Zeiten der Alteste des regierenden Herrscherhauses 
folgen, und ei-st wenn dieser keine männlichen Erben hinterließ, der 
nächstälteste Sohn des Erblassers. Das Primogeniturvorrecht des 
ältesten ging dann eben auf den zweit-, beziehungsweise drittgeborenen 
Sohn des Regierenden über, sowie Leopold selbst durch den Tod 
seines Bruders Ferdinand IV. zur Regierung gelangt war. 

Wenn Karl VI. Söline hinterlassen hätte, so wäre nach diesem 
Hausgesetze die Sukzession der Söhne nach Primogeniturrecht zweifel- 
los gewesen. Es entsprach daher nur den Anschauungen des Mains 
von 1522 und 1530 und den testamentarischen Verfügungen Kaiser 
Ferdinands IL, wenn Karl VI. in der Urkunde vom 19. Aprü 1713 
erklärte, daß er infolge des Todes seines älteren Bruders Joseph 
dessen ..Erbkönigreiche und Land" geerbt, und daß dieselben bei 
seinen „ehelichen männlichen leibeserben nach iure primogeniturae, 
solange solche vorhanden" seien, ungeteilt verbleiben, beim Abgang 
seines «männlichen Stammens" aber auf seine .eheliche Töchter" 
allzeit «nach Ordnung der Primogenitur" fallen müßten. 

Durch diese Erklärung wurde das bisher nur für die Söhne des 
letzten Besitzen geltende Primogeniturvorrecht auch auf Töchter 
des letzten Besitzers, d. i. auf Karls VI. eigene Töchter erweitert. 
Weibliche Sukzession, ebenfalls nach Primogenitur, hatte im Pactum 
des Jahres 1703 schon Leopold als Haupt des Hauses auf familien- 
rechtlichem Wege prinzipiell festgesetzt. 

Mit Recht hob auch das ungarische Gesetz von 1723 besonders 
hervor, daß das Primogeniturvorrecht für Weiber in derselben 
Ordnung wie für Männer zur Geltung kommen müsse.") Es be- 
stimmte ja das Haussresetz des Jahres 1713, die Sukzession müsse 

1. auf die karolinische eigene Linie, 

2. auf die josephinische Linie, 

3. auf Karls VI. Schwestern oder Leopolds Töchter, und 

4. auf „alle übrigen Linien des durchlauchtigsten Erz- 
hauses nach dem Recht der Erstgeburt"-) fallen. Es war daher 
ganz berechtigt, daß Karls VI. Nichten Maria Josepha und Maria 
Amalia auf Grund dieser Thronfolgeordnung vor und nach ihrer 
Verehelichung nach Bayern und Sachsen zu gunsten von Karls VI. 
Töchtern verzichten mußten (1719 und 1722).') Es war ferner eine 



1) Sieht* oben S. 357. Anin. 2. 
2; Virl. ubin S. 359. 
■') Vi,'l. Hauke. 12!> 
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nicht bloß in der liabsbnrgischen Familie, sondern auch in anderen 
des Reichs- und des Landadels schon alte Sitte, daß die Schwestern 
zu gunsten der Brüder und ganz allgemein auch zu gunsten von 
deren Kindern verzichteten, so daß Töchter dieser Brüder vor den 
verzichtenden Schwestern Vorzug hatten.*) Auch Maria Theresia mußte 
darum vor ihrer Vermählung mit Herzog Franz Stephan von Lothringen 
am 1. Februar 1736 einen Verzicht zu gunsten männlicher Erben ihres 
Vaters ausstellen. 

Als Kaiser Karl VI. 1713 die Nachfolge hausgesetzlich ordnete, 
hatte er weder Söhne noch Töchter. Denn sein Sohn Leopold wurde 
erst 1716 geboren, starb noch in demselben Jahre und Maria Theresia 
kam erst 1717 zur Welt. Bei der Verkündigung dieser Anordnung 
war zweifellos Kaiser Josephs L älteste Tochter hausgesetzliche Erbin 
aller habsburgisclien Gebiete. Nur insofern war allerdings das 
i^actum mutuae successionis noch in Gültigkeit.-) Diese Gültigkeit 
hörte aber auf, wenn Karl VI. selbst Kinder erhielt. Denn dann stand 
die pragmatische Sanktion allerdings im Widerspruch mit der bloß 
eventuellen Thronfolgeordnung von 1703. 3) Man kann aber nicht 
sagen, daß die pragmatische Sanktion die Rechte der Primogenitur 
Singular außer Kraft gesetzt habe, und daß diese Primogenitur ei-st 
dann wieder in Kraft getreten sei.^) Vielmehr ist eben nach dem 
Gesetz der Primogenitur keine andere Sukzession als die der Töchter 
des zuletzt Regierenden, also Karls VI., möglich.-'») 

Warum die reichsgesetzliche Zustimmung zum Hausgesetz des 
Jahres 1713 für Böhmen nötig war, ist schon hervorgehoben 
worden. *^) 

Diese Reichsgarantie war aber auch für die österreichischen 
Erblande, wenn schon nicht durchaus nötig, so mindestens eine Vor- 
sichtsmaßregel. Denn die Grundlage aller hausgesetzlichen Bestim- 
mungen seit Ferdinand IL war die kaiserliche Interpretation des 
Mains von 1530, über dessen Echtheit besonders im 16. Jahr- 
hundert Zweifel auftauchten. Diese Zweifel hatten sich auch nicht 
dadurch beseitigen lassen, daß man die Urkunde, welche Herzog 



n Vgl. oben S. 70, 118, 119. 

■-) Nur in dieser Einschränkung: hatte der v(»n Zwiedinek-Stiden hörst, 
die Anerkennung der pragmatischen Sanktion, 279, zitierte Bericht des preußischen 
Residenten aus dem Jahre 1713 Recht. Mehr darf man aber daraus nicht folgern. 

^) Ebendas. 295. 

4) Hauke, 82; vgl. Fellner, a. a. 0., 372. 

••) Was auch Lustkandel, Österr. Staats Wörterbuch, „Kaiser und König", 
S. 277. und G. Seidler, Studien, 54, betonen. 

'•) Vgl. oben S. 312. 
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Rudolf IV. gefälscht hatte, samt den kaiserlichen Bestätigungen und 
lutiMpretationen auf dem Regensburger Reichstag 1664 vorlegte und 
durrh den Mainzer Reichserzkanzler vidimieren ließ. 

Denn nicht jeder sah diese Vidimierung als Zeichen der Echt- 
heit an wie Gustermann, der dazu 1793 bemerkte: , Ist's also nicht 
Cliicane, wenn man noch itzt an ihrer Echtheit zweifelt?"^) 

Das Mains bestimmte als angebliches Reichsprivileg Allein- 
sukzession eines Erben oder einer Erbin. Galt dieses Privileg, so 
konnte man sagen, daß Karl VI. durch sein Hausgesetz von 1713 
nichts Neues eingeführt habe. 2) Kam aber diese Voraussetzung, welche 
Bartenstein juristisch zu verteidigen suchte, 3) zu Fall, so war es 
fraglich, ob das vom Reich zu gesamter Hand belehnte Haus eine 
solche Verfügung wie die pragmatische Sanktion zum Nachteil anderer 
Erbanwärterinnen und ihrer Nachkommen treffen konnte. Denn der 
obersten lehensrechtlichen Instanz gegenüber gab es nur gleich- 
berechtigte Erbanwärter des habsburgischen Hauses. Dies war 
überdies eine Auffassung, welche auch in der regierenden Familie 
längere Zeit herrschte. Die Einführung der Primogeniturordnung und 
die Renuntiationen der Erzherzoginnen waren als hausgesetzliche 
Maßregeln für Kaiser und Reich nicht bindend. Das Reich hatte, 
wenn schon nicht vom lehensrechtlichen Standpunkt, so mindestens 
wegen der Wahrung des Landfriedens darauf zu achten, daß diese 
Frage im Einvernehmen aller Erbanwärterinnen und nicht durch 
einen Krieg gelöst werde. Es bedeutete daher eine reichslehensrecht- 
liche Garantie, daß die pragmatische Sanktion wenigstens durch 
Mehrheitsbeschluß des Reichstages, wenn auch unter Bayerns Protest, 
Januar 1732 anerkannt wurde. Erst von diesem Jahre an hatten 
die Renuntiationen der Erzherzoginnen nicht mehr den- 
selben Wert wie früher. Sie sind von nun an bloß hausgesetzliche 
Anerkennungen des reichs- und landesgesetzlich gewordenen Zu- 
standes. 

Die Reichsgarantie der pragmatischen Sanktion wurde erst über- 
flüssig, als Kaiser Franz II. zwei Jahre nach der Annahme des Titels 
eines Kaisei-s von Osterreich in dem Patent vom 6. August 1806 alle 
Bande, welche ilm bis dahin ^an den Staatskörper des Deutschen 
Reiches" gebunden hatten, also auch das Lebensverhältnis, fiir gelöst 
erklärte und die deutsche Kaiserkrone niederlegte.*) Man hat die 

') Versuch eines volLständigen österr. Staatsrechtes, Wien 1793, 125. 
-) Dit's behauptete später auch Gustermann, a. a. ()., S. 130. 
^) Z wied ine k- Südenhorst, a. a. 0.. 289: über die Streitschriften wegen 
der Keichsirarantie tiir die pragmatische Sanktion. 339 f. 
*) Hauke, 94. 
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pragmatische Sanktion das „erste gemeinsame 8taatsgrundgesetz aller 
Länder der österreichiscli-ungarisclien Monarchie'' genannt.^) 

Man hat aber übersehen, daß die Vereinigung der altösterreichi- 
schen Erbländer mit Böhmen und Ungarn theoretisch nur eine Union 
auf Zeit ist. Die Verbindung kann allerdings nicht durch Kündigung 
gelöst werden, wohl aber durch den unberechenbaren Faktor der Ge- 
burten und Sterbefälle, und dies um so eher, als seit 1720, 1723 und 
1867 in den drei Ländergruppen trotz der gemeinsamen pragmatischen 
Sanktion drei verschieden große Deszendentenreihen (nach 
Erbanwärterinnen) in Betracht kommen: 

1. für Ungarn nur die Deszendenten seit der Zeit Kaiser 
Leopolds L; 

2. für Böhmen schon die Deszendenten Annas, der Gemahlin 
Kaiser Ferdinands L; 

3. für die altösterreichischen Erbländer noch viel weiter zurück- 
reichende Deszendentenreihen solcher Erbanwärterinnen. Denn diese 
Erbländer nahmen die pragmatische Sanktion unverändert an, damit 
auch den Satz, daß eventuell „alle übrigen Linien des Erzhauses " vor 
Leopold I. Nachfolgerecht besitzen. 

Das Wahlrecht der Stände kann demnach in Ungarn früher 
noch als in Böhmen in Kraft treten, und in Böhmen früher, als die 
altösterreichischen Erbländer herrenlos würden, so daß der mühsam 
gekittete Zusammenhang der Monarchie aufhören würde. 

Daß dies nie geschehen möge, wird nicht nur jeder Patriot 
wünschen, sondern auch jeder Staatsmann, der in der Existenz der 
habsburgischen Monarchie eine Garantie gegen das Übergewicht 
ii:gend einer anderen europäischen Macht erblickt. 



1) Vgl. Zwiedinek-Südenhorst, 276. 



Anhang. 



I. 

Erbverzicht der Gräfin Katharina von Görz. 

Graz, 1330.*) 

Ich Katrei, Grefiun von Gorcz. hern Ulreichs seligen von 
AVallsse witve, vergihe vnd tun ehuut mit disem brife allen den, die 
in ansehent oder liorent lesen, daz ich willichleichen vnd mit woU 
verdachtem mute allen den erbtail, der mich angenallen mach*> 
vnd sol von dem gute, swie ez gehaizzen sei, daz mein vater seliger, 
jn-af Albrecht von (4orcz, lazzen hat, vnd ouch aller der recht, die 
ich pillich ouf daz selbe erb hau vnd haben sol, meinem liebem pmeder, 
ürraven Albrechten von Gorcz vreileich, ledichleich vnd vmbedwungen- 
lich oufgeben hau vnd im den sell»en erbtail geschaften han vnd 
Schafte^) vnd srentzleich von dem selben meinen erbtail vnd rechten 
sreti-etten han vnd tritte. Also daz mein vorgenanter prüder den selben 
meinen erbtail an meiner stat erben sol vnd in nehmen sol an meiner 
stat, swenn daz ist, daz er mit seinen prüdem*) tailt oder tailen soK 
wand mir von meinem vatter vnd ouch von meinen [)nidem des selben 
erbtails nie nicht worden ist vnd mich sein nie verczigen han vnd 
in ouch mit nichten verworcht han. 

Dar vber ze einem vrchund der warheit vnd ze einer ganczen 
steticheit gib ich meinem prudern Grafen Albert disen offen bnf^ 



*> Siehe oben S. 78. Anm. 5. 

') Entsprechend dem Ansdrucke -Geschäft" in der Bedeutang von Ver- 
tuiirung. Anordnung, hier: bestimme, verfüge. 

n Albrechts IV. (f 1374) Brüder waren Mainhard VU. (t 13S5> und Hein- 
rich 111. 1,7 i:m). 
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vei-sigelten mit meinem anhangendem [!] Insigel. Der prief ist geben 
ze Graetz, do man zalte von Christvs geburt Tausent vnd drevhundert 
iar in dem drezzigistem [!] iare. 

Hängendes kleines Siegel. 



IL 

Geheimer Revers Erzherzog Ferdinands. 
Brüssel, 8. Februar 1522.0 

Littere reversales Serenissimi principis Ferdinandi cuiusdam 
conventionis inter ipsum et Sacratissimum Cesarem Carolum snper 
patrimonio hereditario et aliis bonis. 

Ferdinandus etc. Recognoscimus et notum facimus universis: 
quüd, et si Sacratissimus Dominus et frater noster coUendissimus, 
Dominus Carolus, Divina favente dementia Electus Eomanorum Im- 
perator semper Augustus, Rex Hispaniarum etc., Nobis libere ac pleno 
iure concesserit pro iuribus nobis pertinentibus in bonis ac heredita- 
tibus paternis, maternis et avitis omnia et singula dominia, que sibi 
obvenerant ex successione Divi Maximiliani Cesaris, avi nostri paterni, 
iuxta formam litterarum communium inter ipsum Cesarem et nos ex- 
peditarum, sub data diei herine, septimi presentis mensis februarii, 
sub conventionibus, reservationibus ac clausulis in ipsis litteris co- 
munibus expressis; cum tamen certis iustis de causis h§c com- 
munis nostra conchisio sit aliquo tempore sub sigillo secreti servanda, 
saltim usque ad tempus Coronationis Imperialis vel ad tardius du- 
rantibus sex aunis proximis,si dicta coronatio usque adeo diflfereretur[!] 
fuit propterea inter nos conventum, quod ne interim emolumentis et 
fructibus ab administratione rerum nobis concessarum carere debeamus, 
sed illos in usus nostros convertere possimus ac proprios facere, id- 
que fieri posset [!] alio iusto colore, ita ut quispiam suspicari non 
posset, Cesarem ipsum dictam eins portionem hereditariam nobis con- 
cessisse, donec tempus publicationis advenerit, fierent, prout facte 
sunt, due alie littere anterioris dat§, videlicet de penultima 
fluxi mensis Januarii, que dictis litteris communibus integram 
portionem nobis assignatam continentibus nequaquam preiudicari 
possint. Verum ips^ littere anteriores sine preiuditio subsequen- 



1) Wahrscheinlich ziemlich gleichzeitige Kopie von Kanzleihand im „Gedenk- 
buch 19", Fol. 10, Archiv des Reichs-Finanz-Ministeriums in Wien. 

Turba« Thronfolge. 26 
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tium comuniter expeditarum debeant dumtaxat ad colorandum nego- 
tium et rem secretius agendam publicari: quarum altere portiouem 
nostram germaniconim bonorum cum adiunctione eorum, qu§ ex quin- 
que ducatibus nobis antea concessis distracta fuerant, ac additione 
legati neapolitani concernunt, altere vero gubernium nobis cum 
administratione concessum in Omnibus bonis germanicis ipsi Cesari 
spectantibus. 

Unde durante tempore predicto et donec Cesar ipse Coronam 
Imperialem susceperit, aut saltim ad tardius donec sint fluxi dicti 
sex anni, debemus dumtaxat uti dictis duabus litteris anteriori- 
bus, sumendo dumtaxat titulum cum suis pertinentiis, in reliquis 
vero nee conventionem publicare, nee titulum aliorum dominiorum 
assumere debemus, sed solum ipso tempore durante velut gubernator 
et locumtenens ipsius domini Imperatoris, fratris nostri colendissimi, 
liuiusmodi patrias et dominia regere et administrare poUicemur iuxta 
formam litterarum dicti gubernii, que tamen, quoad effectum iurium 
nostrorum, nobis nequaquam preiudicare non poterunt: nee in pro- 
prietate, nee in possessione aut fructibus, q[u]in immo liter§ ipse 
comunes super iure nostro lieri expedite in suo robore permane- 
bunt: liarum testimonio literarum manibus nostris signatarum, nostri- 
que sigilli munitissime *) roboratarum. 

Datum in oppido Bruxellarum, die VIII* mensis februarii, anno 
domini etc. MDXXII. 

Ferdinandus. 



1) lls.: Munimie. 



ni. 

Revers König Ferdinands I. 
2. September 1545. 
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Verkleinert, nach einer Photographie. 






rr/fr ^ 



26 







avif \ iU'ii.'ii ? t* * ' 



- 405 







5i*^ 



Verkleinert. 



Dorsualnoten, davon der lateinische Satz von König Ferdinands 
eigener Hand:*) 
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Originalgröße. 



1) Siehe oben S. 284 Anm. 2. 
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IV. 



Entw^urf eines Vertrages zwischen Erzherzog 
Mathias, dem Papste und Spanien. 1607 [?] 

Extratto^) d'una Scrittura di conventione seguita fra Nostro 
Signor Papa Paulo V., la Maies[täl diFhilippo [!] III., Ee di Spangna[!], 
et li Serenissimi Arciduci d'Austria. 

Vedendo noi infrascritti, dopo haver usato molta dilfgenza, 2) 
perchfe la Maestä di Eodolpho, eletto Re di Eomani, procürasse di 
maritÄi'si, per haver successione et stabilire le cose di casa dlAustria, 
si per conservar in essa Timperio gomme il Regno di Boliemia con 
Telettorato et gli altri stati hereditarii, non solamente per bene di 
essa casa, ma ancora per la conservatione et assaltatione della santa 
Cattolica Chiesa Eomaua, et non havendo fatto fin addesso alcun 
frutto, siamo tutti di comun consensu [!] risolutto [I] di dich[i]arare: 
il piü vecliio di casa d'Austria, morendo egli senza successione de 
figliuoli legittimi, debbia succedere nelli stati hereditarii, la quäle 
dichiaratione seqnitta, debbia protestarli che per lo bene di detta 
casa et assaltatione della santa chiesa Chattolica debbia egli subbito 
elegere et fare che sia eletto [il] maior d'eta Ee di Eomani^ non 
potehdosi questo fare, che sia dechiarato Ee di Bohemia^ äcciochö 
con questo si fermi la successione di detto regno nella casa d'Austria 
et non si tema che Timperio possa cadere in persona che non sia 
cliattoHca et che tutto questo si debbia esseqoiere [!] dal detto mag- 
gior d'etä, quanto primo, procurando di guadagnarsi gli animi de po- 
poli, et di andar con essercito competente ä &r il detto prot^sto. A 
la quäl la detta MaestA Ridolpho ö li Bohemi non acconsent^ndo, et 
bisognando indurli a ciö con la forza, ci obligamo in ogni modo et 
evento et con gente et con danari dargli ajuto ad ogni sua richesta. 

Ego Paulus cattholicae ecclesiae Episcopus. 
Yo el Key de Espanga. 
Yo Matthias, Archidux d'Austria. 
Yo Massimüiano, Archidux d'Austria. 
Yo Alberto, Archidux d'Austria. 
Yo Ferdinando, Archidux d'Austria. 



i» Genau nach der undatierten, aber etwa gleichzeitigen Aufzeichnung im 
Archiv des Reichs-Finanz-Ministeriums, 18.503, Fasz. 100^, abgedrackt. Diese Auf- 
zeichnung war vielleicht eine Brielbeilage. Die deutlichen FaltimgssteUen könnten 
datur sprechen. 

-^ Korrigiert aus: diligentia. 



407 



V. 



Geheime Zusagen Ferdinands (II.) an König 

Philipp III. 
Prag, 20. März und 29. Juh 1617. 

Ferdiuandns, Dei gratiä Archidux Austri», Dux Burgundiae, 
Stiriöe, C-arinthiae, Carniolae etc*. 

Cum tarn exigua superesse videatur spes successionis ex Im- 
peratore Matthia, domino,'-j patre meo, observandissimo, nee iion ex 
Serenissimis Archiducibus Maximiliano et Alberto, fratribus patrueli- 
bus meis; cunique etiam consiliarii et jurisconsulti potentissimi His- 
paniarum Regis Catholici, domini Philippi Tertii, Archiducis Austri«, 
domini fratris et consanguinei mei charissimi observaudissimique, ei 
persuadeaiit ipsum, tanquam unicum ex Maximiliano Secundo gloriosjF 
recordationis ex filia nepotem, actionem et jus habere post longos et 
prosperos C'aesareae 8ua3 Maiestatis et praenominatorum Serenissimorum 
Arcliiducum, patruelium meorum, annos in regna Hungariai et Bohemia^ 
succedendi, non obstante neque praeiudicante Maiestati Suae Catholicie 



1) Der Wortlaut dieses und des nächsten Aktenstückes vom 20. Oktober 1631 
ist hier nach zwei Abschriften des Wiener k. und k. geheimen Haus-, Hof- und 
Staatsarchivs (Familienakten) mitgeteilt Die eine Kopie <A) auf vier numerierten 
Bogen Papier trägt auf dem achten Blatt die ziemlich gleichzeitige, nicht von 
dem Kopisten stammende Dorsualnote: „Copia del tratado y combencion secreta 
que hizo el empHI FerdP 2^ con S. Mag«i." Die vier Bogen lagen, wie ersichtlich 
ist, ursprünglich doppelt gefaltet in einem fünften, als Umschlag dienenden Bogen 
unter Siegel. Die Siegelreste lassen noch das sizilische Wappen im vermutlich 
gesamtspanischen erkennen, so daß man im Zusammenhalte mit dem spanit^chen 
Schriftcharakter sicher auf spanischen Ursprung der Kopie schließen kann. Die 
Wappenerklärung verdanke ich Herrn Anthony R. v. Siegenfeld, dem ich für 
viele Gefälligkeiten zu besonderem Danke verpflichtet bin. Die zweite Kopie (B) 
dürfte ziemlich gleichzefitig wie die erste, aber am Kaiserhofe entstanden sein. 
Sie enthält ferner nur die Bestätigungsurkunde vom 20. Oktober 1631. Am Schlüsse 
steht folgende, wieder gleichzeitige Dorsualnote: „20 Martii | 29 Juli i a. 1617 | 
20 8bria a. 1631 | conventio secreta super succession^ in regnis Hungar. et Boemie 
po3t extinctionem descendentium masculorum ex Impü Maxim. 2 | NB" [?]. Der Text 
von B zeigt dort, wo die Utkunden von 1617 inseriert sind, diesen gegenüber einige 
belanglose Abweichungen oder Fehler. Genau dieselben Abweichungen kommen im 
inserierten Texte der aus Spanien gesandten Kopie vor, weshalb sie dem kaiser- 
lichen Kopisten als Vorlage gedient haben dürftiö. Unabhängig von beiden Kopien 
ist der Text eines vielfach korrigierten und teilweise beschädigten Konzeptes zur 
Urkunde von 1631 (C) im Arch. d. Minist, d. Innern, I, A 1, 2995. Die Differenzen 
des Konzeptes sind aber für den Inhalt ohne Belang. 

2) Bloß im iüserierten Text in Ä und B folgt: ac. ' 
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Reuuntiatioue illa qaondam facta a Serenissima Regiua Anna, Eius 
Matre: Ego vero, praevia consiliariorum meorum deliberatione et opini- 
one intellectä, certo mihi persuadeam ius meum tanquam nepotis mas- 
culi agnati glorios« memoriae Imperatoris Ferdinandi, Domini ac avi 
mei, certum et planum esse; nihilominus tarnen Rei Catholicus (qui 
potius Sanctae atque orthodoxae Religionis nostrae Catholicae incremen- 
tum ac matni amoris, benevolentiae ac consanguinitatis vinculi, quod 
inter nos intercedit, confirmationem intuetur) eandem Renunciationem 
approbare et ratificare non abnuat, ut ego accedente yolontate et 
consensu dicti Imperatoris et Serenissimorum Archiducnm Rex Hun- 
gariaB et Bohemiae sim designatus vel coronatns, eadem regna post 
longos et foelices Caesareae Maiestatis Saae annos possessarus: Ego 
snpranominatus Archidax Ferdinandus in grati animi significationem 
pro tarn singnlari beneficio, nee non solitis anxilüs, magnis ex- 
pensis variisque offieiis, quae Catholica Sna Maiestas praestitit et 
etiamnnm praestat quotidie et in posterum praestabit propter Religionis, 
boni publici et totins Augustissimae Domus nostrae Austriaca^ con- 
servationem. promitto in fide et verbo principis me meosqne filios 
prae&tam Rennnciationem a Serenissima Regina Anna factam et a 
Maiestat« Sna Catholica ratificandam acceptnrosM cnm conditionibns 
et oneribus infrascriptis: 

Primnm. quod linea masculina eiusdem Regis Catholici in snc- 
cessione eorundem Regnomm praefer[r]etnr foemininae meae casn, quo 
(quod Dens benigne avertat) nnllus ex mea masculus superstes 
maueret. 

Deinde promitto, quod, postquam provincia Alsatiae eique 
annexae pnefecturae provinciales Aguenoae et Ortembui^ensis cum 
Omnibus suis dependentiis mihi vel filiis meis obvenerint. prae- 
&tum Regem Catholicum eiusque successores ac ministros ab eo 
nominandos in eiusdem Alsatiae dictarumque praefecturarum realem 
possessionem (posthabit^ mea actione) introducam et collocabo vel 
ipsi introducent et coUocabunt, post obitum tamen Imperatoris Matthiae 
(quem Dens diutissime et foelicissime incolumem tueatur). ut eandem 
provinciam annexasque praefecturas possideat cum plena et libera 
jurisdictione, juribus et proventibus, sicuti hactenus possederunt Sere- 
nissimi Archiduces Austriae. mei praedecessores. In quem finem curabo 
tone in debita forma expediri^) mandata et cessiones necessarias. Si 
aatem in execntione huius possessionis tradendae aliquae fortassis 
difficnltates orirentur, Sna Maiestas Catholica ad illas superandas me 



*) Ebendas. accepUtDros. 

^> Ebendas. wiederholt: debita. 
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iuvare conabitur. Haec autem cessio Alsatiae hac conditione etiam 
fit, ut, si Rex Catholicus alienare illam aliquando voluerit, id citra 
consensam meam fieri nequeat. 

Prseterea promitto me Eidem Kegi Catholico aut Eius succes- 
soribus gratis daturum quidquid a me petet et ego dare potero in 
Italia, quando favente Deo ad Imperii Eomani dignitatem perveneix) 
et imperio meo durante, praesertim investituram Finarii, vulgo Final, ^) 
et etiam Plombiui,^) si vacare illud contigerit. 

Quae omnia realiter et cum effectu suo tempore, ut supra de- 
claratur, complebo et exequar absque omni fraude et dolo et etiam 
hanc conventionem ratificabo post conclusionem conventionis*) 
publice faciendse. Et quia in illa publica conventione seu capitula- 
tione nulla liuius secretae mentio fiet, declaro*) quod eadem nullo 
modo derogabit aut infringet huius secretae conventionis firmitatem, 
et quidquid suo tempore huius virtute executioni mandandum erit, 
poterit fieri tali colore et praetextu, sicut pro rerum statu magis ex- 
pedire videbitnr, non obstantibus quibuscunque tandem clausulis et 
Eenunciationibus genei*alibus aut specialibus eidem futurae cessioni 
et conventioni inserendis. In quorum fidem et testimonium hoc prae- 
sens pactum et promissum feci, subscripsi et secretiori sigillo meo 
roboravi. 

Datum Pragae vigesima Martii anno domini Milesimo sexcentesimo 
decimo septimo. 



Ferdinandus 




5 



) 



Ferdinandus, Dei gratiä coronatus Rex Bohemiae, Archidux 
Austiiae, Dux Burgundiae etc?, suprascriptum pactum et promissum 
secretum conflrmo et ratifico omni meliori modo et forma, quibus de 
iure possum, promittens in verbo ac vera fide Regia me meosque 
filios omnia et singula in eo contenta suis temporibus realiter et 
cum eflfectu executuros et perfectnros omni dolo et fraude cessante. 



Ebendas.: Finale. 

2) Piombino. 

3) Ebendas. folgt: de cessioue. Vgl. oben S. 206 f. und 301 f. 
*) Ebendas.: declarabo. 

^) So in aUen Kopien. 
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In qnornm fidem hanc conflrmationem et i'atificatioQem mann 
propriä subscripsi et secretiori sigillo meo roboravi 
Datum Pragse, 29. Julii eiusdem. auni 1617. 



Ferdinandus. 




VI 

Kaiser Ferdinand II. erneuert seine Zusagen. 

Wien, 20. Oktober 1631. 

I 

Ferdinandus Secundus, Divinä favente dementia electus Ro- 
manorum Imperat.or semper Augustus ac Germaniae, üngarise, Bo- 
hemiae, Dalmatiae, Croatiae, Sclavoniae etc. Rex, Archidux Austri», 
Dux Burgundiae, Styriae, Carinthiae, Carniolae etc, conies Habspurgi, 
Tyrolis et Goiitiae etc*, recognosco et testatum facio, quod, cum 
superioribus annis de mea*) ad Hungariae et Bohemiaö Regna succes- 
sione tractatum esset, eoque tempore foelicis memoriaß Ser^i^ His- 
paniarum Rex Catliolicus, Dominus Philippus Tertius, consauguineus, 
affinis et fi'ater meus cliarissimus, Renunciationem super eisdem Regnis 
a Serenissima sua matre Regina Anna quondam factam approbare et 
ratificare non abnuisset, ut ego accedente consensu Augustae memoriaß 
Imperatoris Matthise, Domini patruelis et patris mei colendissimi, et 
Serenissimorum Archiducum Maximiliani et Alberti, fratrum patruelium 
meorum itidem charissimorum, eidem Imperatori Matthiae in dictis 
Hungariffi et Bohemiae regnis succederem, Ego in grati.animi signifl- 
cationem pro tam singulari beneficio, nee non pro solitis auxiliis, 
magnis expensis, variisque officüs, quae ipse ; Serenissimus Rex Philip- 
pus Tertius pro religionis beneficio ac bono publico totiusque Augustae 
Domus nostraö Austriaca conservatione praestitit et prasstiturus erat, 
memoratam Serenissimae Reginae Annae renunciationem 2) pro me meis- 
que filiis certis conditionibus et oneribus me accepturum^) secreto 
pacto et Scripte promisi, prouti totius pacti et promissi mei instrü- 
mentum meaque post coronationem meam Bohemicam ei adiuncta 



1) In C: nostra. 

2) In C folgt: „a Serenissimo Rege Philippo III. ratificandam'V 

3) In C: acceptaturum. 
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confii'matio de verbo ad verbum hie sequuntur et sunt huius 
tenoris:^) 

Ferdinandus, Dei gratia Archidux Austria^, 

(Es folgt der Wortlaut der voranstehenden Urkunden von 1617.) 

Nunc autem cum non solum in Hungarics') quoque Regem coronatus 
in ipsa isiorum duorum Hungariae et Bohemiae Regnorum possessiofie et 
successione sed in Imperiali simul dignitate et culmine constitutus existam, 
ideirco ex prccfatis causis alque in ulterius gratitudinis mecv argumentum et 
Signum ob paria magna officia et auxilia, qua.' etiam a dicti Serenissimi 
Hispaniarum Regis Catholici filio^ Strenissimo Hispaniarum Rege Cafholico, 
Domino Philippo Quarto, consanguineo, nepote et affine meo carissimo, pro 
Rei publica: Catholica et Augusta: Domus noslrce Austriaca: beneficio hac' 
tenus insigniter prastita sunt et adhuc quotidie prastantur, suprascriptum 
Pactum et promissum secretum denuo motu proprio, ex certa scientia et 
animo bene deliberato, authoritate et potestate meä Caesarea, Regia 
et Archiducali cqnfirmo, approbo corroboro et ratifico, et quatenus opus 
fuerit, etiamnum tanquam Imperator eodem motu proprio et ex eadem 
certa scientia animo bene deliberato et authoritate ac de plenitttdine potestatis 
meo: Cassarete promitto et concedo omni meliori modo et forma^ non ob- 
stantibus quibuscunque in contrarium facientibus, promittens^) de verbo ac 
Vera fide Ccesaretje et Imperiali, Regia et Archiducali me meosque filios 
omnia et singnla in eo contenta ad pra:sem et in futurum realiter, candide, 
sincere et cum effectu executuros et perfecturos, omni dolo et fraude cessante. 

In quorum fidem hanc confirmationem et ratificationem mea 
manu propriä subscripsi et secretiori meo sigillo roboravi, 

Datum Vienna:, vigesimä oclobris anno Domini MDCXXXI, 



■I 
Ferdinandus. { L. S, 



\ 




») In 0: „Inseratur totum instrumentum cum confirmatione'\ 

2) Vermutlich aus Mißverständnis wurde von späterer Hand mit Bleistift in 
A nachgetragen: sed Bohemi». Es fehlt auch in B und C. 

3) Weiter reicht O nicht. 



i 



Ergänzungen und Verbesserungen. 

Seite 17, Zeile 2 von oben, ergänze nach „bezeugt": 
Häufiger scheint das Gurker Bisthum Ehepaare mit ihren 

Kindern beiderlei Geschlechtes belehnt zu haben; es geschah z. B. 

1206, 1208, 1264. 

Seite 17, Zeile 3 von oben, ergänze vor „1264": 
Schon 1202 wird in einem Friedensvertrage zwischen dem 
Patriarchen von Aquileia und den Grafen von Görz ausdrücklich 
bestimmt, daß in Görz und Monsburg als Lehensgütern des Patriar- 
chates sowohl männliche wie weibliche Sprossen dieser Grafen 
in gleicher Weise sukzedieren sollten. 

Seite 17, Anm. 1 ergänze: 

Monum. ducatns Carinthiae, I, S. 302, 310, II, 108. 

Seite 17 setze als Anm. 2 Folgendes: 

Tarn masculi quam foeminae in idem ducatus aequaliter succedant. 
Kandier, Codice diplom. Istriano N^. 189. 

Seite 33, Zeile 21 von oben, füge als Anmerkung hinzu: 

Dieser Teil war schon einige Wochen gedruckt, als mir meines Kollegen 
Dr. W. Erben Abhandlung, Das Privilegium Friedrichs I., Wien 1902, in die 
Hände kam. Wenn ich auch seine Beweisführung für die Echtheit wenigstens des 
größten Teiles des Privilegium minus hochschätze, muß ich doch bekennen, daß 
mir die von ihm hervorgehobenen Abweichungen von der subjektiven Fassung in 
diesem Falle für Fälschung und Interpolation des Textes nichts zu beweisen 
scheinen (Erben, S. 37 f.). Die fortan an dem Lande haftenden Vorrechte 
wurden, wie ich glaube, absichtlich und nicht aus „grober Fahrlässigkeit" in die 
für solche Zwecke natürlichere objektive Fassung gebracht: „Dux vero Austrie 
de ducatu suo aliud servicium non debeat imperio, nisi quod ad curias, quas 
Imperator in Bawaria prefixerit, evocatus veniat, nullam quoque expedicionem 
debeat, nisi quam forte imperator in regna vel provincias Austrie vicinas ordina- 
verit." Hier endet nach Erben (138) die Interpolation. ,Dux, patruus noster' zu 
sagen, hätte an dieser Stelle keinen Sinn gehabt, weil das Zugeständnis auch 
allen künftigen Herzogen von Österreich zugute kommen sollte; die Hinzufügung: 
„vel (et) successores eius" hätte auf der anderen Seite wieder „nos vel successores 
(reges vel Imperatores)" erfordert, was sicher umständlicher als die präzise Fassung 
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„Dux Austrie'' und „imperio" gewesen wäre. Überdies führt Erben selbst eine 
Reihe Ton Beispielen dafür an (S. 40, 63, 64, 65), daß für das 12. Jahrhundert die 
subjektive Fassung nicht mehr so strenge eingehalten wurde, besonders wenn es 
sich um Gesetze, Reichsunmittelbarkeit oder um „servitium imperii (regni)" handelte. 
Der in der Corroboration enthaltene Ausdruck „hec imperialis constitutio" steht 
darum nicht bloß als Formel (23 f.). Vgl. unter „Böhmen", S. 226. Auch die 
anderen von W. Erben zu gunsten von Fälschung dieser Stelle vorgebrachten 
Gründe, auf die ich hier nicht eingehen kann, halte ich nicht für zureichend. 

Seite 36, Anm. 4, ergänze nach „Ficker, 130": 

Erben, Das Privilegium Friedrichs I., 129. 

Seite 36, Zeile 4 von oben, füge als neue Absätze ein: 
Die Stelle des Minus: „Si autem . . . patruus noster et uxor 
eius absque liberis decesserint, libertatem habeant eundem ducatum 
aflfectandi cuicunque voluerint" könnte vom grammatischen Gesichts- 
punkt Bedenken enegen. „Ist es nicht unsinnig,'* könnte man ein- 
wenden, „daß Leute, die schon gestorben sind (decesserint), noch ein 
besonderes Recht ausüben sollen (habeant)?". Man könnte dann weiter 
gehen und zur Behebung dieser Ungereimtheit vermuten, die in de- 
cesserint und habeant enthaltenen Subjekte seien verschieden. 
Dieses Bedenken würde den jüngst gegen die Echtheit gerade der 
Worte „libei-tatem . . . voluerint" ausgesprochenen \7 erdacht verstärken 
und einen Grund mehr für die Vermutung bilden, ursprünglich hätten 
in dem Original andere Worte gestanden, die wegradiert worden seien. 
Aber ähnliche, im klassischen Latein unmögliche Fälle von 
Zeitenfolge, wie: decesserint — habeant finden sich in Urkunden 
des 12. und 13. Jahrhunderts sehr häufig. Man vergleiche nur: dum 
vixero . . . non offendam; oder: quoad vixero . . . persolvam; 
ambo habebunt ... quamdiu vixerint; quoad vixerint ... libere 
possideant.^) Der analoge Fall wie bei „decesserint . . . habeanf 
kommt in einer Urkunde von 1279 vor: „Quocunque anno deces- 
serit . . . habeat ordinandi . . . liberam facultatem." Vergleicht man 
damit noch Bestimmungen, wie: „ut post decessum meum facerem . . ." 
(1218), oder: „post obitum vero ipsius tradidit etiam . . .",2) oder: 
.»Übergeben wir nach unserem Abgang", wie es in Kaiser Maxi- 
milians L Testament heißt, ») so wird man auch einen Einfluß deutschen 



1) Zahn, Cod. dipl. Austr.-Frising , S. 385; Hormayr, Gesch. Tirols, In, 
S. 443, 611; Redlich, Acta Tirol, I, S. 162, 164; Monum. Boica, XXX, 1, S. 463, 
527; Hauthaler, Salzburg. Urkundenbuch, 1900, S. 835. 

2) Ried, Cod. Ratisbon., I, S. 287; Monum. bist, ducatus Carinthiae, Klagen- 
furt 1896, I, S. 361; Redlich, Acta Tirol., I, S. 175. 

3) Siehe oben S. 155. Ich habe diese Beispiele nur zitiert, um etwaigen 
künftigen Einwänden grammatischer Natur gegen jene Stelle des Minus schon 
jetzt zu begegnen. 
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Sprachgebrauches^ der auf bestimmten Rechtsvorstellungen beruht, 
wahrnehmen können. 

Es läßt sich also bei Berücksichtigung des damals üblichen 
Sprachgebrauches aus dem Wortlaute jener Stelle des Minus kein 
Beweis dafür erbringen, daß außer Heinrich und Theodora auch deren 
Nachkommen ein Verfügungsrecht über Österreich besaßen, wenn 
dort keine Erbenfolge eintreten konnte. Ein solches Recht hätte der 
kinderlose letzte Babenbergerherzog Friedrich II. nicht deduzieren 
können, einerlei, ob die Stelle ursprünglich anders, oder ob sie immer 
so gelautet hat, wie sie uns überliefert ist. Wollte er aber ein solches 
Verfügungsrecht durch Fälschung und Interpolation des Minus er- 
reichen, so hätte er die fragliche Stelle sicherlich anders fälschen 
müssen, als durch Einschaltung der uns überlieferten sieben Worte 
„libertatem . . . voluerint. " ^) 

Seite 54 soll Anm. 1 lauten: 

In einer Schenkungsurkunde Ottokars IL vom 31. März 1254 zu gunsten des 
Bistums Freising heißt es: „Quod ex domine Älargarete, dllecte uxoris nostre, 
consensu... universos homines . . . qui . . . nunc vero ad eandem uxorem nostram 
iure hereditario et ex illa ad nos dinoscuntur tjtulo donacionis facte prop- 
ter nuptias devoluti . . . nos et eadem uxor nostra donamus." Zahn, Cod. dipl. 
Fris., S. 169. Daß auch eine Witwe ihrem früher un vermählt gewesenen Manne 
eine „Morgengabe" zusicherte, kam in Bayern und Österreich auch sonst vor. 
Vgl. Zöpfl, Deutsche Eechtsgesch., Stuttgart 1858, S. 641, und Stobbe, Hand- 
buch des deutschen Privatrechtes, 3. Aufl., Berlin 1900, IV, 126, 131. 

Seite 74, Anm. 3, setze vor „ Ankershofen" : 

In Omnibus . . . bonis, quocunq^ue nomine dici possunt, . . . sibi equales et 
comunes heredes instituit filios suos. Hormayr, Gesch., In, 587. 

8eite 97, Textzeile 7 von unten, ergänze: 

Als dann ihr Gemahl starb, wollte Margaretha zwischen ihrem 
eigenen Erbe und dem ihres Gemahls geschieden wissen. Ihr Gemahl 
war in Bayern zweifellos Miterbe. Sie selbst suchte aber Tirol, das 
Erbe ihres Vaters, so lange sie lebte, zu regieren, vermutlich nicht 
bloß während der Dauer der Unmündigkeit ihres Sohnes Mainhari^) 

Seite 98, Anm. 4, beginnt mit folgender Erläuterung: 

Vater mäc = Verwandter von Täterlicher Seite; lidemäc = Blutsver- 
wandter; ge Sippe = Verwandter. 

Seite 102, Textzeile 11 von unten, schalte ein: 
Darum nannte sich Johann 1307 in einer Urkunde mit vollem 
Rechte Herzog von Österreich und Steiermark. 5) 



1) Von Erben, a. a. 0., 129, 130. 

2) Vgl. die während des Druckes dieses Buches erschienene Abhandlung 
Dr. Wilhelms, Die Erwerbung Tirols, Mitteil, des Institutes für österr. Gesch., 
1903, XXIV, 54 ff. 

3) Hormayr, Über Minderjährigkeit, Wien 1808, S. 151. 
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Seite 107, Textzeile 12, füge liinzu: 

Auch Heinrich VII. hatte nach seiner Wahl zum Könige seinem 
Sohne den Titel eines Grafen von Luxemburg verliehen, obwohl dieser 
noch minderjährig war, und hatte dort die Eegierung nicht im eigenen 
Namen, sondern in dem des Sohnes führen lassen, i) 

Seite 125, Anm. 2, letzte Zeile, ergänze.* 

Das Original der Übereinkunft Herzog Rudolfs IV. mit dem Baseler Bischof 
vom 22. Januar 1361 im Wiener Staatsarchiv. 

Seite 157, Anm. 2, füge am Schlüsse hinzu: 

Der ihm bis dahin beigelegte oder auch von ihm gebrauchte Titel .war: 
„erwählter römischer König", gelegentlich auch: „Romanorum Rex et Imperator", 
nicht aber: „erwählter römischer Kaiser''. Beispiele für den 26. November 1519 
und 19. Oktober 1520 bei Lanz, Aktenstücke und Briefe zur Gesch. Kaiser Karls V., 
S. 181, und im Arch. d. Reichs-Fin.-Arch., Gedenkbuch 29, Fol. 130, und im Arch. 
d. Min. d. Inn., I, A2, 3028. 

JSeite 217, Anm. 3, lies am Schlüsse: 

Und Puntschart, Herzogseinsetzung und -Huldigung in Kärnten, Leip- 
zig 1899. 

Seite 284, Zeile 10 von oben, füge zu „regierunden" die An- 
merkung hinzu: 

Dieses Wort ist nicht im tschechischen Texte übersetzt. 

Seite 285, Zeile 2 von oben, setze zu „nicht eer" als Anmerkung: 

Diese Worte fehlen im tschechischen Texte. 



1) Schotter, Johann .. . von Böhmen, Luxemburg 1865, 56. 



